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1 Einleitung

Die Bildungspolitik prägt das Leben von Millionen von Kindern, Lehrenden und

Familien auf der ganzen Welt. Sie hängt zusammen mit der Qualität der Demo-

kratie eines Landes,mit demCharakter desWohlfahrtsstaates undmit der Struk-

tur und Entwicklung der Wirtschaft. Dennoch gibt es wenig vergleichende, his-

torische, politisch-ökonomische Forschung zur Frage, warum sich Schulsysteme

an verschiedenenOrten unterschiedlich entwickelt haben.Dies gilt insbesondere

für die Primar- und Sekundarstufe I – die möglicherweise wichtigsten und prä-

gendsten Bereiche des Bildungssystems (Moe/Wiborg, 2016b, 11).

Dieses Buch wirft somit ein Licht auf ein noch zu wenig untersuchtes Feld.

Es bietet eine vergleichend-historische Analyse der Schulreformprozesse in Nor-

wegen und Deutschland und schlägt einen Rokkan’schenTheorierahmen vor, um

die Konflikte und Kompromisse, die solche Reformen geprägt haben, zu verste-

hen. Insbesondere erforscht es dieWurzeln eineswesentlichenUnterschieds zwi-

schendennordischenundkontinentalenSchulsystemen; ihresungleichenGrades

an Einheitlichkeit (Englisch: comprehensiveness). Der Begriff der comprehensiveness

bezieht sich auf das Ausmaß, in dem alle Kinder eines Jahrgangs dieselben Bil-

dungseinrichtungen besuchen,unabhängig von ihren Fähigkeiten oder ihrem so-

zialen Hintergrund. Je einheitlicher ein Schulsystem ist, desto weniger findet ei-

ne Separation und Selektion der Kinder durch Parallelbeschulung, Tracking oder

Leistungsgruppenbildungstatt.DasGegenteil vonEinheitlichkeit ist dieSegmen-

tierung, «die Aufteilung von Bildungssystemen in parallele Segmente oder ‹We-

ge›, die sich sowohl in ihrem Lehrplan als auch in der sozialen Herkunft ihrer

Schüler unterscheiden», wie Ringer (1987, 7; 1979) definiert. Da alle Schulsyste-

me differenzieren, ist es sinnvoll, den Grad der Einheitlichkeit als Kontinuum zu

betrachten,wobei die einheitlichsten Systeme spät undwenig differenzieren und

die segmentiertesten Systeme früh und auf vielfältige Weise differenzieren. Der

Grad der Einheitlichkeit hängt mit den Bewertungssystemen zusammen. Noten

werden häufig für die Selektion in Parallelschulen, Schulzweige oder Leistungs-

gruppen verwendet, während einheitliche Systeme in der Primar- und Sekun-

darstufe I weniger Benotung erfordern. Ein weiteres Kriterium für den Grad der

Einheitlichkeit ist das Alter, in dem die Kinder zum ersten Mal selektiert wer-

den (Abbildung 1.1). Aus der soziologischen und erziehungswissenschaftlichen

Forschung wissen wir, dass eine frühere Selektion die Reproduktion sozialer Un-

gleichheit erhöht (OECD, 2010a, 35f). Wir wissen jedoch wenig darüber, warum

die Einheitlichkeit der Schulsysteme in den Industrieländern so stark variiert.

Die nordischen Länder waren Vorreiter bei der Verlängerung der gemeinsa-

men Schulzeit aller Kinder. Im Laufe der Zeit entstanden sehr einheitliche Ge-
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samtschulsysteme, in denenKinder aller sozialenHintergründebis zumAlter von

16 Jahren gemeinsam die Primar- und Sekundarstufe I besuchen (Wiborg, 2009).

Norwegen war das erste Land, das 1896 eine fünfjährige und 1920 eine siebenjäh-

rige Einheitsschule einführte. In den 1950er bis 1970er Jahren wurde die gemein-

sameSchulzeitmit der Einführungder Jugendschule (ungdomsskole) auf neun Jah-

re verlängert. Dieser Schultyp der Sekundarstufe I ersetzte zwei frühere paralle-

le Schultypen, die Realschule (realskole) und die Fortsetzungsschule (framhaldssko-

le) (siehe Abbildungen 1.2 und 1.3). Die Realschule war akademisch ausgerichtet

und führte zur gymnasialen Oberstufenschule, dem Gymnasium (gymnas), und

dann möglicherweise zur Universität. Die Fortsetzungsschule war eher berufs-

orientiert, verlieh aber keine formalen Abschlüsse.

Die Jugendschule bestand zunächst aus zwei Zweigen, die diesen älteren

Schultypen ähnelten.Die Zweigewurden durch eine flexiblere Einteilung in Leis-

tungsgruppen und schließlich durch leistungsheterogene Klassen ersetzt. Die

Reform war mit der Einführung der neunjährigen Schulpflicht und der Abschaf-

fung der Noten in der sechsjährigen Kinderschule verbunden. Die norwegische

Arbeiterpartei wollte auch die Noten in der Jugendschule abschaffen, aber dieser

Vorschlag stieß auf Widerstand und scheiterte. In den 1990er Jahren wurde das

Einschulungsalter um ein Jahr gesenkt, wodurch die gemeinsame Schulzeit wei-

ter verlängert wurde. Das norwegische Schulsystem sieht heute eine zehnjährige

einheitliche und obligatorische Schulbildung in der siebenjährigen Kinderschule

(barneskole) vor, gefolgt von der dreijährigen Jugendschule (ungdomsskole). In der

Sekundarstufe II setzt das Tracking ein.

In kontinentalen Wohlfahrtsstaaten wird nach wie vor früher selektiert und

separiert.1 Das deutsche Schulsystem ist eines der segmentiertesten der Welt.

In der Weimarer Republik wurde 1920 die vierjährige Grundschule eingeführt.

In den 1950er Jahren bildete die Grundschule die Unterstufe der Volksschule.

Die Mehrheit der Kinder ging in die Oberstufe der Volksschule und dann in die

Berufsausbildung oder auf den Arbeitsmarkt.Nur eineMinderheit besuchte eine

weiterführende Schule, entweder eine Realschule oder ein Gymnasium. In den

1960er Jahren wurde die Zahl der Realschulen und Gymnasien in vielen west-

deutschen Bundesländern erhöht, so auch imbevölkerungsreichsten Bundesland

Nordrhein-Westfalen (NRW).Darüber hinaus wurde eine neue Schulform einge-

führt: die Integrierte Gesamtschule. Trotz ihres Namens und der Absichten der

Reformer war sie keine «echte» Gesamtschule, da die anderen Schulformen nicht

abgeschafft wurden. Die Grundschule wurde von der Oberstufe der Volksschule

abgetrennt, die in eine eigenständige Schulform der Sekundarstufe I, die Haupt-

schule, umgewandelt wurde. Es wurde eine neunjährige, später zehnjährige

Schulpflicht eingeführt (siehe Abbildungen 1.4 und 1.5). In den späten 1970er

1 Die englischsprachigen Länder und die Mittelmeerländer liegen zwischen diesen beiden Polen

(West und Nikolai, 2013).
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Abbildung 1.1: Alter bei der ersten Selektion im Bildungssystem ausgewählter Länder

Quelle: Europäische Kommission/EACEA/Eurydice (2020)

Abbildung 1.2: Das norwegische allgemeinbildende Schulsystem 1954

Abbildung 1.3: Das norwegische allgemeinbildende Schulsystem 1979
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Jahren schlug die sozialdemokratisch-liberale Regierung in NRW die Einfüh-

rung einer so genannten Kooperativen Schule vor, die die drei traditionellen

Schularten unter einem Dach vereinen sollte. Diese Reform wurde 1978 durch

ein Bündnis von Reformgegnern gestoppt, die über 3,6 Millionen Unterschriften

sammelten. Auch heute noch werden in den meisten Bundesländern die Kinder

im Alter von zehn Jahren auf hierarchisch geordnete weiterführende Schularten

aufgeteilt.2 Die Benotung erfolgt in der Regel ab dem Ende der zweiten Klasse

der Grundschule.

Abbildung 1.4: Das nordrhein-westfälische allgemeinbildende Schulsystem 1954

In diesemBuchwerden die politischen Prozesse hinter diesen Schulreformen

vergleichend und historisch analysiert. Kapitel 2 gibt einen Überblick über die

EntwicklungdernorwegischenunddeutschenSchulsystemebis indie 1950er Jah-

re. Anschließend wird der Zeitraum von etwa 1954 bis 1979 eingehend analysiert.

In dieser Zeit erreichte die Bildungsexpansion weltweit einen nie dagewesenen

Höhepunkt (Meyer et al., 1977). InWestdeutschland war dies die bisher letzte Pe-

riode, in der die Schaffung eines zehnjährigen Gesamtschulsystems zumindest

in den Augen der Reformer kurzzeitig möglich schien. In Norwegen, wie in vie-

len anderen Ländern,wurden «Detracking»-Reformen durchgeführt, dieweitrei-

chender waren als alles, was später versucht wurde (Österman, 2017a). Diese Zeit

war ein kritischer Wendepunkt, der die Schulsysteme bis heute prägt. Die Ein-

heitsschule (enhetsskole) bis zumAlter von 16 Jahrenwurde zu einemfast selbstver-

ständlichenMerkmal der norwegischenGesellschaft,während sie inDeutschland

nie eingeführt wurde, sondern ein höchst umstrittenesThema blieb.

2 Nur drei der sechzehn Bundesländer, Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern,

trennen die Schüler etwas später: mit zwölf Jahren (Helbig und Nikolai, 2015, 81). Die ostdeut-

schen Bundesländer haben nach der Wiedervereinigung das Gymnasium wieder eingeführt

(Herrlitz et al., 2009, 238ff; Nikolai, 2018).
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Die Frage, die dieses Buch zu beantworten versucht, ist, warum die in dieser

Zeit eingeschlagenen schulpolitischen Wege in diesen beiden Fällen so unter-

schiedlich waren. Warum wurde die Abschaffung der parallelen Schultypen, der

Aufteilung in Leistungsgruppen und der Benotung in Norwegen durchgeführt,

während vergleichbare Reformen, die im selben Zeitraum in Westdeutschland

versucht wurden, in ihrem Umfang begrenzt blieben? Warum waren die Refor-

men in Deutschland stark umstritten, nicht aber in Norwegen? Das Buch gibt

historische und fallspezifische Antworten auf diese Fragen, versucht aber auch,

unser allgemeines Verständnis von Spaltungsstrukturen und Koalitionsbildun-

gen in der Schulpolitik weiterzuentwickeln.

Abbildung 1.5: Das nordrhein-westfälische allgemeinbildende Schulsystem 1979

Das Hauptargument des Buches ist, dass die Unterschiede in der Schulent-

wicklung darauf zurückzuführen sind, wie Spaltungsstrukturen (cleavage struc-

tures) im Rokkan’schen Sinne interessenübergreifende Koalitionen ermöglichten

oder behinderten. Die ländliche und religiöse Bevölkerung, viele Volksschullehr-

kräfte sowie Teile der Frauenbewegung wurden in unterschiedliche schulpoliti-

sche Koalitionen eingebunden: eine Koalition aus Sozialdemokratie und Partei-

en der Mitte im norwegischen Fall und eine christlich-konservative Koalition im

deutschen Fall. Das Buch plädiert daher für die Rokkan’sche Spaltungstheorie als

sinnvolle theoretische Linse für vergleichend-historische Analysen der Schulpo-

litik. Rokkans (1999, 2000) Arbeit bietet eine mehrdimensionale Perspektive auf

politischesHandeln und Koalitionsbildung, auf die zurückzukommen sich lohnt.

Im Folgenden wird zunächst ein Überblick über die internationale, verglei-

chende Literatur zu Bildungspolitik und Gesamtschulreformen gegeben. Im

nächsten Schritt wird der theoretische Rahmen des Buches abgesteckt. Zu die-

semZweckwerden die Rokkan’sche Spaltungstheorie sowie eineweitere wichtige

Perspektive vorgestellt, die in der vergleichenden politischen Soziologie häufig

angewandt wird; dieMachtressourcentheorie. AnschließendwerdenHauptargu-
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ment und Aufbau des Buches zusammengefasst. Das Einführungskapitel endet

mit einer Anmerkung zur Geschichte, Fallauswahl undMethodik des Buches.

Gesamtschulreformen in der Forschung

Viele Untersuchungen im Bereich der Bildungsforschung konzentrieren sich auf

die Analyse sozialer Reproduktion in bestehenden Bildungssystemen und weni-

ger darauf, wie Reformen zustande gekommen sind.3 Hierfür gibt es gute Grün-

de.DieUngleichheit vonBildungschancenund-ergebnissen ist einwichtigesThe-

ma. DerMangel an vergleichenden Analysen der Schulpolitik verschiedener Län-

der ist jedoch ein Problem.

Nehmenwir zum Beispiel den deutschen Fall: Seit Jahrzehnten ist man in der

Bildungssoziologie und Erziehungswissenschaft geradezu besessen davon, die

Reproduktion von Ungleichheit im deutschen Bildungssystem zu untersuchen.4

Viele Forschungsergebnisse bekräftigen, dass die Selektion im Alter von zehn

Jahren soziale Konsequenzen hat (Maaz et al., 2008, 242f). Die Unterschiede zwi-

schen den Lernergebnissen an unterschiedlichen Schulen sind in Deutschland

sehr groß, weil die weiterführenden Schulformen so ungleiche Lehrpläne und

Schülerschaften haben (OECD,2016, 226). Auch hängenBildungsergebnisse stark

von derHerkunft ab. ImGegensatz dazu schneidetNorwegen bei internationalen

Vergleichen zur Bildungsgerechtigkeit vergleichsweise gut ab (OECD 1972, 2005,

2010a/b, 2016). Sein einheitliches Schulsystem weist weniger Übergänge auf. Die

Leistungsunterschiede zwischen den Kindern sind geringer als in Deutschland

und es handelt sich in erster Linie um schulinterne Unterschiede (OECD, 2016,

226).

Für die deutsche Schulpolitik haben diese Forschungsergebnisse kaum eine

Rolle gespielt. Die Schlussfolgerung der Wissenschaft, dass die frühe Selektion

imdeutschen Systemdie Reproduktion vonUngleichheit begünstigt, hat nicht zu

Gesamtschulreformengeführt. ImGegenteil: Dasmehrgliedrige Schulsystembe-

steht weiter. Deutsche Politiker äußern regelmäßig den Wunsch nach Chancen-

gleichheit, aber nur wenige von ihnen unterstützen weitreichende Gesamtschul-

reformen.Warum ist das so? Diese Frage ist in derWissenschaft bisher kaumun-

tersuchtworden. Folglichwissenwir viel über die Reproduktion vonUngleichheit

im deutschen Bildungssystem, aber wenig darüber, warum das vermutlich un-

gleichheitsförderndste Merkmal des Systems – Selektion und parallele Beschu-

lung in der Sekundarstufe I – nie erfolgreich reformiert wurde.

3 Für einige Beispiele siehe Shavit/Blossfeld, 1993; Breen at al., 2010; oder die vielen OECD-Stu-

dien über Bildung.
4 Siehe zum Beispiel Becker und Lauterbach (2016), Berger und Kahlert (2008), Hopf (2010) oder

Krüger et al. (2011).
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Einige wenige Studien versuchen, der Frage nachzugehen, warum Gesamt-

schulreformen an einigen Orten erfolgreich umgesetzt wurden, an anderen je-

dochnicht.Baldi (2012)weist in seinemVergleichder bildungspolitischenDiskur-

se der Nachkriegszeit in Großbritannien undDeutschland darauf hin, dass deut-

sche Wissenschaftler ihre Vorstellungen über angeborene Fähigkeiten nur lang-

sam revidierten, was er auf ideelle und strukturelle Hinterlassenschaften aus der

NS-Zeit zurückführt. Ein früherer, ähnlicher Beitrag ist die Arbeit von Heiden-

heimer (1974), in der er versucht, die «unterschiedlichen Ergebnisse der Schulver-

einheitlichungsversuche in Schweden undWestdeutschland» zu erklären. Er gibt

Beispiele für elitäre Einstellungen, die bei deutschen Pädagogen, Lehrenden, Po-

litikern und Eltern vorherrschen. Er vergleicht auch die Rolle der Lehrerorgani-

sationen und stellt fest, dass die deutschen Gymnasiallehrer einen größeren Ein-

fluss hatten als ihre schwedischen Kollegen. Dies wird auf die Tatsache zurück-

geführt, dass sie Teil einer starken Antireform-Koalition mit der Christlich-De-

mokratischen Union (CDU), konservativen Bürokraten und bürgerlichen Eltern-

verbändenwaren.Heidenheimer (1974) kommt zudemSchluss, dass die deutsche

Linke nicht geeint genug war, um diese Herausforderung zu meistern, und ver-

weist auf interneKonflikte. Sowohl Baldi (2012) als auchHeidenheimer (1974)wei-

sen auf wichtige ideologische Unterschiede hin. Sie liefern jedoch keine Erklä-

rung dafür, warum konservative Vorstellungen in Deutschland so lange so stark

blieben, selbst in Teilen derjenigen gesellschaftlichen Milieus, die von Gesamt-

schulreformen hätten profitieren können.

Ein weiteres Argument, das zur Erklärung des deutschen Falles vorgebracht

wurde, ist, dass die föderalistische Struktur die institutionelle Starrheit des

Schulsystems begünstigt (Baldi, 2012; Ertl und Philipps, 2000; Hahn, 1998). Man

kann davon ausgehen, dass der Föderalismus Vetopunkte im Entscheidungs-

prozess erzeugt, weil er eine zusätzliche institutionelle Ebene schafft, auf der

Reformen ausgehandelt werden müssen (Immergut, 1992; Huber/Stephens,

2001). Eine Studie von Erk (2003) zeigt jedoch, dass der deutsche Föderalismus

dazu neigt, einheitliche Merkmale im Bildungswesen zu entwickeln, und dass

die Standardisierung trotz Föderalismus hoch ist. Außerdem konzentriert sich

das vorliegende Buch auf ein Bundesland, nämlich NRW. Theoretisch hätten

nordrhein-westfälische Schulpolitiker die flächendeckende Gesamtschule in

der Sekundarstufe I einführen können, obwohl andere Bundesländer dies nicht

getan haben.Daswäre rechtlichmöglich gewesen,weil die Schulpolitik in die Zu-

ständigkeit der Landesregierungen fällt. Es hätte möglicherweise zu Konflikten

in den Gremien geführt, in denen die Schulpolitik der Länder koordiniert wird.

Solche potenziellen Konflikte mit anderen Bundesländern spielten jedoch in den

Reformdebatten in NRW keine nennenswerte Rolle, wie in späteren Kapiteln

dieses Buches gezeigt wird.

Der bisher wichtigste vergleichende Beitrag ist die Arbeit von Wiborg (2009,

2010), die sich mit der Geschichte der Gesamtschule in Skandinavien, Deutsch-
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land und England beschäftigt.Wiborg kommt zu demErgebnis, dass (1) intensive

Prozesse der Staatsbildung mit Bildungsreformen verbunden waren, aber nicht

erklären können, warum sich das Niveau der vertikalen Differenzierung zwi-

schen Skandinavien und Deutschland so stark unterscheidet (Wiborg, 2009, 47).

Sie zeigt weiter auf, dass (2) «die relative Homogenität der skandinavischen Ge-

sellschaften die Entwicklung eines einheitlichen Bildungssystems begünstigte»

(Wiborg, 2009, 215), aber dass der Unterschied in den Klassenstrukturen nicht

vollständig das Fehlen einer ähnlichen Entwicklung in Preußen erklären kann

(Wiborg, 2009, 215). Sie betont (3) die Bedeutung der liberalen Parteien bei der

Schaffung einer einheitlichen Bildung in Skandinavien durch die Einführung

von Volksschulen und Realschulen, die – theoretisch – allen offen standen (Wi-

borg, 2009, 75ff; 2010, 546ff).Wiborgs (2009, 231; 2010) abschließende Hypothese

lautet, dass (4) «es letztlich die […] Stärke der Sozialdemokratie war, die die

unterschiedliche Entwicklung der Gesamtschule in Skandinavien einerseits und

in Deutschland und England andererseits erklärt». In Skandinavien schlossen

die sozialdemokratischen Parteien Bündnisse mit der liberalen Bauernschaft

und später mit der aufstrebenden Mittelschicht, was es ihnen ermöglichte,

die zehnjährige Einheitsschule einzuführen. Der deutschen und englischen

Sozialdemokratie gelang es nicht, ähnlich starke Allianzen zu bilden.

Dies sind überzeugende Ergebnisse. Die Behauptung, dass die deutsche So-

zialdemokratie ideologisch «in der Vergangenheit verwurzelt» war und es daher

nicht schaffte, dieWähler derMittelschicht zu überzeugen,wird jedoch durch die

Analyse im vorliegenden Buch nicht gestützt (Wiborg, 2010, 554; Sass, 2015). Die

deutsche Sozialdemokratie war ideologisch weniger radikal als die norwegische

Sozialdemokratie,aber siewar tief gespalten.Einige führendePersönlichkeiten in

der Partei unterstützten die Gesamtschule nie vorbehaltlos. Darüber hinaus sind

die unterschiedliche Rollen der Konservativen und der Christdemokraten inNor-

wegenundDeutschland sowie die Bedeutung von anderen Spaltungslinien neben

der Klassenspaltung (wie Staat-Kirche- und Stadt-Land-Spaltung) wichtige Fak-

toren, wie in diesem Buch gezeigt wird.

Auch einige Dissertationen haben sich vergleichend mit Gesamtschulrefor-

men beschäftigt (Edelstein, 2022; Österman, 2017b). Edelstein (2022) hebt vor

allem Faktoren wie institutionelle Pfadabhängigkeit und auf Macht und Legiti-

mation basierende Reproduktionsmechanismen hervor. Österman (2017a, 157f)

zeigt auf, dass das Alter der ersten Selektion in vielen Ländern in den 1960er

und 1970er Jahren nach hinten verschoben wurde und seither relativ stabil ge-

blieben ist. Auf der Grundlage einer quantitativen Analyse der Entwicklung in 31

Industrieländern kommt er zu dem Schluss, dass «Sozialdemokraten eindeutig

häufiger als alle anderen großen Parteien ‹Detracking›-Reformen durchsetzen»

(Österman,2017a, 168).EineDominanz christdemokratischerRegierungen«steht

im Zusammenhang mit einer stärkeren Verfolgung früher Selektion», während

die Rolle von Konservativen und Liberalen in seinen Ergebnissen unklar bleibt

15



(Österman, 2017a, 171).Wie er betont, sind «detaillierte Fallstudien» erforderlich,

um zu verstehen, «wie politische Koalitionen im Zusammenhang mit Tracking-

Reformen gebildet werden» (Österman, 2017a, 172). Seine Haupterkenntnis, dass

Sozialdemokraten Protagonisten von Gesamtschulreformen waren, während

Christdemokraten solche Reformen ablehnten, gilt für viele Fälle. Man sollte

jedoch vorsichtig sein mit der Schlussfolgerung, dass Christdemokraten immer

gegen Gesamtschulreformen seien. Im vorliegenden Buch wird gezeigt, dass

die kleine norwegische christdemokratische Partei kein entschiedener Gegner

solcher Reformen war. Tatsächlich war der norwegische Bildungsminister, der

die Einführung der Jugendschule im Jahr 1969 abschloss, ein Christdemokrat,

Kjell Bondevik.

Ein weiterer Beitrag ist die Studie von Busemeyer et al. (2020) über die öf-

fentlicheMeinung zu Bildungsreformen inWesteuropa, in der die Autoren unter

anderem zeigen, dass die öffentliche Unterstützung für das Gesamtschulprinzip

überall hoch zu sein scheint. Selbst in Deutschland stimmen 84 Prozent der Be-

fragten der Studie zu, dass «alle Kinder unabhängig von ihrer sozialen Herkunft

in denselben Schulen unterrichtet werden sollten, damit alle voneinander lernen

können», während 28 Prozent der Befragten der Meinung sind, dass «Kinder mit

unterschiedlichem sozialem Hintergrund in verschiedenen Schulen unterrichtet

werden sollten, um eine gezieltere Förderung zu ermöglichen».5 Wähler linker

Parteien befürworten die Gesamtschule eher undWähler rechter Parteien, wohl-

habendere und höher gebildete Befragte, aber auch die Befragten, die zum ärms-

ten Quintil gehören, sind skeptischer (Busemeyer et al., 2020, 135ff).

Abgesehen von diesen Studien gibt es nur wenige vergleichende Arbeiten,

die sich mit der Geschichte und Politik der Gesamtschule befassen. Hörner et

al. (2015) geben einen nützlichen Überblick über die europäischen Bildungssys-

teme, ohne jedoch die Unterschiede in der Politik der Gesamtschule im Detail

zu analysieren. Klassische Studien wie die von Ringer (1979), Müller et al. (1987),

Archer (2013 [1979]) oder Green (2013 [1990]) helfen, die Entstehungsphasen

von Bildungssystemen zu verstehen, sind aber weniger aussagekräftig, was die

Entwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg betrifft. Es gibt viele hervorragende

Einzelfallstudien, die auch als Sekundärquellen für Vergleiche nützlich sind, die

aber keine Erklärungen für die unterschiedliche Entwicklung in verschiedenen

Ländern liefern.6 Einige Studien haben Schulpolitik in OECD-Ländern verglei-

5 Dieses Ergebnis könnte zum Teil auf die Formulierung der Surveyitems zurückzuführen sein.

Die meisten Befürworter des Gymnasiums sind heute vermutlich der Meinung, dass die Aus-

wahl nach Leistung und nicht nach sozialer Herkunft erfolgen sollte.
6 Für den deutschen Fall siehe zum Beispiel Friedeburg (1992), Hahn (1998), Herrlitz et al. (2009),

Ringer (1969) oder van Ackeren und Klemm (2011). Für Analysen des großen schulpolitischen

Konflikts inNRW in den 1970er Jahren siehe Blumenthal (1988), Rösner (1981) und Seifert (2013).

Für Vergleiche zwischen deutschen Bundesländern siehe Edelstein (2022, 2010), Edelstein und

Nikolai (2013), oder Hartong undNikolai (2016). Für den norwegischen Fall siehe Telhaug (1969,
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chend analysiert, allerdings mit Blick auf die Sekundarstufe II, die berufliche

Bildung, die Hochschulbildung oder die Bildungsausgaben (Busemeyer, 2007,

2014; Schmidt, 2007; Garritzmann, 2016,Thelen, 2004, umnur einige zu nennen).

Einige Autoren, wie Busemeyer (2014), betonen zu Recht die Rolle der christlich-

demokratischen Parteien für die Entwicklung der kontinentalen Bildungssys-

teme, ohne jedoch die Auswirkungen auf die Primar- und Sekundarstufe I

darzulegen.

In einem Beitrag über Lehrerorganisationen und Bildungssysteme in aller

Welt, herausgegeben von Terry M. Moe und Susanne Wiborg (2016a), weisen

Moe und Wiborg (2016b) darauf hin, dass die Konzentration auf Lehrerorgani-

sationen ein guter Ausgangspunkt für eine vergleichende Analyse ist, da diese

Organisationen fast überall eine Schlüsselrolle gespielt haben. Dies ist sicherlich

in Norwegen und Deutschland der Fall (Nikolai et al., 2016, Wiborg, 2016). Das

vorliegende Buch ergänzt diese Analysen, indem es eine theoretische Erklärung

dafür liefert, warum die Gymnasiallehrerschaft in Gestalt des Philologenverban-

des in Deutschland politisch erfolgreicher war als in Skandinavien. Das Buch

bezieht auch den Verband Erziehung und Wissenschaft (VBE) in die Analyse des

deutschen Falles ein. Dieser Verband, und seine Wurzeln im politischen Katho-

lizismus, sind oft ignoriert worden, obwohl die durch den VBE repräsentierten

Gruppen eine wichtige Rolle gespielt haben. Die Spaltung zwischen sozialde-

mokratischen und christlichen Lehrern ist eine Ursache für den vergleichsweise

geringeren historischen Einfluss der deutschen Volksschullehrerschaft.

Mehrere Beiträge haben sich dafür ausgesprochen, die Bildungspolitik stär-

ker in die vergleichende Wohlfahrtsstaatsanalyse einzubeziehen, da sich die

bildungspolitischen Pfade westlicher Nationalstaaten mit Typologien wohl-

fahrtsstaatlicher Regime decken (Iversen/Stephens, 2008; West/Nikolai, 2013;

Willemse/de Beer, 2012). Ein Versuch in diese Richtung sind Studien über Par-

teipräferenzen in der Bildungspolitik, die auf Daten des Comparative Manifesto

Project (CMP)7 basieren (Ansell, 2010, Busemeyer et al., 2013). Dieser Datensatz

liefert quantitative Informationen über Parteiprogramme im Zeitverlauf und

enthält eine Variable mit der Bezeichnung «Bildungsexpansion». Diese Variable

unterscheidet nicht zwischen verschiedenen Politikbereichen, sondern umfasst

fast alle Aussagen zur Bildung, unabhängig von ihrem genauen Inhalt.8 Darüber

hinaus haben Ansell (2010) oder Jakobi (2011) die CMP-Daten in ihren Analysen

nur auf einer aggregierten Ebene verwendet. Wie Busemeyer et al. (2013, 526)

1974, 1979), Telhaug und Mediås (2003), Myhre (1971), Dokka (1966, 1986, 1988), Rust (1989), Seip

(1990), Sejersted (2011), Jarning (1993), oder Volckmar (2016). Für eine Analyse der norwegischen

Parteiprogramme siehe Kjøl und Telhaug (1999). Für Fallstudien zu anderen Ländern siehe zum

Beispiel Greveling et al. (2015), Henkens (2004), Husén (1986), Nieminen (2018), Pultar (2021)

oder Rubinstein und Simon (2007).
7 Siehe https://manifesto-project.wzb.eu/
8 Siehe die Kritik an diesemDatensatz in Busemeyer et al. (2013, 528ff).
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betonen, spielen «Länderkontexte und politische Hinterlassenschaften […] eine

entscheidende Rolle bei der Gestaltung des politischen Wettbewerbs um die

Bildungsexpansion», was zur Folge hat, dass Studien, die ausschließlich auf ag-

gregierten Daten beruhen, «größere Variationen auf einer weniger aggregierten

Datenebene (d.h. der Länderebene) sowie Veränderungen im Zeitverlauf aus-

blenden könnten». So kann beispielsweise die Feststellung von Jakobi (2011), dass

die Bildungsexpansion heute von allen Mainstream-Parteien unterstützt wird

und als Konsens angesehen werden sollte, nur aufrechterhalten werden, wenn

man nicht zwischen den vorgeschlagenen bildungspolitischen Maßnahmen dif-

ferenziert, die sehr unterschiedlich sein können. Wie Busemeyer et al. (2020)

zeigen, prägen hitzige Debatten über das Alter der ersten Selektion, die Eintei-

lung in Leistungsgruppen, die Schulwahl durch Eltern oder die Privatschulen

vielerorts noch immer die Schulpolitik.

Daraus kann man schließen, dass sowohl variablen- als auch fallorientierte

Studien für dieWeiterentwicklung des Forschungsfeldes notwendig sind. Insbe-

sondere fehlt es an vergleichend-historischen Studien, die das politische und in-

stitutionelle Umfeld der Akteure in die bildungspolitische Analyse einbeziehen.

Das vorliegende Buch ist ein Schritt in diese Richtung.Es bereichert aktuelle wis-

senschaftliche und schulpolitische Debatten, indem es beleuchtet, wie Koalitio-

nen und Konflikte in der Schulpolitik zustande kommen.

Theoretischer Rahmen

Die empirische Analyse in diesem Buch stützt sich auf zwei klassische theoreti-

sche Perspektiven: die Machtressourcentheorie und die Rokkan’sche Spaltungs-

theorie. Während beide Ansätze für die Analyse der Schulpolitik nützlich sind,

zeigt dieses Buch, dass Schulpolitik von mehr als Klassenkonflikten und materi-

ellen Interessen geprägt ist, so dass der Fokus derMachtressourcentheorie etwas

zu eng ist.9 Die Rokkan’sche Spaltungstheorie liefert ein differenzierteres Ver-

ständnis dafür, wie interessenübergreifende Koalitionen zustande kommen. Im

Folgenden werden beide Ansätze diskutiert.

Machtressourcentheorie

Die Machtressourcentheorie wurde von Walter Korpi (1974, 1978, 1983, 1985),

John D. Stephens (1979) und Gøsta Esping-Andersen (1985, 1990) entwickelt. Kurz

9 Ein ähnliches Argument könnte für verwandte Theorien vorgebracht werden, die sich auf den

Links/Rechts-Gegensatz und wirtschaftliche Interessen konzentrieren, wie partisanshipTheo-

rien (Hibbs, 1977; Schmidt, 1996; Ansell, 2010).
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gesagt argumentieren sie, dass die Entwicklung unterschiedlicher Wohlfahrts-

staatentypen aus der Verteilung von Machtressourcen zwischen sozioökonomi-

schen Klassen und Klassenfraktionen resultiert. Sie befassen sich auch mit klas-

senübergreifenden Koalitionen, um die Ergebnisse sozialer Kämpfe zu erklären.

Eine zentrale Annahme ist, dass «Arbeitgeber und andere Interessengruppen,

die große wirtschaftliche Ressourcen kontrollieren, es üblicherweise vorziehen,

Verteilungsprozesse in den Kontext von Märkten zu stellen, wo wirtschaftliche

Vermögenswerte strategische Ressourcen darstellen und […] dazu neigen, die

Arbeitermacht zu überflügeln» (Korpi, 2006, 173). Als Reaktion darauf müssen

sich diejenigen, die nicht über große Kapitalmengen verfügen, in Parteien und

Gewerkschaften organisieren und versuchen, einige Aktivitäten aus dem Markt

herauszunehmen, um soziale Staatsbürgerrechte und Dekommodifizierung zu

erreichen (Korpi, 2006; Esping-Andersen, 1990, 35ff).

In dieser Literaturwird demBildungssystem traditionell wenigAufmerksam-

keit geschenkt. Das Konzept der sozialen Staatsbürgerrechte (social citizenship)

wurde jedoch erstmals von T.H.Marshall (1950, 11) definiert als «das gesamte

Spektrum vom Recht auf ein Mindestmaß an wirtschaftlichem Wohlstand und

Sicherheit bis hin zum Recht, […] ein zivilisiertes Leben nach den in der Gesell-

schaft vorherrschenden Normen zu führen». Marshall (1950, 11, 25f) vertrat die

Auffassung, dass «die Institutionen, die am engsten mit [sozialen Staatsbürger-

rechten] verbunden sind, das Bildungssystem und die sozialen Dienste sind»,

und argumentierte, dass der erste Schritt zur Etablierung sozialer Rechte im

20. Jahrhundert die Ausweitung der öffentlichen Volksschulbildung im 19. Jahr-

hundert war. Im Einklang mit Marshalls Denken können die Bildungsexpansion

und -reformen nach dem Zweiten Weltkrieg als eine Erweiterung der sozialen

Staatsbürgerrechte betrachtet werden.

Die Machtressourcentheorie ist eine an Akteuren und Konflikten orientierte

Theorie. Korpi (2006) bietet eine nützliche Unterscheidung zwischen verschiede-

nenArten vonAkteuren.Protagonisten (protagonists) werden vonKorpi (2006, 182)

als «Agenda-Setter» bei der Ausweitung der «sozialen Staatsbürgerrechte» defi-

niert. Zustimmer (consenters) sind Akteure, die entweder aus Angst vor den Reak-

tionen der Wähler von der Opposition zur Zustimmung wechseln oder die «ver-

suchen, die Politik so zu ändern, dass sie ihren zweitbesten oder sogar niedri-

geren politischen Präferenzen entspricht, und die, wenn sie erfolgreich sind, ei-

nem überarbeiteten Vorschlag zustimmen können» (Korpi, 2006, 182). Mit ande-

renWorten: Zustimmer sind zu Kompromissen bereit. Antagonisten (antagonists)

sind Akteure, die sich während des gesamten politischen Entscheidungsprozes-

ses einer Politik widersetzen. Es ist wichtig zu bedenken, dass Protagonisten ei-

ner bestimmtenReform,zumBeispiel einerGesamtschulreform, inBezug auf ein

anderesPolitikfeld,zumBeispiel dieDezentralisierungderLandschulen,Zustim-

mer oder Antagonisten sein können.
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Um zu verstehen, warum einige Akteure bei der Durchsetzung ihres politi-

schen Programms erfolgreicher sind als andere, ist es hilfreich, die Verteilung der

Machtressourcen zwischen ihnen zu betrachten. Korpi (1985, 33) definiertMacht-

ressourcen «als die Eigenschaften (Fähigkeiten oderMittel) von Akteuren (Indivi-

duen oder Kollektiven), die es ihnen ermöglichen, andere Akteure zu belohnen

oder zu bestrafen». Dies bedeutet, dass Machtressourcen in einer relationalen

Weise definiertwerdenundauchdann relevant sind,wenn sie nicht aktiviertwer-

den. Korpi (1985) vertritt außerdem die Auffassung, dass indirekte Machtstrate-

gien denVerwaltern vonMachtressourcen helfen, dieMobilisierung und denEin-

satz ihrerRessourcenzuvermeiden,dadiesermitKosten verbundenwäreunddie

Unsicherheit erhöhenwürde. Eine solche Strategie ist der Versuch, die Schaffung

undGestaltung von Institutionen zu beeinflussen. Institutionenwerden vonKor-

pi (1985, 38) als «Überbleibsel frühererAktivierungen vonMachtressourcen,oft im

Zusammenhangmitmanifesten Konflikten, die vorläufig durch verschiedene Ar-

ten von Kompromissen beigelegt wurden», konzeptualisiert.10 Eine weitere von

Korpi diskutierte Strategie ist der Versuch, Ideologien und Überzeugungen an-

derer Akteure zu beeinflussen. Korpi (1985, 34) spricht von normativenMachtres-

sourcen: «Versuche, Ideologien zu entwickeln und zu verbreiten und Legitimität

zu kultivieren, können als Konversionstechniken zur Senkung der Machtkosten

betrachtet werden» (Korpi, 1985, 39). Das vorliegende Buch analysiert Machtres-

sourcen und Ideologien von kollektiven Akteuren in schulpolitischen Konflikten.

Es untersucht ihre interne ideologische Einheit sowie die Frage, welche ideologi-

schen Argumente in den beiden Fällen hegemonial wurden.11

In der Machtressourcentheorie wird davon ausgegangen, dass kollektive Ak-

teure wie Parteien «die entscheidende Vermittlerrolle» in Bezug auf die politi-

sche Artikulation von Klasseninteressen spielen (Huber/Stephens, 2001, 17). Kor-

pi (2006, 174) definiert Klasse als «Kategorien von Individuen, die relativ ähnliche

Positionen oder Situationen auf den Arbeitsmärkten und in den Beschäftigungs-

beziehungen teilen». Es ist eine empirische Frage, inwieweit sich Kategorien von

ähnlich positionierten Individuen durch kollektives Handeln organisieren oder

10 Siehe Thelen (1999, 2003) und Streeck undThelen (2005) für ähnliche Diskussionen über insti-

tutionellenWandel.
11 Im weiteren Verlauf dieses Buches wird der gebräuchlichere Begriff «Ideologie» anstelle von

«normativen Machtressourcen» verwendet. Der Begriff Ideologie im «schlimmsten Sinne des

Wortes» ist oft so verstanden worden, dass er «ein dogmatisches System ewiger und absoluter

Wahrheiten» (Gramsci, 1972, 407)meint.Gramsci hat eine solcheAuffassung zuRecht kritisiert.

Die meisten Sozialwissenschaftler des 20. Jahrhunderts sind sich einig, dass sich der Begriff

eher sachlich auf ein kohärentes Bündel von Ideen bezieht (Knight, 2006).Der Begriff Hegemo-

niewurde vonGramsci (1972, 161, 182) als eine strategische Führungspraxis definiert, die auf die

Herstellung von Zustimmung abzielt und auf der Bildung vonKoalitionen zwischen einer herr-

schenden Gruppe und subalternen Gruppen beruht, was ein gewisses Maß an Kompromissen

beinhaltet (Opratko, 2012, 43). In diesem Sinne ist der Begriff mit dem Fokus dieses Buches auf

interessenübergreifende Koalitionsbildung in der Schulpolitik vereinbar.
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eine Gruppenidentifikation entwickeln. Allerdings macht Korpi (2006, 173) deut-

lich:

«Die sozioökonomische Klasse stellt [nur] eine der der vielfältigen Linien potenziel-

lerSpaltungsliniendar (einschließlich solcher andererwieReligion,Ethnizität,Beruf

undWirtschaftssektoren), umdie herumkollektivesHandeln […]mobilisiert werden

kann. Das Ausmaß, in dem querverlaufende Konfliktlinienmobilisiert werden, wird

von strukturellen Faktoren beeinflusst, aber der Verteilungskampf konzentriert sich

auch darauf, die relative Bedeutung dieser konkurrierenden Konfliktlinien zu beein-

flussen.»

Aus diesem Grund wäre es zu einfach anzunehmen, dass kollektive Akteure,

wie Parteien, Klasseninteressen immer eindeutig vertreten. Sie müssen sich

auch in Bezug auf andere Spaltungslinien positionieren. Dies kann zu internen

Konflikten führen oder breite interessenübergreifende Bündnisse festigen, je

nachdem, welche Strategien die Akteure als Reaktion auf die Spaltungsstruktur

verfolgen. Der Schlüssel zum Verständnis der Entwicklung von Wohlfahrtsstaa-

ten liegt darin, zu verstehen, welche Art von interessenübergreifender Koalition

in einem Land existiert (Esping-Andersen, 1990, 30). Wie Esping-Andersen

(1990) zeigt, war die Koalition zwischen den skandinavischen Bauern und der

Arbeiterbewegung in Skandinavien von zentraler Bedeutung. Die Entwicklung

der kontinentalen Wohlfahrtsstaaten, wie Deutschland, ist eng mit der Stärke

der christlich-demokratischen Parteien und der katholischen Kirche verbunden

(Huber/Stephens, 2001, 16ff; Manow/van Kersbergen, 2009). Wie Manow und

van Kersbergen (2009, 14ff) betonen, liefert die Machtressourcentheorie jedoch

keine systematische Erklärung dafür, warum sich die Mittelschichten in einigen

Ländern auf die Seite der Sozialdemokratie, in anderen aber auf die Seite der

christdemokratischen Parteien geschlagen haben.

Stein Rokkans Theorie der Spaltungslinien

Stein Rokkans Spaltungstheorie (cleavage theory) kann helfen, ein differenzierte-

res Verständnis dafür zu entwickeln,wie solche politischen Koalitionen zustande

kommen. Rokkan (1999, 276) geht davon aus, dass politische Konflikte aus vielen

Interaktionen in einer sozialen Struktur resultieren können, aber nur einige we-

nige zu einer Polarisierung und damit zu Spaltungslinien führen.Rokkan hat den

Begriff der Spaltungslinie (cleavage) nie definiert. Sein Verständnis des Konzepts

bleibt implizit und an fundierte historische Analysen gebunden.Eine Lektüre sei-

nes Werks zeigt jedoch, worauf sich der Begriff bezieht. Kurz gesagt sind Spal-

tungslinien lang andauernde, stark polarisierte politische Konflikte oder, in Flo-

ras (1999, 7, 34–39)Worten, «fundamentale Oppositionen innerhalb einer territo-
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rialenBevölkerung»,die sichdurchvergleichbareBedeutungundDauerhaftigkeit

auszeichnen. Spaltungslinien haben strukturelle, ideologische und organisato-

rische Dimensionen. Sie basieren auf verschiedenen «sozialen Gruppierungen»,

und zeichnen sich durch jeweilige «kulturelle Besonderheiten» und «organisato-

rische Netzwerke» aus (Bartolini, 2000, 25, Bartolini undMair, 1990, 212–249).

In der Literatur über Spaltungslinien ist nicht immer klar, inwieweit sich der

Begriff auf Strukturen bezieht, die uns aus der Vergangenheit überliefert wur-

den und die das Handeln begrenzen und lenken, oder auf veränderbare ideologi-

sche und politische Konfigurationen der Gegenwart, die durch politisches Han-

deln konstituiert werden. In diesem Buch werden Spaltungslinien als beides ver-

standen,weil sie Struktur undHandeln imLaufe der Zeitmiteinander verbinden.

Sie haben historischeWurzeln und stellen Begrenzungen für die politischen, kol-

lektiven Akteure von heute dar, in dem Sinne, dass sie Institutionen, Identitäten

und Ideologien geformt und damit auch die Akteure selbst geprägt haben. Den-

noch existieren sie nur durch Handeln. Sie werden in laufenden politischen Kon-

flikten immer wieder neu geschaffen und sind daher bis zu einem gewissen Grad

offen für Veränderungen (Lipset und Rokkan, 1967, 6). Für die ideologischen Aus-

prägungen von Spaltungslinien bedeutet dies, dass soziale Bewegungen, Partei-

en und Organisationen zwar ideologisch mit ihren Vorläufern verbunden sind,

es aber jeder Generation obliegt, politische Interessen und damit den Inhalt der

Spaltungslinien neu zu definieren. In dem Maße, wie sich die strukturellen und

materiellen Bedingungen ändern, passen die Akteure ihre Ansichten, Ziele und

Organisationsformen strategisch an, jedoch nicht ohne Bezugnahme auf die alt-

hergebrachten Gegensätze, die ihre politische Identität geprägt haben.Während

kritischer Phasen erhalten die Entscheidungen und Strategien der Akteure eine

besondere Bedeutung und können die Weichen für künftige Ereignisse stellen

(Mjøset, 2000, 192).

Spaltungslinien können sich gegenseitig verstärken, überlagern oder über-

schneiden. Sie können in ihrer Intensität variieren, so dass einige stärker her-

vortreten als andere. Spaltungslinien sollten nie für sich allein analysiert werden,

da territoriale Gebiete von Interdependenzen zwischen Spaltungslinien gekenn-

zeichnet sind (Rokkan, 1999, 309; Lipset und Rokkan, 1967). Rokkan verwendet

den Begriff Spaltungsstruktur (cleavage structure), um eine Kombination von Spal-

tungslinien zu beschreiben, die die soziale Struktur und das politische System

eines Gebiets charakterisiert (Flora, 1999, 7, 34f). Er identifiziert mehrere kriti-

sche historische Phasen, die zu Spaltungslinien geführt und politische Systeme

geformt haben (Rokkan 1999, 303–319, Tabelle 1.1).

Was die organisatorische Artikulation von Spaltungslinien betrifft, widmet

Rokkan (1999) den politischen Parteien diemeiste Aufmerksamkeit. Eswird deut-

lich, dass Parteien mehreren Spaltungslinien Ausdruck verleihen können (Sass,

2020). Selbstwenn sie sich hauptsächlich auf eine bestimmte Spaltungslinie stüt-

zen, müssen sie sich in Bezug auf andere Spaltungslinien positionieren. Neben
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demWahlkanal der Entscheidungsfindung weist Rokkan (1999, 261–273) auf den

korporativen Kanal als eine weitere Form der Artikulation von Spaltungslinien

hin. Er diskutiert zum Beispiel die Rolle von Gewerkschaften, Bauern- und Fi-

schereiverbänden oder Arbeitgeberorganisationen. Die Rokkan’sche Spaltungs-

theorie bezieht sich also nicht nur auf das Parteiensystem.

Tabelle 1.1: Spaltungslinien in Norwegen und Rheinland/Westfalen/NRW

Spaltungslinie Ausgeprägtheit in Norwegen Ausgeprägtheit in Rheinland/

Westfalen/NRW

Staat – Kirche Niedrig Hoch

Zentrum – Peripherie Hoch Niedrig

Stadt – Land Hoch Niedrig

Arbeitnehmer – Eigentümer

(Klasse)

Hoch Hoch

Kommunistisch – sozialistisch Mittel

(hoch in den 1920er Jahren)

Hoch

Von Rokkan nicht diskutiert:

Männer – Frauen

Mittel Niedrig

Die ältesten Spaltungslinien sind nach Rokkans Ansicht die zwischen Zen-

trumundPeripherie und zwischenStaat undKirche.Die Spaltungslinie zwischen

Zentrum und Peripherie war im protestantischen Norden besonders ausgeprägt.

In Norwegen kam sie in der Gründung der Liberalen Partei (Venstre) zum Aus-

druck, die eine breite Oppositionsbewegung von Bauern, ethnischen Randgrup-

pen und städtischen Außenseitern gegen die städtischen Eliten war, die sich in

der Konservativen Partei (Høyre) organisierten (Rokkan, 1999, 375; 1966). Die Spal-

tung zwischen Staat und Kirche war weniger ausgeprägt, da die protestantische

Staatskirche in den Prozess der Nationenbildung eingebunden war. Andersden-

kendeGruppenprotestantischerMinderheitenwurden in die Bewegungder Peri-

pherie integriert.Weder diese religiösenMinderheiten noch die Staatskirche be-

kämpftendieVersuchedesStaates,dasBildungssystemzukontrollieren (Rokkan,

1999, 286ff). 1933 wurde in Norwegen eine kleine christlich-demokratische Partei

(Kristelig Folkeparti) gegründet, die vor allem Laien aus dem ländlichen Raum ver-

trat, und von diesem Zeitpunkt an wurden Konflikte zwischen Staat und Kirche

etwas deutlicher.

In den religiös gemischtenGebieten auf demKontinent entstandenBewegun-

gen vonprotestantischenDissidentenundkatholischenMinderheiten.Dies führ-

te zu erbittertenKonflikten zwischenStaat undKirche,nicht zuletzt imBildungs-

bereich. InDeutschlandgründetenKatholikendieultramontaneZentrumspartei,

die in Opposition zum protestantischen preußischen Staat stand. Sie wurde von

katholischen Arbeitern und dem katholischen Bürgertum unterstützt und war in
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den Provinzen Rheinland und Westfalen stark. Die deutsche katholische Bewe-

gung umfasste zahlreiche Organisationen, darunter auch Lehrerverbände. Nach

dem Zweiten Weltkrieg trat die CDU in die Fußstapfen der Zentrumspartei und

blieb, obwohl sie die Vereinigung von Protestanten und Katholiken anstrebte, die

wichtigste Vertreterin katholischer Interessen in Deutschland (Schmitt, 1989).

Darüber hinaus entwickelte sich im protestantischen Norden Europas eine

Kluft zwischen Stadt und Land; zwischen Produzenten von Primärgütern und

dem Bürgertum in den Städten. In einigen Fällen führte dies zur Gründung von

Agrarparteien. InNorwegen brach 1920 die agrarische Zentrumspartei (Bondepar-

ti/später Senterparti) aus der Peripherie-Koalition innerhalb der Liberalen Partei

aus (Rokkan, 1999, 375). In vonGroßgrundbesitz geprägten Volkswirtschaftenwie

Preußen oder dem Vereinigten Königreich wurden agrarische Interessen in kon-

servative Bündnisse integriert (Flora, 1999, 40f). In religiös gemischten Gebieten

organisierten katholische Parteien die katholischen Bauern. Der politische Ka-

tholizismus tendierte dazu, die Zentrum-Peripherie- und später die Stadt-Land-

Konflikte zu überlagern (Rokkan, 1999, 309). Auch im Rheinland und in Westfa-

len war die Spaltungslinie zwischen Land und Stadt nicht so ausgeprägt, da es

sichumdicht besiedelte, industrialisierteGebietemitwenigen ländlichenFlecken

handelte.Wie in diesemBuch gezeigt wird,wurden die Interessen des ländlichen

Raums in die Agenda der CDU integriert.

Der Klassengegensatz zwischenArbeitern undKapitaleignernwurde imZuge

der Industrialisierung deutlich und führte fast überall zur Gründung von Arbei-

terparteien, wodurch sich die europäischen Parteiensysteme einander annäher-

ten (Rokkan, 1999, 290). Die Arbeiterbewegungen waren oft durch interne Kon-

flikte gekennzeichnet, die u.a. auf widersprüchlichen Vorstellungen von Natio-

nalität und internationaler Solidarität beruhten. Rokkan (1999, 307, 334ff) kommt

zu dem Schluss, dass diese kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie in den

Ländern am größten war, in denen Konflikte über die nationale Identität unge-

löst blieben. Die deutsche Arbeiterbewegung war nach 1918 tief gespalten. Auch

in Norwegen gab es in den 1920er Jahren, als sich die norwegische Arbeiterpar-

tei radikalisierte, massive Konflikte innerhalb der Arbeiterbewegung.12 Im Jahr

1961 wurde die Sozialistische Volkspartei (Sosialistisk Folkeparti, später Sosialistisk

Venstre) gegründet. In Deutschland wurde die kommunistische Partei (KPD) 1956

verboten. Später wurde mit der DKP eine neue kommunistische Partei gegrün-

det, die gemessen an Stimmenanteilen unbedeutend blieb. Die kommunistisch-

12 Die norwegische Arbeiterpartei der 1920er Jahre vertrat die radikale Strömung und trat der

Komintern bei, was zur Gründung einer sozialdemokratischenMinderheitspartei führte. Spä-

ter wurde eine schwache kommunistische Partei gegründet. In der deutschen Arbeiterbewe-

gung vertrat die Mutterpartei die gemäßigte, sozialdemokratische Strömung, während Min-

derheiten ausgeschlossen wurden oder die Partei verließen, um radikale oder kommunistische

Alternativparteien zu gründen.
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sozialistische Spaltungslinie blieb dennoch in Deutschland aufgrund der Teilung

des Landes stark ausgeprägt. Die Arbeiterbewegung war gespalten in eine anti-

kommunistische, rechtere Strömung und eine Strömung oft jüngerer linker Ra-

dikaler.

Eine letzte Spaltungslinie wurde von Rokkan nicht theoretisiert, nämlich die

zwischen den Geschlechtern. Das Geschlecht ist ein politisch spaltender Faktor

vonBedeutung undDauerhaftigkeit und sollte deshalb in dieTheorie undAnalyse

vonSpaltungsstrukturen einbezogenwerden (Sass undKuhnle,2022).Strukturell

beruht die Geschlechterspaltung auf der politischen, sozialen und wirtschaftli-

chen Unterordnung der Frauen. Ideologisch drückt sie sich durch Narrative aus,

die dieseUnterordnung legitimieren,unddurchdie Entwicklung vonGegeniden-

titäten und Forderungen von Frauenaktivistinnen und ihrenmännlichen Sympa-

thisanten. Politisch artikuliert wurde und wird sie durch die Organisationen der

Frauenbewegung, einschließlich derOrganisationen von Lehrerinnen,unddurch

ihre Gegner. Diese Gegner konnten bisweilen auch unter Liberalen und Sozialde-

mokraten zu finden sein. Dies verdeutlicht, dass die Geschlechterspaltung quer

zur Klassenspaltung verlaufen kann.13

Der historische Ursprung der Geschlechterspaltung sollte auf die erste Wel-

le der organisierten Frauenbewegung datiert werden, etwa von den 1880er bis zu

den 1920er Jahren. In den 1930er bis 1950er Jahren trat sie in den Hintergrund,

gewann aber während der zweitenWelle der Mobilisierung von Frauen, etwa von

den 1960er bis 1980er Jahren,wieder an Bedeutung.WieTherborn (2004, 71f) fest-

stellt, waren die patriarchalischen Regeln umso rigider, je weiter man sich von

Nordwesteuropa nach Süden und Osten bewegte, auch innerhalb Europas selbst.

In Skandinavien wurden Frauenrechte wesentlich früher durchgesetzt als im üb-

rigen Europa, und die Frauenbewegungen waren vergleichsweise einflussreicher

und geschlossener (Therborn, 2004, 79ff). Die protestantischen Staatskirchen in

SkandinavienakzeptiertendasRechtdesStaates,Familienangelegenheiten zu re-

geln, was bei der katholischen Kirche nicht der Fall war (Therborn, 2004, 78).Wie

in Kapitel 5 gezeigt wird, spielte die Geschlechterspaltung in der Schulpolitik ei-

ne Rolle, auch wenn sie nicht zu den dominantesten Spaltungslinien gehörte. In

Norwegen waren diese Konflikte etwas ausgeprägter.

13 Heute sehen sich die politischen Parteien zunehmend gezwungen, sich in Bezug auf die Ge-

schlechterspaltung zu positionieren. Sie spiegelt sich in der Gründung feministischer Parteien

in Schweden undNorwegenwider und vor allem imWachstum rechter Parteien und Bewegun-

gen mit antifeministischer Agenda. Wie eine wachsende Zahl von Forschungsarbeiten zeigt,

wählen Männer eher solche Parteien als Frauen, während Frauen sich zunehmend nach links

wenden (Abendschön/Steinmetz, 2014; Campbell, 2017; Immerzeel et al., 2015; Iversen/Rosen-

bluth, 2010, 110ff).
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Die Politik der Gesamtschulreform – Überlegungen und Erwartungen

In diesem Buch bilden die Machtressourcentheorie und Rokkans Spaltungstheo-

rie den wichtigsten Bezugsrahmen.DieseTheorien stehen nicht imWiderspruch

zueinander, vielmehr stellt die Rokkan’sche Perspektive eine Erweiterung des Fo-

kus dar. Während sich die Machtressourcentheorie in erster Linie auf den Klas-

sengegensatz konzentriert und klassenübergreifende Koalitionen in diesem Zu-

sammenhang betrachtet, lenkt Rokkan (1999) unsere Aufmerksamkeit auf die Be-

deutung weiterer Spaltungslinien. Es sind einige abschließende Bemerkungen

dazu erforderlich, wie diese theoretischen Perspektiven Schule und Schulrefor-

men konzeptualisieren und damit eine Analyse der Schulpolitik leiten können.

Aus der Perspektive der Machtressourcentheorie ist das derzeitige Schulsys-

tem das Ergebnis früherer Klassenkonflikte und klassenübergreifender Kompro-

misse. Die Arbeiterklasse war lange von der sekundären und tertiären Bildung

ausgeschlossen. Die Gesamtschule kann als ein Instrument zur Ausweitung der

sozialen Staatsbürgerrechte und zur Dekommodifizierung betrachtet werden,

da sie impliziert, dass Kinder aller Klassenhintergründe gemeinsam unterrichtet

werden, mit dem erklärten Ziel, ihnen den gleichen Zugang zu längerer Bildung

zu ermöglichen und die Solidarität zu fördern. Aus dieser Perspektive ist zu

erwarten, dass die sozialdemokratischen Parteien der Nachkriegsjahrzehnte

Gesamtschulreformen begrüßten und unterstützten, während ihre Gegner auf

der politischen Rechten sie ablehnten. Der Erfolg oder Misserfolg solcher Re-

formversuche könnte dann auf die Verteilung von Machtressourcen zwischen

der Linken und der Rechten beziehungsweise zwischen Reformprotagonisten

und Antagonisten zurückgeführt werden. Die Theorie der Machtressourcen legt

auch nahe, dass es wichtig ist, die Rolle der Zustimmer und die Koalitionsbil-

dung zwischen potenziellen Zustimmern, Protagonisten und Antagonisten zu

untersuchen.

Aus einer Rokkan’schen Perspektive ist die Schule als Institution ebenfalls ein

Überbleibsel historischer Konflikte. An diesen Konflikten sind jedoch zahlreiche

Akteure beteiligt, deren Konflikte nicht ausschließlich auf Klassenbeziehungen

oder wirtschaftlichen Interessen beruhen. So wurde, wie Rokkan (1999) wie-

derholt betont, das Bildungssystem ursprünglich von der Kirche kontrolliert.

Als der sich entwickelnde Zentralstaat nach und nach die Kontrolle übernahm,

führte dies zu Konflikten zwischen Staat und Kirche, aber auch zu Konflikten

um periphere territoriale Identitäten, Sprache oder Zentralisierung. Auch wenn

der Klassengegensatz in der Nachkriegszeit sehr ausgeprägt war, kamen in der

Schulpolitik weiterhin die Spaltungslinien zwischen Staat und Kirche, Zentrum

undPeripherie, Land und Stadt,Kommunismus und Sozialismus sowie zwischen

den Geschlechtern zum Ausdruck. Die Schule spiegelte alle gesellschaftlichen

Verhältnisse wider und ihre Entwicklung war für viele von Interesse. Die Spal-

tungstheorie lässt daher erwarten, dass die Reformen des Schulsystems das
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Ergebnis komplexer Interaktionen zwischen einer Reihe von Akteurenwaren, die

sich strategisch zu Spaltungslinien verhaltenmussten, um stabile Koalitionen zu

bilden.

Beide Perspektiven legen nahe, dass es wichtig ist, die Machtressourcen und

die Position der Akteure in Bezug auf denKlassengegensatz zu analysieren.Beide

Traditionen betonen auch die Bedeutung der Koalitionsbildung. Rokkans Spal-

tungstheorie weist jedoch auf Koalitionen hin, die nicht nur klassenübergreifend

sind, sondern auch interessenübergreifend auf der Grundlage der gesamten Spal-

tungsstruktur. Für die Fallanalyse bedeutet dies, dass man nachWechselwirkun-

gen zwischen Klassenkonflikten und anderen Oppositionen in der Schulpolitik

suchen sollte. Dies geschieht in diesem Buch, indem nicht nur Gesamtschulre-

formen, sondern auch andere wichtige Schulreformen undDebatten der Zeit un-

tersucht werden.

Eine entscheidende Frage ist dann, inwieweit verschiedene Reformpakete

Kompromisse zwischen sozialen Gruppen darstellten, die dazu dienten, sie in

Pro- oder Anti-Reform-Koalitionen zu integrieren. Die Verlängerung der ge-

meinsamen und obligatorischen Schulzeit bedeutete, dass nicht nur Jugendliche

aus der Arbeiterklasse, sondern auch Jugendliche aus ländlichen Gebieten und

Mädcheneine längereSchulzeit als bisherüblich erhalten sollten. IndiesemSinne

profitierten diese Gruppen von den Reformen. Eine Art interessenübergreifen-

de Pro-Reform-Koalition zwischen der Landbevölkerung, den Landwirten, der

Frauenbewegung und der Sozialdemokratie sollte daher als eine historische

Möglichkeit angesehen werden.

Andererseits müssen wir bedenken, dass dieselben Gruppen möglicherweise

andere schulpolitischeAnliegenhatten,die auf anderenSpaltungslinienberuhten

und die ihnen wichtiger gewesen sein könnten als der Zugang zu weiterführen-

den Schulen für ihre Sprösslinge. Es ist zumBeispiel möglich, dass sie die christ-

liche Erziehung und die Privatschulen stärken wollten oder sich gegen die ihrer

Meinung nach übermäßige Zentralisierung, falsche Sprachpolitik oder kommu-

nistische Ideologie in denSchulenwehrten.Es ist auchmöglich,dass sie eineVer-

längerung der Schulpflicht und eine Bildungsexpansion im bestehenden System

für ausreichend hielten und keinen dringendenBedarf an einerGesamtschule sa-

hen. All dies könnte sowohl den Befürwortern als auch den Gegnern der Gesamt-

schule dieMöglichkeit gegeben haben,Koalitionen zu diesen oder ähnlichenThe-

men zu bilden. Inwieweit dies im Einzelfall geschah, ist eine empirische Frage,

die durch eine unvoreingenommene Betrachtung schulpolitischer Konflikte be-

antwortet werden sollte.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Spaltungsstruktur auch als eine

Gelegenheitsstruktur für politische Akteure der Linken und der Rechten betrach-

tetwerdenkann.DurchdieAusarbeitung vonPolitikpaketenundKompromissen,

die den Interessen und Ideologien verschiedener gesellschaftlicher Gruppen ge-

recht werden, können die Akteure versuchen, Unterstützung entlang mehrerer
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Spaltungslinien zu mobilisieren. Akteure, denen es nicht gelingt, verschiedene

Interessen zu integrieren, könnten ideologisch und organisatorisch ins Abseits

geraten. Die Spaltungsstruktur bestimmt nicht die Ergebnisse solcher Versuche

derKoalitionsbildung,da verschiedeneArten vonKompromissenhistorischmög-

lich bleiben, aber sie kann bestimmte Koalitionen erleichtern oder behindern.

Die Argumentation und der Aufbau dieses Buches

Das Hauptargument dieses Buches ist, dass Koalitionen, Oppositionen und Er-

gebnisse in der Schulpolitik nur im Lichte der Spaltungsstruktur als Ganzes ver-

standen werden können, weil zusätzliche Spaltungslinien neben demKlassenge-

gensatz die Interessen, Ideologien und Neigungen der Akteure prägen, mit wem

sie kooperieren wollen – oder nicht. Sowohl der norwegischen Sozialdemokratie

als auch der deutschen Christdemokratie gelang es, in der Schulpolitik erfolgrei-

che Koalitionen zu bilden, indem sie die Unterstützung mehrerer gesellschaftli-

cher Gruppenmobilisierten. Im norwegischen Fall gelang es der Sozialdemokra-

tie,die Interessen vonkulturell peripherenGruppen, insbesondere aus ländlichen

Gebieten, und Frauen in ihre Schulreformpakete einzubeziehen. Im deutschen

Fall wurden christliche, insbesondere katholische, und ländliche schulpolitische

Interessen von der CDU integriert. In diesem Prozess wurden ähnliche gesell-

schaftliche Gruppen im norwegischen Fall zu Zustimmern zur Gesamtschule, im

deutschenFall jedoch zuAntagonisten.NorwegischenKonservative unddeutsche

Sozialdemokratenversuchtenebenfalls, interessenübergreifendeKoalitionenmit

diesen Gruppen zu bilden, was nur bedingt gelang. Die unterschiedlichen Spal-

tungsstrukturen waren für diese historischen Ergebnisse ausschlaggebend.

Dieses Argument wird im Buch schrittweise dargelegt. Zunächst gibt Kapitel

2 einen Überblick über die Entwicklung der norwegischen und deutschen Schul-

systeme bis in die 1950er Jahre. Die historische Darstellung konzentriert sich auf

Reformen zur Verlängerung der gemeinsamen Schulzeit aller Kinder und ande-

re vieldiskutierte Reformen der Primar- und Sekundarstufe. Sie zeigt, wie sich

Konfliktlinienherauskristallisierten,und liefert dennotwendigenKontext,umzu

verstehen mit welchen Bedingungen die Akteure in der Nachkriegszeit konfron-

tiert waren.

In Kapitel 3 wird das politische Spielfeld der Reformperiode analysiert. Um

die Verteilung der Machtressourcen zu beleuchten, werden Wahlergebnisse,

Regierungsbeteiligung, finanzielle Ressourcen und Mitgliederzahlen der wich-

tigsten Akteure verglichen. Auch wenn die norwegische politische Linke etwas

stärker war, scheinen die Unterschiede in der Verteilung der Machtressourcen

zwischen der Linken und der Rechten nicht so groß zu sein, dass sie eine ähn-

lichere politische Entwicklung der beiden Fälle ausschließen. Die soziale Basis

der politischen Parteien und Organisationen der Lehrerschaft wird ebenfalls
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untersucht. Die Analyse zeigt, dass viele der von den norwegischen Parteien

der Mitte organisierten sozialen Gruppen, wie Landwirte, die ländliche Bevöl-

kerung und Menschen mit einer starken christlichen Identität, einschließlich

religiöser Frauen, in den Reihen der CDU in Deutschland zu finden waren. Die

Volksschullehrerschaft in Deutschland war nach Konfession in verschiedene

Organisationen gespalten. Diese Befunde sind nur vor dem Hintergrund der

Spaltungsstrukturen zu verstehen. Die Dominanz des Staat-Kirche-Konfliktes

in Deutschland und des Zentrum-Peripherie- und Stadt-Land-Konfliktes in

Norwegen führte zur Entwicklung unterschiedlicher Parteiensysteme und Orga-

nisationsstrukturen, in denen ländliche und christliche Interessen verschieden

vertreten wurden. In Norwegen bedeutete dies, dass Sozialdemokraten und

Konservative Koalitionenmit den Parteien der politischenMitte bildenmussten.

In Deutschland konkurrierten Sozialdemokratie und Christdemokratie ebenfalls

um die Unterstützung der liberalen Partei, aber für die CDU war es mindestens

ebenso wichtig, innerparteiliche Kompromisse auszuhandeln.

Kapitel 4 arbeitet auf, wie Koalitionen für oder gegen die bedeutendsten Ge-

samtschulreformen der Zeit zustande kamen. Es konzentriert sich vor allem auf

die Verteilung der Akteure entlang einer politischen Links-Rechts-Achse, in Prot-

agonisten,ZustimmerundAntagonistendieserReformen.Fürdennorwegischen

Fall wird die Jugendschulreform analysiert, einschließlich der gescheiterten Ab-

schaffung der Benotung in der Jugendschule. Für den nordrhein-westfälischen

Fall werden die Konflikte um die Integrierte Gesamtschule und die Kooperative

Schule diskutiert.

Der letzte Abschnitt von Kapitel 4 vergleicht die beiden Fälle und kommt zu

dem Schluss, dass die Konflikte um die Gesamtschule in beiden Fällen als Aus-

druck des Klassengegensatzes betrachtet werden können. Allerdings gibt es Un-

terschiede. Die politische Rechte war in Deutschland ideologisch geeinter, wäh-

rend die politische Linke inNorwegen geeinter war. Vergleichsweise radikale und

linke Argumente wurden in Norwegen hegemonial, aber nicht in Deutschland.

Schließlich stimmte die religiöse und ländliche Bevölkerung den Reformen im

norwegischen Fall zu, während sie sich im nordrhein-westfälischen Fall dagegen

aussprach.Während die norwegische Volksschullehrerschaft die Reformen größ-

tenteils unterstützte, verhielten sichTeile der deutschenLehrerschaft der Primar-

stufe und der Sekundarstufe I höchstens neutral dazu oder lehnten die Reform-

versuche sogar ab.

Wie können wir dieses Ergebnis verstehen? Wie ist es der norwegischen So-

zialdemokratie gelungen, eine so erfolgreiche, hegemoniale Pro-Reform-Koali-

tion aufzubauen, und warum ist die deutsche Sozialdemokratie daran geschei-

tert? Oder anders gefragt:Was hat ländliche und christliche Gruppen an die CDU

gebunden und sie dazu gebracht,Gesamtschulreformen inDeutschland abzuleh-

nen,während ähnliche gesellschaftlicheGruppen inNorwegen denReformen zu-

stimmten? Um diese Dynamik der Koalitionsbildung näher zu beleuchten, kon-
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zentriert sich Kapitel 5 auf andere schulpolitische Konflikte, die Koalitionen für

und gegen Gesamtschulreformen beeinflussten.

Im ersten Teil des Kapitels stehen Religionskonflikte imMittelpunkt der Ana-

lyse. Für den norwegischen Fall werden die Debatten um christliche Erziehung,

Privatschulen und die christliche Präambel des Schulgesetzes analysiert. Für

NRW wird der Konflikt um das konfessionelle Schulwesen erörtert, der mit der

Einführung der Hauptschule als eigenständiger Schulform verbunden war. Der

zweite Teil des Kapitels konzentriert sich auf die Konflikte umdie Zentralisierung

des ländlichen Schulwesens. SolcheKonflikte fanden in beiden Fällen statt,waren

aber in Norwegen heftiger. Der dritte und vierte Teil des Kapitels befasst sich

mit zwei länderspezifischen Konflikten, nämlich dem norwegischen Sprachkon-

flikt und dem westdeutschen Konflikt zwischen Antikommunisten und linken

Radikalen in der Schulpolitik. Diese Konflikte haben keine Entsprechung im

anderen Fall, haben aber beide die Allianzen zwischen Akteuren beeinflusst.

Schließlich werden Geschlechterkonflikte analysiert, wobei der Schwerpunkt auf

den Debatten über Mädchenbildung und Koedukation sowie auf der Rolle der

Lehrerinnenorganisationen liegt. Im letzten Abschnitt wird erörtert und vergli-

chen, inwieweit diese Konfliktlinien in den beiden Fällen zu einer Schwächung

oder Stärkung der Gesamtschulreformbündnisse beigetragen haben.

In Kapitel 6 werden diewichtigsten Ergebnisse der vergleichend-historischen

Fallstudien zusammengefasst. Die norwegische Arbeiterpartei ging in mehreren

der oben erwähnten Themen Kompromisse ein, was es der Konservativen Partei

erschwerte, ein starkes oppositionelles Lager gegen Gesamtschulreformen auf-

zubauen. Die Spaltungslinien zwischen Zentrum und Peripherie und zwischen

LandundStadtwaren inNorwegendiewichtigstenKonfliktliniennebenderKlas-

senspaltung. Sie überlappten einander und stärkten die Bündnisse zwischen der

Sozialdemokratie und der politischenMitte.Die Abneigung der Parteien derMit-

te gegen Zentralisierung bedeutete zum Beispiel, dass sie daran interessiert wa-

ren, ländliche Gemeinden mit guten lokalen Schulen zu versorgen. Diese waren

in vielen Fällen so klein, dass Leistungsgruppendifferenzierung zu kostspielig ge-

wesen wäre.Die Spaltungslinie zwischen Staat und Kirche bedrohte nicht die so-

zialdemokratische Schulpolitik. Christliche Erziehung und Privatschulen waren

viel diskutierte Themen, aber es gab keine Einigkeit unter den bürgerlichen Par-

teien. Auch in der Geschlechterfragewaren die vier bürgerlichen Parteien gespal-

ten, was die Position der Arbeiterpartei weiter stärkte. Von den 1950er bis zu den

1970er Jahren prägten sozialdemokratische Reformideen die norwegische Schul-

politik in hohemMaße.Dies galt auch während der Regierung der Konservativen

Partei und der Parteien derMitte von 1965 bis 1971,welche die Jugendschulreform

fortsetzte. Erst ab den 1970er Jahren wurde die sozialdemokratische Dominanz

etwas geschwächt.

In NRW/Deutschland schwächten vor allem der Staat-Kirche-Konflikt und

der Antikommunismus die Gesamtschulreformkoalition und es entwickelte sich
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ein wesentlich stabileres konservatives Gegenbündnis. Die kommunistisch-so-

zialistische Spaltungslinie drückte sich in Konflikten innerhalb der Linken aus.

Antikommunistische Argumente gegen die Gesamtschule spielten für die inne-

re Geschlossenheit des gegnerischen Lagers eine wichtige Rolle. Die Spaltungs-

linien zwischen Land und Stadt und zwischen Zentrum und Peripherie wurden

durch denKonflikt zwischenStaat undKirche überlagert, der sich in heftigenDe-

batten über das konfessionelle Schulwesen niederschlug.Dies stärkte das interne

Bündnis der CDU, anstatt SPD und FDP die Möglichkeit zu geben, es zu schwä-

chen. Auch die Geschlechterspaltung bedrohte nicht die Dominanz der CDU, die

auf die Unterstützung der katholischen Frauen- und Lehrerinnenverbände zäh-

len konnte. SPD und FDP gelang es, die Hegemonie der CDU in der Schulpolitik

für eine kurze Zeit von Mitte der 1960er bis Anfang der 1970er Jahre zu untergra-

ben, in der sie Zentralisierungsreformen, Reformen des konfessionellen Schul-

wesens, Reformen derMädchenbildung und die Einführung der integrierten Ge-

samtschule durchsetzten. AbMitte der 70er Jahre wurde die christlich-demokra-

tische ideologische Hegemonie wieder gefestigt.

Im zweiten und dritten Teil des Schlusskapitels werden allgemeine Schluss-

folgerungen sowie offene Fragen erörtert. Abschließend wird diskutiert, wie die

Hinterlassenschaften der Nachkriegsreformzeit die aktuelle schulpolitische Si-

tuation in Norwegen und NRW/Deutschland beeinflussen. Auch wenn sich die

politischenSpielfelderundDebattenveränderthaben,kommen inder (Schul-)Po-

litik nachwie vor unterschiedliche Spaltungsstrukturen zumAusdruck,mit Kon-

sequenzen für die politische Koalitionsbildung.

Eine Anmerkung zur Geschichte, Methodik und Fallauswahl

des Buches

Dieses Buch ist das Ergebnis einer langen Phase vergleichend-historischer For-

schung, die 2012 begann.Die beiden Fälle wurden eingehend recherchiert, basie-

rend auf Primärquellen wie Parteiprogrammen, Parlamentsdokumenten, Doku-

menten von Lehrerorganisationen und Zeitzeugeninterviews mit Personen, die

während der Reformzeit in der Schulpolitik aktiv waren (siehe Anhang für Lis-

ten der untersuchten Dokumente und Kurzbiographien). Das Buch stützt sich

auch auf Sekundärquellen wie Einzelfallstudien. Erinnerungslücken und sachli-

che Fehler in den Interviews konnten durch das Studium der Parlamentsdoku-

mente aufgedeckt werden,während die Interviews Einblicke in die politischeDy-

namik gewährten, die in den schriftlichen Quellen nicht immer zu finden waren.

Der Ursprung dieses Buches ist weiter zurückzudatieren auf meine persön-

lichen Erfahrungen als Schülerin in Deutschland und später als Studentin in

Norwegen. Warum, so fragte ich mich, hatte mein Heimatland die gemeinsa-
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me Schulzeit aller Kinder nicht über das zehnte Lebensjahr hinaus verlängert,

während die skandinavischen Länder einen anderen Weg eingeschlagen hatten?

Ich fand es faszinierend, wie sehr sich die skandinavische und die deutsche

Sichtweise auf Schule unterschieden. Meine Intuition, dass ein systematischer

Vergleich mir helfen könnte, diese Unterschiede zu verstehen, wurde schließlich

zur Motivation, diese Arbeit in Angriff zu nehmen. EinigeWorte zur Fallauswahl

sind notwendig.

In einigen Bereichen der Politikwissenschaft wird es nicht als klug angese-

hen, Fälle auszuwählen, weil sie interessant und relevant erscheinen. Vielmehr

wird verlangt, dass man seine Fälle auf der Grundlage von Annahmen auswählt,

die beispielsweise besagen, dass sie «most-similar»14 seien, was bedeutet, dass

sie sich bis auf das Auftreten des zu erklärenden Phänomens – in diesem Fall die

Länge der gemeinsamenSchulzeit – so ähnlichwiemöglich sind.Mankann argu-

mentieren, dassNorwegen und (West-)Deutschland solche Fälle darstellen.Beide

Länder haben ein auf dem Verhältniswahlrecht basierendes Wahlsystem, es gibt

eine institutionalisierte Berufsausbildung und die Hochschulbildung ist kosten-

los. Der Anteil der Privatschulen ist in Norwegen und Deutschland ähnlich und

im Vergleich zu manchen anderen Ländern geringer (OECD 2010a/b, 2012). Vor

den Nachkriegsreformen spiegelten sich die historischen Ähnlichkeiten der bei-

den Schulsysteme in den Bezeichnungen für die verschiedenen Schultypen wi-

der (norwegisch: Folkeskole/realskole/gymnas, deutsch: Volksschule/Realschule/Gym-

nasium). In den 1960er und 1970er Jahren machte sich in beiden Ländern ein Re-

formgeist bemerkbar.Die neunjährige Schulpflichtwurde eingeführt.Auchwenn

sich der norwegische und der deutsche Wohlfahrtsstaat in vielerlei Hinsicht un-

terscheiden, war die Vermittlung einer kostenlosen, qualitativ hochwertigen Bil-

dung in beiden Fällen mit einem Wirtschaftswachstum auf hohem Niveau ver-

bunden, das sich auf spezialisierte, gut ausgebildete Arbeitskräfte stützte.

Mankönnte auch argumentieren,dass dieWahl desBundeslandesNRWsinn-

voll ist, weil NRWden konfessionell gemischten Charakter der deutschen Nation

widerspiegelt, da es lange Zeit eines der konfessionell am stärksten gemischten

Gebiete inDeutschlandwar.15NRWist das bevölkerungsreichste aller Bundeslän-

der; in den Nachkriegsjahrzehnten ging dort rund ein Drittel der westdeutschen

Kinder zur Schule. In der Schulpolitik gehört NRW zu den eher reformorientier-

ten Bundesländern, im Gegensatz zu den eher konservativen und katholischen

südlichen Bundesländern, obwohl es nicht so reformorientiert war wie einige der

14 Siehe zumBeispiel George und Bennett (2005). Skocpol und Somers (1980, 179) bezeichnen sol-

che Fälle als «maximal unterschiedliche Fälle».
15 Ein BundeslandwieNRWmit einemNationalstaatwieNorwegen zu vergleichen, kann imHin-

blick auf empirische Schlussfolgerungen als problematisch angesehenwerden.Willman jedoch

die deutsche Schulpolitik qualitativ untersuchen, ist es notwendig, sich auf die Landesebene zu

konzentrieren.Die nationale Entwicklung wird in diesemBuch als ein kontextueller Faktor be-

trachtet.
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nördlichen Bundesländer oder der Stadtstaat Berlin (Helbig und Nikolai, 2015).

Norwegen hingegen hat als erstes Land die Einheitsschule im Primarbereich ein-

geführt und ist diesem Kurs in höherem Maße treu geblieben als zum Beispiel

das Nachbarland Schweden, wo weitreichende Privatisierung zu Veränderungen

geführt hat (Wiborg, 2012, 2015).

Diese Überlegungen stützen die Auswahl der Fälle. Es wäre jedoch unehrlich

zu behaupten, dass die Fälle aufgrund dieser Überlegungen ausgewählt wurden.

Vielmehrwurden sie ausgewählt,weil ich denWunsch hatte, diese Fälle besser zu

verstehen undweil ich derMeinungwar, dass sie einen fruchtbarenKontrast dar-

stellen. In der historischen Soziologie gilt dies als guter Grund. Am wichtigsten

für historische Soziologen ist jedoch, ihre Fälle gut zu kennen. Die fallorientierte

Forschungsstrategie impliziert,dassTheorienicht imvariablenorientiertenSinne

«getestet» wird, sondern dass man auf einen Dialog zwischen Theorie und Evi-

denz abzielt, während man sich in seine Fälle vertieft und sie vergleicht (Ragin,

1987). Während dieses Prozesses treten empirische Ergebnisse in eine dialekti-

sche Beziehungmit analytischen Rahmen und inspirieren neue Perspektiven auf

DatenundTheorie gleichermaßen (Ragin, 1987; Ragin/Amoroso, 2011, 57ff; Olsen,

1994, 76; Mjøset, 2000).

ImFalle dieses Buches bedeutete dieserDialog, dass ichmeine ursprüngliche,

auf derMachtressourcentheorie basierende Annahme korrigierte, die Ergebnisse

von Gesamtschulreformversuchen seien hauptsächlich das Ergebnis von Konflik-

ten zwischen der Linken und der Rechten. Als ich das historische Material stu-

dierte undmeine Fälle besser kennenlernte, wurdemir klar, dass mein Verständ-

nis zu stark vonder deutschenForschungzurReproduktion vonKlassenungleich-

heit beeinflusst worden war. Auf der Grundlagemeiner «Wiederentdeckung» der

Rokkan’schenTheorie entwickelte ich das Argument, das imweiteren Verlauf die-

ses Buches dargelegt wird: dass die unterschiedlichen schulpolitischen Ergebnis-

se nur im Lichte der Spaltungsstruktur als Ganzer wirklich verstanden werden

können, weil neben der Klassenspaltung andere Spaltungslinien die Präferenzen

der Akteure entscheidend prägten.
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2 Zurück zu den Wurzeln

Dieses Buch befasst sich in erster Linie mit den Schulreformen der 1950er bis

1970er Jahre. Die Bedingungen für Reformen hingen jedoch mit historischen

Hinterlassenschaften zusammen.Dieses Kapitel fasst daher die Entwicklung der

nationalen Schulsysteme in Norwegen und Preußen/später NRW zusammen.

Es gibt Aufschluss darüber, wie sich politische Spielfelder entwickelten und

Spaltungslinien zum Ausdruck kamen, die die Schule als Institution prägten.

Wie wir sehen werden, trugen Unterschiede in den Spaltungsstrukturen schon

früh zu Unterschieden in der schulpolitischen Entwicklung bei. Allerdings gibt

es auch Gemeinsamkeiten: Beide Schulsysteme bestanden bis in die 1950er Jahre

aus Volksschulen, gefolgt von gegliederten Schulformen der Sekundarstufe I

und II. Der Schwerpunkt des Kapitels liegt auf der allgemeinen Grund- und

Sekundarschulbildung.

Das norwegische Schulwesen bis in die 1950er Jahre

Die Ursprünge des norwegischen Schulsystems

Die christliche Erziehung der norwegischen Kinder wurde ursprünglich von der

dänisch-norwegischenKirche kontrolliert. Ein nationales Bildungssystementwi-

ckelte sich schrittweise ab dem 18. Jahrhundert. Im Jahr 1739 erließ der dänisch-

norwegische König Kristian VI. (1730–1746) eine Verordnung über Schulen auf

dem Land (allmueskoler), die vorsah, dass alle Kinder zwischen sieben und zwölf

Jahren mindestens drei Monate im Jahr zur Schule gehen sollten. Während des

gesamten 18. und bis weit ins 19. Jahrhundert hinein bestand für die Mehrheit

der Kinder der Unterricht vor allem aus Erziehung zumChristentum. Sie lernten

zu lesen und mussten christliche Schriften und Gebete auswendig lernen (Tveit,

1991, 95ff). Die pietistische allmueskole baute auf der Vorstellung auf, dass die

Bevölkerung in ihrer Mehrheit «faul und dumm» sei (Telhaug/Mediås, 2003,

36). Die Lehrer der allmueskole gehörten zu den ärmsten Gruppen der Bevölke-

rung. Die allmueskole wurde der Bevölkerung von oben aufgezwungen und sollte

das einfache Volk Respekt vor Kirche und König lehren. Dennoch führten die

Reformen bis um 1800 zur Ausrottung des Analphabetismus (Tønnessen, 2011,

23).

Neben der allmueskole entwickelten sich latinskoler (Lateinschulen) als Schul-

typ für die Eliten. Ursprünglich bereiteten sie auf den Kirchendienst vor, nach
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und nach aber auch auf den Staatsdienst. Realskoler oder borgerskoler (Realschu-

len) wurden als ein anderer Typ von Sekundar- oder Mittelschule mit einemmo-

dernenLehrplan gegründet,der teilweise vonden IdeenderAufklärung inspiriert

war (Myhre, 1971, 27).Diese Schulenwurden vor allem von der neuenKaufmanns-

schicht getragen,die für ihreKinder eine andereArt vonBildunganstrebte,als die

Lateinschulen bieten konnten.ZuBeginndes 19. Jahrhunderts hatten diese Schu-

len dreimal so viele Schüler wie die Lateinschulen (Tønnessen, 2011, 21f).

Im Jahr 1809wurdenMathematik,moderneSprachenundNaturwissenschaf-

ten indenLehrplanallerweiterführendenSchulenaufgenommen.DieneuenVor-

schriften ermöglichten die Zusammenlegung von Realschulen und Lateinschu-

len, so dass Schüler, die nicht die Absicht hatten, eine Universität zu besuchen,

eine Ausbildung ohne Latein erhalten konnten (Myhre, 1971, 28f). In dieser Zeit

war die norwegische Identität keinThema in den Schulen. Die Lehrbücher waren

alle entweder auf Dänisch oder Deutsch verfasst. Pietistische Erziehungsideale

blieben bis etwa 1840 dominant (Tveit, 1991, 113; Telhaug/Mediås, 2003, 54).

Tabelle 2.1: Bevölkerung in Norwegen, 1735–2015

Jahr Bevölkerung

1735 616 109

1800 881 499

1850 1 384 149

1900 2 217 971

1920 2 616 274

1940 2 963 909

1950 3 249 954

1955 3 410 726

1960 3 567 707

1965 3 708 609

1970 3 863 221

1975 3 997 525

1980 4 078 900

2000 4 478 497

2015 5 165 802

Quelle: Statistik Norwegen (SSB)

Nach den Napoleonischen Kriegen war Dänemark gezwungen, Norwegen

an Schweden abzutreten. Dies war bei den norwegischen Eliten unpopulär. Eine

Gruppe von 112 norwegischen Beamten, Geschäftsleuten, Bauern und einigen
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Aristokraten kam am 10. April 1814 zusammen, um eine norwegische Verfassung

auszuarbeiten.Am17.Mai 1814wurdedieVerfassungunterzeichnet.Sie gewährte

allen männlichen Bauern, Beamten und dem kleinen städtischen Bürgertum das

Wahlrecht für das norwegische Parlament.DerGroßteil der Bevölkerung bestand

aus Kleinpächtern, Landarbeitern und Lumpenproletariat (Bull 1969, 32ff). Nach-

dem Norwegen seine Unabhängigkeit erklärt hatte, griff Schweden Norwegen

an, so dass die norwegische Regierung schließlich die Union mit Schweden und

dem schwedischen König akzeptieren musste. Während Schweden die Außen-

politik der Union dominierte, war Norwegen innenpolitisch relativ unabhängig.

Im Jahr 1821 wurden dem kleinen norwegischen Adel alle Privilegien entzogen

(Bull, 1969, 9). 1833 erlangten die Bauern zum ersten Mal eine knappe Mehr-

heit im norwegischen Parlament; ab 1836/37 wurde die Kommunalverwaltung

demokratisiert.

Die Schule als Institution der Nationenbildung

In den Jahren 1848 bis 1851 bildete sich erstmals eineMassenbewegung von Arbei-

tern, Bauern, Gesellen und Bediensteten, doch die Thrane-Bewegung, die nach

ihremAnführerMarcusThrane benanntwar,wurde niedergeschlagen (Bull, 1960,

26ff). Ab etwa 1860 setzte die Industrialisierung ein und die Mittelschicht wuchs.

Es entwickelte sich eine liberale Bewegung,die sich gegendas alte Regimeder ho-

hen Beamten und die Union mit Schweden wandte. Die Bewegung trug den Na-

men Venstre, wörtlich «die Linke», aufgrund ihres Sitzes auf der linken Seite des

Parlaments. Sie wurde hauptsächlich durch den gemeinsamenWunsch nach na-

tionaler Unabhängigkeit zusammengehalten (Sejersted, 2011, 52). 1883/1884 wur-

de die Liberale Partei (Venstre) gegründet, die viele Jahrzehnte lang die norwegi-

sche Politik dominierte. 1884 errangen die Liberalen erstmals eine Mehrheit im

Parlament undkamenandieMacht. Im selben Jahrwurde dieKonservative Partei

(Høyre, wörtlich «die Rechte») gegründet, die höhere Beamte und die oberen Rän-

gederKirchevertrat.Abden 1870er Jahrenentstanden inverschiedenenBranchen

Gewerkschaften. Im Jahr 1887 wurde die norwegische Arbeiterpartei (Arbeiderpar-

tiet) gegründet, gefolgt von der Gründung des norwegischen Gewerkschaftsbun-

des (Landsorganisasjonen) im Jahr 1899. Im Jahr 1903 wählte die Bevölkerung der

nördlichen Provinzen Finnmark und Troms die ersten vier Vertreter der Arbeiter-

partei ins Parlament (Bull, 1969, 70).

Die ethnische Gemeinschaft des norwegischen Volkes wurde zu einem wich-

tigen Thema. Konflikte zwischen Zentrum und Peripherie sowie zwischen Stadt

und Land wurden immer deutlicher. Wichtige Persönlichkeiten wie der Bauern-

sohn Ivar Aasen vertraten die Ansicht, dass die norwegische Kultur und Sprache

auf dem Land die wahre norwegische Seele repräsentierten, während die Kul-

tur in den Städten dänischen Ursprungs, unecht und elitär sei. Von den 1840er
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bis zu den 1870er Jahren entwickelten Aasen und andere eine Schriftsprache, die

auf norwegischenDialekten und demAltnorwegischen basierte; sie wurde Lands-

mål, später Nynorsk (Neu-Norwegisch) genannt. Andere, wie Marcus Jacob Mon-

rad undBjørnstjerne Bjørnson, vertraten die Ansicht, dass Kultur transnationaler

Natur sei und durch die städtischen Eliten nachNorwegen gekommen sei. Bjørn-

son schlug vor, die norwegische Variante des Dänischen Riksmål (später Bokmål)

zu nennen (Telhaug/Mediås, 2003, 57). Im Jahr 1885 beschloss das norwegische

Parlament, dass das neue Landsmål dem Riksmål als offizielle Schriftsprache in

Schulen und im Staat gleichgestellt werden sollte. Ab 1892 waren beide Schrift-

sprachen des Norwegischen als Unterrichtssprache in der Volksschule zugelas-

sen, und es wurde festgelegt, dass Kinder beide Formen lesen lernen sollten. Bis

1900 hatten etwa 250 Schulbezirke, vor allem inMittel- undWestnorwegen sowie

in einigen Teilen Nordnorwegens, Landsmål als Hauptschriftform in den Schulen

eingeführt (Haugland et al., 2002, 87f).

In den 1850er und den 1860er Jahren entwickelte sich eine Bildungsreformbe-

wegung. Sie wurde von Ideen der Aufklärung und des romantischen Idealismus

beeinflusst, die aus Deutschland undDänemark stammten. Ein optimistischeres

Menschenbild ersetzte pessimistische, pietistische Vorstellungen (Telhaug/Me-

diås, 2003, 55f). Die Stellung der Volksschullehrerschaft wurde gestärkt, Semina-

re wurden eingerichtet und die Gehälter erhöht (Tønnessen, 2011, 35f). Die all-

mähliche Demokratisierung der norwegischen Gesellschaft bedeutete, dass die

Bevölkerung nicht mehr nur aus Untergebenen bestand, sondern aus Bürgern,

die entsprechenderzogenwerdenmussten (Telhaug/Mediås,2003,59ff).Mitdem

Gesetz über die allmueskole auf dem Land (lov om allmueskolen på landet) von 1860

wurden Geschichte und Geografie Teil des Lehrplans. Die Volksschulgesetze von

1889 setzten diesen Trend fort, indem sie Geschichte, Geografie und Naturwis-

senschaften zu Pflichtfächern machten und die Zahl der Unterrichtsstunden er-

höhten. Ab 1889 wurden die Schuldirektoren zur einzigen Aufsichtsbehörde für

die Schulen.Bischöfe unddieVorsitzendenderDiözesenhatten keinMitsprache-

rechtmehr.Viele Schuldirektoren engagierten sich politisch in den großenBewe-

gungen der Zeit: in der Abstinenzbewegung und in derNynorsk-Bewegung (Telh-

aug/Mediås, 2003, 85ff). Die Ersetzung des Begriffs allmueskole durch den Begriff

folkeskole stand für neue Ideen. Von nun an sollte die Schulbildung zur Festigung

der nationalen Identität und des Nationalstolzes beitragen und allen offenstehen

(Mediås, 2010, 28).

Insgesamt gewannen Lehrende und Laien ab 1850 an Einfluss, während der

Einfluss der Kirche schwächer wurde. Staatliche Regulierung und Finanzierung

nahmen langsam, aber stetig zu. Das Christentum blieb ein wichtiges Fach, aber

Lehrer ersetztenTheologen in zentralen Positionen (Telhaug/Mediås, 2003, 78ff).
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Bildungsexpansion und die ersten Einheitsschulreformen

Bildung trug nicht nur zum Aufbau der Nation bei, sondern wurde nun auch als

Mittel zur sozialen Integration betrachtet. In den Städten hatten sich bis in die

1850er und 1860er Jahre drei parallele Schultypen entwickelt, die allmueskole (auch

Armenschule genannt), die Realschule und die Lateinschule, die zur Universität

führte. Dieses System war nach sozialem Status und Klasse segmentiert und ge-

riet in den 1840er und 1850er Jahren in die Kritik. 1869 versuchte das Parlament,

eine universelle dreijährige Einheitsschule zu schaffen, aber das Gesetz (lov om of-

fentlige skoler for den høiere Almendannelse) hatte nicht die gewünschteWirkung.Die

Qualität der allmueskole war so niedrig, dass sich die Oberschicht nicht vorstel-

len konnte, ihre Kinder dorthin zu schicken (Telhaug/Mediås, 2003, 68ff). Diese

Qualität verbesserte sich in den folgenden Jahrzehnten. In den Städten wurden

Schulenmit getrenntenKlassen für die Altersgruppenüblich.EinGesetz von 1860

schrieb vor, dass alle Schulbezirke mit mindestens 30 Kindern im schulpflichti-

genAlter festeSchulgebäudebauenmussten,was zumBauvonmehreren tausend

Schulhäusern führte. Bis in die 1930er Jahre wurden einige Kinder in Norwegen

dennoch nur unregelmäßig in Schulen unterrichtet, die von Dorf zu Dorf zogen

(omgangsskoler) (Tønnessen, 2011, 34). Dies war auf die dünne Besiedlung Norwe-

gens in einigen Gebieten zurückzuführen (Tabelle 2.2).

1896 wurde imGesetz über die höheren Schulen (lov omden høyere skole) festge-

legt, dass eine vierjährige Realschule und ein dreijähriges Gymnasium (gymnaset)

nacheinander auf den ersten fünf Jahren der siebenjährigen Volksschule (folkes-

kole) aufbauen sollten. Die ersten fünf Jahre der Volksschule wurden somit zur

Einheitsschule,mit Ausnahmeder privatenVorbereitungsklassen.DieRealschule

war nichtmehr in verschiedene Zweige gegliedert.Das bedeutete, dass Realschu-

le und Lateinschule in der Sekundarstufe I zu einem Schultyp verschmolzen, der

mehr von den Realschulen als von den Lateinschulen beeinflusst war. Die Sekun-

darstufe II, das gymnaset, bestand aus einem naturwissenschaftlichen Zweig, ei-

nemsprachlich-historischenZweigundeinemsprachlich-historischenZweigmit

Latein. Die Lateinschule überlebte also nur als Zweig an den Oberstufen-Gymna-

sien, und selbst dieser Lateinzweig stand unter dem politischen Druck der Libe-

ralen Partei und der Volksschullehrerschaft, die Latein nicht für einen notwendi-

gen Bestandteil der Sekundarstufe II hielten. Der Konservativen Partei und der

Gymnasiallehrerschaft gelang es nur knapp, die Abschaffung des Fachs 1896 zu

verhindern. Die Realschule blieb bei der Mittelschicht und den Töchtern von Be-

amten beliebt (Tønnessen, 2011, 48f).

Die Entwicklung der Einheitsschule von 1865 bis 1896 wurde von vier Haupt-

motiven beeinflusst (Telhaug 1974, Telhaug/Mediås, 2003, 69ff). Erstens dienten

Vergleiche mit den Vereinigten Staaten als Inspiration für eine neue Art von

demokratischer Schule, die modernen Bedürfnissen angepasst war. Zweitens

war die Einheitsschule weniger kostspielig als Parallelbeschulung, insbesondere
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für kleine Gemeinden. Drittens wurde argumentiert, dass der Zustrom von Kin-

dern aus der Ober- und Mittelschicht in den ersten fünf Jahren die Qualität der

Volksschule erhöhen würde. Alle sozialen Schichten hätten nun ein Interesse an

der Qualität der Volksschule und wären daher eher bereit, sie politisch zu unter-

stützen. Viertens argumentierten die liberalen Befürworter der Einheitsschule,

dass das parallele Schulsystem zu einem Mangel an Respekt und Verständnis

zwischen den Klassen führe. Dieser «Klassenhass» wurde als Bedrohung der

nationalen Einheit und Solidarität angesehen (Telhaug/Mediås, 2003, 77). Nur

Unterschiede, die sich aus angeborenen Fähigkeiten ergaben, seien legitim.

Die soziale Mobilität müsse erhöht werden, um die verborgenen Talente der

Bevölkerung zu mobilisieren. Die Gegner der Schulreformen argumentierten

ebenfalls auf der Grundlage einer Klassenperspektive, allerdings eher moralisie-

rend. Sie gingen davon aus, dass Armut mit schlechter Moral zusammenhinge,

und befürchteten, dass Kinder aus «schlechten Elternhäusern» einen schlechten

Einfluss auf die Kinder der Ober- und Mittelschicht haben würden. Sie argu-

mentierten auch, dass die Klassenunterschiede deutlicher zu Tage träten, wenn

Kinder aus verschiedenen Klassen gemeinsam die Schule besuchten.

Neben der stärkeren Betonung der Bildung für die unteren Klassen gab es

auch einen Trend zur Öffnung der Sekundarstufe für Mädchen und Frauen. Im

Jahr 1878wurde der Zugang vonMädchen zur Realschulprüfung geregelt. Ab 1882

konnten Frauen das norwegische Abiturexamen (Examen artium) ablegen und die

Universität besuchen und ab 1884 wurde die Koedukation an den Realschulen er-

möglicht (Mediås,2010,32).WeiblicheLehrkräftekonntenab 1860alsAssistentin-

nen in den Volksschulen eingesetzt werden und ab 1872 konnten sie das Lehrerin-

nenexamen ablegen. Ab 1889/1890 wurden die Seminare für Frauen geöffnet und

sie konnten als reguläre Lehrerinnen in der Volksschule angestellt werden (Medi-

ås, 2010, 32).

Außerdemwurden Sonderschulen für behinderte und vernachlässigte Kinder

gegründet. Im Jahr 1881 wurde ein Gesetz über abnormskoler verabschiedet (Tøn-

nessen, 2011, 46f).Diese Schulen dienten auch dazu, die Volksschule für dieOber-

schicht akzeptabler zumachen,da siedieseKinder vonderVolksschule ausschlos-

sen.

Schließlich wurden zwei zusätzliche Schultypen eingeführt. Spezifisch für

dennordischenKontext ist dieTraditionder folkehøyskole (Volkshochschule).Diese

Schulen führten in die nationalen geistigen Traditionen ein und boten praktische

Bildung an. Jugendliche, die die Volksschule abgeschlossen hatten, konnten die

folkehøyskole besuchen, in der Regel für ein halbes Jahr.Umdie Jahrhundertwende

entwickelte sich ein weiterer Schultyp, die framhaldsskole (Fortsetzungsschule).

Diese Schulen boten Jugendlichen, die die Volksschule abgeschlossen hatten, ei-

ne weitere Möglichkeit, ihre Ausbildung zu verlängern, und vermittelten sowohl

praktische Fähigkeiten als auch allgemeines staatsbürgerliches Wissen. Viele

Lehrerinnen befürworteten diese Schulform als ideale weiterführende Schule
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für Mädchen. Im Gegensatz zur Volkshochschule waren diese Schulen keine

Internatsschulen und weniger ideologisch geprägt (Tønnessen, 2011, 50f).

Die Einführung der siebenjährigen Einheitsschule

Im Jahr 1905 wurde die Union zwischen Schweden und Norwegen aufgelöst und

Norwegen wurde unabhängig. Das frühe 20. Jahrhundert war durch eine Reihe

vonReformen gekennzeichnet, die von der Regierung der Liberalen Partei durch-

geführt wurden. Die Liberale Partei war immer noch die stärkste Partei im Par-

lament, aber 1912 erhielt die Arbeiterpartei 26,5 Prozent der Stimmen und wurde

zweitstärkste Partei.

1911 wurde von der Regierung ein Ausschuss (enhetsskolekomiteen) eingesetzt,

um eine Verlängerung der Einheitsschule und eine bessere Verbindung zwischen

Primar- und Sekundarschule zu erörtern. Im Jahr 1913 legte der Ausschuss sei-

nen Vorschlag vor. Die Mehrheit des Ausschusses vertrat die Auffassung, dass

das Prinzip der Einheitsschule impliziere, dass alle Kinder die Möglichkeit ha-

ben müssten, eine weiterführende Schule zu besuchen. Die Minderheit vertrat

die Ansicht, dass Volksschule und Realschule in den Klassen sechs und sieben

zusammengelegt werden müssten. Die Mehrheit merkte an, dass im Falle der

Einführung einer siebenjährigen gemeinsamen Volksschule und einer entspre-

chenden Verkürzung der Realschule um zwei Jahre der Lehrplan der Volksschule

verbessert werden müsse, insbesondere durch die Einführung einer Fremdspra-

che in den Klassen sechs und sieben (Dokka, 1988, 115ff; Mediås, 2010, 35f). In

den folgenden Jahren wurde dies weiter diskutiert. Das Gesetz über ländliche

Volksschulen wurde 1915 und das Gesetz über städtische Volksschulen 1917 geän-

dert. Die Mindestanzahl der Schulwochen wurde erhöht (Mediås, 2010, 36). Die

Gesetze sahen nun auch vor, dass der Unterricht im Dialekt der Schüler erfolgen

sollte (Almenningen, 2002a, 102).

Die Arbeiterpartei wurde in der Bildungspolitik aktiver und Sozialisten und

Liberale versuchten gemeinsam, die Einheitsschule zu verlängern. In der nor-

wegischen Sozialdemokratie gab es zwei Strömungen: Die gemäßigte Gjøstein-

Strömung wollte das Schulsystem für die Kinder der Arbeiterklasse öffnen und

betrachtete die Einheitsschule als einen Schritt zur Überwindung der Klassen-

unterschiede. Bereits 1904 schlug O.G.Gjøsteen eine zehnjährige Einheitsschu-

le vor. Die andere, radikalere Strömung, vertreten durch Edvard Bull, stand den

bestehenden Bildungstraditionen skeptisch gegenüber und strebte eine prakti-

schere, alternative Bildung an, die der Solidarität dienen und näher an der Kultur

der Arbeiter sein sollte (Slagstad, 2001, 388f; Tønnessen, 2011, 57). Vor dem Zwei-

ten Weltkrieg dominierte die Bull-Strömung. Dem Vertreter der Arbeiterpartei,

JohanGjøstein, demBruder vonO.G.Gjøsteen, gelang es jedoch 1920,das norwe-

gische Parlament davon zu überzeugen, nur diejenigen Realschulen zu finanzie-
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ren, die auf der siebenjährigen Volksschule aufbauten. Dieser Beschluss, der ge-

gen die Stimmen der Konservativen Partei und Teile der Liberalen gefasst wurde,

verlängerte die Einheitsschulzeit –abgesehen von einigenwenigen Privatschulen

–effektiv um zweiweitere Jahre (Slagstad, 2001, 389).Die siebenjährige Einheits-

schule wurde in Norwegen also vergleichsweise früh eingeführt.

DerParlamentsbeschluss enthielt keineAngabenüberdieLängederRealschu-

le. In den meisten Gemeinden dauerte der Besuch der Realschule nun drei Jahre,

aber ein Vorschlag zur Verkürzung auf zwei Jahre wurde diskutiert (Dokka, 1988,

120ff; Mediås, 2010, 37).

Die Reformbewegung der 1920er und 1930er Jahre

Ab den 1920er Jahren setzte eine Wirtschaftskrise ein und die Arbeitslosigkeit

nahm zu. Die Arbeiterpartei radikalisierte sich und schloss sich einige Jahre lang

der Komintern an, was zur Spaltung der Partei führte. Im Jahr 1920 wurde die

Bauernpartei (heute Senterpartiet, Zentrumspartei) gegründet. Es begann eine

Zeit der politischen Instabilität mit wechselnden Regierungen der Liberalen und

der Konservativen Partei. Im Jahr 1933 wurde die christliche Volkspartei (Kris-

telig Folkeparti) gegründet, die nun ebenfalls um die Wählerschaft der Liberalen

Partei konkurrierte. In den 1930er Jahren richtete die Arbeiterpartei ihre Stra-

tegie deutlicher auf die parlamentarische Macht aus. Im Jahr 1935 bildeten die

Arbeiterpartei und die Bauernpartei eine Koalitionsregierung, die sich auf eine

Vereinbarung stützte, die landwirtschaftliche Subventionen und Investitionen

zur Steigerung der Beschäftigung vorsah. Diese Regierung blieb formell bis 1945

im Amt. Im Jahr 1940 wurde Norwegen jedoch von Nazi-Deutschland besetzt.

Die fünf Jahre (1935–1940) der ersten stabilen sozialdemokratischen Regierung in

Norwegen können als eine Übergangszeit vom Regime der Liberalen Partei zur

sozialdemokratischen Ordnung betrachtet werden (Telhaug/Mediås, 2003, 95ff).

1920 wurde eine kurzlebige parlamentarische Schulkommission gebildet. Sie

war von einer konservativen Regierung eingesetzt worden und das Parlament

weigerte sich daraufhin, ihre Arbeit zu finanzieren. Im Jahr 1922wurde eine neue

Kommission eingesetzt, der weniger konservative und mehr linke Mitglieder

angehörten. Diese Kommission erarbeitete in den Jahren 1922 bis 1927 mehrere

Vorschläge, die die Grundlage für die Schulgesetze der 1930er Jahre bildeten. Der

wichtigste Vorschlag war die Umgestaltung der weiterführenden Schulen durch

die Einführung einer dreijährigen Realschule und eines fünfjährigen Gymnasi-

ums, die auf der siebenjährigen Volksschule aufbauen sollten. Die beiden ersten

Jahre der Realschule und des Gymnasiums sollten kombiniert werden, während

das dritte Jahr der Realschule stärker praktisch orientiert sein sollte (Myhre, 1971,

96).

41



Tabelle 2.2: Norwegische Bevölkerung in dicht und dünn besiedelten Gebieten und pro

km2, 1845–1970

Jahr Insgesamt Dicht

besiedelte

Gebiete

Dünn

besiedelte

Gebiete

Bevölkerung

in städtischen

Gemeinden

Prozentualer

Anteil der

Bevölkerung in

dicht besiedel-

ten Gebieten
1)

Bevölkerung

pro km 2)

1845 1 328 471 206 338 1 122 133 161 875 15.6 4.3

1855 1 490 047 252 308 1 237 739 197 815 16.9 4.8

1865 1 701 756 333 485 1 368 271 266 292 19.6 5.5

1875 1 806 900 440 273 1 366 627 326 420 24.4 5.9

1890 2 000 917 625 417 1 375 500 474 129 31.3 6.5

1900 2 240 032 800 198 1 439 834 627 650 35.7 7.3

1910 2 391 782 921 382 1 470 400 689 228 38.5 7.7

1920 2 649 775 1 200 020 1 449 755 785 404 45.3 8.6

1930 2 814 194 1 330 217 1 483 977 800 514 47.3 9.1

1946 3 156 950 1 581 901 1 575 049 884 097 50.1 10.2

1950 3 278 546 1 711 628 1 566 918 1 054 820 52.2 10.6

1960 3 591 234 2 052 634 1 538 600 1 152 377 57.2 11.6

1970 3 874 133 2 554 913 1 319 220 1 641 315 65.9 12.6

1)   Zu den dicht besiedelten Gebieten gehören sowohl städtische Gemeinden als auch dicht besiedelte

Gebiete in ländlichen Gemeinden. «Die Definition eines dicht besiedelten Gebietes hat sich von Zeit zu

Zeit geändert […]. Bei den Volkszählungen 1960 und 1970 wurde ein dicht besiedeltes Gebiet als eine

Ansammlung von mindestens 200 Einwohnern definiert, wobei der Abstand zwischen den Häusern in der

Regel nicht mehr als 50 Meter betrug.» (SSB, 1978, 22)

2)   Svalbard und Jan Mayen nicht eingeschlossen.

Quelle: Statistics Norway (SSB), 1978, 33

Im Jahr 1935 wurde ein Gesetz über die weiterführenden Schulen (lov om høie-

re almenskoler) verabschiedet (Myhre, 1971, 97). Die siebenjährige, gemeinsame

Volksschule,die bereits seit 1920bestand,wurdedarin endgültig festgeschrieben.

Einige Sekundarschullehrer hatten sich eine Differenzierung nach der fünften

oder sechsten Klasse gewünscht, aber dieser Vorschlag scheiterte (Telhaug/

Mediås, 2003, 122). Die Realschule hatte eine eigene Abschlussprüfung, führte

aber auch zur gymnasialen Oberstufe. Schulen mit gemeinsamen Realschule-

und Gymnasialklassen wurden ermöglicht. Es gab zwei-, drei- und vierjährige

Realschulen, sowie fünf- und sechsjährige Gymnasien. Die meisten Gemeinden

führten eine fünfjährige weiterführende Schule ein, die aus zwei gemeinsamen

Jahren in Realschule und Gymnasium und einem praktischeren dritten Real-

schule-Jahr oder drei akademisch orientierten Gymnasialjahren bestand. In den

Städten begann sich somit eine neunjährige Gesamtschule herauszubilden. Auf
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dem Land gab es noch die zweijährige Fortsetzungsschule (framhaldsskole) als

parallele Schulform (Seidenfaden, 1977, 8).

Im Jahr 1936 wurden erneut Gesetze über die Volksschulen auf dem Land und

in den Städten verabschiedet. Mit diesen Gesetzen wurden strengere Regeln für

die Einteilung inAltersgruppen,Mindeststandards für den Lehrplanund eine hö-

here Zahl von Schulstunden eingeführt. Die Zentralisierung der Schulen wurde

ein wichtiges Ziel. Die Zahl der Schulen ohne Einteilung in Altersgruppen wur-

de zwischen 1935/36 und 1945 von 1060 auf 601 gesenkt (Myhre, 1971, 100). Diese

Entwicklung führte zu Spannungen zwischen Stadt und Land, da sie für Kinder

in dünn besiedelten Gebieten zu längeren Schulwegen führte (Seidenfaden, 1977,

10; Tabelle 2.2).

Ab 1935 war ein Planungsausschuss, der sich aus Vertretern des Primar- und

Sekundarbereichs zusammensetzte, mit einer Reihe von pädagogischen Fragen

befasst. Darüber hinaus wurde ein Ausschuss eingesetzt, der von 1936 bis 1939 ei-

nen neuen Lehrplan ausarbeiten sollte. Die Reformer waren von den Ideen der

deutschen Arbeitsschulbewegung beeinflusst. Sie forderten praktische Tätigkeit,

individualisierten Unterricht und Teamarbeit in der Schule. Die Interessen der

Kinder sollten berücksichtigtwerden (Myhre, 1971, 95ff).DieVerwendung vonNo-

ten wurde stark reduziert und in den ersten drei Jahren der Volksschule wurden

die Noten abgeschafft (Tønnessen/Telhaug, 1996). Das Ziel wurde die Förderung

der intrinsischen Motivation (Telhaug/Mediås, 2003, 18f). Fächer wie Sport und

die Mädchenfächer Handarbeit und Hauswirtschaft wurden gestärkt (Telhaug/

Mediås, 111ff).

Der Lehrplan von 1939 entsprach einem positivistischen wissenschaftlichen

Verständnis und war der einzige Lehrplan in der norwegischen Geschichte, der

fast wie ein wissenschaftlicher Bericht geschrieben war (Telhaug/Mediås, 2003,

125ff). Der Lehrplan wurde für alle Gemeinden verbindlich gemacht, was bedeu-

tete, dass sie nicht mehr frei entscheiden konnten, wie viele Stunden sie den ver-

schiedenen Fächern zuordnen wollten. Die geografischen Unterschiede, die sich

während der Regierungszeit der Liberalen Partei entwickelt hatten, wurden nun

als unerwünscht angesehen (Telhaug/Meidås, 2003, 132ff).

Die Organisationen der Volksschullehrerschaft wurden zu zentralen Beratern

desMinisteriums und gehörten zu den Architekten der neuen Lehrpläne und Ge-

setze (Telhaug/Mediås, 2003, 111). Die Abschaffung der privaten Lehrerseminare

war einwichtigesZiel derArbeiterbewegung,auchweil viele von ihnenvon christ-

lichenOrganisationen betriebenwurden. Im Jahr 1938 gab es nur noch eine einzi-

ge private Lehrerbildungsanstalt (Telhaug/Mediås, 2003, 120f). Auch bei den Pri-

vatschulen war ein Rückgang zu verzeichnen. Um 1900 gingen acht Prozent der

Schüler auf Privatschulen. 1940 war es weniger als ein Prozent (Tønnessen, 2011,

54; Telhaug/Mediås, 2003, 121).

1937wurdeeineSprachreformvonderArbeiterpartei,derZentrumsparteiund

der Liberalen Partei verabschiedet, die eine Annäherung der beiden Schriftspra-
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chen bewirkte (Ramsdal, 1979, 17ff). Das Ziel der Arbeiterpartei und der Partei-

en der Mitte war es nun, auf die Verschmelzung der beiden Formen zu einer ge-

meinsamen Norm, dem Samnorsk, hinzuwirken. Innerhalb der Sprachbewegung

herrschte darüber keine Einigkeit. Die Reform führte dazu, dass immer mehr

Schulbezirke dasNynorsk verwendeten. 1944 unterrichteten 34,1 Prozent der nor-

wegischen Schulen in Nynorsk – der höchste Prozentsatz aller Zeiten (Allmennin-

gen, 2002b, 125).

Insgesamt zeigen die Reformen, dass für die 1935 gebildete Regierung aus Ar-

beiterpartei und Zentrumspartei der Ausbau des Bildungswesens ein wichtiges

Ziel war. Der Staat übernahm mehr Aufgaben und forderte im Gegenzug mehr

Einfluss.

Aufwärmen für neue Reformen – die 1940er Jahre und die frühen 1950er

Jahre

Während der deutschen Besatzung von 1940 bis 1945 wurden die Reformpro-

zesse unterbrochen. 1942 wurde Vidkun Quisling, der Führer der norwegischen

faschistischen Partei Nasjonal Samling, Premierminister. Viele zivilgesellschaft-

liche Organisationen und die Staatskirche weigerten sich, mit dem NS-Regime

zusammenzuarbeiten. Lehrende spielten eine wichtige Rolle imWiderstand.Die

Gleichschaltung der Lehrerorganisationen und die Einführung eines nationa-

len Jugenddienstes führten 1942 zu Protesten und Verhaftungen. Die Quisling-

Regierung musste ihren Versuch, eine nationalsozialistische Lehrerorganisation

zu gründen, aufgeben, weil der Widerstand enorm war (Dokka, 1988, 149ff; Me-

diås, 2010, 42). Als der Krieg zu Ende war, hatte das Verhältnis der Norweger zu

Deutschlandmassiven Schaden erlitten.

Nach dem Krieg kam eine Gruppe junger Arbeiterparteigrößen unter Mi-

nisterpräsident Einar Gerhardsen an die Macht. Das von allen Parteien unter-

zeichnete gemeinsame Programm (Fellesprogrammet) unterstrich die Bedeutung

von Zusammenarbeit und nationaler Integration. Industrialisierung, Wirt-

schaftswachstum, Chancengleichheit, Rechte und Sicherheit für alle wurden zu

wichtigen Zielen. Die neue Regierung strebte eine starke Regulierung der Wirt-

schaft an, doch dagegen opponierten die politische Rechte und internationale

Organisationen. Korporatistische Kanäle wurden zunehmend wichtig (Telhaug/

Mediås, 2003, 138ff).

Unmittelbar nach dem Krieg wurde die Debatte über die Schulstruktur wie-

der aufgenommen. Im gemeinsamen Programm von 1945 hieß es, dass das ge-

samte Bildungssystem so koordiniert werden solle, dass alle Elemente auf natür-

liche Weise ineinandergriffen (Mediås, 2010, 42). Dies stand im Zusammenhang

mit den Entwicklungen im Ausland. In Schweden schlug beispielsweise eine 1946

gegründete Schulkommission 1948 die Einführung einer neunjährigen Gesamt-
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schule vor,derenEinführung 1950vomschwedischenParlamentbeschlossenwur-

de (Telhaug, 1969, 23f). Der Arbeiterparteimann,Helge Sivertsen, der von 1947 bis

1956 Staatssekretär im Bildungsministerium und von 1960 bis 1965 Bildungsmi-

nister war, war während dieser Debatte im schwedischen Parlament anwesend

(Telhaug/Mediås, 2003, 175).

Im Jahr 1947 wurde eine Kommission (Samordningsnemnda for skoleverket) ein-

gesetzt, die über die interne Koordinierung des Bildungssystems beraten sollte

(Telhaug, 1969, 24ff). Der erste Bildungsminister nach dem Krieg, Kåre Foster-

voll von der Arbeiterpartei, war nicht erpicht auf weitreichende Veränderungen.

SeinNachfolger LarsMoen, der bis 1953Ministerwar, gehörte ebenfalls der «alten

Schule» der Arbeiterpartei an und hielt die Reformen der 1930er Jahre für ausrei-

chend (Telhaug/Mediås, 2003, 147). Allerdings schlug die Kommission 1949 vor,

das erste Jahrder Fortsetzungsschule fürSchüler,dienicht dieRealschule besuch-

ten, obligatorisch zumachen (Telhaug, 1969, 25).

1952 veröffentlichte die Kommission von 1947 ihren letzten Bericht, in dem sie

die Möglichkeit der Schaffung einer neuen Sekundarstufe I mit parallelen Zwei-

gen für berufliche und allgemeine Bildung entwarf. In dem Bericht heißt es:

«Keine andere Institution hat so viel bedeutetwie die Volksschule imHinblick auf die

AngleichungvonStatus-undKlassenunterschieden innerhalbdesnorwegischenVol-

kes und auf die Schaffung von Zusammengehörigkeit und Kameradschaft zwischen

Kindern aus verschiedenen Gesellschaftsschichten. […] Der wichtige soziale und na-

tionale Faktor, der die Gemeinschaft in der Volksschule war, sollte gestärkt werden,

indemman diese Gemeinschaft in der für die Lebenseinstellung so entscheidenden

Jugendzeit fortbestehen lässt.» (Samordningsnemnda for skoleverket, Sammenfatning og

utsyn, 1952, zitiert in Telhaug, 1969, 26)

Der Bericht war nicht eindeutig, was das Schicksal der älteren Schultypen betraf.

Eines der Kommissionsmitglieder, Heli, machte deutlich, dass er der Meinung

war, dass diese alten Schultypen ersetzt werden sollten (Telhaug, 1969, 27).

1952/53 begann die Arbeiterpartei, sich für eine neue, intern gegliederte Ju-

gendschule (ungdomsskole) einzusetzen. In Programm von 1953 hieß es, dass das

kurzfristige Ziel darin bestehe, die ländliche Volksschule und die Fortsetzungs-

schule zu stärken, so dass die achtjährige Schulzeit zur Regel werde. Als nächster

Schritt solle eine Jugendschule geschaffen werden, die die alten Schultypen Fort-

setzungsschuleundRealschule ersetzen solle.Umdies zuermöglichen,solltendie

Gemeinden gemeinsame Schulgebäude für die Schultypen bauen (Telhaug, 1969,

28ff).

1953 wurde Birger Bergersen Bildungsminister. Er war Botschafter in Schwe-

den gewesen und hatte die dortige Reformbewegungmiterlebt. Von nun an setz-

te sich das Ministerium für eine Verlängerung der Gesamtschulzeit ein (siehe St.

meld. nr. 9 (1954), Om tiltak til styrking av skoleverket).
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Im Herbst 1954 wurde ein Weißbuch des Ministers (St. meld. nr. 9) im Parla-

ment diskutiert. Telhaug (1969, 32) weist darauf hin, dass «die Beziehungen zwi-

schen demMinister und der politischen Opposition […] von einemMaß anHerz-

lichkeit geprägt waren, das man normalerweise nicht mit Parlamentsdebatten in

Verbindung bringt». Der Vorsitzende des Ausschusses für Kirche und Bildung im

Parlament, Smitt Ingebretsen, einMitglied der Konservativen Partei, nannte den

Bildungsminister einen «weisenMann» undmeinte, es bedeute viel, «gemeinsam

träumen zu können». Der Minister seinerseits fand es «ermutigend und anre-

gend», den Rednern der Opposition zuzuhören (Forhandlinger i Stortinget, 12. Ok-

tober 1954, 2249, 2265f ). Alle waren sich einig, dass Experimente eine gute Idee wa-

ren, und einige Mitglieder der Arbeiterpartei sprachen sich für die Idee der Ju-

gendschule aus, aber die Einzelheiten einer solchen Schule wurden nicht disku-

tiert. Telhaug (1969, 33) ist der Meinung, dass die Position des Parlaments eher

zögerlich war. Diemeisten Abgeordneten waren besorgt über den schlechten Zu-

stand der Volksschule, insbesondere auf demLand.Weniger unzufriedenwar das

Parlament mit der Realschule und der Fortsetzungsschule. Minister Bergensen

und Staatssekretär Sivertsen waren dennoch von der neuen Reformidee begeis-

tert (Telhaug, 1969, 33ff). Die von ihnen eingeleiteten Veränderungen werden im

weiteren Verlauf dieses Buches ausführlich behandelt.

Das Schulwesen in Preußen/NRW bis in die 1950er Jahre

Preußisches State-Building und das Schulwesen

Nach dem Wiener Kongress wurden Rheinland und Westfalen zu preußischen

Provinzen (Nonn, 2009, 17ff). Im Preußen des 18. und 19. Jahrhunderts waren die

Volksschulen ein Element des State-Building und wurden der Bevölkerung meist

von oben aufgezwungen (Friedeburg, 1992, 29ff). Auch die weiterführende Schul-

bildung wurde durch die Einführung von Staatsexamina und des preußischen

Abiturs 1788 deutlicher mit den Interessen des Staates verknüpft (Herrlitz et al.,

2009, 33f).

Die Niederlage gegenNapoleons Armee 1806/07 führte zu Reformen. Ziel war

eine kontrollierteModernisierung von oben (Herrlitz et al., 2009, 29; Hohendahl,

1982). Das Bildungswesen wurde zu einem wichtigen Politikfeld. Herrlitz et al.

(2009, 33ff) identifizieren drei Haupttendenzen in den preußischen Bildungsre-

formen des frühen 19. Jahrhunderts. Die erste war die Verknüpfung der tertiären

Bildung mit den Aufgaben des Staates. Im Jahr 1810 wurde das philosophische

Staatsexamen fürGymnasiallehrer eingeführt. Im Jahr 1817wurden innerhalb der

staatlichenBürokratie hierarchisch geordnete Laufbahnen auf derGrundlage von

Bildungsabschlüssen eingeführt.
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Die zweite Tendenz war die zunehmende institutionelle Trennung von Pri-

mar- und Sekundarschulwesen. Im Jahr 1810 wurden 91 Lateinschulen, die nun

Gymnasien hießen, als weiterführende Schulen anerkannt – inmitten einer Viel-

zahl vonEinrichtungenunterschiedlicherQualität. 1834wurdedieAbiturprüfung

für Beamte verpflichtend eingeführt. Die Standesprivilegien des Adels wurden

dadurch eingeschränkt, aber die Regelung hatte auch eine soziale Schließungs-

wirkung. Die soziale Exklusivität drückte sich im Lehrplan der Gymnasien aus,

in dem klassische Sprachen mindestens 40 Prozent ausmachten (Herrlitz et al.,

2003, 36ff).

Die dritte Tendenz war die Entwicklung getrennter Statusgruppen unter den

Lehrern. Volksschullehrer erhielten eine zwei- bis dreijährige Ausbildung an Se-

minaren, für die 1826 eine Abschlussprüfung eingeführt wurde. Gymnasiallehrer

studiertenmindestensdrei Jahre an einerUniversität und entwickelten sich zu ei-

ner angesehenen Gruppe von Beamten. Die beiden Gruppen waren gesellschaft-

lich weit voneinander entfernt (Herrlitz et al., 2009, 40ff).

Tabelle 2.3: Bevölkerung auf dem Gebiet des heutigen NRW, 1816–2013

Jahr Bevölkerung

1816 3 057 000

1864 5 150 000

1910 9 574 716

1925 10 964 398

1939 11 935 336

1950 13 197 008

1958 15 459 265

1960 15 852 476

1965 16 735 736

1970 17 004 851

1975 17 129 615

1980 17 058 193

1990 17 319 651

2000 18 009 865

2014 17 638 098

Quellen: Statistisches Reichsamt, 1914, S. 2 (Daten von 1816 und 1864, Zahlen beinhalten die Regie-

rungsbezirke Trier und Koblenz, die heute nicht zu NRW gehören), Statistisches Reichsamt, 1930, S. 6

(Daten von 1910 und 1925, eigene Berechnungen), IT.NRW (Daten der Volkszählungen 1939 und 1950),

Statistisches Bundesamt (Daten von 1958–2014)
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Der liberale preußische Reformer Johann Wilhelm Süvern unterbreitete 1819

einen Reformvorschlag. Er schlug ein vertikal organisiertes System vor, das aus

einer Primarstufe, einer unteren und einer oberen Sekundarstufe bestehen solle.

Süvern ging davon aus, dass die Primarstufe für die Bildungsbedürfnisse der Un-

terschicht ausreichenwürde.Nachder unterenSekundarstufe solltendie Jugend-

lichen entweder eine Berufsausbildung beginnen oder ihre akademische Ausbil-

dung in der oberen Sekundarstufe eines Gymnasiums fortsetzen (Süvern, 1819,

22). Ludolph vonBeckedorff, der 1820 die Leitung des Volksschulreferats impreu-

ßischenKultusministeriumübernahm,kritisierte SüvernsVorschlagmit demAr-

gument, dass getrennte Schulen für Bauern-, Bürger- und Gelehrtenkinder not-

wendig seien.Diese Standesgruppen seien «verschieden, aber ebenso ehrenwert»

(Schweim, 1966, 229). Etwas anderes zu behaupten, würde nur Unzufriedenheit

hervorrufen.AlleKinder sollten inBezug aufReligionundMoral gleichunterrich-

tet werden, nicht aber in Bezug aufWissen (Schweim, 1966, 222ff). Der Vorschlag

Süverns scheiterte (Herrlitz et al., 2009, 61).

Trotz der Veränderung des politischen Klimas nach 1819 wurde das Volks-

schulsystemweiter ausgebaut. Die Schulpflicht wurde schrittweise durchgesetzt

und die Einschulungsquoten waren höher als in vielen anderen westlichen Län-

dern (Herrlitz et al., 2003, 49ff, Nonn, 2009, 42f, siehe kritische Anmerkungen in

Leschinsky/Roeder, 1983, 139).

Staatlich-kirchliche Konflikte in der preußischen Bildungspolitik

Ein wichtiger Konflikt zwischen der preußischen Regierung und den westli-

chen Provinzen Westfalen und Rheinland hing mit der Konfession zusammen.

Die Mehrheit der Bevölkerung in diesen Provinzen war katholisch (Tabelle 2.4,

Reulecke, 1995, 111). Der preußische Staat und seine Beamten hingegen waren

protestantisch. Katholiken wurden in der staatlichen Verwaltung diskriminiert

(Schmitt, 1989, 37). 1871 wurde das Deutsche Reich unter der Führung von Otto

von Bismarck gegründet. Das Deutsche Reich war ein Bundesstaat, der von

seinem größten Mitglied, Preußen, dominiert wurde. Die meisten Männer über

25 erhielten das Wahlrecht für das neue Parlament, den Reichstag. In deutschen

Reich stellten die Katholiken eine Minderheit dar, die sich hauptsächlich aus

katholischen Arbeitern und dem alten katholischen Bürgertum zusammensetz-

te, das sich gegen die protestantischen Staats- und Wirtschaftseliten stellte. Die

konfessionelle Spaltungslinie fiel somitmit territorialen, sozialenundkulturellen

Trennlinien zusammen (Schmitt, 1989, 49). Im Jahr 1870 wurde die ultramontane

Zentrumspartei gegründet, die im Rheinland und in Westfalen stark war. Die

Zentrumspartei war in gewisser Weise eine Arbeiterpartei, verteidigte aber vor

allem die Rechte der katholischen Kirche und des katholischen Milieus gegen

den protestantischen Staat (Mann, 1973, 421ff). Der politische Katholizismus

48



stand im Gegensatz zu Liberalismus, Kapitalismus und Sozialismus, die alle

als Ausdruck des Protestantismus angesehen wurden. Wie Schmitt (1989, 49)

hervorhebt, war dieser «politische Protestantismus» jedoch «ein katholischer

Mythos». Es gab keine Grundlage für eine einheitliche politische protestantische

Bewegung. Vielmehr waren Protestanten in liberale und konservative, später

auch sozialdemokratische Strömungen gespalten.

In den 1870er Jahren gipfelten die Konflikte zwischen dem preußischen Staat

undder katholischenKirche imKulturkampf (Mann, 1973, 441ff;Nonn,2009, 60f).

Bismarck, unterstützt von protestantischen Konservativen und nationalistischen

Liberalen, bekämpfte die katholische Kirche und ihre Partei rund zehn Jahre lang

erbittert.Erhobden Jesuitenordenauf, schloss kirchlicheSeminareundsetztedie

Bischöfe vonKöln, Paderborn undMünster ab.Mit demSchulaufsichtsgesetz von

1872wollte er die staatliche Aufsicht über das Schulwesen einführen. In den Lehr-

plänen wurden 1871 der Religionsunterricht reduziert und Fächer wie Geschich-

te, Geografie und Naturwissenschaften gestärkt (Herrlitz et al., 2009, 104ff). 1876

wurde eineVerordnung erlassen,wonachReligionsunterricht nur noch von staat-

lich konzessionierten Lehrern oder Pfarrern erteilt werden durfte. Mit der Ein-

führung von Simultanschulen, in denen Kinder verschiedener Konfessionen ge-

meinsam unterrichtet wurden, wollte Bismarck die konfessionell getrennte Be-

schulung überwinden.Diese Versuchewaren bei der katholischen Kirche und der

Zentrumspartei äußerst unpopulär. Sie waren auch nicht erfolgreich: Zwischen

1886 und 1906 wurden noch immer 90 Prozent der katholischen und 95 Prozent

der evangelischen Kinder in Bekenntnisschulen ihrer eigenen Konfession unter-

richtet. Die Schulaufsicht blieb weitgehend in den Händen der Geistlichen und

war bis 1918 uneinheitlich geregelt (Kuhlemann, 1991, 184).

Das Ergebnis des Kulturkampfes war das Gegenteil dessen, was beabsichtigt

war: Das katholische Milieu wurde zusammengeschweißt und die Mehrheit der

katholischen Bevölkerung stand hinter der Zentrumspartei (Nipperdey, 1991,

439ff; Nonn, 2009, 61; Reulecke, 1995, 112, Schmitt, 1989). Sie erhielt bis 1933 die

meisten Stimmen aller Parteien in Westfalen und Rheinland (Abbildung 2.1;

Nonn, 2009, 60). Im Jahr 1878 lenkte Bismarck ein. Viele antikatholische Ver-

ordnungen wurden zurückgenommen. In den 1880er und 1890er Jahren wurden

katholische Massenorganisationen gegründet, darunter auch Lehrerverbände.

Die Beziehungen zwischen den Konfessionen waren weiterhin von Misstrauen

geprägt (Reulecke, 1995, 113ff, Tymister, 1965).
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Tabelle 2.4: Protestantische und katholische Bevölkerungsanteile, 1871–1987

Jahr Region Protestanten Katholiken

1871 Westfalen 45.4 53.5

Rheinland 25.3 73.4

1910 Westfalen 47.2 51.4

Rheinland 29.5 69.0

1925 Westfalen 47.3 49.8

Rheinland 30.1 66.8

Preußen 65.0 31.3

Das Deutsche Reich 64.1 32.4

1950 NRW 41.4 54.8

Bundesrepublik Deutschland 51.2 45.2

1961 NRW 42.8 52.1

Bundesrepublik Deutschland 50.5 44.1

1970 NRW 41.9 52.5

Bundesrepublik Deutschland 49.0 44.6

1987 NRW 35.2 49.4

Bundesrepublik Deutschland 41.9 42.9

Quellen: Statistisches Reichsamt, 1880 (13), 1914 (9), 1930 (16); Statistisches Bundesamt, 1954 (43),

1970 (39), 1980 (62), 2000 (61).

Bildungsexpansion: Liberale und sozialdemokratische Forderungen

Protestantische Liberale und Frühsozialisten hatten ein politisches Zentrum in

Köln (Elkar, 1995, 64f). Am 3. März 1848 versammelten sich 5000 Menschen vor

dem Kölner Rathaus und forderten bürgerliche Freiheiten und öffentliche Schul-

bildung für alle (Elkar, 1995, 69). Viele Städte der Region wurden zum Schauplatz

gewaltsamer Auseinandersetzungen (Elkar, 1995, 69ff).Nach der Revolution führ-

te Preußen das allgemeine Wahlrecht ein, allerdings mit einem Drei-Klassen-

Wahlsystem (Mann, 1973, 260).

ImSeptember 1848konstituierte sichderAllgemeinerDeutscher Lehrerverein

in Eisenach. Die liberale Volksschullehrerschaft forderte ein gestuftes Bildungs-

system, bei dem die Volksschule das erste Glied sein sollte. Sie forderte auch die

Abschaffung von Studiengebühren und Privatschulen, die Öffnung der Gymna-

sien für die Söhne der Unterschicht, bessere Löhne, Arbeitsbedingungen, Aus-

bildung und soziale Sicherheit. Geistliche sollten nicht länger das Recht haben,

die Schulen zu beaufsichtigen (Herrlitz et al., 2003, 22f; Tymister, 1965, 31f). Als

Reaktion darauf erließ das preußische Ministerium 1854 die Stiehl-Verordnung.
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Abbildung 2.1: Ergebnisse der Reichstagswahlen von 1898. Die dunkelsten Flächen sind

diejenigen Gebiete, in denen das Zentrum stärkste Partei wurde.

(Die Abbildung liegt auf der Titel-Detailseite unter https://www.Juventa.de zum Herunterladen in Farbe

ab. Grün: Zentrumspartei, Rot: Sozialdemokraten, Blau: Konservative, Hellblau: Deutsche Reichspartei,

Gelb: Nationalliberale, Hellgelb: verschiedene Sozialliberale, Lila: Antisemiten, Rosa: Parteien ethnischer

Minderheiten, Orange: Bauernverbände)

Quelle: Statistisches Reichsamt, 1899

Damit sollte Organisationen und Forderungen ein Riegel vorgeschoben werden.

Seminare wurden streng reglementiert (Herrlitz et al., 2009, 60f). Dennoch or-

ganisierte sich die Lehrerschaft weiter und setzte sich für Einheitsschulreformen

ein (Kuhlemann, 1991, 191).

Die Einführung des modernen Sekundarschulwesens sorgte für Debatten.

Die Realschulen waren in den 1830er Jahren anerkannt worden (Herrlitz et al.,

2009, 63ff). Nach der Revolution wurden die Realschulen von der Bürokratie als

«Werkzeug des destruktiven Liberalismus» betrachtet (Wiese, 1886, 214, zitiert

in Herrlitz et al., 2009, 64). Allerdings hatte die Realschule viele Befürworter aus

dem wirtschaftlichen Bürgertum. Im Jahr 1859 wurde die neunjährige Realschu-

le 1. Ordnung (ab 1882 Realgymnasium genannt) eingeführt. An den meisten

Realschulen wurde Latein unterrichtet. Nur die Fähigkeit, Latein zu sprechen,

gebe einem «das Gefühl, der anerkannt gebildeten Klasse anzugehören», wie
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es ein Abgeordneter im Abgeordnetenhaus formulierte (Stenographische Be-

richte, 1882, zitiert in Herrlitz et al., 2009, 64). Bis in die 1880er Jahre behielt

das humanistische Gymnasium seine führende Stellung. 60 bis 70 Prozent der

höheren Schüler besuchten diesen Schultyp (Herrlitz et al., 2009, 63ff). In den

1880er Jahren wurde die Bildungsexpansion durch den Ausbau der lateinfreien

Realschulen und Oberrealschulen kanalisiert (Herrlitz et al., 2009, 79f).

Im Jahr 1900 wurde ein Kompromiss zwischen den Befürwortern der moder-

nen und der klassischen Bildung erzielt. Realgymnasien, Oberrealschulen und

humanistische Gymnasien wurden gleichgestellt. Ihre Abiturprüfungen gewähr-

ten nun die gleichen Berechtigungen (Herrlitz et al., 2009, 74ff). Das humanis-

tische Gymnasium verlor seine führende Stellung. Sein Anteil an den höheren

Jungenschulen sank von 59 Prozent im Jahr 1900 auf 39 Prozent im Jahr 1918 und

29 Prozent amEnde derWeimarer Republik (Albisetti/Lundgreen, 1991, 246). Der

Anteil der 11- bis 19-jährigen Jungen,dieweiterführende Schulen besuchten, stieg

von den 1890er bis zu den 1930er Jahren von etwa fünf auf über zehn Prozent

(Nath, 2001, 28).

Eine weitere liberale Forderung war der Zugang zur öffentlichen Bildung

für Mädchen und Frauen. Von den späten 1880er Jahren bis 1908 wurden von

der Frauenbewegung im Deutschen Reich mehr als 30 Bildungseinrichtungen

gegründet, um Mädchen als Externe auf die Abiturprüfung vorzubereiten. Viele

Mädchen aus der Mittel- und Oberschicht besuchten private Mittelschulen. Das

waren Volksschulen mit mindestens fünf aufsteigenden Klassenstufen, maximal

50 Kindern pro Klasse und einer obligatorischen Fremdsprache. Die privaten

Mittelschulen boten oft mehrere Fremdsprachen an, in einigen Fällen sogar

Latein und Griechisch. Der Staat beteiligte sich nicht an der Finanzierung der

Mittelschulen (Herrlitz et al., 2009, 109; Kuhlemann, 1991, 188ff, 199ff). Im Rhein-

land und in Westfalen besuchten viele Mädchen katholische Privatschulen, die

von katholischen Frauenorden aufgebaut worden waren (Sack, 1998, 30). 1908

wurde schließlich ein geregelter öffentlicher Schulweg zum Abitur für Mädchen

geschaffen. Die zehnjährige Mädchenschule, das Lyzeum, bereitete Mädchen

nun entweder auf eine Lehrerinnenausbildung, auf eine allgemeine Frauenbil-

dung an einer Frauenschule oder auf einen dreijährigen Vorbereitungskurs auf

die Abiturprüfung vor. Die Einführung eines Abiturkurses war nur möglich,

wenn dieselbe Einrichtung auch eine Frauenschule anbot. Viele Schulen konnten

es sich nicht leisten, alle Zweige anzubieten, so dass 1912 nur 3,6 Prozent der

Schülerinnen am Lyzeum in die Abiturkurse aufgenommen wurden (Kraul, 1991,

289).
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Tabelle 2.5: Deutsche Bevölkerung in ländlichen und städtischen Gemeinden (in Prozent)

und pro km2, 1875–2000

Jahr Bereich Ländliche

Gemeinden

(weniger

als 2000

Einwohner)

Städtische

Gemeinden,

insgesamt

(mehr

als 2000

Einwohner)

2000 -

5000

5000 -

20.000

20.000 -

100.000

100.000

und

mehr

Bevölke-

rung

pro km2

1875 Westfalen 46.7 53.3 27.5 16.7 9.1 94.3

Rheinland 39.7 60.3 17.8 21.6 20.9 141

Deutsches

Reich

61 39 12.6 12.0 14.4 79.2

1910 Westfalen 19.8 80.2 16.8 23.8 27.1 12.6 202.3

Rheinland 20.8 79.2 11.8 17.7 16.9 32.9 266.3

Deutsches

Reich

40.0 60.0 11.2 14.1 13.4 21.3 124.2

1925 Westfalen 16.5 83.5 13.8 21 31.2 17.6 236.7

Rheinland 18 82 11 15 14.8 41.2 297.2

Deutsches

Reich

35.6 64.4 10.8 13.1 13.7 26.8 134.3

1939 Westfalen 14.3 85.7 30.5 257.7

Rhein-

provinz

15.5 84.5 49.4 311.2

Deutsches

Reich

30.9 69.1 29 132.1

1955

/54

NRW 8.6 91.4 9.3 17.8 21.3 43 420

Bundes-

republik

Deutsch-

land

26.1 73.9 12.9 16.2 15.6 29.2 201

1970 NRW 2.8 97.2 4.3 18.1 32.1 42.6 497

Bundes-

republik

Deutsch-

land

18.4 81.6 11.2 19.1 18.7 32.6 244

2000 NRW 0 100 0.1 12.9 41.2 45.8 528

Bundes-

republik

(ohne

ostdt.

Länder)

5.3 94.7 8.6 26.5 27.7 32 270

Quellen: Statistisches Reichsamt, 1880 (1, 6), 1914 (4–6), 1930 (5–9), 1942 (8, 23), Statistisches Bun-

desamt, 1954 (31, 34–38), 1971 (34), 1980 (51), 2002 (46, 57)
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Die staatlichen Ausgaben für das Volksschulwesen stiegen, doch gab es große

UnterschiedezwischenStadtundLand.Zwischen 1886und 1911nahmdieZahlder

nach Altersgruppen getrennten Schulen zu, aber auf dem Land waren 1911 noch

39 Prozent der Volksschulen einklassig, in den Städten dagegen nur acht Prozent

(Herrlitz et al., 2009, 105). Im ländlichen ostwestfälischen Kreis Minden musste

1883 in 71 Prozent der Volksschulen ein Lehrer zwischen 120 und 200 Kinder un-

terrichten (Kuhlemann, 1991, 195ff). Ab den 1880er Jahren versuchte der preußi-

sche Staat, den Unterschieden entgegenzuwirken, indem er eine Höchstgrenze

von 80 Kindern pro Klasse einführte. Ein Schulkompromiss zwischen den Kon-

servativen, den Nationalliberalen und der Zentrumspartei beendete 1906 die Be-

freiung der Grundbesitzer von der Schulfinanzierung (Kuhlemann, 1991, 181). Die

Löhne der Volksschullehrer stiegen erheblich (Herrlitz et al., 2009, 106). In den

Jahren 1885 und 1890wurden die Pensionen der Volksschullehrer geregelt, so dass

sie nun als «konsolidierte Schicht niederer Beamter» gelten konnten (Nipperdey,

1991, 543; Herrlitz et al., 2009, 106).

DasRheinlandundWestfalengehörten zudenamstärksten industrialisierten

undurbanisiertenpreußischenProvinzen (Tabelle 2.5;Nonn,2009,47ff; Reulecke,

1995, 87). Bis in die 1890er Jahre konnten sich sozialistische Ideen kaumdurchset-

zen, da viele Arbeiter die katholischen Vereine bevorzugten (Reulecke, 1995, 103).

Im Jahr 1875 wurde in Gotha die Sozialistische Arbeiterpartei gegründet (Walter,

2011, 13f). Das Sozialistengesetz kriminalisierte die sozialdemokratischen Orga-

nisationenbis 1890 (Mann,1973,444ff).Ab 1890nannte sichdiePartei Sozialdemo-

kratische Partei Deutschlands (SPD) und begann zu wachsen. 1912 erhielt sie bei

den Reichstagswahlen 34,5 Prozent der Stimmen und wurde damit stärkste Par-

tei (Walter, 2011, 27). Die Partei war am erfolgreichsten in den nördlichen Städten

und in einigen zentralen Industriegebieten, aber schwächer imOsten und Süden

sowie in Westfalen und im Rheinland (Walter, 2011, 28, 38). Die Zentrumspartei

blieb in der Region stark (Reulecke, 1995, 117).

Bildung war wichtig für die Sozialdemokratie (Walter, 2011, 35). Ab 1903 pro-

pagierte sie die Einheitsschule. Heinrich Schulze, Reichstagsabgeordneter und

Volksschullehrer, entwickelte das Schulprogrammder Sozialdemokratie. Es wur-

de 1911 in erweiterter Fassung veröffentlicht und schlug die Abschaffung der pri-

vaten Schulen, Vorschulen für alle Vier- bis Siebenjährigen und eine Einheits-

schule für die Acht- bis 14-Jährigen vor (Schulze, 1911, 29).

Einige Sozialdemokraten unterstützten Versuche mit der allgemeinen Fort-

bildungsschule (Kuhlemann, 1991, 191). Diese Schulform wurde vom liberalen

Schulreformer Georg Kerschensteiner vorgeschlagen und war ein Versuch, 14-

bis 18-jährige Arbeiterjugendliche von der Straße zu holen (Kerschensteiner,

1901). Kerschensteiner trug später zur Entwicklung der Berufsschulen und der

Grundsätze der Arbeitsschule bei. Die Arbeitsschule sollte praktische Bildung

vermitteln und zu selbständigemDenken anregen (Kuhlemann, 1991, 191f).
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Reformbestrebungen in der Weimarer Republik

Obwohl im Rheinland und inWestfalen keine Kämpfe stattfanden, hatte der Ers-

teWeltkrieg große Auswirkungen.Ab 1916/1917 verschärfte sich die Lebensmittel-

knappheit und es kam zuHungerdemonstrationen (Brunn, 1995, 130ff). Die Sozi-

aldemokratie, derenMehrheit die Kriegskredite zur Finanzierung der deutschen

Beteiligung amKrieg unterstützt hatte,war gespalten. Im Jahr 1917 gründete eine

Gruppe, die aus der SPD ausgeschlossen worden war, die Unabhängige Sozialde-

mokratische Partei (Walter, 2011, 46ff; Wehler, 2003, 110ff).

Im Zuge der Novemberrevolution wurde am 9. November 1918 vom Sozialde-

mokraten Philip Scheidemann die Republik ausgerufen. 1919 gewann die SPD die

ersten Wahlen und es wurde eine Koalitionsregierung aus SPD, der zweitstärks-

ten Zentrumspartei und der sozialliberalen Deutschen Demokratischen Partei

(DDP) gebildet.

Von Anfang an war die Weimarer Republik durch die Tatsache destabilisiert,

dass die Machtbasis der alten Eliten weitgehend intakt blieb. Darüber hinaus

kehrten viele Arbeiter der SPD den Rücken und schlossen sich radikaleren sozia-

listischen, kommunistischen oder syndikalistischen Organisationen an (Bluhm,

2014). Die frühen 1920er Jahre waren von politischer Instabilität und Gewalt

geprägt (Brunn, 1995, 141ff,Wehler, 2003, 397ff).DerDawes-Plan von 1924 brachte

dem Rheinland undWestfalen eine gewisse Stabilität (Brunn, 1995, 142ff).

DieVerwaltungseliten desBildungswesens behielten ihre Positionen.Nurwe-

nige der Beamten im preußischen Kultusministerium waren Sozialdemokraten.

Die wichtigsten Reformen der Weimarer Republik wurden in der ersten Hälfte

des Jahres 1920 abgeschlossen, da die Wahlen im Juni 1920 die Sozialdemokratie

und die liberalen Parteien schwächten. Die SPD stand für die Trennung von Kir-

che undSchule, für die Einführung einermindestens achtjährigenEinheitsschule

und für die Abschaffungder Privatschulenunddes Schulgeldes.Nur einBruchteil

davon konnte in die Schulartikel der Verfassung aufgenommen werden (Herrlitz

et al., 2009, 118ff).

Ein wichtiger Meilenstein war das Grundschulgesetz vom April 1920, das die

öffentlichen Vorschulen ab 1924/25 und die privaten Vorschulen ab 1929/30 ab-

schaffte unddie vierjährige obligatorischeEinheitsschule für alle einführte (Herr-

litz et al., 2009, 121ff).DasGesetzwurdemit denStimmenaller Parteien,mit Aus-

nahme der Deutschnationalen Volkspartei, verabschiedet. In den folgenden Jah-

ren kämpften die Gegner der Einheitsschule für Ausnahmen. Im Jahr 1925 wurde

das Gesetz dahingehend geändert, dass «besonders begabte Kinder» bereits nach

drei Jahrenmit derweiterführenden Schule beginnen konnten.Die SPD,dieDDP

und der Lehrerverband bekämpften diese Ausnahmeregelung.Die Zentrumspar-

tei stimmte der vierjährigen Grundschule zu (Bölling, 1978, 138f).

Der staatlich-kirchliche Konflikt um die Entkonfessionalisierung der Volks-

schulen übertraf alle anderen schulpolitischen Konflikte an «Intensität und Um-
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fang» (Herrlitz et al., 2009, 126). Das Aufsichtsrecht des Klerus über die Volks-

schule wurde zwar abgeschafft, die Trennung von Schule und Kirche jedoch nicht

vollzogen. Der Weimarer Schulkompromiss sah vor, dass eine christliche Simul-

tanschule für Kinder beider Konfessionen die Regel werden solle, während Kon-

fessionsschulen als Ausnahme möglich sein sollten. Die SPD lehnte die Simul-

tanschule ab und bevorzugte eine vollständige Säkularisierung,musste sich aber

mit derMöglichkeit derEinrichtung säkularisierterWeltanschauungsschulenbe-

gnügen. Die Zentrumspartei, katholische und evangelische Elternverbände, die

konservativen Parteien und die Kirchen lehnten die Entkonfessionalisierung der

Volksschule ab. Die Deutschnationale Volkspartei und die Deutsche Volkspartei

versuchten mehrfach, ein Gesetz zu verabschieden, das die Konfessionsschulen

wieder zur Regel machen sollte. Der anhaltende Konflikt führte dazu, dass der

Status quo erhalten blieb und die Simultanschule nicht flächendeckend einge-

führt wurde (Herrlitz et al., 2009, 126f; Bölling, 1978, 137ff).

Mit der Einführung des Oberlyzeums 1923 erhielten Mädchen in weit größe-

rem Umfang als bisher Zugang zum Abitur. Bis 1931 war ein Viertel der preußi-

schenAbiturientenweiblich (Zymek,1989, 172).BeidenKnabenschulen setzte sich

die Ausdifferenzierung in getrennte Oberschultypen fort. Mit dem Gymnasium,

demRealgymnasium,demReformgymnasium,demReformrealgymnasiumneu-

enundaltenTyps,derOberrealschule undderDeutschenOberschulewardieZahl

der Schularten nun auch für Zeitgenossen unübersichtlich.Diese Schultypen un-

terschieden sich vor allem darin, welche Sprachen in welcher Stundenzahl und

in welcher Reihenfolge unterrichtet wurden.Mischformen waren üblich (Zymek,

1989, 172f).

Nationalsozialistische Politik der Bildungsbeschränkung

GegenEndeder derWeimarerRepublik führtendie SparmaßnahmenvonReichs-

kanzler Brüning zu einerVerschlechterungder sozioökonomischenLage der Leh-

rer. Die Arbeitslosigkeit stieg und die Löhne sanken um bis zu 28,8 Prozent (Böl-

ling, 1978, 200). Die Lehrerschaft begann, sich gegen den demokratischen Staat

zuwenden.Wie andereAngestellten-undMittelstandsgruppenwar sie inderNS-

DAP überrepräsentiert (Bölling, 1978, 204). In den Kultusministerien und in der

Schulverwaltung sicherte die NSDAP nach derMachtergreifung ihre Position ab.

Viele Schulinspektorenwurden entlassen.DerNationalsozialistische Lehrerbund

organisierte bis Dezember 1933 95 Prozent der Lehrerschaft (Müller-Rolli, 1989,

253). Es wurden nationalsozialistische Lehrerinternate eingerichtet (Herrlitz et

al., 2009, 145ff).

1933 wurde das «Gesetz gegen die Überfüllung der deutschen Schulen und

Hochschulen» verabschiedet.DasGesetz schloss Juden von denUniversitäten aus

und begrenzte den Anteil der Frauen an den Studienanfängern auf zehn Prozent
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(Zymek, 1989, 188f). Nationalsozialistischen Eliteschulen wurden geschaffen, um

zukünftige Kader auszubilden (Herrlitz et al., 2009, 148). 1938 wurde mit dem

Reichsschulpflichtgesetz die Schulpflicht verlängert bis zum Alter von 18 Jah-

ren – zunächst in der Volksschule, dann in den Berufsschulen. Neue Lehrpläne

machten die Oberschule zurwichtigstenweiterführenden Schule und verkürzten

sie auf acht Jahre, ließen aber das humanistische Gymnasium unangetastet. Das

Mittelschulwesen wurde konsolidiert. Bereits 1931 war die Mittlere Reife einge-

führt worden, die für den Zugang zumittleren Positionen in Verwaltung,Handel

und Industrie relevant war (Herrlitz et al., 2009, 127ff). 1938 wurden die verschie-

denen Mittelschultypen unter zwei verbleibende Typen zusammengefasst: die

sechsjährige preußische Mittelschule und eine vierjährige Oberrealschule, die

auf der sechsten Klasse der Volksschule aufbaute (Zymek, 1989, 197ff).

GemäßdemnationalsozialistischenKonkordatmitdemVatikanvon 1933wur-

de das konfessionelle Schulwesen zunächst beibehalten. Der Religionsunterricht

an den Schulen wurde jedoch eingeschränkt, der Einfluss des Klerus beschnitten

und bis 1941 wurden die meisten Konfessionsschulen in Simultanschulen umge-

wandelt. Die Abschaffung der Privatschulen war ein weiteres Element dieser an-

tikirchlichen Politik (Zymek, 1989, 200f).

Jüdische Kinder wurden schrittweise von der öffentlichen Bildung ausge-

schlossen. Nach den Pogromen vom 9./10. November 1938 beschleunigte sich

die jüdische Emigration, und die Zahl der jüdischen Schulkinder schrumpfte

innerhalb eines Jahres um zwei Drittel. Die Deportation von Juden in Konzentra-

tionslager begann im November 1938 und beschleunigte sich ab 1942. Ab Juli 1942

wurden alle verbliebenen jüdischen Schulen geschlossen (Herrlitz et al., 2009,

149ff; Zymek, 1989, 199f).

Restaurierung oder Reform? Die späten 1940er und 1950er Jahre

Am 17. April 1945 brach das nationalsozialistische Regime in Rheinland und

Westfalen zusammen (Brunn, 1995, 174f). Die ersten Nachkriegsjahre waren hart.

Millionen von Flüchtlingen waren auf der Suche nach Unterkunft und Nahrung

(Brunn, 1995, 176ff; Nonn, 2009, 72ff). Es fehlte an brauchbaren Schulen und

vertrauenswürdigen Lehrern. Entnazifizierungsversuche wurden pragmatisch

durchgeführt.Viele Beamte desNS-Regimes behielten ihrenArbeitsplatz (Brunn,

1995, 176ff).

Am 23. August 1946 wurde durch eine britische Verordnung das Bundesland

Nordrhein-Westfalen (NRW) gegründet. Es umfasste Westfalen und den nördli-

chen Teil des Rheinlands; im Januar 1947 kam der kleine Landesteil Lippe hinzu.

Die SPD, das Zentrum und die KPD wurden wiedergegründet. Die CDU und die

FDP wurden neu gegründet.
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Nach den ersten Landtagswahlen 1947 wurde Karl Arnold von der CDU, ein

ehemaliger Zentrumspolitiker, Ministerpräsident von NRW (Brunn, 1995, 188ff).

Arnoldblieb indiesemAmtbis 1956.Zunächst regiertedieCDUmitdemZentrum,

der SPDundbis 1948mit derKPD.Arnoldwar einVertreter der Arbeiterströmung

in der CDU. Er zog eine Koalition mit der SPD einer Koalition mit der FDP vor,

doch die Koalitionmit der SPD scheiterte an unterschiedlichen Auffassungen zur

Konfessionsschule. Später scheiterte eine CDU-SPD-Koalition in NRW an Un-

stimmigkeiten auf Bundesebene (Düding, 2008, 291, 313; Nonn, 2009, 84f). Von

1950 bis 1956 koalierte die CDUmit dem Zentrum und von 1954 bis 1956 auch mit

der FDP.

1945 veröffentlichten SPD und KPD eine Erklärung für ein Gesamtschulsys-

temund für die Trennung vonKirche und Schule. 1947 veröffentlichte der Alliierte

Kontrollrat die Direktive Nr. 54, die sich an der amerikanischen Zook-Kommissi-

on orientierte und die Einführung eines Stufenschulsystems mit Gesamtschule

in der Sekundarstufe I und besserer staatsbürgerlicher Erziehung vorschlug (Al-

liierte Kontrollbehörde, 1947). Die Neigung der Deutschen zur nationalsozialis-

tischen Ideologie wurde zum Teil mit der Trennung zwischen Volksschulbildung

und elitärer Sekundarbildung erklärt (Herrlitz et al., 2009, 158f).

Zwischen 1947 und 1948 versuchten mehrere deutsche Bundesländer, das

Schulsystem zu reformieren. Eine Verlängerung der Grundschule auf sechs

Jahre wurde von einem christdemokratischen Minister in Württemberg-Baden

vorgeschlagen und in Hamburg, Bremen und Schleswig-Holstein von sozialde-

mokratischen Ministern umgesetzt – später wurde sie von christdemokratisch-

liberalen Regierungen zurückgezogen. In Hessen und Niedersachsen gab es

Pläne für Gesamtschulreformen und in Berlin wurde eine 12-jährige Gesamt-

schule vorgeschlagen. Die Reformer waren jedoch hauptsächlich Überbleibsel

der Weimarer Reformkoalition und waren durch Emigration, Unterdrückung

und Krieg zerstreut worden. Die Teilung Deutschlands und die Verschärfung

des Kalten Krieges schwächten sie zusätzlich. Die meisten der vorgeschlagenen

Reformen wurden nicht durchgeführt. Stattdessen wurde das Weimarer Schul-

systemwiederhergestellt. Das Düsseldorfer Abkommen von 1955 bestätigte diese

Entwicklung. Darin einigten sich die Kultusminister der Bundesländer darauf,

dass alle Schulabschlüsse in ganz Deutschland anerkannt werden sollten. Die

höheren Schulen sollten nun alle Gymnasien heißen. Schulversuche sollten die

gegliederte Schulstruktur nicht gefährden (Friedeburg, 1992, 321ff, Furck, 1998a,

248; Herrlitz et al., 2009, 160f).

Die konfessionelle Trennung von Lehrerausbildung und Volksschule blieb

ein umstrittenes Thema. Mit der Verabschiedung der NRW-Verfassung im Jahr

1950wurde die Konfessionsschule wieder eingeführt (Düding, 2008, 267ff, Furck,

1998b). Die Kirchen spielten eine wichtige Rolle bei der Legitimation der re-

formskeptischen Haltung in den 1950er Jahren. Versuche, das Schulsystem zu

integrieren und die Volksschule zu säkularisieren, wurden als ebenso «unchrist-
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lich» bezeichnet wie die nationalsozialistische Politik (Furck, 1998a, 249; Herrlitz

et al., 2009, 158ff; Kapitel 5).

In den 1950er Jahren gab es vorsichtige Versuche, Bildungsexpansion und -re-

form auf die Tagesordnung zu setzen.Eswurde nun häufiger angeführt, dass das

Bildungssystem nicht genügend qualifizierte Arbeitskräfte hervorbringe (Herr-

litz et al., 2009, 173). 1951 wurde dieMittelschule in NRWvon der CDU-Kultusmi-

nisterin,Christine Teusch, in Realschule umbenannt, da sie nichtmit einer Schu-

le für «mittelmäßig Begabte» verwechselt werden dürfe, sondern ihren Absolven-

ten erweiterte Kompetenzen vermitteln solle (KultusministeriumNRW, 1951, 38).

1958 verabschiedete eine kurzlebige SPD-FDP-Regierung ein Schulverwaltungs-

gesetz (Düding, 2008, 398). Es legte fest, dass Vertreter der Kirchen nur noch eine

beratende Funktion in den Schulgremien haben sollten (Fälker, 1984, 114f).Weite-

re Maßnahmen der ersten SPD-FDP-Regierung waren Investitionen in Schulge-

bäude und Versuchemit der Einführung einer neunten Klasse an der Volksschule

(Düding, 2008, 398).

1953 setzten Innenministerium und Kultusministerkonferenz den Deutschen

Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen ein, der als ehrenamtliches

Beratungsgremium Vorschläge für die Entwicklung des Schulwesens machen

sollte. Im Jahr 1959 veröffentlichte dieses Gremium eine Empfehlung mit dem

Titel «Rahmenplan zur Umgestaltung und Vereinheitlichung des allgemeinbil-

denden Schulwesens», die einenWendepunkt in der schulpolitischen Diskussion

darstellt (Herrlitz et al., 2009, 166). Neue Konflikte zeichneten sich ab.

Vergleich: Die Nachkriegsreformzeit im historischen Kontext

In Deutschland wird die politische Situation am Ende des Zweiten Weltkriegs

manchmal als StundeNull bezeichnet.Der Begriff impliziert, dass in diesemMo-

ment ein neues Deutschland geboren wurde, eine demokratische, stabile Nation,

die mit ihren historischen Vorgängern wenig gemein hatte. Auch in Norwegen

war die unmittelbare Nachkriegszeit von der Devise geprägt, dass man nun «das

Land aufbauen» würde, um eine neue und bessere Nation zu schaffen. Es ist ver-

ständlich, dass Zeitgenossen ein Bedürfnis nach solchen Bildern hatten, aber na-

türlich wird nichts Soziales aus demNichts aufgebaut.

Ganz im Gegenteil, die Schulpolitik der Nachkriegszeit war kein radikaler

Neuanfang, sondern eingebettet in langfristige Prozesse. In beiden Ländern

waren Bildungsreformen bereits im 18. und 19. Jahrhundert ein Element der

Staats- und Nationenbildung. Dies bedeutete eine allmähliche Säkularisierung

des Schulwesens, da der Staat die Verantwortung und Kontrolle übernahm. In

Norwegen verlief dieser Prozess nicht so konfliktreich wie in Deutschland, da die

oberenRänge der norwegischen Staatskirche in die konservativen nationalen Eli-

ten integriert waren. In Deutschland stand die katholische Kirche in Opposition
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zum protestantischen preußischen Staat, insbesondere in der Bildungspolitik.

Viele Katholiken, nicht zuletzt in ländlichenGebieten, identifizierten sichmit der

Zentrumspartei und dem konfessionellen Schulwesen. Der politische Katholizis-

muswar in gewisserWeise offen für die sozialen Forderungen der Arbeiterklasse.

Dennoch stand die staatlich-kirchliche Spaltungslinie stabilen Koalitionen zwi-

schen Katholiken, Sozialdemokraten und Liberalen im Weg. Dieser Konflikt

wurde für die deutsche Bildungspolitik grundlegend.

InNorwegenwardie Liberale Partei sehr einflussreichundbrachte dieGegen-

sätze zwischenZentrumundPeripherie sowie zwischenLandundStadt zumAus-

druck. Sie repräsentierte eine breite Bewegung von ländlichen und städtischen

Außenseitern, die der Peripherie angehörten und in Opposition zu den konser-

vativen Eliten des politischen, kulturellen und geografischen Zentrums standen.

Diese Opposition fand ihren Ausdruck im Sprachkampf, der nicht zuletzt in den

Schulen ausgetragen wurde. Die norwegischen Liberalen führten 1896 die fünf-

jährigeEinheitsgrundschule ein.Außerdembefürworteten sie einemoderne statt

einer klassischen Sekundarschulbildung und schufen 1896 die Realschule. Sie sa-

hen in der Bildungsexpansion und der verlängerten Einheitsschule einMittel zur

Schaffung einer aufgeklärten, geeinten Bürgerschaft und zielten darauf ab, so-

ziale,wirtschaftliche undgeografischeUngleichheiten zu verringern.VieleVolks-

schullehrer waren an der liberalen Bewegung beteiligt. Die Tatsache, dass Latein

1896 fast aus dem Lehrplan der weiterführenden Schulen verschwand, verdeut-

licht,dass die konservativen städtischenEliten schon zudiesem frühenZeitpunkt

einen schwachen Einfluss auf die Reformen hatten. Die norwegische Frauenbe-

wegung des 19. Jahrhunderts war gut mit der liberalen Bewegung vernetzt und

erreichte bereits 1882 den vollen Zugang zur Sekundarschulbildung fürMädchen.

Auch im Preußen des 19. Jahrhunderts gab es Debatten über das Schul-

wesen, wobei Sozialliberale und Volksschullehrerschaft die Hauptträger von

Reformideen waren. Eine Verbindung aller Schultypen in einem Stufensystem

wurde in reformorientierten Zeiten gefordert. Im Gegensatz zu Norwegen gab

es jedoch keine gleich starke periphere, agrarische, liberale Bewegung, da die

Zentrum-Peripherie- und Stadt-Land-Spaltungslinien weitgehend von staat-

lich-kirchlichen und Klassengegensätzen überlagert wurden. Der Liberalismus

war weniger radikal und die nationalen Liberalen standen eher auf der Seite

der konservativen Staatseliten als auf der Seite der wachsenden Arbeiterklasse

(Rokkan, 1999, 289). Infolgedessen waren die konservativen Befürworter der

klassischen Elitenbildung einflussreicher als in Norwegen. Das Volksschulwesen

wurde ausgebaut, blieb aber weit entfernt von den weiterführenden Schulen,

die mit der staatlichen Bürokratie verbunden waren. Auch wenn sich Schultypen

mit realistischen Lehrplänen entwickelten, wurden sie nicht zu einem Binde-

glied zwischen diesen beiden Bildungswelten. Die liberalen Befürworter der

realistischen Bildung erreichten erst um 1900 die Gleichstellung von modernen

und humanistischen Gymnasien. Liberale und katholische Frauen gründeten
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im Laufe des 19. Jahrhunderts private Bildungseinrichtungen, aber Mädchen

erhielten erst 1908 eingeschränkten und 1923 uneingeschränkten Zugang zum

Abitur. Nichtsdestotrotz fand im Laufe des 19. Jahrhunderts in Preußen wie in

Norwegen eine gewisse Bildungsexpansion statt (Wiborg, 2009, 64ff; Herrlitz et

al., 2009, 251ff; Nath, 2001; Titze, 2004).

Im Zuge der Industrialisierung trat der Klassenkonflikt in beiden Ländern

stärker zu Tage und die Sozialdemokratie wurde zu einem wichtigen politischen

Akteur. Die politische Linke war in den 1920er Jahren in beiden Ländern stark

gespalten, aber die kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie war inDeutsch-

land historisch gesehen bedeutender und schwächte die Linke erheblich. Für

die Sozialdemokratie bestand das wichtigste Ziel in der Schulpolitik darin, den

Kindern der Arbeiterklasse Zugang zu einer besseren und längeren Bildung zu

verschaffen.Viele Sozialdemokratenwurden zu Befürwortern der Einheitsschule

und schlossen sich in dieser Hinsicht mit den Liberalen zusammen. So wurde

1920 in Norwegen die siebenjährige Einheitsschule eingeführt. In der neu ge-

gründetenWeimarer Republik wurde im selben Jahr die vierjährige Grundschule

eingeführt, mit der Zustimmung des katholischen Zentrums.

Die Wirtschaftskrise der 1930er Jahre, der Zweite Weltkrieg und der Natio-

nalsozialismus hatten Auswirkungen auf beide Länder. Norwegen wurde besetzt

und eine Minderheit der Norweger schloss sich nationalsozialistischen Organi-

sationen an. Ein Großteil der norwegischen Zivilgesellschaft lehnte das NS-Re-

gime ab. Zu den entschiedensten Gegnern gehörte die Lehrerschaft. In Deutsch-

landwaren viele LehrerUnterstützer desNationalsozialismus, ebensowie andere

Gruppen des Kleinbürgertums, die sich durch Wirtschaftskrise und Bildungsex-

pansion bedroht fühlten. Aus Rokkans (1999, 235ff, 292ff) Sicht repräsentierte die

nationalsozialistische Bewegung in Deutschland die unteren Schichten der do-

minanten protestantischenNationalkultur,die sich gegen kulturelle Außenseiter,

aber auch gegen die katholische Kirche und ihre Organisationen, die Arbeiterbe-

wegung sowie die Eliten inWirtschaft und Staat definierten.Die Ideologie dieser

Bewegung baute auf Theorien der biologischen «Rasse» und Begabung auf, die

die Ausgrenzung und den Völkermord an Juden und anderen kulturellen Außen-

seitern rechtfertigten.

Insgesamt wies die Situation im Deutschland und im Norwegen der Nach-

kriegszeit sowohl Ähnlichkeiten als auch Unterschiede auf. In beiden Fällen war

das Sekundarschulwesen segmentiert, das heißt es gab Parallelschulen mit un-

terschiedlichem sozialem Status. In und zwischen beiden Ländern hatten wie-

derkehrendeReformzyklenund ideologischeTransfers stattgefunden.So stammt

beispielsweise der norwegische Begriff enhetsskole von demdeutschenBegriffEin-

heitsschule ab (Forhandlinger i Odelstinget, 5. März 1959, Lov om folkeskolen, 46). Aus

Deutschland stammende Reformideen wurden in Norwegen breit diskutiert. Die

skandinavischen Einheitsschulreformen wurden auch in Deutschland zum The-

ma.InbeidenLändernversuchtenReformer,diedienationalsozialistischeVerfol-
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gung überlebt hatten und aus demExil zurückkehrten, an ihre Reformbemühun-

gen aus derVorkriegszeit anzuknüpfen. Infrastruktur undStaatmusstenwieder-

aufgebaut werden, einschließlich eines funktionierenden Schulsystems.

Dennoch waren die Bedingungen für die Schulreformer in Norwegen etwas

günstiger. Bereits in den 1950er Jahren dauerte die norwegische Einheitsschule

drei Jahre länger als die deutsche Grundschule. Die Sekundarstufe I war weni-

ger segmentiert, da die Realschule und das Gymnasium aufeinander aufbauten,

währenddie deutscheRealschule unddasGymnasiumParallelschulenwaren (sie-

he Abbildungen 1.2 und 1.4). Bereits erreichte Reformen hatten Rückkoppelungs-

effekte, indem sie die Stellung der Volksschullehrerschaft stärkten, die Qualität

des ländlichen Schulwesens verbesserten oder Argumente für die Einheitsschu-

le verbreiteten. In Preußen, der Weimarer Republik und im nationalsozialisti-

schen Deutschland hatte die Einrichtung und Konsolidierung paralleler Sekun-

darschulformen die Bildungsambitionen verschiedener gesellschaftlicher Grup-

pen weg vom Gymnasium kanalisiert und die Privilegien der Gymnasiallehrer-

schaft gefestigt. Zudem schwächten die Teilung des Landes und die Verschärfung

des Kalten Krieges die Reformbemühungen.

Dennoch mussten sich diese Trends nicht zwangsläufig fortsetzen. In der

deutschen Geschichte gibt es Beispiele für erfolgreiche Reformen, wie die Ent-

scheidung von 1900, Gymnasien und Oberrealschulen einander gleichzustellen,

und vor allem die Einführung der vierjährigen Grundschule 1920. In Norwegen

hatte die Realschule eine lange Geschichte und war in den 1950er Jahren eine

angesehene Schulform, deren Abschaffung nicht allen einleuchtete. In beiden

Fällen war die Entwicklung des Schulwesens mit Konflikten und Kompromissen

verbunden, deren genaue Ausgestaltung zu Beginn der Reformperiode noch

offen war. Nicht zuletzt markieren die Reformen der 1950er bis 1970er Jahre

einen Wendepunkt, weil sich die Bildungsexpansion in einem bisher nicht ge-

kannten Maße beschleunigte. Die Zeit stellt eine kritische Phase dar, in der neue

Kompromisse ausgehandelt wurden.
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3 Politische Spielfelder: Machtressourcen

und soziale Basis der Akteure

In diesemKapitel werdendiewichtigsten kollektivenAkteure der Reformzeit vor-

gestellt. Analysiert werden ihre soziale Basis und Machtressourcen, wie Wahl-

ergebnisse, Regierungsbeteiligungen,Mitgliederzahlen und finanzielle Ressour-

cen. Dahinter steht die Einsicht, dass Spaltungslinien strukturelle Dimensionen

haben, die sich historisch entwickeln und den Handlungsspielraum der Akteure

einschränken. Im vorliegenden Kapitel werden diese Dimensionen untersucht.

Die Analyse zeigt, dass Parteiensysteme und Organisationsstrukturen von

weiteren Spaltungslinien neben der Klassenspaltung geprägt waren. Ländli-

che und christliche Interessen wurden auf unterschiedliche Weise vertreten.

In Deutschland drückte sich die staatlich-kirchliche Spaltungslinie durch die

konfessionelle Spaltung der Volksschullehrerschaft aus. In Norwegen war die

Volksschullehrerschaft geeinter, insbesondere nach 1966. Die Verteilung der

Machtressourcen zwischen der Linken und der Rechten unterschied sich, wenn

auch nicht so stark, dass alternative Ergebnisse in der Schulpolitik unmöglich

gewesen wären. Dass es den norwegischen Konservativen und der deutschen

Sozialdemokratie nicht gelungen ist, die Schulpolitik stärker zu prägen, lässt

sich also nicht mit mangelnden finanziellen Mitteln oder unzureichenden Mit-

gliederzahlen erklären. Auch kann die Analyse der Machtressourcen allein nicht

erklären,wie es der norwegischenSozialdemokratie undder deutschenChristde-

mokratie gelang, starke und stabile Bündnisse zu bilden.Umdie schulpolitischen

Ergebnisse zu verstehen, ist es daher notwendig, auch die ideologischen Aus-

prägungen von Spaltungslinien zu untersuchen und zu analysieren, wie Akteure

zwischen den Möglichkeiten unterschiedlicher Koalitionen navigierten. Dies

wird in Kapitel 4 und 5 getan.

Das norwegische Spielfeld

Politische Parteien

In Norwegen war die Arbeiterpartei die stärkste politische Kraft in den Nach-

kriegsjahrzehnten. Was die Wahlergebnisse betrifft, so stellte die Konservative

Partei bis Ende der 1970er Jahre keine ernsthafte Konkurrenz dar (Abbildung 3.1).

Zu denWählern der Arbeiterpartei gehörten viele Arbeiter, große Teile der städti-

schenMittelschicht, einschließlich derAngestellten imöffentlichen,aber auch im
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privaten Sektor, Fischer und Bauern in ländlichen Gebieten – vor allem in Nord-

norwegen – sowie ein Teil der Selbständigen (Svåsand, 1985, 182ff; Valen, 1981,

104ff). Die Arbeiterpartei war bei Frauen genauso erfolgreich wie bei Männern,

aber erfolgreicher bei denjenigenmit kürzerer Ausbildung als bei denjenigenmit

längerer Ausbildung (Svåsand, 1985, 181, 188; Valen, 1981, 28f, 119). Im Jahr 1977

hatten die Wähler der Arbeiterpartei im Durchschnitt 8,8 Jahre Bildung – weni-

ger als die durchschnittlicheBildungderWählerschaft aller anderenParteien (Va-

len, 1981, 119). Die Partei schnitt bei den Kommunalwahlen gut ab, auch in ländli-

chen Gebieten. Im Jahr 1963 waren beispielsweise 242 von 525 norwegischen Bür-

germeistern Mitglieder der Arbeiterpartei, verglichen mit 31 konservativen Bür-

germeistern, 58 liberalen Bürgermeistern, 87 Bürgermeistern, die der Zentrums-

partei angehörten, und 20 Bürgermeistern, die den Christdemokraten angehör-

ten (Svåsand, 1992, 742). Die Arbeiterpartei war mit den norwegischen Gewerk-

schaften verbunden, die viele Arbeiter und später auch Angestellte vertraten. 1954

waren rund 43 Prozent der LohnempfängerMitglied in Gewerkschaften, die dem

sozialdemokratischen Gewerkschaftsbund (Landsorganisasjonen, LO) angehörten.

Bis 1980 sank diese Zahl auf etwa 38 Prozent (Stokke, 2000, 17). Acht Prozent der

Lohnempfänger waren 1950 Mitglied in anderen Gewerkschaften und diese Zahl

stieg in den folgenden Jahrzehnten kontinuierlich an (Stokke, 2000, 17). Zu die-

sen nicht-sozialdemokratischen Gewerkschaften gehörten die größten Lehreror-

ganisationen.

DieNorwegischeKonservativePartei (Høyre) hatte ihreWurzeln inder konser-

vativen Staatsbürokratie und der städtischen Oberschicht (Kaartvedt, 1984, 392;

Svåsand, 1994b, 169ff). Nach dem Zweiten Weltkrieg vertrat sie vor allem städti-

sche Wähler der Mittel- und Oberschicht, die in der Privatwirtschaft tätig wa-

ren, sowie Selbstständige. Der Anteil der Arbeiter unter ihren Wählern lag bis

1973 bei fünf bis sechs Prozent. Ab den späten 1970er Jahren wuchs er, vor allem

unter nicht gewerkschaftlich organisierten Arbeitern, die aus Familien der Mit-

telschicht stammten (Svåsand, 1994b, 215f). Wie die oben erwähnte geringe An-

zahl von Bürgermeistern zeigt, war die Konservative Partei in ländlichen Gebie-

ten schwach. Bei den Kommunalwahlen schnitt sie schlechter ab als bei den na-

tionalen Wahlen, was zum Teil daran lag, dass ihre Parteiorganisation schwach

war (Svåsand, 1994b, 145). Männer stimmten eher für die Konservative Partei als

Frauen, und Personen mit langer Bildung wählten eher die Konservative Partei

als Personen mit kurzer Bildung (Svåsand, 1994b, 215; 1985, 188). Die Wähler der

Konservativen Partei verfügten 1977 imDurchschnitt über 10,8 Jahre Bildung. Ih-

reWählerwarendiegebildetstenallerParteien,abgesehenvonderSozialistischen

Linkspartei (Valen, 1981, 119). Etwa zwei Drittel der Parlamentsabgeordneten hat-

ten in dem hier untersuchten Zeitraum eine Universitätsausbildung abgeschlos-

sen (Svåsand, 1994b, 166). Die Konservative Partei war in der einkommensstarken

Bevölkerung erfolgreich. Im Jahr 1977wählten 48 Prozent der Personenmit einem

Jahreseinkommen von über 100 000 Kronen die Konservativen (Valen, 1981, 114).
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Abbildung 3.1: Anteil der Parteien an den Sitzen im norwegischen Parlament, 1945–1981

Quelle: Statistik Norwegen (SSB)

Ab den 1970er Jahren gelang es der Konservativen Partei zumindest vorüberge-

hend,Wähler aus der Mittel- und Unterschicht anzuziehen (Svåsand, 1992, 733).

Das politische Zentrum, bestehend aus der Liberalen Partei (Venstre), den

Christdemokraten (Kristelig Folkeparti) und der Zentrumspartei (Senterpartiet),

spielte eine wichtige Rolle, da die Minderheitsregierungen der Arbeiterpartei

auf die Unterstützung des Zentrums angewiesen waren. Die Parteien der Mitte

waren auch die einzigen potenziellen Koalitionsparteien für die Konservative

Partei. Die Wählerschaft und Mitglieder der Christdemokraten und der Zen-

trumspartei ähnelten sich. Beide Parteien waren in der ländlichen Peripherie

stark (Svåsand, 1985, 80ff, 122ff). Das Durchschnittseinkommen und die durch-

schnittliche Ausbildungslänge der Wähler beider Parteien waren niedrig (Valen,

1981, 114ff). Die Christdemokraten erhielten Stimmen aus allen sozialen Klassen,

einschließlich eines Teils der Stimmen aus der Arbeiterklasse und von Bauern.

Frauen stimmten eher für sie als Männer. Wähler, die der Sprachbewegung oder

der Abstinenzbewegung angehörten und regelmäßige Kirchgänger wählten eher

die Christdemokraten (Svåsand, 1994b, 223f). Die Zentrumspartei wurde von vie-

len Landwirten und Fischern unterstützt und erhielt einen kleinen, aber stabilen

Anteil an den Stimmen der anderen sozialen Klassen (Svåsand, 1985, 182ff).
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Die frühe Liberale Partei organisierte Landwirte und Mitglieder der städti-

schen und ländlichen Mittelschicht, hatte aber auch eine radikale Strömung, die

mit denGewerkschaften zusammenarbeitete (Mjeldheim, 1978, 271ff;Mjeldheim,

1984, 358ff). In der Nachkriegszeit hatte die Partei viel von ihrer früheren Bedeu-

tung verloren undwurde durch denKampf umdieMitgliedschaft in der Europäi-

schen Gemeinschaft weiter geschwächt. Sie erhielt Stimmen aus verschiedenen

sozialen Klassen und war in der Peripherie verwurzelt; im Durchschnitt war ihre

Wählerschaft jedoch höher gebildet und hatte ein höheres Einkommen als die der

anderen Parteien der Mitte (Svåsand, 1985, 84ff; Valen, 1981, 114ff).

Links von der Arbeiterpartei stand die 1961 gegründete Sozialistische Volks-

partei (Sosialistisk Folkeparti), die später SozialistischeWahlallianz (Sosialistisk Val-

gallianse) undSozialistische Linkspartei (SosialistiskVenstreparti) hieß.Diese Partei

war in der Außenpolitik einGegenspieler der Arbeiterpartei. 1977 hatten dieWäh-

ler der Sozialistischen Linkspartei die höchste Durchschnittsbildung (11,2 Jahre),

aber auch das niedrigsteDurchschnittseinkommen aller Parteien.Dies hängt da-

mit zusammen, dass ein hoher Prozentsatz ihrer Wählerschaft unter 30 Jahre alt

war (Svåsand, 1985, 180, 187f; Valen, 1981, 119).

Die kommunistische Partei (Norges Kommunistiske Parti) spielte nach den

1950er Jahren keine bedeutende Rolle mehr. Die Vorgängerin der heutigen Roten

Partei (RødValgallianse, späterRødt), die Kommunistische Arbeiterpartei (Arbeider-

nesKommunistparti, AKP),war nicht imParlament vertreten, spielte aber durch die

Aktivitäten ihrer Mitglieder in den Lehrerorganisationen eine Rolle. Diese Partei

wurde 1973 gegründet und ging aus einer Spaltung zwischen der Sozialistischen

Volkspartei und ihrer Jugendorganisation im Jahr 1969 hervor.

Die Fortschrittspartei (Fremskrittspartiet, bis 1977 Anders Langes Partei) wur-

de 1973 gegründet und wurde zu einer Stimme der extremen Rechten. Sie hatte

jedoch keinen Einfluss auf die 1954 begonnenen Schulreformen und wird imwei-

teren Verlauf dieses Buches nicht weiter erwähnt.

Was die Regierungsbeteiligung betrifft, so war die Arbeiterpartei vorherr-

schend. Bis 1961 verfügte sie über eine absolute Mehrheit. Die meisten Bil-

dungsminister waren Mitglieder der Arbeiterpartei (Tabelle 3.1). Die einzigen

relevanten Ausnahmen waren der Zeitraum von 1965 bis 1971, als Kjell Bondevik

von den Christdemokraten Bildungsminister in einer Koalition aus den Parteien

der Mitte und der Konservativen Partei war, und der Zeitraum von 1972 bis 1973

während einer kurzlebigen Regierung der Parteien der Mitte. Erst 1981 bildete

die Konservative Partei zum ersten Mal eine Minderheitsregierung und stell-

te den Bildungsminister. Um die Notwendigkeit der Koalitionsbildung in der

norwegischen Politik zu verstehen, sollte hinzugefügt werden, dass die meisten

norwegischen Regierungen nach 1961 Minderheitsregierungen waren, mit Aus-

nahme der Regierung der Konservativen Partei und der Parteien der Mitte von

1965 bis 1971.

66



Tabelle 3.1: Norwegische Regierungen und Bildungsminister, 1951–1983

Jahre Zusammensetzung der Regierung Kirchen- und Bildungsministerium

1951–1955 Arbeiterpartei Lars Magnus Moen (1951–1953), Birger M.

Bergersen (1953–1955), beide Arbeiterpartei

1955–1963 Arbeiterpartei Birger M. Bergersen (1955–1960), Helge

Sivertsen (1960–1963), beide Arbeiterpartei

28.8 –

25.9.1963

Konservative Partei (hatte das Amt des

Premierministers inne), Liberale Partei,

Zentrumspartei, Christdemokraten

Olav Kortner, Liberale Partei

1963–1965 Arbeiterpartei Helge Sivertsen, Arbeiterpartei

1965–1971 Zentrumspartei (hatte das Amt des

Premierministers inne), Konservative

Partei, Christdemokraten, Liberale Partei

Kjell Bondevik, Christdemokraten

1971–1972 Arbeiterpartei Bjartmar Alv Gjerde, Arbeiterpartei

1972–1973 Christdemokraten (hatte das Amt des

Ministerpräsidenten inne), Liberale

Partei, Zentrumspartei

Anton Skulberg, Zentrumspartei

1973–1976 Arbeiterpartei Bjartmar Alv Gjerde, Arbeiterpartei

1976–1981 Arbeiterpartei Kjølv Egeland (1976–1979), Einar Førde

(1979–1981), beide Arbeiterpartei

1981–1983 Konservative Partei Tore Austad, Konservative Partei

Quelle: Mediås, 2010, 67

Tabelle 3.2: Parteimitglieder in Norwegen, 1960–1980

Jahr Arbeiter-

partei

Konser-

vative

Partei

Liberale

Partei

Zentrums-

partei

Christ-

demokraten

Sozialistische

Volkspartei/

Sozialistische

Linkspartei

Fortschritts-

partei

1960 165,096 96,931 61,000 (a) 30,346 (a)

1970 155,254 110,241 13,220 (b) 70,000 41,137 (b)

1980 153,507 152,185 12,007 53,517 69,697 10,000 (c) 10,000 (c)

(a) Zahl von 1961; (b) Zahl von 1972; (c) Zahl von 1979

Quelle: Svåsand 1992, 744ff

ZuBeginn der Reformperiode hatte die Arbeiterpartei diemeistenMitglieder,

aber die Mitgliederzahl der Konservativen Partei und der Christdemokraten

nahm in den 1970er Jahren zu (Tabelle 3.2). Im Jahr 1961 waren 7,04 Prozent

der Wählerschaft Mitglieder der Arbeiterpartei, 4,17 Prozent der Konservativen

Partei, 2,61 Prozent der Zentrumspartei, 1,3 Prozent der Christdemokraten

und 0,43 Prozent der Liberalen Partei. Im Jahr 1981 gehörte ein etwas höherer

67



Prozentsatz der Wählerschaft der Konservativen Partei als der Arbeiterpartei an

(Katz et al., 1992, 343).

Tabelle 3.3: Anzahl der bezahlten Mitarbeiter der norwegischen Parteien, 1961–1981

Jahre Arbeiter-

partei

Konser-

vative

Partei

Liberale

Partei

Zentrums-

partei

Christ-

demo-

kraten

Sozialistische

Volkspartei/

Sozialistische

Linke Partei

Fortschritts-

partei

1961–65 53 74 12

1969–73 55 113 10 26 38

1977–81 92 131 9 36 55 20 1

Die Zahlen umfassen bezahltes Personal in der zentralen Parteiorganisation, der subnationalen Partei-

organisation, der parlamentarischen Gruppe, den Jugendorganisationen und den Frauenorganisationen

der Parteien.

Quelle: Svåsand 1992, 750ff, eigene Berechnungen

Die Konservative Partei beschäftigte eine höhere Anzahl von bezahltenMitar-

beitern (Tabelle 3.3). Dies hängt mit den Finanzen der Konservativen Partei zu-

sammen. Vor 1970 erhielten die Parteien keine staatlichen Subventionen, so dass

ihreHaupteinnahmen ausMitgliedsbeiträgen,Spenden und Lotterien bestanden

(Svåsand, 1994a, 324).Wie aus der Spalte «Sonstige» in Tabelle 3.4 hervorgeht, er-

hielt die Konservative Partei mehr Spenden als jede andere Partei. Die Arbeiter-

partei war in höherem Maße auf staatliche Subventionen angewiesen (Svåsand,

1994a, 324). Trotz der Wahlerfolge der Arbeiterpartei war die Konservative Partei

ein wichtiger politischer Akteur mit erheblichenMachtressourcen.
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Tabelle 3.4: Einnahmen der Parteizentralen in Norwegen, 1961–1980 (in NOK)

Arbeiterpartei Konservative Partei (a)

Jahre Einnahmen von

Mitgliedern und

Parteizweigen

Staatliche

Subvention

Sonstige Einnahmen von

Mitgliedern und

Partei-zweigen

Staatliche

Subvention

Sonstige

1961–1964 416,164 1,518,798 2,700,328

1969–1972 624,211 4,034,333 2,394,296 1,696,933 3,787,058

1977–1980 852,147 8,425,274 3,697,211 4,786,782 7,693,671

 

Liberale Partei Zentrumspartei

Jahre Einnahmen von

Mitgliedern und

Partei-zweigen

Staatliche

Subvention

Sonstige Einnahmen von

Mitgliedern und

Parteizweigen

Staatliche

Subvention

Sonstige

1961–1964 29,839 298,680

1969–1972 136,605 727,725 427,228

1977–1980 90,220 635,180 544,863 1,354,925 1,885,856 3,578,016

 

 

Christdemokraten

Sozialistische Volkspartei/

Sozialistische Linkspartei

Jahre Einnahmen von

Mitgliedern und

Partei-zweigen

Staatliche

Subvention

Sonstige Einnahmen von

Mitgliedern und

Parteizweigen

Staatliche

Subvention

Sonstige

1961–1964

1969–1972 125,275 754,993 399,898

1977–1980 283,850 2,559,530 1,070,861 291,458 1,099,067 868,035

(a) Die Mitgliedsbeiträge der Konservativen werden zwischen den kommunalen und provinzialen Partei-

zweigen aufgeteilt, so dass die Zentralorganisation keinen Anteil davon erhält.

Quelle: Svåsand 1992, 774f

Organisationen der Lehrkräfte

In der Nachkriegszeit gab es in Norwegen drei große Lehrerorganisationen. Der

Norwegische Lehrerverband war 1892 von Volksschullehrern als Norges Lærerfore-

ninggegründetwordenundwurde 1912 inNorgesLærerlagumbenannt.Volksschul-

lehrerinnen waren von 1912 bis 1966 im Lehrerinnenverband (Norges Lærerinnefo-

rening) organisiert. Sie fühlten sich in ihrem Kampf um gleiche Löhne und Kar-

rierechancen von ihren männlichen Kollegen nicht ausreichend unterstützt (Ha-

gemann, 1992, 135ff; Tønnessen, 2011, 37). Die meisten von ihnen stammten aus

der städtischen Ober- oder Mittelschicht, während die männlichen Volksschul-
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lehrer eher aus der ländlichen Unter- und Mittelschicht stammten – ein Unter-

schied, der bis weit in die Nachkriegszeit andauerte (Hagemann, 1992, 145ff, 242).

1966 traten die Volksschullehrerinnen wieder dem norwegischen Lehrerverband

bei, der in Norsk Lærerlag umbenannt wurde. Damit wurde die geschlechtsspe-

zifische, geografische und klassenbezogene Spaltung der Volksschullehrerschaft

überwunden (Mediås,2010,58f).Ab 1939organisierten sichdie LehrerderFortset-

zungsschule im Framhaldsskolelærerlaget, das jedoch mit 426 Mitgliedern im Jahr

1955 viel kleiner war als die anderen Organisationen (Hagemann, 1992, 296). Die

Organisation schloss sich 1961 dem norwegischen Lehrerverband an.

Der Verband der norwegischen Sekundarschullehrer mit Universitätsbildung

wurde 1892 als Filologenes og realistenes landsforening gegründet. Diese Lehrer wur-

den Lektoren genannt. Sie gehörten zur oberen Beamtenklasse und wurden gut

bezahlt (Grove/Michelsen, 2014, 312ff). Im Jahr 1939 benannten sie ihre Organisa-

tion in Norsk Lektorlag um (Mediås, 2010, 41). Ab 1947 öffnete sich dieser Verband

für alle Lehrkräfte, die an weiterführenden Schulen unterrichteten, unabhängig

von der Ausbildung – eine pragmatische Entscheidung im Zusammenhang mit

demWettbewerbmit derVolksschullehrerschaft, die zunehmendAufgaben in der

Sekundarstufe I übernahm (Grove/Michelsen, 2014, 316ff, Seip, 1990, Slagstad,

2000, 56f).

Gemessen an der Mitgliederzahl war der Lehrerverband die stärkste Lehrer-

organisation (Tabelle 3.5). Im Zuge der Bildungsexpansion wuchsen sowohl die

Organisationen der Volksschul- als auch der Sekundarschullehrer, aber die Volks-

schullehrer festigten ihre führendePosition.DernorwegischeLehrerverbandver-

fügte auch über die größten finanziellen Ressourcen (Tabelle 3.6). Neben Einnah-

men aus Mitgliedsbeiträgen verfügte er über Fonds wie den Fonds für besonde-

re Maßnahmen, der für den Rechtsbeistand der Mitglieder verwendet wurde. Im

Jahr 1965 belief sich das Kapital des Fonds auf 2.422.490 NOK. Der norwegische

Lehrerverband unterhielt eine Pressestelle, die Zeitschriften herausgab und da-

mit Einnahmen erzielte. DieMittel des Lehrerinnenverbands waren im Vergleich

zu denen der anderen Organisationen gering.

Der Verband der norwegischen Sekundarschullehrer verfügte über einen gro-

ßen Fonds (Norsk Lektorlagets Fond), dessen Kapital 1965 2.173.070 NOK betrug –

fast so viel wie der Fonds des norwegischen Lehrerverbands. Das Budget der Or-

ganisation war kleiner, aber 1979 machte es mehr als die Hälfte des Budgets des

norwegischenLehrerverbands aus,obwohl es etwa viermal so viele Volksschulleh-

rer gab. Die Organisation gab die Zeitschrift Den Høgre Skolen (Die höhere Schu-

le) heraus, die 1976 in Skoleforum (Schulforum) umbenannt wurde. Mit dieser Än-

derung wurde der Tatsache Rechnung getragen, dass einige Mitglieder der Or-

ganisation in der Jugendschule unterrichteten, die nun als Teil der allgemeinen

Primarbildunggalt.Strenggenommenhandelte es sichdaher nichtmehrumeine

Organisation, die ausschließlich aus Lehrern der Sekundarstufe bestand. An der

Jugendschule war derWettbewerb mit dem norwegischen Lehrerverband hart.
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Tabelle 3.5: Mitgliederzahlen der wichtigsten norwegischen Lehrerorganisationen

Jahr Norwegischer Lehrerverband

(Norges Lærerlag; Norsk Lærerlag

ab 1966)

Verband der norwegi-

schen Sekundarschulleh-

rer (Norsk Lektorlag)

Verband der Lehrerinnen

(Norges Lærerinneforbund)

1955 9511 2580 2099

1960 11 650 3430 2996

1964 14 188 3798 2687

1966 15 962 4281 2564

1967 19 313 4443  

1970 23 519 5264  

1974 31 711 6764  

1979 43 803 10 934

Quellen: Jahresberichte von Norges Lærerlag/Norsk Lærerlag 1954–1979, Den Høgre Skolen

1954–1974, Skoleforum 1980, Jahresberichte des Norges Lærerinneforbund 1956–1966

Tabelle 3.6: Budgets von Lehrerorganisationen und Höhe der Mitgliedsbeiträge im Zeitver-

lauf, gerundete Zahlen, in NOK

Jahr Norwegischer Lehrerver-

band (Norges Lærerlag;

Norsk Lærerlag ab 1966)

Verband der norwegischen

Sekundarschullehrer (Norsk

Lektorlag)

Verband der Lehrerinnen

(Norges Lærerinneforbund)

Gesamtes

Budget

Mitglieds-

beiträge

Gesamtes

Budget

Mitglieds-

beiträge

Gesamtes

Budget

Mitglieds-

beiträge

1956 631 640 606 840 276 600 244 780 185 310 134 500

1961 1 022 280 940 300 610 610 539 950 175 760 161 850

1966 3 104 090 2 633 180 1 181 240 966 100 305 030 208 260

1967 3 702 000 3 103 530 1 284 990 1 002 150

1969 5 238 030 4 384 190 1 625 480 1 251 880

1974 7 022 290 5 838 760 3 441 370 2 675 650

1979 17 007 680 17 346 550 9 114 150 7 217 170

Quellen: Jahresberichte von Norges Lærerinneforbund 1956–1966, Jahresberichte von Norges/Norsk

Lærerlag 1956–1980, Den Høgre Skolen 1956–1975, Skoleforum 1980

Alle drei Lehrerorganisationenwarenwichtige politische Akteure, aber die für

diese Studie befragtenZeitzeugenwaren sich einig,dass der norwegische Lehrer-

verband am einflussreichstenwar, da er engmit der Arbeiterpartei zusammenar-

beitete. Kari Lie, ehemalige Organisationssekretärin, stellvertretende Vorsitzen-

de und Vorsitzende des norwegischen Lehrerverbands, bestätigte, dass der Kon-

takt zur Arbeiterpartei wichtig war (Tabelle 3.1).Nach Angaben des konservativen

Politikers Lars Roar Langslet unterhielt die Konservative Partei ebenfalls freund-
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schaftlicheBeziehungenzumnorwegischenLehrerverband,aberderVerbandder

Sekundarschullehrer war ein engerer Verbündeter:

«Es gab natürlich unterschiedliche politische Positionen innerhalb des Sekundar-

schullehrerverbandes und des norwegischen Lehrerverbandes, aber wir hatten

in vielen Fragen besseren Kontakt mit dem Verband der Sekundarschullehrer in

der Konservativen Partei. Kaltenborn, der eine Zeit lang [von 1965 bis 1971] Vorsit-

zender des Verbandes war, war auch als konservativer Politiker aktiv. Aber es war

nicht so, dass wir die Köpfe zusammengesteckt haben und uns gemeinsam über

dieses oder jenes geeinigt haben; es war nicht so eine Art der Zusammenarbeit.»

(Zeitzeugeninterview)

Andere Zeitzeugen machten ähnliche Aussagen. Viele Sekundarschullehrer wa-

ren konservativ eingestellt und viele Volksschullehrer tendierten zur Sozialdemo-

kratie. Die Lehrerorganisationen versuchten jedoch, unabhängig von Parteien zu

bleiben, und viele Lehrer waren auch in anderen Parteien aktiv. Die Liberale Par-

tei war lange Zeit als die Partei der Volksschullehrer bekannt. Sowohl im Verband

der norwegischen Sekundarschullehrer als auch imnorwegischen Lehrerverband

gabeskleine,aktiveMinderheitenvonsozialistischenundkommunistischenLeh-

rern. Inden 1970er Jahrenwaren viele von ihnenMitgliederderKommunistischen

Arbeiterpartei (AKP), undauchdavor gab es Sozialistenunter denSekundarschul-

lehrern, wie den Politiker Trygve Bull.

Andere Akteure

Einige andere Akteure spielten eine Rolle in der Schulpolitik, darunter die protes-

tantischeKirche und ihre Laienorganisationen,die andenDebattenüber christli-

che Bildung und Privatschulen beteiligt waren. In den Debatten über die Jugend-

schule spielte die norwegische Kirche keine bedeutende Rolle, da sie sich nicht

eindeutig dafür oder dagegen aussprach. Das Gleiche gilt für Elterninitiativen

und Verbände, die sich am Sprachkampf beteiligten. Der Einfluss dieser Akteu-

re wird in Kapitel 5 ausführlicher behandelt. Die Arbeitgeberverbände und der

Gewerkschaftsbund waren vor allem an den Debatten über die Sekundarstufe II

und die berufliche Bildung beteiligt und hatten wenig zur Verlängerung der ge-

meinsamen Schulzeit auf neun Jahre zu sagen.

Schließlich spielten auch verschiedene schulpolitische Räte eine Rolle, insbe-

sondere der Versuchsrat (Forsøksrådet).Der Versuchsrat setzte sich aus reformori-

entierten Sozialwissenschaftlern und Politikern zusammen, war aber formal un-

abhängig von der Parteipolitik. Ein weiteres wichtiges Gremiumwar der Grund-

schulrat (Grunnskolerådet), der das Ministerium bei Reformen der Primarbildung
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beriet.Die Schuldirektoren spielten ebenfalls eineRolle alsReformvermittler (Tel-

haug/Mediås, 2003, 190ff).

Das deutsche Spielfeld

Politische Parteien

CDU und SPDwaren die beiden großen Parteien imNachkriegsdeutschland.Die

CDU war die erfolgreichste Partei bei Wahlen auf Bundesebene und in NRW bis

Mitte der 1960er Jahre (Abbildung 3.2).Die SPDhatte inNRWbessereWahlergeb-

nisse als auf Bundesebene, vor allem in den späteren Jahrzehnten (Abbildungen

3.2 und 3.3).

Die CDU trat in die Fußstapfen der katholischen Zentrumspartei, die 1958 aus

demNRW-Landtag verschwand und weitgehend in der CDU aufging. Im Rhein-

landwaren einige derGründungsmitglieder derCDU recht linkslastig, dochKon-

rad Adenauer, bald eine der führenden Persönlichkeiten, bekämpfte solche Ten-

denzen (Düding, 2008, 41ff). Die CDU war mit dem Ziel gegründet worden, die

Christen über die Konfessionen hinweg zu vereinen. Dennoch waren 1971 73 Pro-

zent der CDU-Mitglieder katholisch und 25 Prozent evangelisch. Die katholische

Kirche unterstützte die CDU recht offen, während die evangelische Kirche nicht

so klar Stellung bezog (Schmitt, 1989, 78ff). Bei den religiösen, konservativen Pro-

testantenwar die CDUerfolgreicher als die SPD (Haungs, 1983, 23; Schmitt, 1989).

ImVergleich zur katholischen Zentrumspartei wurde die CDUeindeutiger ei-

ne rechte Partei. Die Integration der protestantischen Oberschicht in die Partei

führte dazu, dass die katholische Arbeiterströmung zu einer inneren linken Op-

position degradiert wurde (Schmitt, 1989, 79, 219). DieMitgliedschaft in der CDU

wurdevonAngestelltenundSelbstständigendominiert,die auchdieMehrheit der

CDU-Abgeordneten imLandtag vonNRWstellten (Düding, 2008, 519).Der Anteil

der Arbeiter an den CDU-Mitgliedern lag 1980 bei rund 11 Prozent, bei der SPD

waren es 1978 rund 28 Prozent (von Beyme, 1985, 214f). 17 Prozent der CDU-Mit-

gliederwarenGewerkschaftsmitglieder (Haungs, 1983, 36). Frauenwählten häufi-

gerCDUalsMänner,unddieCDUhatte einen etwas höherenAnteil anweiblichen

Mitgliedern als die SPD (Haungs, 1983, 22, 36).

Das Bildungsniveau der CDU-Mitglieder und Abgeordneten war etwas höher

als das der SPD-Mitglieder. 1947 hatten 47,8 Prozent der CDU-Abgeordneten im

NRW-Landtag nur die Volksschule besucht, 1966 war dieser Anteil auf 25,6 Pro-

zent gesunken (Düding,2008, 516). 1971 hatten 19Prozent derCDU-Mitglieder auf

Bundesebene das Abitur, 1977 waren es bereits 28 Prozent (Haungs, 1983, 36). Das

BildungsniveauderCDU-Wählerwar deutlich niedriger als das derCDU-Mitglie-

der (Haungs, 1983, 37). Die CDU war in ländlichen Gebieten, insbesondere in ka-

73



tholisch geprägten Gebieten, erfolgreicher als die SPD. In diesen Gebieten sowie

in Klein- undMittelstädten wählten auch Arbeiter, insbesondere qualifizierte Ar-

beiter, eher CDU (Haungs, 1983, 22f).

Abbildung 3.2: Anteil der Parteien an den Sitzen im Landtag von NRW, 1947–1985

Quelle: Düding (2008, 775)

Die SPD wandelte sich von einer von Arbeitern dominierten Partei im Laufe

der Zeit zu einer Partei der Angestellten im öffentlichen Dienst, der Lehrer und

der Sozialarbeiter. 1972 gehörte ein Drittel der Mitglieder zur Altersgruppe der

16- bis 24-Jährigen (Walter, 2011, 178f). Diese Entwicklung spiegelte sich auch im

Bildungsstand der Abgeordneten im NRW-Parlament wider. Im ersten Nach-

kriegsparlament hatten 78 Prozent der SPD-Abgeordneten nur die Volksschule

besucht,während 7,8 Prozent das Abitur gemacht hatten. Im Jahr 1966waren 46,4

Prozent Volksschulabsolventen, während 41,4 Prozent das Abitur gemacht hatten

(Düding, 2008, 516). Bei denMitgliedern der SPDwar der Anteil der Abiturienten

nicht so hoch. Im Jahr 1977 lag er bei 15 Prozent. Im selben Jahr waren 53 Prozent

der SPD-Mitglieder evangelisch und 28 Prozent katholisch (Haungs, 1983, 36).

Die SPD arbeitete mit dem 1949 gegründeten Deutschen Gewerkschaftsbund

(DGB) zusammen. Trotz der formalen Unabhängigkeit des DGB von der Par-

teipolitik waren die Gewerkschaften sozialdemokratisch dominiert. Die DGB-

Gewerkschaften organisierten in den 1960er und 1970er Jahren etwasmehr als 30
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Prozent der deutschen Lohnabhängigen (Ebbinghaus, 2002, 9). In der SPDwaren

1977 50 Prozent der Mitglieder Gewerkschaftsmitglieder (Haungs, 1983, 36).

Abbildung 3.3: Prozentuale Anteile der Parteien bei westdeutschen Bundestagswahlen,

1949–1983

Quelle: Zicht (1999)

Die dritte Partei im deutschen Bundestag war die Freie Demokratische Partei

(FDP), die darauf abzielte, nationale und soziale Liberale zu vereinen. Die frühe

FDPhatte ihreHochburgen in städtischenGebietenund inprotestantischen länd-

lichenGebieten.Siewar bei Protestanten erfolgreicher als bei Katholiken (Vorlän-

der,2013,275). Inden späten 1970er JahrenwarendieMitgliederder FDPvor allem

Angestellte, einige Beamte und Selbstständige, während der Anteil der Arbeiter

bei etwa fünf Prozent lag (von Beyme, 1985, 213). Die Abgeordneten der FDP in

NRWwaren imVergleich zu denen der CDUund vor allem der SPD hochgebildet:

Im ersten Nachkriegsparlament hatten nur 16,7 Prozent der Abgeordneten nach

der Volksschule keine weiterführende Schule besucht, dieser Anteil sank bis 1966

auf null. Die meisten FDP-Abgeordneten waren in den Wahlperioden vor 1980

selbständig tätig (Düding, 2008, 516, 519f). In NRW waren viele ehemalige NS-

DAP-Funktionäre, die zumTeil hervorragende Verbindungen zuWirtschaftsfüh-

rern hatten,Mitglieder der FDP.Die sozialliberale Strömungwurde in den 1960er

und 1970er Jahren einflussreicher (Düding, 2008, 50ff, 295ff, 626ff).

Die KPD verschwand 1954 aus dem Landtag von NRW und wurde 1956 verbo-

ten (Düding, 2008, 334ff). Im Jahr 1968 wurde eine neue kommunistische Partei,
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Tabelle 3.7: Westdeutsche Regierungen, NRW-Regierungen und Kultusminister,

1949–1998

Jahre Zusammensetzung

der Bundesregierung

Bildungs-

ministerium

Jahre Zusammenset-

zung der NRW-

Regierung

Kultusministerium

1949 –

1963

CDU (Bundeskanzler

Konrad Adenauer), mit

verschiedenen kleinen

Parteien, ab 1961 nur

nochmit CSU und FDP

Kein solches

Ministerium

1950 –

1954

CDU (Ministerprä-

sident Karl Arnold),

Zentrumspartei

Christine Teusch

(CDU)

1963 –

1966

CDU (Bundeskanzler

Ludwig Erhard), CSU,

FDP

Kein solches

Ministerium

1954 –

1956

CDU (Ministerprä-

sident Karl Arnold),

FDP, Zentrumspar-

tei

Werner Schütz

(CDU)

1966 –

1969

CDU (Bundeskanzler

Kurt Georg Kiesinger),

CSU, SPD

Kein solches

Ministerium

1956 –

1958

SPD (Minister-

präsident Fritz

Steinhoff), FDP,

Zentrumspartei

Paul Luchtenberg

(FDP)

1969 –

1974

SPD (Bundeskanzler

Willy Brandt), FDP

Hans Leussink

(parteilos)

1969–1972,

Klaus von

Dohnanyi (SPD)

1972–1974

1958 –

1962

CDU (Minister-

präsident Franz

Meyers)

Werner Schütz

(CDU)

1974 –

1982

SPD (Bundeskanzler

Helmut Schmidt), FDP

Helmut Roh-

de (SPD)

1974–1978,

Jürgen Schmu-

de (SPD)

1978–1982

1962 –

1966

CDU (Minister-

präsident Franz

Meyers), FDP

Paul Mikat (CDU)

1966 –

1978

SPD (Ministerpräsi-

dent Heinz Kühn),

FDP

Fritz Holthoff

(SPD) 1966–1970;

Jürgen Girgensohn

(SPD) 1970–1983

1978 –

1998

SPD (Ministerprä-

sident Johannes

Rau), mit FDP,

ab 1980 SPD-

Mehrheit

Jürgen Girgensohn

(SPD) 1970–1983;

Hans Schwier

(SPD) 1983–1995

dieDKP,gegründet,die jedochnie indenLandtag einzog. IhreMitglieder spielten

in einigen Gewerkschaften eine Rolle, unter anderem in der Gewerkschaft Erzie-

hung undWissenschaft.

Im Gegensatz zu Norwegen waren Mehrheitsregierungen die Regel. Bis 1966

regierten auf Bundesebene die CDU und ihre bayerische Schwesterpartei CSU,

ab 1961 nur mit der FDP (Tabelle 3.7). Die SPD trat 1966 zum ersten Mal in die

Bundesregierung ein, in einer Koalition mit der CDU/CSU. Bis 1969 hatten sich

dieKräfteverhältnisse soweit verändert,dassWillyBrandt als erster SPD-Kanzler
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Tabelle 3.8: Parteimitgliedschaft in Westdeutschland, 1960–1980

Jahr CDU CDU NRW (b) SPD SPD NRW (c) FDP FDP

NRW

1960 248,484 (a) 103,506 649,578 169,601

1965 14,032

1970 329,239 121,899 820,202 224,279 56,531 18,515

1975 590,482 998,471 293,761 74,032

1980 693,320 260,444 986,872 293,738 84,208 26,546

a) Zahl von 1962

b) Zahlen sind Summen der Parteigliederungen der CDU Rheinland und Westfalen-Lippe, Zahl für 1960

ist von 1962, Zahl für 1980 ist vom November 1979

c) Zahlen sind Summen der Parteigliederungen der SPD Mittelrhein, Niederrhein, Westliches-Westfalen,

Ostwestfalen-Lippe; Zahlen immer vom letzten Kalendertag des Vorjahres

Quellen: Poguntke/Boll, 1992, 332; Jahrbücher der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands

1958/1959, 1968/1969, 1975–77, 1979–1981; Archiv des Liberalismus, Bestand Druckschriften; Ar-

chiv für Christlich-Demokratische Politik (ACDP), Pressedokumentation; eigene Berechnungen

Tabelle 3.9: Anzahl bezahlter Mitarbeiter westdeutscher Parteien, 1962–1980

CDU SPD FDP

Jahr Zentral Subnational Fraktion Zentral Subnat. Frak. Zentral Subnat. Frak.

1962/63 224 288

1970 150 344 282 37

1975 229 434 330 334 92

1980 218 256 (a) 651 67 348 567 105

a) Zahl von 1982

Die Zahlen umfassen Teilzeit- und Vollzeitstellen in den zentralen und subnationalen Verwaltungen

sowie in den Fraktionen der Parteien.

Quelle: Poguntke/Boll, 1992, 338ff

eine Regierungmit der FDP bildete. Von 1974 bis 1982wurde diese Koalition unter

Helmut Schmidt fortgesetzt.

In NRW regierte die SPD von 1956 bis 1958 zum ersten Mal mit der FDP. 1958

errang die CDUdie absoluteMehrheit bei denNRW-Wahlen und regierte weitere

acht Jahre. 1966 wendete sich das Blatt zugunsten der SPD und NRW wurde für

viele Jahrzehnte eine Hochburg der SPD.

Mitgliedermäßig war die SPD lange Zeit stark, wurde aber in der Weimarer

Zeit durch Parteispaltungen und später durch die NS-Diktatur geschwächt (Wal-

ter, 2011, 27f). In den Nachkriegsjahrzehnten hatte die SPD immer noch mehr

Mitglieder als die CDU, aber erst 1975 näherte sich die Mitgliederzahl wieder der

Millionengrenze (Tabelle 3.8). Im Jahr 1961 waren 0,66 Prozent der bundesweiten

WählerschaftMitglieder der CDU,während 1,72 Prozent der SPD angehörten.Bis

77



Tabelle 3.10: Einkommen der Parteizentralen in Westdeutschland, 1960–1980 (in DM)

CDU

Jahre Einkünfte von Mitgliedern, Abgeordneten

und Amtsträgern (b)

Staatliche Subvention

(a)

Spenden Andere

1960 2,180,000

1970 2,324,785 2,657,574 2,644,748 12

1975 7,934,605 15,245,339 6,139,106 0

1980 10,358,376 18,202,951 11,365,298 0

SPD

Jahre Einkünfte von Mitgliedern, Abgeordneten

und Amtsträgern (c)

Staatliche Subvention

(a)

Spenden Andere

1960 3,644,895 1,127,979 38,340 196,668

1970 4,672,499 4,148,133 1,719,069 0

1975 7,301,798 23,366,687 5,626,055 0

1980 10,843,156 27,232,888 943,856 0

FDP

Jahre Einkünfte von Mitgliedern, Abgeordneten

und Amtsträgern (d)

Staatliche Subvention

(a)

Spenden Andere

1960 410,000

1970 1,028 560,819 1,014,656 213,596

1975 2,445 4,258,316 4,736,834 23,430

1980 8,839 9,097,138 4,125,650 299,153

a) 1960: Direkte staatliche Zuschüsse an Parteien, von 1967 bis 1983 nur noch Wahlzuschüsse

b) Einnahmen der Parteizentrale aus Mitgliedsbeiträgen und Abtretungen von Amtsträgern, Einkünfte

von Neben- und Unterorganisationen

c) 1960: Überweisungen von Landesverbänden, Sonderüberweisungen, Abtretungen von Amtsträgern;

1970/1975/1980 Einnahmen der Parteizentrale aus Mitgliedsbeiträgen und Abtretungen von Amtsträ-

gern

d) Nur Mitgliedsbeiträge von im Ausland lebenden FDP-Mitgliedern. Keine Abtretungen von Mandatsträ-

gern.

Quelle: Poguntke/Boll, 1992, 378ff

1976 stiegen diese Zahlen auf 1,55 Prozent für die CDU und 2,43 Prozent für die

SPD (Katz et al., 1992, 341). DieMitglieder der FDPmachten 1976 0,19 Prozent der

Wählerschaft aus (Katz et al., 1992, 341). Vergleicht man die Mitgliederzahlen von

SPD und CDU in NRWmit denen im Bund, zeigt sich, dass die CDU in NRW ei-

ne vergleichsweise starke Mitgliederbasis hatte. Dies hängt mit der Stärke ihrer

Vorgängerin, der Zentrumspartei, undmit der Bedeutung des politischen Katho-

lizismus in der Region zusammen.

Die Zahlen in den Tabellen 3.9 und 3.10 zu den Parteifinanzen sollten nicht

überinterpretiert werden, da die Zahlen von Jahr zu Jahr schwanken und nicht
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sehr zuverlässig sind. Die Parteien haben einen «erheblichen Ermessensspiel-

raum» bei der Interpretation der Spaltenüberschriften in ihren Finanzberichten

(Poguntke/Boll, 1992, 319). Im Durchschnitt zeigen sie jedoch, dass die CDU

und in manchen Jahren auch die FDP mehr Spenden erhielten als die SPD. Die

Fraktionen der CDU beschäftigten auch mehr Mitarbeiter. Aufgrund der starken

Mitgliederbasis und der stabilenWahlergebnisse der SPDwaren ihre finanziellen

Mittel dennoch nicht wesentlich geringer.

Organisationen der Lehrkräfte

Lehrkräfte inWestdeutschland und NRWwaren in vielen verschiedenen Organi-

sationen organisiert. Eine der wichtigsten war die Gewerkschaft Erziehung und

Wissenschaft (GEW), die 1948 gegründet wurde. Historisch gesehen hatte sie ih-

re Wurzeln in der größten Organisation der Volksschullehrer im 19. und frühen

20. Jahrhundert, dem 1871 gegründeten Deutschen Lehrerverein (DLV). Die Ge-

werkschaft war offen für alle, die imBildungswesen tätig waren. Im Jahr 1970wa-

ren23ProzentderMitgliederGrundschullehrerund49ProzentHauptschullehrer.

11 Prozent waren Lehrkräfte an einer Realschule, sechs Prozent an einer Sonder-

schule, vier Prozent an einem Gymnasium und drei Prozent an einer Universi-

tät (Körfgen, 1986, 186).Wie ihr Vorgänger, der DLV, war auch die GEW überkon-

fessionell, aber 1970 waren drei Viertel der Mitglieder evangelisch und 16 Prozent

katholisch. Die meisten Mitglieder arbeiteten in Groß- oder Kleinstädten, nur 21

Prozent in ländlichen Gebieten (Kopitzsch, 1983, 295; Körfgen, 1986, 186). Es war

die einzige Lehrerorganisation, die demDGB angegliedert war.

Die Volksschullehrer waren lange Zeit nach Konfession und Geschlecht

getrennt organisiert, da katholische Lehrer und Lehrerinnen separate, große

Organisationen gegründet hatten. Auch protestantische Lehrkräfte gründeten

manchmal eigene Organisationen, die jedoch viel kleiner und weniger einfluss-

reich waren als die katholischen Lehrerverbände (Pöggeler, 1977). 1889 wurde in

Bochum der Katholische Lehrerverband gegründet (Bölling, 1978, 33ff; Tymister,

1965).Katholische Lehrerinnen gründeten 1890 denVerein katholischer deutscher

Lehrerinnen (VkdL), der noch heute besteht (Tymister, 1965, 141ff). Der VKdL or-

ganisierte hauptsächlich Volksschullehrerinnen, kooperierte aber mit kleineren

katholischen Lehrerinnenorganisationen für Gymnasiallehrerinnen (Sack, 1998,

122). 1890 wurde auch der Allgemeine Deutsche Lehrerinnenverein gegründet,

eine überkonfessionelle, von protestantisch-liberalen Frauen dominierte Organi-

sation, die nach dem Zweiten Weltkrieg nicht wiedergegründet wurde (Herrlitz

et al., 2009, 92). Die Volksschullehrerinnen stammten eher aus der universitär

gebildeten Oberschicht, während sich diemännlichen Volksschullehrer vor allem

aus der ländlichenMittel- und Unterschicht rekrutierten (Bölling 1983, 78, 95ff).
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Nach dem Zweiten Weltkrieg gründeten katholische und evangelische Volks-

schullehrer ihre Organisationen neu (den Verband der Katholischen Lehrerschaft

Deutschlands, VKLD und den Bund Evangelischer Lehrer). Der Bund Evangeli-

scher Lehrer war wesentlich kleiner als der VKLD. Ab 1958 arbeiteten diese Or-

ganisationen bei den von der NRW-Regierung eingeführten Wahlen zu den Per-

sonalräten auf kommunaler Ebene und Landesebene zusammen. Auf ihre Listen

entfielen 1958 rund 55 Prozent der Stimmen, auf die GEW rund 44 Prozent (Groß-

Albenhausen/Hitpaß, 1993, 85). Im Jahr 1970 schlossen sich diese Organisationen

zumVerbandBildungundErziehung (VBE)zusammen.Auch inden 1970er Jahren

war der VBE bei den meisten Hauptpersonalratswahlen im Grund- und Haupt-

schulbereich die erfolgreichste Lehrerorganisation, wenngleich der Wettbewerb

mit der GEW eng war (VBE, 1980, 111ff).

Im Philologenverband, 1903 als Vereinsverband akademisch gebildeter Lehrer

Deutschlands gegründet, 1921 in Deutscher Philologenverband umbenannt und

1947 wiedergegründet, organisierten sich akademisch gebildete Lehrer an höhe-

ren Schulen (ab 1955 Gymnasien genannt). Sie waren gut bezahlte höhere Beam-

te und gehörten zum Bildungsbürgertum (Bölling 1983, 20ff). Sie waren mit dem

kleineren undpolitischweniger bedeutendenVerbandDeutscher Realschullehrer

verbündet.

Tabelle 3.11: Mitgliederzahlen der wichtigsten Lehrerorganisationen in NRW, 1960–1980

Jahr GEW

NRW

Philologenverband NRW VBE NRW

1960 13 855

1970 22 416

1975 29 901 9284

1976 33 206

1980 4334 12 764

Quellen: VBE, 1980, 123, Informationen bezogen von Bettina Beeftink, GEW NRW, und Uta Brockmann,

Philologen-Verband NRW

Leider konnten keine Daten über die finanziellen Mittel der deutschen Leh-

rerorganisationen ermitteltwerden.AuchdieMitgliederzahlenwarennur schwer

herauszufinden. In NRW war die GEW eindeutig die größte Lehrerorganisation

(Tabelle 3.11). Im Jahr 1960 zählte die Gewerkschaft bundesweit rund 81.000 Mit-

glieder und wuchs bis 1970 auf rund 120.000 und bis 1979 auf 192.962 Mitglieder

an (Kopitzsch, 1983, 295; GEWNRW, 1980, 53). Der Anteil der NRW-Mitglieder an

der bundesweitenMitgliedschaft lag bei 19 Prozent und damit niedriger als zu er-

warten wäre, wenn man bedenkt, dass NRW etwa ein Drittel der westdeutschen

Bevölkerungausmachte (Kopitzsch, 1983,295;Körfgen, 1986, 186).Möglicherweise

80



hängt diesmit der geringen Zahl katholischer Lehrer in derGewerkschaft zusam-

men, die häufig den VBE bevorzugten.

Der VBE und sein katholischer Vorgängerverband VKLD hatten deutlich

mehr Mitglieder als der Philologenverband. Auf Bundesebene schätzt Pöggeler

(1977, 367), dass die katholischen Lehrerinnen- und Lehrerverbände 1960 zusam-

men etwa 60.000 Mitglieder hatten, der Philologenverband etwa 22.000. Die

genauen Mitgliederzahlen des Philologenverbands wurden nicht veröffentlicht.

Rösner (1981, 136) schätzt, dass die SektionNRW im Jahr 1977 etwa 11.000Mitglie-

der hatte. Mehrere befragte Zeitzeugen gehen davon aus, dass die tatsächliche

Mitgliederzahl deutlich niedriger war und der Philologenverband dies aus po-

litischen Gründen geheim hielt. Nach Angaben einer heutigen Mitarbeiterin

des Philologenverbandes in NRW hatte die Sektion NRW 1980 4.334 Mitglie-

der (Tabelle 3.11). Diese niedrige Zahl könnte die Vermutung der Zeitzeugen

bestätigen.

Alle Lehrerorganisationen waren formell unabhängig von der Parteipolitik.

Die GEW war jedoch eng mit der SPD verbunden. Eine Mitgliederbefragung er-

gab 1970, dass 62 Prozent der Befragten die SPD für die «sympathischste» Partei

hielten, gegenüber 16 Prozent, die die CDU/CSU bevorzugten, und sieben Pro-

zent, die die FDP bevorzugten (Kopitzsch, 1983, 296; Körfgen, 1986, 187). In der

GEWgab es auchStrömungenkommunistischer und sozialistischerGruppierun-

gen (siehe Kapitel 5).

Der Philologenverband und der VBE waren beide dem Deutschen Beam-

tenbund angeschlossen. Der Deutsche Beamtenbund beteiligte sich wegen der

großen Meinungsverschiedenheiten zwischen seinen Lehrerorganisationen

meist nicht an den schulpolitischen Debatten. Der Philologenverband stand

politisch der CDU am nächsten, was nicht heißen soll, dass der Verband immer

mit der Politik der CDU einverstanden war. Die befragten Zeitzeugen waren sich

einig, dass der Philologenverband ein Vertreter der «gesellschaftlichen Macht»

(Anke Brunn, SPD-Politikerin) sei, der die «führenden Leute» (Jürgen Hinrichs,

ehemaliger FDP-Politiker) organisiere.

Aufgrund seiner katholischenWurzeln war der VBE ursprünglich engmit der

CDU verbunden, beherbergte aber auch SPD-Politiker, wie den NRW-Kultusmi-

nister von 1966 bis 1970, Fritz Holthoff. Im Laufe der Zeit emanzipierte sich der

VBE zunehmend von der CDU. Der ehemalige CDU-Politiker Wilhelm Lenz, der

von 1953bis 1984auchGeschäftsführerdesDeutschenBeamtenbundesNRW(dbb)

war,machte einige interessante Bemerkungen zumVerhältnis der Lehrerorgani-

sationen zu den Parteien. Seiner Ansicht nach habe der VBE für die CDU eine

ähnliche Rolle gespielt wie die GEW für die SPD:

«Die GEW hat die SPD beeinflusst, aber innerhalb der SPD war sie nicht so beliebt.

‹Das sind Spinner› und so weiter. Bei uns war das zeitweise der Verband für Bildung
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und Erziehung. Aber – wie soll ich das sagen? – [die haben] objektiver gearbeitet.

Undmit denen konnte man reden.» (Zeitzeugeninterview)

DieGEWundder Philologenverbandwurden vondenmeisten befragtenZeitzeu-

gen als ideologische Gegenpole wahrgenommen, während der VBE als gemäßig-

ter angesehen wurde.

Andere Akteure

Einige andere Akteure sollten erwähnt werden. Die Gemeinnützige Gesellschaft

Gesamtschule (GGG)wurde 1969 inDortmund als Netzwerk von reformorientier-

ten Lehrkräften, Eltern, Sozialwissenschaftlern und Politikern gegründet. 1972

fusionierte siemit demArbeitskreis Gesamtschulen inNordrhein-Westfalen und

baute in der Folge in allen Bundesländern Regionalgruppen auf. Bis 1980 hatte sie

rund 4000Mitglieder (Lohmann, 2016, 2).

Auf nationaler Ebene tauschten sich reformorientierte Sozialwissenschaftler,

Pädagogen und Politiker im 1965 gegründeten Deutschen Bildungsrat aus. Zur

Koordinierung der Bildungspolitik wurde 1970 eine Verwaltungskommission für

Bildungsplanungmit Vertretern von Bund und Ländern eingerichtet (Bund-Län-

der-Kommission für Bildungsplanung, 1973).

Elternvereine spielten eine Rolle, nicht zuletzt innerhalb der NRW-Bewegung

gegendieKooperativeSchule.FinanziellwardieseBewegunggut ausgestattetmit

Mitteln, die sie von der CDU erhielt. Die Arbeitgeberverbände und die Handels-

kammern engagierten sich in derBildungspolitik, allerdingsmehr imberuflichen

als im allgemeinbildenden Bereich. In Diskussionen über die Sekundarstufe II

sprachensichdieArbeitgebergegendieZusammenlegungdergymnasialenOber-

stufemit den Berufsschulen aus. Sie gehörten nicht zu den wichtigsten Akteuren

in den Debatten über die Sekundarstufe I. Die katholische und die evangelische

Kirche beeinflussten die Schulpolitik in NRW stärker als heute und engagierten

sich vor allem in den Debatten um Konfessions- und Privatschulen.

Vergleich: Spielfelder in der Schulpolitik der

Nachkriegsjahrzehnte

Insgesamt ähnelten sich die politischen Spielfelder in Norwegen und NRW, doch

es gibt auchUnterschiede. InNorwegen spielte die politischeMitte einewichtige-

re und komplexere Rolle. Die Liberale Partei, die Zentrumspartei und die Christ-

demokraten stützten sich jeweils in erster Linie auf die Spaltungslinien zwischen

Zentrum und Peripherie, Land und Stadt und Staat und Kirche. Alle drei Partei-
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en der Mitte waren in der ländlichen Peripherie verankert und kämpften um die

Stimmen der ländlichen, religiösen Arbeiter- undMittelschichtgruppen.

Sowohl fürdieArbeiterpartei als auch fürdieKonservativeParteiwarenBünd-

nissemit demZentrum eine Voraussetzung für erfolgreiche Politik.Die Arbeiter-

partei repräsentierte die Arbeiterklasse, war aber gleichzeitig eine klassenüber-

greifende Partei, die auch Teile der ländlichen Bevölkerung einschloss. In Kon-

flikten zwischen ZentrumundPeripherie vertrat sie eher die Peripherie.Die Kon-

servative Partei hingegen war eine städtische Partei derMittel- und Oberschicht,

die im Vergleich zur deutschen CDU und zu anderen norwegischen Parteien nur

wenige Arbeiter organisierte und in ländlichen Gebieten schwach war. Sie ver-

trat die Interessen der höherenBeamtenschaft, insbesondere impolitischen Zen-

trum Oslo. Die Konservativen waren gesellschaftlich weit von den Mitgliedern

und Wählern der Parteien der Mitte entfernt. Statt in der Konservativen Partei

organisierten sich christliche Arbeiter und Bauern eher in der Partei der norwe-

gischenChristdemokraten.Auch dieMitglieder der Zentrumspartei und der nor-

wegischen Liberalen Partei waren in Bezug auf ihren Klassenhintergrund recht

divers.

Tabelle 3.12: Überblick über die wichtigsten schulpolitischen Akteure, 1950er bis 1970er

Jahre

Norwegen Westdeutschland

Politische Linke Arbeiterpartei

Sozialistische Linkspartei

SPD

Politisches Zentrum Zentrumspartei

Liberale Partei

Christdemokraten

FDP

Politische Rechte Konservative Partei CDU

Lehrkräfte an Volks-, Grund-

und Hauptschulen

Norwegischer Lehrerverband

(Norsk Lærerlag); Norwegischer

Lehrerinnenverband (Norges Lære-

rinnelag) (bis 1966)

Gewerkschaft Erziehung und

Wissenschaft (GEW); Verband

Bildung und Erziehung (VBE) (und

seine katholische Vorgängerorga-

nisation VKLD)

Universitär ausgebildete

Lehrkräfte

Verband der norwegischen Sekun-

darschullehrer (Norsk Lektorlag)

Philologenverband (DPhV)

InDeutschland spielte die FDPeinewichtigeRolle alsKönigsmacherin sowohl

für die Sozial- als auch für die Christdemokratie. Das soziale Profil der FDP war

jedoch stärker von der Oberschicht geprägt als das der politischen Mitte in Nor-

wegen.Die SPDwar in der Arbeiterschaft stark, aber in ländlichenGebieten nicht

sehr erfolgreich. Die CDU vertrat die Interessen von Teilen der Oberschicht, war

aber auch eine klassenübergreifende Partei. Viele der von den Parteien der Mitte

in Norwegen organisierten gesellschaftlichen Gruppen fanden sich in Deutsch-
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land in den Reihen der CDU. Dies gilt für Landwirte und die Landbevölkerung,

Menschenmit einer starken christlichen Identität, einschließlich religiöser Frau-

en, und andere Teile der Mittelschicht. SPD und FDP versuchten ebenfalls, diese

Gruppen zu organisieren, waren aber dabei weniger erfolgreich als die CDU. Im

Konflikt zwischen Staat und Kirche vertrat die CDU die Interessen der katholi-

schen Kirche und der katholischen Bevölkerung sowie der konservativen Protes-

tanten,während FDPund SPD für die Säkularisierung des Staates, einschließlich

des Bildungssystems, eintraten.

In Bezug auf die Machtressourcen waren beide sozialdemokratischen Par-

teien stark, aber die Wahlergebnisse der norwegischen Arbeiterpartei waren

beeindruckender. Sie regierte größtenteils durch Minderheitsregierungen, so

dass es wichtig war, für Gesetzesvorhaben Koalitionen zu schmieden. In NRW

undDeutschland insgesamtwar das Kräfteverhältnis zwischen Sozialdemokratie

und Christdemokratie nicht so klar, aber insgesamt war die CDU einflussreicher.

InNRWgilt dies besonders für die 1950er und frühen 1960er Jahre. Ab 1966 wurde

NRW zu einem «roten» Bundesland. Ab diesem Zeitpunkt hatte die Sozialdemo-

kratie größere Chancen, ihre politische Agenda in einer Koalitionmit der FDP zu

verwirklichen.

Die Parteien der politischen Rechten erhielten in beiden Ländernmehr Spen-

den als die der Linken und verfügten über erhebliche finanzielle Mittel. Finanzi-

elle Ressourcen und Mitgliederzahlen waren jedoch nicht die wichtigsten Deter-

minanten für politische Macht. Die norwegische Konservative Partei hatte vie-

le Mitglieder und war finanziell gut ausgestattet, aber die Wahlerfolge der Sozi-

aldemokratie zeigen, dass die ideologische Hegemonie eher auf deren Seite lag.

Andererseits verfügtedie deutscheundnordrhein-westfälischeSozialdemokratie

aufgrund ihrer hohenMitgliederzahlen über beträchtliche Einkünfte. Dass es ihr

nicht gelungen ist, in der Schulpolitik weitreichendere Erfolge zu erzielen, kann

daher nicht mit mangelnden finanziellen Mitteln erklärt werden.

Unter den Lehrerorganisationen vertraten der Deutsche Philologenverband

undderVerbandder norwegischenSekundarschullehrer Lehrkräftemit universi-

tärer Bildung, die vor allem an Gymnasien arbeiteten. Diese Organisationen wa-

ren kleiner als die anderen Lehrerorganisationen, aber gut mit den Parteien der

politischenRechten vernetzt.Der politisch einflussreiche Philologenverbandhat-

te erstaunlich wenige Mitglieder.

Der größte Unterschied in Bezug auf die Organisationsstrukturen der Lehr-

kräfte ist bei den Organisationen der Volksschullehrer (später Grund- und

Hauptschullehrer, in Norwegen Kinder- und Jugendschullehrer) zu finden. In

Deutschland waren diese Gruppen entlang der Konfession in mehrere Orga-

nisationen gespalten. In Norwegen waren sie organisatorisch stärker geeint.

Zwar gab zunächst getrennte Organisationen für Lehrer und Lehrerinnen, was

sowohl mit der Geschlechterspaltung, mit der Stadt-Land-Spaltung und der

Klassenspaltung zusammenhing. Die Lehrerinnen stammten eher aus der städ-

84



tischen Oberschicht. 1966 schlossen sich Lehrer und Lehrerinnen jedoch wieder

zusammen. In den Lehrerorganisationen beider Länder gab es auch Strömungen

linksradikaler Lehrer. Die kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie war in

der GEW viel ausgeprägter als in den norwegischen Organisationen.

Insgesamt hatten die Linke und die Volksschullehrerschaft in Norwegen et-

was größere Machtressourcen, was vermutlich Gesamtschulreformen erleichter-

te. Die Unterschiede sind jedoch nicht so überwältigend, dass sie eine alternative

Entwicklung ausgeschlossen hätten. Noch wichtiger ist, dass die Verteilung der

Machtressourcen zum Teil als Ergebnis erfolgreicher Koalitionsbildung, nicht als

möglicheErklärung für bestimmteKoalitionenangesehenwerden sollte.Sie kann

uns nichts darüber sagen, wie es den norwegischen Sozialdemokraten gelungen

ist, eine klassenübergreifende Partei zuwerden und interessenübergreifendeKo-

alitionenmit denParteien der politischenMitte zu bilden,undwie es der CDUge-

lungen ist, ihre innerparteiliche interessenübergreifende Koalition in der Schul-

politik aufrechtzuerhalten. Anders ausgedrückt: Machtressourcen allein können

nicht erklären, warum ähnliche gesellschaftliche Gruppen im norwegischen Fall

zu Protagonisten von Reformen oder zu Zustimmern wurden, im deutschen Fall

aber zu Gegnern. Wir müssen daher die politischen Prozesse im Detail untersu-

chen.
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4 Die Klassenspaltung: Kämpfe um die

Gesamtschule

Dieses Kapitel befasst sich mit den Gesamtschulreformen der 1950er bis 1970er

Jahre und untersucht, wie solche Reformen ideologisch legitimiert oder in Fra-

ge gestellt wurden. Die Analyse zeigt, wie sich die Akteure in beiden Fällen ent-

lang einer Links-Rechts-Achse in ideologische Lager gruppierten, in Protagonis-

ten, Zustimmer undGegner dieser Reformen.Kämpfe umGesamtschulreformen

können daher als Ausdruck des Klassenkonfliktes betrachtet werden. Die Partei-

en und Lehrerorganisationen waren jedoch nicht geeint, sondern meist intern

in verschiedene Strömungen gespalten, die sich in unterschiedlichem Maße für

oder gegendieGesamtschule aussprachen.DerdeutlichsteUnterschiedzwischen

den Fällen besteht darin, dass die politische Rechte in Deutschland ideologisch

geeinter war, während die politische Linke in Norwegen geeinter war. Auch die

Argumente, die in den Debatten über die Gesamtschule verwendet wurden, un-

terscheiden sich deutlich. Vergleichsweise radikale linke Argumente wurden in

Norwegen hegemonial, nicht aber in Deutschland.

Die norwegische Jugendschulreform

DieEinführungder Jugendschule unddieVerlängerungder Schulpflicht auf neun

Jahre wurden in Norwegen erstmals in den frühen 1950er Jahren diskutiert. Im

Jahr 1954wurde einGesetz über Schulversuche einstimmig verabschiedet. Im Jahr

1959 war das Parlament in der Frage gespalten, ob die alten Schultypen, die Real-

schule und die Fortsetzungsschule, an den Experimenten mit der neunjährigen

Pflichtschulzeit teilnehmen sollten.Die 1960er Jahre waren geprägt vonDebatten

über organisatorische Differenzierung. Die zwei Zweige der frühen Jugendschu-

le wurden durch ein System von Leistungsgruppen undWahlfächern ersetzt. Das

Grundschulgesetz von 1969 regelte die Jugendschule und besiegelte die Abschaf-

fung der alten Schularten, enthielt aber keine spezifischen Differenzierungsre-

geln. In den 1970er Jahrenwurde diskutiert, ob die Noten in der Jugendschule ab-

geschafft werden sollten.Nach einer heftigen öffentlichen Debatte gab die Arbei-

terpartei die Abschaffung der Benotung in der Jugendschule auf. Mit dem Lehr-

plan von 1974 wurde die Einteilung in Leistungsgruppen abgeschafft und ab 1979

hießes indenRichtliniendesMinisteriums,dass eine ständigeEinteilung inLeis-

tungsgruppen bis zur 9. Klasse unzulässig sei. Die Kinder wurden nun in leis-

tungsheterogenen Klassen unterrichtet, basierend auf pädagogischer Differen-

zierung. Im Folgenden wird diese Entwicklung chronologisch näher beleuchtet.

86



Versuche mit den ersten Jugendschulen und neunjähriger Schulpflicht

DieEinführungder Jugendschulewurde erstmals 1952 von einerKommission (Sa-

mordningsnemnda) vorgeschlagen, die 1947 eingesetzt worden war, um über die

interne Koordinierung des Bildungssystems zu beraten (Telhaug, 1969, 24ff). Im

Frühjahr 1954 schlugdasBildungsministeriumunterder LeitungdesSozialdemo-

kraten Birger Bergersen das Gesetz über Experimente in der Schule (lov om forsøk i

skolen) vor, das nach kurzer Debatte im Juni 1954 verabschiedet wurde.Das Gesetz

enthielt keine Einzelheiten über die künftige Schulstruktur.Der Versuchsrat soll-

te die Schulversuche im Sinne des Gesetzes koordinieren (Mediås, 2010, 43). Es

wurde festgelegt, dass der Rat das Parlament regelmäßig über die Experimente

informieren sollte. Das Gesetz gab demMinisterium Entscheidungsbefugnis für

alle Schulversuche. Weitreichende Zuständigkeiten wurden vom Parlament auf

das Ministerium übertragen (Slagstad, 2001, 379ff; Telhaug, 1969, 32).

Die Vertreter der Konservativen Partei brachten kleinere Änderungsvorschlä-

ge ein, doch als diese scheiterten, wurde das Gesetz einstimmig verabschiedet

(Forhandlinger i Odelstinget, 17. Juni 1954, 173f, Forhandlinger i Lagtinget, 22. Juni 1954,

75ff ). Die Konservative Partei hatte zu dieser Zeit kein klares schulpolitisches

Profil, sondern war intern gespalten. Einer ihrer führenden Schulpolitiker,

Erling Fredriksfryd, stimmte der Jugendschulreform zu. Fredriksfryd war Volks-

schullehrer und von 1945 bis 1965 Parlamentsabgeordneter der Konservativen

Partei. Von 1958 bis 1965 war er Vorsitzender des parlamentarischen Bildungs-

ausschusses. Im Jahr 1957 war er Vorsitzender einer Kommission innerhalb der

Konservativen Partei, die das schulpolitische Programm der Partei ausarbei-

tete. Im Wahlprogramm der Konservativen Partei von 1957 wurde es wie folgt

zusammengefasst:

«Die Konservative Partei will so schnell wiemöglich eine achtjährige Schulpflicht für

alle verwirklichen. Die Organisation der Schule muss so umgestaltet werden, dass

wir eine sechsjährige Grundschule und eine dreijährige Mittelschule erhalten. Die

obligatorische Schulzeit wird die Grundschule und die ersten beiden Jahre der Mit-

telschule umfassen. Das dritte Jahr der Mittelschule soll vorerst freiwillig sein und

den Zugang zur Sekundarstufe II [gymnas] (3 Jahre) ermöglichen. […] Innerhalb der

neuenMittelschulemuss eineDifferenzierungnachVeranlagungen,Fähigkeitenund

künftiger Berufswahl durch eine sorgfältige Zuteilung möglich sein, die die Allge-

meinbildung […] nicht schwächt. […] Auf dieseWeise will die Konservative Partei ak-

tiv für die Schaffung gleicher Bildungsbedingungen für alle Jugendlichen eintreten,

ohne Rücksicht auf denWohnort und die wirtschaftlichen Lebensverhältnisse.»

Später veröffentlichte Fredriksfryd zwei Broschüren in denendie Einzelheiten er-

läutert wurden (Fredriksfryd, 1960, 1965). Die von Fredriksfryd vorgesehene Mit-
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telschule sollte die parallelen Schultypen Realschule und Fortsetzungsschule er-

setzen. Innerhalb der Konservativen Partei war dies umstritten.

Im Jahr 1955wurden die ersten drei Jugendschulenmit zwei internen Zweigen

in den Gemeinden Malm (in der Provinz Nord-Trøndelag), Sykkylven und Ørsta

(in der Provinz Møre og Romsdal) gegründet. Im Jahr 1957 begannen Versuche in

sieben weiteren Provinzen, 1958 in sechs weiteren und 1959 in den letzten zwölf

(Telhaug, 1969, 36). Das neunte Schuljahr war nicht obligatorisch, so dass viele

Kinder in den Versuchsschulen die Schule abbrachen.Der Versuchsrat schlug da-

her demParlament vor,Versuchemit einer neunjährigen Pflichtschulzeit inGang

zu setzen (Myhre, 1971, 113).

Im Programm der Arbeiterpartei für die Jahre 1958–1961 hieß es:

«Die Arbeiterpartei ist der Meinung, dass der zukünftige Ausbau des Schulwesens

auf eine Erweiterung der Volksschule zu einer neunjährigen Einheitsschule abzielen

soll, die für alle verpflichtend wird. Die neunjährige Einheitsschule muss so organi-

siert werden,dass die oberenKlassen der Volksschule zu einer Jugendschulewerden,

die die Fortsetzungsschule und die Realschule ersetzen wird. […] Die Arbeiterpar-

tei will die Klassenunterschiede aufheben, die in ungleichen Bildungschancen wur-

zeln.»

Dementsprechend schlug das Bildungsministerium 1958 ein neues Volksschulge-

setz vor (Ot. PrNr. 30 (1958), Lov om folkeskolen). Im Gegensatz zu dem Versuchsge-

setz von 1954 löste dieser Vorschlag eine heftigeDebatte aus und spaltete den par-

lamentarischen Bildungsausschuss und das Parlament. Das Gesetz ermöglichte

es den Gemeinden, nach Rücksprache mit der Schulbehörde und dem Ministe-

rium eine neunjährige Schulpflicht einzuführen. Der umstrittenste Punkt war,

ob die alten Schultypen, Realschule und Fortsetzungsschule, an den Experimen-

ten mit der neunjährigen Schulpflicht teilnehmen durften (Telhaug, 1969, 55ff).

Die Oppositionsparteien, also die Konservative Partei, die Christdemokraten, die

Zentrumspartei und die Liberale Partei, wollten die alten Schulformen in die Ver-

suche mit der neunjährigen Pflichtschule einbeziehen, die Arbeiterpartei jedoch

nicht. Die Arbeiterpartei war mit sieben Vertretern im parlamentarischen Bil-

dungsausschuss vertreten, die Oppositionsparteien mit sechs. In der Stellung-

nahme des Ausschusses zu dem Vorschlag (Innstilling fra kirke- og undervisningsko-

miteenom lovomfolkeskolen, 1959) sprach sichdieArbeiterparteimehrheit vorbehalt-

los für die neunjährige Einheitsschule aus. Die oppositionelle Minderheit schlug

vor, dass die Gemeinden selbst entscheiden sollten, ob sie die neunjährige Schul-

pflicht durch die Jugendschule oder die alten Schultypen einführen wollten.

Die Debatten in den beiden Kammern des norwegischen Parlaments waren

lebhaft (Forhandlinger i Lagtinget, 13. März 1959 und Forhandlinger i Odelstinget, 5.

März 1959). Die Vertreter der Arbeiterpartei meinten, dass die Realschule über-

füllt sei und zur Ausgrenzung führe, während die Fortsetzungsschule keine
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ausreichende Qualität habe. Sie betrachteten ein paralleles Schulsystem als

«kostspielig, unvernünftig und in vielerlei Hinsicht unglücklich», insbesonde-

re in ländlichen Gebieten (Abgeordneter der Arbeiterpartei, Anders Sæterøy,

Forhandlinger i Lagtinget, 13.März 1959, 21). Trygve Bull,Mitglied des parlamentari-

schen Bildungsausschusses für die Arbeiterpartei, brachte zum Ausdruck, dass

in den Augen derMehrheit das Einheitsschulprinzip selbst keinen Experimenten

unterworfen werden sollte. Nur das Innenleben der Schule, ihre Binnendifferen-

zierungundPädagogik sollten durch experimentelle Aktivitätenweiterentwickelt

werden. Bull sagte:

«Was die Mehrheit will, ist eine verbindliche Zielvorgabe für die weitere Entwick-

lung der allgemeinen Kinder- und Jugendschule in unserem Land. Ohne ein solches

verbindliches Ziel kann die Entwicklung des Schulwesens – und damit nicht zuletzt

der Bau von Schulhäusern rundherum inDörfern und Städten –nach zufälligen und

wechselnden Prinzipien erfolgen, und es besteht ein hohesMaß anGefahr für erheb-

liche Fehlinvestitionen. Die Mehrheit will, dass klar und deutlich gesagt wird, dass

das soziale Einheitsschulprinzip, das seit bald 40 Jahren die Grundlage unserer sie-

benjährigen Volksschule ist, künftig auch auf die beiden folgenden Jahrgänge ausge-

dehnt wird.» (Trygve Bull, in Forhandlinger i Lagtinget, 13.März 1959, 3)

Die Arbeiterparteimachte aus ihren Ambitionen also keinGeheimnis. Ihr Ziel be-

stand darin, die alten Schultypen abzuschaffen.Das Bestreben, das paralleleMit-

telschulsystem zu überwinden, wurzelte in der Überzeugung, dass es notwendig

sei, die Privilegien des Bildungsbürgertums, der Oberschicht und der Städte ab-

zubauen. Die alten Schultypen hatten unterschiedlichem Status und wurden von

Kindern mit unterschiedlichem Klassenhintergrund besucht (Aubert et al., 1960;

Lindbekk, 1968, 1973, 88ff; Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 129). Die-

se Ungleichheit war in den Augen der Arbeiterpartei inakzeptabel. In denWorten

des Arbeiterpartei-Politikers Gudmund Hernes:

«Es war die zugrundeliegende Philosophie, dass,wennman Toleranz und […] gegen-

seitigenRespektwill, […]dannmüssen [dieKinder] lernen,miteinanderumzugehen.

[…] Es war also […] ein wichtiger Teil der Begründung, dass man nicht die alte Klas-

senstruktur, die durch die Schulstruktur zum Ausdruck kam, bewahren wollte, son-

dern die Schulstruktur verändern wollte, um eine andere Gesellschaft zu schaffen.»

(Zeitzeugeninterview)

Neben Fredriksfryd waren 1959 zwei weitere konservative Politiker im parlamen-

tarischen Bildungsausschuss vertreten: Per Lønning und Hartvig Caspar Chris-

tie. Christie war von 1950 bis 1959 und Lønning von 1958 bis 1965 Parlamentsab-

geordneter der Konservativen Partei. Laut Lønning vertrat Christie im Vergleich

zu Fredriksfryd «das absolute oppositionelle Extrem», und infolgedessen «merk-

te man ziemlich schnell, dass sich innerhalb der konservativen Gruppe des Aus-
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schusses eine gewisse Opposition entwickelte» (Zeitzeugeninterview). Als die kon-

servative Fraktion die parlamentarische Debatte über das Volksschulgesetz vor-

bereitete,wurde beschlossen, dass Lønning der Sprecher der Partei in dieser Fra-

ge sein sollte. Lønning beschrieb dies folgendermaßen:

«Fredriksfryd war gut darin seine Enttäuschung zu verbergen. Aber er hielt sich für

den besten Schulpolitiker der Konservativen Partei. Und ich hatte keine Erfahrung

als Volksschullehrer. […] In der Fraktion der Konservativen Partei gab es damals vie-

le, die es sehr schön fanden, dass sie mich hatten, der […] die jungen Leute und die

Zukunft vertrat, aber gleichzeitig der sozialdemokratischen schwedischen Schulpo-

litik kritisch gegenüberstand […]. […] Sie waren der Meinung, dass es sehr gut war,

mich in diesemAusschuss zuhaben,umdenAusschussvorsitzenden etwas in Schach

zuhalten.Und […] erwar vondurchschnittlicher intellektueller Fähigkeit.Und erwar

nicht der Typ, der … auch wenn er ein paar Mal in dieser Volksschuldebatte gespro-

chen hat … er war nicht sehr skeptisch gegenüber dem Gesetzesvorschlag […]. Er hat

also sehr schnell gelernt,dass er sichnicht auf eineDiskussionmitmir einlassen soll-

te,weil er danichts zugewinnenhatte,undvor allemhatte ernichtdieUnterstützung

der Mehrheit der Fraktion der Konservativen Partei, um einen solchen Krieg alleine

zu führen. Sie haben darauf vertraut, dass […] ich den Glauben an das Individuum

und die kritische Mäßigung vertreten würde.» (Zeitzeugeninterview)

In den Debatten des Jahres 1959 zeigten sich Lønning und insbesondere Chris-

tie skeptisch gegenüber dem Einheitsschulprinzip. Christie erklärte, der Begriff

«Einheitsschule» (enhetsskole) sei «ein propagandistisches Schlagwort geworden,

das sich daherwenig für ein Schulprogrammeignet» (Forhandlinger iOdelstinget, 5.

März 1959, 46). Seiner Meinung nach sei die Realschule eine gute Schule, der man

nicht vorwerfen könne, dass sie von Leuten überfüllt sei, die dort nicht hingehör-

ten. Die alternativen Schulen – also die Fortsetzungsschule – seien nicht gut ge-

nug undmüssten verbessert, nicht abgeschafft werden. Lønning schlug vor, dass

es Raum für künftige Schulstrukturen gebenmüsse, die sich vom «dogmatischen

Einheitsschulschema» der Arbeiterpartei unterschieden, und warnte davor, «die

Einheitlichkeit zu sehr zu betonen und dadurch den heiligen allgemeinenDurch-

schnitt zur Hauptnorm zu erheben» (Forhandlinger i Odelstinget, 5. März 1959, 14f ).

Differenzierung in der Jugendschule war in seinen Augen unerlässlich. Nichts-

destotrotz stellte Lønning fest:

«Persönlich nehme ich an […], dass die sogenannte Einheitsschule möglicherweise

eine differenziertere Schulform sein wird, die mehr Möglichkeiten bietet, den indi-

viduellen Fähigkeiten und Neigungen der Schüler gerecht zu werden, als die heuti-

gen Schulformen. Ich erwarte dies, sehe aber keinen Grund, aus einer Vermutung

eineNorm für die zukünftige Entwicklung zumachen.» (Forhandlinger iOdelstinget, 5.

März 1959, 15)
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Im Zeitzeugeninterview erklärte Lønning, er habe die gegliederte Jugendschule

unterstützt, weil er glaubte, dass die interne Gliederung in Zweige «auf eine Art

von Differenzierung hinführen könnte, bei der der Vorteil des intellektuellen,

theoretischen Zweiges neu unterstrichen würde». Vermutlich aus diesem Grund

unterstützte Lønning Fredriksfryd dabei, dem Bericht des parlamentarischen

Bildungsausschusses zum Gesetz eine Bemerkung hinzuzufügen. Darin wiesen

die beiden darauf hin, dass sie davon ausgingen, dass die gegliederte Jugend-

schule «der Schultyp wird, auf dem es […] ratsam sein wird, den obligatorischen

Volksschulunterricht aufzubauen», dass es aber vorläufig auch erlaubt sein solle,

auf der Grundlage der alten Schultypen zu experimentieren (lnnst. O. II. (1959),

11). Christie schloss sich dieser Bemerkung nicht an. Im Gegensatz zu Chris-

tie und Lønning betonte Fredriksfryd die Übereinstimmungen zwischen allen

Ausschussmitgliedern in der parlamentarischen Debatte und wies darauf hin,

dass es sich bei den Meinungsverschiedenheiten lediglich um Nuancen handele

(Forhandlinger i Odelstinget, 5.März 1959, 61).

Die Vertreter der Zentrumspartei, der Liberalen und der Christdemokraten

stimmtenmit der Konservativen Partei gegen das Volksschulgesetz von 1959, aber

die Gründe für ihre Skepsis waren andere als die der Konservativen Partei. So

erklärte ein Abgeordneter der Zentrumspartei, Inge Einarsen Bartnes, dass der

Hauptgrund für seine «gemischten Gefühle» seine Sorge sei, ob den ländlichen

Gemeinden genügend finanzielle Mittel zur Verfügung stünden, um die Bestim-

mungen des Gesetzes umzusetzen (Forhandlinger i Lagtinget, 13. März 1959, 9). Er-

lingWikborg, ein Vertreter der Christdemokraten, stimmte zu, dass die Gemein-

den mit den schlechtesten finanziellen Verhältnissen «zuerst an der Reihe sein

müssen», wies aber auch darauf hin, dass ihm an dieser Reform besonders gefal-

le, «dasswir eine größereGleichheit in denStartbedingungen erreichenwerden».

Er hielt es für «einen unbestreitbaren Vorteil, dassman so viele Jahre langmit an-

deren Jugendlichen zur Schule geht, die ganz andere Voraussetzungen haben als

man selbst» (Forhandlinger i Lagtinget, 13.März 1959, 18).

Ein Sprecher der Liberalen Partei, Sivert Todal, forderte, dass die Einheits-

schule in den Klassen 8 und 9 «schrittweise» eingeführt werden solle, damit die

Gemeinden, die noch nicht einmal das Volksschulgesetz von 1936 erfüllen konn-

ten, während einer «Übergangszeit» genügend Zeit und Flexibilität hätten (For-

handlinger i Lagtinget, 13. März 1959, 16). Sein Parteikollege Bert Røiseland warnte

davor, die Gemeinden zu zwingen, alle Fächer in einemGebäude zu unterrichten,

da dies zu «Zwangszentralisierung» führen könne (Forhandlinger i Lagtinget, 13.

März 1959, 26). Dem befragten Zeitzeugen Hans Olav Tungesvik zufolge herrsch-

te innerhalb der Parteien der Mitte eine gewisse «Nostalgie» hinsichtlich der Ab-

schaffung der Realschule, da dieser Schultypmancherorts gute Ergebnisse erzielt

hatte. In vielen ländlichenGemeinden gab es jedoch keineRealschule. Selbst dort,

wo es sie gab, besuchte nur ein kleiner Prozentsatz sie. Die Hauptsorge der Par-

teien der Mitte galt daher nicht der Realschule, sondern der Frage, ob die länd-

91



lichen Gemeinden über ausreichende Mittel und Flexibilität verfügten, um den

Übergang zur neunjährigen Pflichtschule zu bewältigen.

DieOppositionwurde in ihrer Skepsis vomVerbandder norwegischenSekun-

darschullehrer unterstützt, der vor allem Realschullehrer und die Lehrkräfte der

Oberstufengymnasien vertrat. Der Verband verabschiedete 1956 auf seiner Jah-

restagung eine Erklärung gegen die Abschaffung der Realschule und warnte vor

einer Absenkung desNiveaus (Marmøy, 1968, 49ff; Hagemann, 1992, 265). 1959 be-

schwerte er sich, dass er bei der Ausarbeitung des Volksschulgesetzes nicht ge-

hört worden war, und forderte die Rücknahme des Gesetzesvorschlags (Marmøy,

1968, 56ff; Telhaug, 1969, 53). Der Verband argumentierte, dass der Gesetzesvor-

schlag nicht gut vorbereitet sei, dass er die Ergebnisse unvollendeter Versuche

vorwegnehmeunddass er demMinisteriumzuweitreichendeBefugnisse einräu-

me (Marmøy, 1968, 59). Innerhalb der Organisation wurden die Reformen auch

auf lokaler Ebene kritisch diskutiert, wobei vielerorts antagonistische Stimmen

zu hören waren (Marmøy, 1968, 54ff).

Der Lehrerinnenverband stand dem Gesetz von 1959 ebenfalls skeptisch

gegenüber, allerdings aus anderen Gründen. Die Lehrerinnen befürworteten

eine verlängerte Schulpflicht, waren aber gegen die Abschaffung der Fortset-

zungsschule. Sie befürchteten, dass die Ausbildung in Hauswirtschaft an Boden

verlieren würde. Viele von ihnen verfügten nicht über die erforderlichen Quali-

fikationen, um in anderen Schulen der Sekundarstufe I zu unterrichten, so dass

die Reform ihre Arbeitsplätze gefährdete (Hagemann, 1992, 270ff). Der kleine

Verband der Fortsetzungsschullehrer war aus ähnlichen Gründen gegen eine

Fusion der alten Schultypen. Viele Lehrkräfte an der Fortsetzungsschule waren

jedoch stattdessen im norwegischen Lehrerverband organisiert. Vertreter des

norwegischen Lehrerverbands waren stärker als die anderen Lehrerorganisatio-

nen in die Ausarbeitung des Gesetzes eingebunden, da sie über gute Kontakte

zu Versuchsrat und Ministerium verfügten. Sie stimmten mit den ideologischen

Begründungen der Arbeiterpartei für die Reform überein, profitierten aber auch

strukturell von ihr, da die Jugendschule ein Teil der obligatorischen Volksschule

werden sollte. Dies eröffnete Beschäftigungsmöglichkeiten für Volksschullehrer.

Aus diesen Gründen unterstützten sie die Reform voll und ganz (Hagemann,

1992, 251ff).

Trotz der Vorbehalte der Opposition wurde das Gesetz von der Arbeiterpar-

tei beschlossen. Von diesem Zeitpunkt an musste jede Gemeinde, die eine neun-

jährige Schulpflicht einführenwollte, dies durch die Einführung der Jugendschu-

le tun. In der Regel dauerte die Jugendschule drei Jahre, so dass die Volksschule

auf sechs Jahre verkürzt wurde, aber auch eine siebenjährige Volksschule und ei-

ne zweijährige Jugendschule warenmöglich.Gemeinden konnten ein freiwilliges

zehntes Schuljahr einführen.
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Versuche mit reduzierter Differenzierung

Die Jugendschule war zunächst in einen praktischen und einen theoretischen

Zweiggegliedert.DieZweigebegannen imzweiten Jahrder Jugendschuleundun-

terschieden sich anfangs vor allem dadurch, ob das Erlernen einer Fremdsprache

obligatorisch war. Im letzten Jahr hatten die Schüler des praktischen Zweigs we-

niger Stunden in Mathematik, Sozialwissenschaften und Naturwissenschaften

und konnten stattdessen zwischenWerkstattarbeit, Hauswirtschaft, Büroarbeit,

Landwirtschaft oder Fischerei und Seefahrt wählen (Telhaug, 1969, 68). Der Lehr-

plan von 1960 sah auch eine Einteilung in Leistungsgruppen (kursplaner) vor. In

den Fächern Norwegisch,Mathematik und Englisch gab es drei Leistungsstufen,

in den Fächern Deutsch und Naturwissenschaften zwei. Der vom Versuchsrat

entworfene Lehrplan schlug eine Einteilung in Leistungsgruppen ab dem ersten

Jahr der Jugendschule, der siebten Klasse, vor – also zu einem früheren Zeit-

punkt, als es in der alten siebenjährigen Volksschule üblich gewesen war. In einer

Parlamentsdebatte am 8. Juni 1961 wurde deutlich, dass die Parlamentsmehrheit

dies nicht unterstützte. Die Abgeordneten der Arbeiterpartei und der Parteien

der Mitte waren der Meinung, dass es im ersten Jahr der Jugendschule keine

Leistungsgruppen geben und die Einstufung flexibler sein solle.

Eines der Argumente der Zentrumspartei war, dass eine spätere Differen-

zierung ländlichen Gemeinden größere «Elastizität» ermögliche (Forhandlinger

i Stortinget, 8. Juni 1961, 3479). Der Zentrumspartei-Politiker Einar Hovdhaugen

warnte davor, dass «es eine Katastrophe wäre, wenn der IQ eines Schülers ein

Kriterium für die Wahl der Schullaufbahn wäre», und schlug vor, Versuche mit

anderen Differenzierungsformen auszuweiten. Für die Zentrumspartei sei es

wichtig, dass Differenzierung keine «Verlierer» hervorbringe (Forhandlinger i

Stortinget, 8. Juni 1961, 3480).Der Christdemokrat Hans Karolus Ommedal äußerte

die Befürchtung, dass die Einteilung in Leistungsgruppen zu Unordnung in der

Schule führen könne, und verwies auf die kleinen Schulen auf dem Land als gutes

Beispiel dafür, wie der gemeinsame Unterricht aller Kinder erreicht werden

könne (Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1961, 3487).

Nur die Konservative Partei hatte sich weder für noch gegen die Einteilung

in Leistungsgruppen in der siebten Klasse ausgesprochen undwollte Experimen-

te mit verschiedenen Differenzierungsmodellen fortsetzen, mit dem Argument,

dass es notwendig sei, die Schulbildung an die Fähigkeiten des Einzelnen anzu-

passen (Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1961). Dafür wurden sie vom Arbeiterpar-

tei-Politiker,Håkon Johnsen, verspottet.Er beklagte sich darüber, dass das Schul-

programm der Konservativen Partei von 1957 keine Leistungsgruppen im siebten

Schuljahr vorgesehen habe. Johnsen wies darauf hin, dass Fredriksfryd 1957 für

die Ausarbeitung dieses Programms verantwortlich gewesen sei:

93



«SeitdemwurdeHerr Fredriksfryd beiseite geschoben,undHerr Lønning,der in die-

sen Fragen eine ganz andereMeinung vertritt, fungiert nun als Sprecher der Konser-

vativen Partei in diesen Fragen. Ichmuss daher fragen: Ist dies nur das Ergebnis der

scharfen Ellbogen eines ehrgeizigen jungenMannes, oder ist es so, dass die Konser-

vative Partei ihre Meinung zu diesen Fragen seit 1957 geändert hat?» (Forhandlinger i

Stortinget, 8. Juni 1961, 3475)

Über 50 Jahre später erwähnte Lønning diese Bemerkung im Zeitzeugeninter-

view als Beispiel dafür, wie die Arbeiterpartei versuchte, die Oppositionsparteien

zu spalten. Fredriksfryd war nicht glücklich über die Situation. Doch innerhalb

der Konservativen Partei wurden die gegnerischen Stimmen lauter.

Experimente mit verschiedenen Lehrplänen, Zweigen, der Einführung einer

zehnten Klasse und der Einteilung in Leistungsgruppen wurden fortgesetzt (Sei-

denfaden, 1977, 18ff). 1963 wurde ein Volksschulausschuss eingesetzt, um einen

Gesetzesvorschlag zu erarbeiten, der die Versuchsphase beenden solle (Telhaug,

1969, 122). Im Juni 1965 legte der Ausschuss einen Bericht vor, in dem er Vor- und

Nachteile verschiedener Formen der Differenzierung und Bewertung diskutierte

(Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), Telhaug, 1969, 122ff). Ein Aspekt war

die Frage, welche Kombination von Leistungsgruppen und Fächern erforderlich

war, um sich für die Oberstufe im gymnas zu qualifizieren. Diese Schulen hatten

als Anforderung eingeführt, dass Schüler die höchsten Leistungsgruppen in Nor-

wegisch, Englisch und Mathematik besucht und das Fach Deutsch belegt haben

mussten (Telhaug, 1969, 87ff).

Der Versuchsrat veröffentlichte ab 1960mehrere überarbeitete Fassungen des

Lehrplans. Diese wurden als «blauer Plan» (1963), «roter Plan» (1964) und «grüner

Plan» (1965) bezeichnet. Im blauen Plan wurden die Zweige abgeschafft. Die Zahl

der obligatorischen, gemeinsamen Fächer für alle wurde erhöht.Die Differenzie-

rungwar nun flexibler und basierte aufWahlfächern. Es wurde allen Kindern un-

abhängig von ihren Wahlfächern ermöglicht, die höchsten Leistungsgruppen in

Mathematik,Englisch undNorwegisch zuwählen (Myhre, 1971, 119; Telhaug, 1969,

91ff). Im roten Plan und im grünen Plan wurde die Zahl der Pflichtfächer weiter

erhöht (Myhre, 1971, 120f). 1965 begann der Versuchsrat mit leistungsheteroge-

nen Klassen («sammenholdte klasser») in Norwegisch und ab 1968 auch in Mathe-

matik zu experimentieren. Begründet wurde dies mit Untersuchungen, die zeig-

ten, dass sich das Niveau der Kinder in den Leistungsgruppen nicht immer stark

unterschied. Die besten in der niedrigsten Leistungsgruppe waren oft besser als

die schlechtesten in der höchsten Leistungsgruppe (Dokka, 1986, 119ff; Telhaug,

1969, 118). Die Tendenz ging dahin, organisatorische Differenzierung abzubauen

und stattdessen pädagogische Differenzierung zu nutzen.

Die Arbeiterpartei, die Sozialistische Volkspartei und die Parteien der Mitte

unterstützten diese Entwicklung, wie in den Parlamentsdebatten von 1963, 1965

und 1969 deutlich wurde (Forhandlinger i Stortinget, 21. Mai 1963; Forhandlinger i
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Stortinget, 8. Juni 1965; Forhandlinger i Stortinget, 21. April 1969; Telhaug 1969, 101ff).

In den Augen der Arbeiterpartei und der Sozialistischen Volkspartei bestand

das Problem darin, dass Leistungsgruppen die sozialen Ungleichheiten repro-

duzierten, die für die alten Schultypen charakteristisch gewesen waren. Kinder

aus der Ober- und Mittelschicht waren in den höheren Leistungsgruppen über-

repräsentiert (Lindbekk, 1968, 1973; Telhaug, 1969, 143f). Man befürchtete eine

Stigmatisierung der Kinder in den untersten Leistungsgruppen. Die Sozialisti-

sche Volkspartei erklärte in ihrem Programm von 1965:

«Kinder-und Jugendschulen sind sozugestalten,dass siedemAusgleichder sozialen

Klassenunterschiede dienen. Die Schulklassen müssen die meiste Zeit zusammen-

bleiben, wobei die Differenzierung innerhalb der Klasse möglichst groß sein soll.»

Die Abschaffung der organisatorischen Differenzierung in der Jugendschule war

für die Arbeiterpartei auch mit dem Ziel verbunden, den Stellenwert der berufli-

chen Bildung zu erhöhen. In ihrem Programm für 1966–1969 erklärte die Arbei-

terpartei beispielsweise, dass «die praktische und die theoretische Ausbildung als

gleichwertig betrachtetwerdenmüssen» unddass «das Schulsystemkeine soziale

Spaltung aufgrund von Unterschieden in der Ausbildung schaffen darf».

Die Parteien der Mitte machten in ihren Wahlprogrammen keine Bemer-

kungen über die Frage der Leistungsdifferenzierung. Die meisten Schulen auf

demLand hatten ohnehin nicht genügend Schüler, umLeistungsgruppenbildung

durchzuführen (Telhaug, 1969, 143). In den Parlamentsdebatten äußerten die

Parteien der Mitte jedoch Kritik an der Leistungsdifferenzierung. Dem Sprecher

der Liberalen Partei, Torkell Tende, schien es ratsam, die Klassen auch nach dem

siebten Schuljahr zusammenzuhalten,mitHilfe einer individuellen «Differenzie-

rung im Tempo» (Forhandlinger i Stortinget, 21. Mai 1963, 3350). Den Abgeordneten

der Parteien der Mitte missfiel es, dass die Noten in den verschiedenen Leis-

tungsgruppen nicht gleichwertig waren und dass dies zu Ungerechtigkeiten

im Hinblick auf die Sekundarstufe II führe. Sie waren auch der Meinung, dass

Leistungsgruppen eine stigmatisierende Wirkung hatten. Wie der Sprecher der

Zentrumspartei, Einar Hovdhaugen, es ausdrückte:

«Ichmöchtebetonen,dassdieneunjährigeSchule eineEinheitsschule sein sollte.Wir

schaffen hier Trennungen, die meiner Meinung nach unglücklich sind. Diejenigen,

die eine niedrigere Leistungsgruppewählen, haben fast die Pflicht, ein wenig dumm

zu sein.» (Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1965, 3703)

Die Abgeordneten der Parteien der Mitte nutzten jedoch den größten Teil ihrer

Redezeit während der Parlamentsdebatten in den 1960er Jahren, um andereThe-

men anzusprechen, die ihnen am Herzen lagen (siehe Kapitel 5). Sie hatten sich

damit abgefunden, dass der neue Schultyp die alten parallelen Schultypen erset-

zen würde.
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1963 forderte auch die Konservative Partei nicht länger eine Differenzierung

durch Zweige, die nun als veraltet galt. Stattdessen schlugen die Konservativen

vor, Versuche mit Leistungsgruppendifferenzierung auszuweiten. Wie Per Løn-

ning erklärte, dürfe die Abschaffung der Zweige nicht zur Abschaffung jeglicher

Differenzierung führen (Forhandlinger iStortinget, 21.Mai 1963,3312ff,Telhaug,1969,

101ff). Die Konservative Partei machte in ihren Programmen detailliertere Vor-

schläge als die Parteien der Mitte. 1965 hieß es imWahlprogramm, dass der gro-

ße Druck auf die Schulen «nicht zu einer Absenkung der Standards führen darf».

1969 stellte das Programm klar:

«DasProblemderDifferenzierungmussdurch systematischeundbreit angelegteEx-

perimente gelöst werden. Die Lehrpläne dürfen nicht festgelegt werden, bevor die

Ergebnisse der Experimente gründlich analysiert worden sind. […] Die Schüler, die

eine theoretische Ausbildung in der Sekundarstufe II anstreben, müssen auf dem-

selben Niveau unterrichtet werden wie in der früheren Realschule.»

Die gesetzliche Einführung der Jugendschule

Von 1965 bis 1971 regierten die vier bürgerlichen Parteien, die Konservative Partei,

die Zentrumspartei, die Liberale Partei und die Christdemokraten, mit Per Bor-

ten von der Zentrumspartei als Ministerpräsident. Der Vorschlag zur Reform des

Jugendschulwesens, der seit 1963 vomVolksschulausschuss ausgearbeitetworden

war,wurde aufgegriffen. Im Frühjahr 1967 legte der Bildungsminister Kjell Bond-

evik, ein Christdemokrat, den Gesetzesvorschlag zur neunjährigen Grundschule

vor (Ot.PrNr. 59, 1966–67, lov omgrunnskolen).DerMinister selbstwar derMeinung,

dass «man von einer anderenRegierung keinen stark abweichendenVorschlag er-

halten hätte» (zitiert in Telhaug, 1969, 129).DasGesetz beendete die Versuchspha-

se und regelte die Jugendschule. Der Begriff folkeskole (Volksschule) wurde durch

den moderneren Begriff grunnskole (Grundschule) ersetzt, der sowohl die barnes-

kole (Kinderschule) als auch die ungdomsskole (Jugendschule) umfasste. Das Ge-

setz verpflichtete alleGemeinden,die Jugendschule bis 1975 einzuführen (Mediås,

2010, 45).

Im April 1969 wurde das Gesetz verabschiedet. Die einzigen Abgeordneten,

die gegen das Gesetz stimmten, waren von der Sozialistischen Volkspartei. Der

Sprecher Finn Gustavsen hielt die norwegische Schule für zu zentralisiert, nicht

demokratisch genug und zu stark auf Prüfungen ausgerichtet.Die Schule fördere

eine «Wettbewerbs-undKarrierementalität» (Forhandliger i stortinget, 21.April 1969,

288). Auch die Ausrichtung auf christliche Erziehung fand er nicht gut. Der erste

Paragraph des Gesetzes (formålsparagrafen) hatte zumassiven Konflikten geführt,

die sich um das Verhältnis zwischen Kirche, Eltern und Schule drehten. AmEnde
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wurde ein Kompromiss erzielt, der von allen Parteien mit Ausnahme der Sozia-

listen unterstützt wurde (Tønnessen, 2011, 72f; siehe Kapitel 5).

Dieses Ergebnis war nicht was sich der Verband der norwegischen Sekundar-

schullehrer gewünscht hatte. Wie aus einer Umfrage unter 1153 am gymnas Leh-

renden 1969 hervorgeht,war die Einführung der Jugendschule für viele von ihnen

schwer zu akzeptieren. Über 40 Prozent der Befragten stimmten voll oder über-

wiegend der Aussage zu, dass «die Entscheidung zur Einführung der neunjähri-

gen Schule getroffen wurde, weil die vielen Menschen, die anderer Meinung wa-

ren, es meist nicht wagten, sich öffentlich gegen die politischen Schlagworte zu

stellen, die verwendet wurden» (Lauglo, 1972, 9). Fast 70 Prozent der Befragten

stimmten voll oder überwiegend zu, dass neun Jahre Schulpflicht zu lang seien,

und 57 Prozent stimmten voll oder überwiegend zu, dass man die alten Schulfor-

men Fortsetzungs- und Realschule hätte ausbauen sollen, statt die Jugendschule

einzuführen (Lauglo, 1972, 10). Die Sekundarschullehrer passten sich jedoch an

und organisierten keinen weiteren Widerstand, als das Gesetz von 1969 verab-

schiedet wurde.

Das Gesetz bot keine Lösung für die Probleme der Differenzierung, der Ein-

teilung in Leistungsgruppen und der Bewertung. DasMinisteriumwar zögerlich

(Telhaug, 1969, 129). Kjeld Langeland, Abgeordneter der Konservativen Partei, er-

klärte in der Parlamentsdebatte, es sei zu früh, um eine Entscheidung zu treffen.

Die Experimente seien nicht weit genug fortgeschritten (Forhandlinger i Stortinget,

21. April 1969, 256).

Es gibt Hinweise darauf, dass die Parteien der Mitte einer Abschaffung der

Leistungsgruppen offener gegenüberstanden als die Konservative Partei. So kri-

tisierte der Sprecher der Liberalen Partei,Olav Kortner, den Sprecher der Konser-

vativen Partei, Kjeld Langeland, für seineWortwahl. Langeland hatte von «so ge-

nannten sozialenGründen» imZusammenhangmit derWahl der Leistungsgrup-

pe durch die Eltern gesprochen. Kortner gefiel dieser Ton nicht. Seiner Meinung

nach schaffe die Einteilung in Leistungsgruppen «erhebliche soziale Probleme»

und es sei notwendig, «die Experimente […] zu intensivieren, um sozial vorteil-

haftere Formen [derDifferenzierung] zufinden,zumBeispiel Formengemischter

Leistungsgruppen» (Forhandlinger i Stortinget, 21. April 1969, 262).

In den Interviewswurden die Zeitzeugen, die damals in den Parteien derMit-

te aktivwaren,gefragt,warum ihre Parteiennicht versuchten,die Jugendschulre-

form rückgängig zumachen, als sie an der Regierungwaren, sondern stattdessen

den von der Arbeiterpartei vorgezeichneten Weg weiterverfolgten. Darauf ant-

wortete Hans Olav Tungesvik, damals Mitglied der Liberalen Partei und später

Mitglied der Christdemokraten:

«Mein Eindruck ist, dass der Gedanke der verlängerten Schulpflicht […], diese Idee

der Gleichheit, […] nicht nur von den Sozialdemokraten […] unterstützt wurde. Es

war eine Idee, die breite Unterstützung fand […]. Ich glaube, in der norwegischen

97



Politik herrschte ein Konsens darüber, dass wir unseren jungen Menschen bessere

und gleiche Wahlmöglichkeiten bieten sollten. Aber wir waren etwas geteilter Mei-

nung darüber, inwieweit man spezialisierteWahlmöglichkeiten anbieten sollte. Und

die Konservative Partei […], wie soll ich das sagen? Sie sind bei der Individualisie-

rung immer weiter gegangen als die anderen. […] Sie haben sich immer ammeisten

darumgekümmert, […] den FähigstenWahlmöglichkeiten zu geben.Es gibt dort also

eine etwas elitärere Denkweise als in den anderen Parteien. Ich glaube, dass alle Par-

teien der Mitte, die Christdemokraten, die Zentrumspartei und die Liberale Partei,

in dieser Frage eine Denkrichtung haben, die der Denkrichtung der Arbeiterpartei

nähersteht.» (Zeitzeugeninterview)

Andere Zeitzeugen, wie der Christdemokrat Jakob Aano, stimmten darin über-

ein, dass die Regierung von 1965 bis 1971 vor allem eine Zeit der Kontinuität in der

Schulpolitik war. Der christdemokratische Bildungsminister Kjell Bondevik un-

terstützte die Einführung der Jugendschule. Abgesehen vom Privatschulgesetz,

das unter seiner Leitung verabschiedet wurde (siehe Kapitel 5), hatte er kein In-

teresse an weitreichenden Änderungen.

Ein neuer Ausschuss wurde eingesetzt,Normalplanutvalget, mit dem Pädago-

genHans-JørgenDokka als Vorsitzenden.Dieser Ausschussmusste die Frage der

Differenzierung erneut diskutierenundbefand sich in einem«schmerzhaftenDi-

lemma» (Telhaug/Mediås, 2003, 234). In seinen Berichten von 1970 wurde die Ab-

schaffung der Leistungsgruppen vorgeschlagen. Es hieß, dass das einzelne Kind

stärker in den Mittelpunkt gerückt werden müsse und dass eine Homogenisie-

rung der Gruppen das Problem nicht löse. Leistungsgemischte Klassen hingen

jedoch von kleineren Klassengrößen, neuem Unterrichtsmaterial und der Mög-

lichkeit ab, die Kinder flexibler in Gruppen aufzuteilen (Dokka, 1986, 119ff).

1971 brach die bürgerliche Regierung wegen interner Unstimmigkeiten über

die Mitgliedschaft in der Europäischen Gemeinschaft auseinander.Während die

Konservative Partei den Beitritt unterstützte, war die Zentrumspartei dagegen

und die Liberale Partei und die Christdemokratenwaren gespalten.Die Arbeiter-

partei übernahm erneut die Regierung. Im April 1972 beschlossen der Parteitag

der Arbeiterpartei und der norwegische Gewerkschaftsbund, den Beitritt zu un-

terstützen. In einem Referendum im September 1972 stimmten jedoch 53,5 Pro-

zent gegen den Beitritt. Die Arbeiterparteiregierung schied aus dem Amt. Von

1972 bis 1973 bildeten die Parteien der Mitte eine kurzlebige Regierung, gefolgt

von neuen Regierungen der Arbeiterpartei von 1973 bis 1981.

Die Notendebatte

In den 1970er Jahren wurde der Gegensatz zwischen Sozialdemokratie und Kon-

servativen deutlicher. Lars Roar Langslet, Vorsitzender des parlamentarischen
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Bildungsausschusses von 1973 bis 1980 und Abgeordneter der Konservativen

Partei von 1969 bis 1989, beschrieb die Entwicklung im Laufe der Zeit:

«Ichwürde sagen, dass innerhalb der Konservativen Partei das Gefühl immer stärker

wurde, dass unsere Leute, die sich mit Schulpolitik beschäftigten, zu ausweichend

und nett waren und einfach mitmachten. Und dass es wichtig war, ein Korrektiv zu

dieser Reformpädagogik zu schaffen, die auf der ganzen Linie eine siegreiche Strö-

mungwar. […] Ich glaube, dass [die Schulpolitik] in dieser Phase in vielerlei Hinsicht

einKonsensbereichwar.Unddas hattewahrscheinlich auch damit zu tun,dass es bei

den Schulpolitikern auf der obersten Ebene innerhalb der Konservativen Partei kein

Bewusstsein dafür gab, dass es notwendig war, eine oppositionelle Politik zu entwi-

ckeln. […] [DieOpposition]wurde viel intensiver, als Lønning antrat und seit …als ich

antrat, wurde dies allmählich zu einem Bereich der Konfrontation […] während der

70er Jahre. Und es gab einige Hauptanliegen,mit denen sich die Konservative Partei

stark profilierte, unddie uns dasGefühl gaben,dass die Schulpolitik der Arbeiterpar-

tei auf dem Rückzug war.» (Zeitzeugeninterview)

Eines derThemenauf die sich Langslet hier beziehtwar dieNotendebatte.DieBe-

notung indenerstendrei JahrenderVolksschulewarbereits 1939 abgeschafftwor-

den.Ab 1962wurdendieNoten inder viertenKlasse abgeschafft (Tønnessen/Telh-

aug, 1996, 23; St.meld. nr. 42 (1964–65), 15f ). In den Programmen der Arbeiterpartei

wurde ab 1969 mehrfach erklärt, dass die neunjährige Schule «prüfungsfrei» sein

sollte. Im September 1972 setzte das Bildungsministerium einen Evaluierungs-

ausschuss (Evalueringsutvalget for skoleverket) ein, der alle Fragen im Zusammen-

hang mit der Bewertung untersuchen sollte. Der parlamentarische Bildungsaus-

schuss stimmte der Einsetzung des Evaluierungsausschusses zu und stellte fest,

dass «die heutige Regelung mit Abschlussprüfungen und Noten [...] inhärente

Schwächen aufweist» (Innst. S. nr. 287 (1971–72), 548). Die Benotung sei wenig mo-

tivierend für die schwächsten Schüler und könne zu einer zu starken Ausrichtung

der schulischen Arbeit auf das Erreichen guter Prüfungsergebnisse führen. Im

selben Jahr wurden die Noten in der gesamten sechsjährigen Kinderschule abge-

schafft (Mediås, 2010, 46; Myhre, 1971, 140). Dies führte zu keiner großen Debat-

te.Viele Reformbefürworter erwarteten,dass der nächste Schritt die Abschaffung

der Noten in der Jugendschule sein würde.

Am 26. Februar 1974 erließ das Ministerium unter der Leitung von Bjartmar

Gjerde eine Verordnung,nach der dieNoten in der Jugendschule aufNorwegisch,

EnglischundMathematik beschränktwerden sollten.Dies löste Proteste aus.Vie-

leEltern,SchülerundLehrerwarendagegen.ImApril gabendieKonservativePar-

tei, dieChristdemokraten,die Zentrumspartei und sogar die SozialistischeWahl-

allianz Erklärungen ab, in denen sie forderten, dass die Verordnung zurückgezo-

genwerden solle und dass keine Verordnungen erlassenwerden sollten, bevor die
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Berichte des Evaluierungsausschusses veröffentlicht worden seien (Forhandlinger

i Stortinget, 8.Mai 1974, 3126).

Am 8. Mai 1974 wurde die Verordnung im Parlament diskutiert. In dieser

Debatte griffen mehrere Sprecher der Arbeiterpartei das Benotungssystem an

(Forhandlinger i Stortinget, 8.Mai 1974, 3120ff). Benotung zerstöre die Lernmotivati-

on und es sei ungerecht, Kinder nach ihren unterschiedlichen Voraussetzungen

zu beurteilen. Noten vermittelten kein differenziertes Bild von Fähigkeiten und

Anstrengungen, sondern führten zu einer zu starken Konzentration auf einfache

und unzureichendeMessungen. Dieselbe Leistung könne je nach Zusammenset-

zung der Klasse unterschiedlich bewertet werden, da die Leistungen der Kinder

untereinander und nicht mit ihren früheren persönlichen Leistungen verglichen

wurden. Die Aufnahme in die Sekundarstufe II hinge so in hohem Maße von

Glück ab, was erhebliche Auswirkungen auf die Lebenschancen habe. Die Beno-

tung sei schädlich im Hinblick auf das Ziel, dass sich Kinder in der Schule sicher

und respektiert fühlen sollten. Der Politiker der Arbeiterpartei, Einar Førde,

fasste seinen Standpunkt wie folgt zusammen:

«[Ein] Benotungssystem undWettbewerb sozialisieren [dieMenschen] in den Status

quo hinein. All den radikalen Leuten, die jetzt das Notensystem verteidigen,möchte

ich sagen: Haben sie nicht bedacht, dass eine der wichtigsten Bedingungen für das

Funktionieren der kapitalistischenWettbewerbsgesellschaft ist, dassman es schafft,

dies in Form vonNoten in die Schule zu transportieren? DasNotensystem spaltet die

Schüler, und sie können dann in gut und schlecht katalogisiert werden. […] Es produ-

ziert Verlierer. Das Notensystem ist die Währung des kapitalistischen Bildungssys-

tems.» (Forhandlinger i Stortinget, 8.Mai 1974, 3133)

Die konservativenRednermachtendeutlich,dass ihrePartei gegen jeglicheRedu-

zierung der Benotung sei. In dieser Fragewaren sie sich einiger als in derDebatte

über die Strukturreformen. Lars Roar Langslet vertrat den Standpunkt der Kon-

servativen:

«Die Konservative Partei ist grundsätzlich nicht mit der Abschaffung von Noten

und Prüfungen in der Grundschule einverstanden. Das alte System war bei weitem

nicht perfekt, aber es wurde auch sehr übertrieben, wenn man von Notenjagd und

Prüfungsdruck sprach. Eine ungesunde Wettbewerbsmentalität muss natürlich be-

kämpft werden, aber es ist nicht ungesund, dass die Schule die Schüler anregt, etwas

zu leisten, ein Ziel zu erreichen. […] Ich denke, das entspricht einem menschlichen

Bedürfnis. Das ‹Verlierer›-Problem in der Schule muss auf positive Weise angegan-

gen werden […]. Wir werden das Problem nicht lösen, indem wir die Messskalen

wegnehmen.» (Forhandlinger i Stortinget, 8.Mai 1974, 3126)

Wie Lønning, der sich in den 1960er Jahren gegen die Abschaffung der Benotung

in der Volksschule ausgesprochen hatte (Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1961, 3474,
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Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1965, 3697f ), argumentierte Langslet, dass schrift-

liche Beurteilungen zu mehr Willkür führen könnten als Noten (Forhandlinger i

Stortinget, 8.Mai 1974, 3126).

DieParteienderMitte stimmtenderAbschaffungderBenotung inderKinder-

schule zu, standen aber in der Frage der Benotung in der Jugendschule der Kon-

servativenPartei näher.Der Sprecher der Zentrumspartei,OlaO.Røssum,erklär-

te, dass «die Schule nicht unnötig zur Verfolgung von Karriere und Leistungsan-

forderungen beitragen und diese verstärken darf» und dass es daher sinnvoll ge-

wesen sei, die Noten in der Kinderschule abzuschaffen (Forhandlinger i Stortinget,

8.Mai 1974, 3120ff ).Die Abschaffung derNoten in der Jugendschule hielt er jedoch

für unmöglich, solange die Sekundarstufe II nicht so weit ausgebaut worden sei,

dass sie allen zugänglich sei. Der Christdemokrat Kjell Magne Bondevik stimmte

zu, dass die Absicht zwar gut gewesen sein möge, die Regelungen aber «ein päd-

agogischer undpolitischer Fehler» seien.WieRøssumhielt er dieAbschaffungder

Noten inderKinderschule für sinnvoll, aberdieSelektion fürdieSekundarstufe II

erfordere eine Benotung in der Jugendschule. «Nuancierte Bewertungen» könn-

tenmöglicherweise zu einem späteren Zeitpunkt die Noten ergänzen oder erset-

zen, «wennes eineGrundlagedafür gibt».Scharf reagierte er auf dieVorwürfeder

Arbeiterpartei,derWiderstandgegendieAbschaffungderNoten sei einAusdruck

«konservativer Strömungen in der Bevölkerung». Er wollte nicht mit dem Etikett

«konservativ» identifiziertwerden (Forhandlinger iStortinget, 8.Mai 1974, 3128f ).Ein

Sprecher der Liberalen Partei, Hans Hammond Rossbach, ein Gymnasiallehrer,

stimmte zu, dass die Abschaffung der Noten in der Jugendschule eine schlechte

Idee sei, da die Bedingungen für einen solchen Schritt nicht erfüllt seien. Er wies

darauf hin, dass sowohl die Schüler als auch die Lehrerverbände gegen die neue

Regelung seien (Forhandlinger i Stortinget, 8.Mai 1974, 3134).

Er wies damit auf einen wunden Punkt für die Arbeiterpartei hin. Es über-

rascht nicht, dass der Verband der norwegischen Sekundarschullehrer der Ab-

schaffungderNoten kritisch gegenüberstand.Wie jedoch vonRednernderArbei-

terpartei beklagt wurde,war auch auf den norwegischen Lehrerverband in dieser

FragekeinVerlass. In früherenStellungnahmenhattederVerbandvorgeschlagen,

die Benotung in der Jugendschule auf die Fächer Norwegisch, Mathematik und

Englisch zu beschränken, und die Reduzierung der Noten auf ein Minimum un-

terstützt. ImMärz 1974 beschwerte sich der Lehrerverband jedoch in einem Brief

an dasMinisterium, dass er nicht gehört worden sei, und erklärte, dass er die Re-

duzierungderBenotungablehne (Forhandlinger iStortinget,8.Mai 1974, 3135). Intern

war der Lehrerverband in dieser Frage gespalten. Kari Lie, zu diesem Zeitpunkt

Sekretärin des norwegischen Lehrerverbands, sagte dazu: «Es gabmehrere Leute

im nationalen Vorstand, die mich für hoffnungslos hielten, weil ich die Noten im

Systembehaltenwollte» (Zeitzeugeninterview).Laut Lie lag einGrund fürdieseMei-

nungsverschiedenheit darin, dass viele Volksschullehrer politisch nicht so radikal

waren wie die progressiven Pädagogen, die sich für die Abschaffung der Beno-
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tung einsetzten.Wie sie selbst fanden einige es schwierig, Leistungen schriftlich

zu bewerten statt mit Noten.

Außerdem war sogar die Arbeiterpartei selbst in dieser Frage gespalten, wie

mehrere der befragten Zeitzeugen bestätigten. Langslet (1977, 47) zitiert eine Gal-

lup-Umfrage, wonach 89 Prozent der Mitglieder der Arbeiterpartei Noten in der

Jugendschule befürworteten, während nur 9 Prozent ihre Abschaffung wünsch-

ten. ImZeitzeugeninterview fügte er hinzu,dass er in dieser Phase «zentrale Leu-

te in der Arbeiterpartei getroffen [habe], die ziemlich niedergeschlagen darüber

waren, was diese Schulreformer angerichtet hatten» (Zeitzeugeninterview).

Trotz alledem kam die Mehrheit des Evaluierungsausschusses im ersten Be-

richt von 1974 zu dem Schluss, dass die Noten in der Jugendschule abgeschafft

werden sollten (NOU1974: 42 (1974)Karakterer, eksamen, kompetansem. v. i skoleverket,

Eva I). Die Minderheit war mit der Abschaffung der Noten in der Kinderschule

einverstanden, war aber der Meinung, dass die Schüler der Jugendschule Noten

erhalten sollten, wenn sie dies wünschten. Eine andere Minderheit wollte sogar

dieNoten inderOberstufe abschaffen (NOU1974: 42 (1974)Karakterer, eksamen, kom-

petansem. v. i skoleverket, Eva I). In seinem zweiten Bericht von 1978 schlug der Aus-

schuss vor, den Zugang zu den Oberstufengymnasien unabhängig von den No-

ten zu machen (NOU 1978: 2 (1978) Vurdering, kompetanse og inntak i skoleverket, Eva

II). Diese Berichte lösten Diskussionen aus.Während der Anhörung gingen über

2600 Kommentare ein. Zwei Drittel davon sprachen sich gegen die Abschaffung

der Noten in der Jugendschule aus (Tønnessen, 2011, 79ff; Tønnessen/Telhaug,

1996,26).DernorwegischeLehrerverbandwarmitdenVorschlägendesAusschus-

ses nicht einverstanden, auch wenn er sich bereit zeigte, das Benotungssystem

auf derGrundlageweitererUntersuchungen zu diskutieren (Tønnessen/Telhaug,

1996, 28).

Aufgrund des massiven Widerstands auch in den eigenen Reihen beschloss

der Minister, Bjartmar Gjerde, einen Rückzieher zu machen. Nach der Debatte

vom 9. Mai 1974 hatte er die Regelungen zur Reduzierung der Benotung bereits

wieder aufgehoben. Der sozialistische Schulreformer und Lehrer Kjell Horn be-

schrieb den Kurswechsel wie folgt:

«Eswurde einEvaluierungsausschuss eingesetzt,der zudemSchluss kam,dass in ei-

ner obligatorischenGrundschule keineNoten vergebenwerden sollten.Und ichwur-

de als Berater des Grundschulrates durch das Land geschickt, um imNamen desMi-

nisteriums […] für dieses Systemzu argumentieren. Ich dachte,dass ichmeine Sache

recht gut machte, aber anscheinend nicht gut genug, denn diese Reform stieß in der

norwegischen Bevölkerung auf keine Begeisterung.Dann kommtGjerde eines Tages

in mein Büro und starrt auf etwas. Er schaut nicht zu mir, sondern an mir vorbei.

Und dann fragt ermich,was ichmache, und ich erzähle es ihm, und er sagt: ‹Ja, aber

die Benotung, das ist keinThema mehr für die Arbeiterpartei›. Oh je!» (Zeitzeugenin-

terview)
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Die Abschaffung der Leistungsdifferenzierung

Auch in der Debatte über die Differenzierung nahm in den 1970er Jahren die

Polarisierung zu, aber die Arbeiterpartei setzte sich in dieser Frage durch. 1972

stimmte der gesamte parlamentarische Bildungsausschuss dem Vorschlag zu,

das Leistungsgruppensystem abzuschaffen, da es soziale Ungerechtigkeit pro-

duziere (Innst. S. nr. 287 (1971–72)). Dieser Beschluss trat 1975 mit dem neuen

Lehrplan in Kraft (Mønsterplanen for grunnskolen, M74). Die Stellungnahme des

Parlamentsausschusses von 1972 enthielt auch folgende Sätze:

«Der Ausschussmöchte jedoch betonen, dass die Grundschule auch in den kommen-

den Jahren verschiedene Formen der organisatorischen Differenzierung benötigen

wird. Langfristig sollte das Ziel sein, dass die einzelne Schule diejenige FormderDif-

ferenzierung entwickeln kann,die ambesten zudenörtlichenGegebenheitenpasst.»

(Innst. S. nr. 287 (1971–72), 547)

Das Programm der Konservativen Partei von 1973 forderte, dass es in der Verant-

wortung der einzelnen Schule liegen solle, die beste Form der Differenzierung zu

wählen. Das konservative Programm von 1977 sprach sich gegen leistungshetero-

gene Klassen aus:

«Bei den heutigen knappen Ressourcen bedeutet eine rigorose Umsetzung des Prin-

zips der ‹zusammengehaltenenKlassen›, dassmandieRücksicht auf die Bedürfnisse

der Schüler in den Hintergrund schiebt. Die Konservative Partei hält es für notwen-

dig,befriedigendeFormender organisatorischenDifferenzierungzuentwickelnund

dabei die Klasse als soziale Einheit zu erhalten.»

Ein Buch von Lars Roar Langslet (1977) kann zur Veranschaulichung der wachsen-

denkonservativenOppositiondienen. IndiesemBuch stellt Langslet dieneunjäh-

rige Einheitsschule als solche nicht in Frage und zeigt eine gewisse Sympathie für

das Ziel, einen Gemeinschaftsgeist zwischen allen Jugendlichen zu entwickeln,

unabhängig von ihrer sozialen Herkunft. Aber er schreibt auch:

«Ich selbst habe den ‹Abschied› vomSystemder Leistungsgruppen [1972] unterstützt

undwill meine Verantwortung dafür nicht leugnen. Aber ichmuss zugeben, dass ich

inzwischen Zweifel habe, ob das richtig war.» (Langslet, 1977, 56)

Er befürworte keine Sonderschulen für besonders begabte Kinder, die «mit Recht

als Versuch gebrandmarkt werden können, ‹Apartheid› in der Schule zu schaf-

fen» (Langslet, 1977, 62). Doch seien die begabtesten Schüler von der sozialdemo-

kratischen Schulpolitik vernachlässigt worden. Sozialdemokraten hätten keinen

Respekt vor Ungleichheiten, sondern zielten ausschließlich darauf ab, diese zu

beseitigen oder zu verbergen (Langslet, 1977, 34ff, 61f). Es könne zwar viel getan
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werden, um benachteiligten Kindern bessere Chancen zu geben, aber politische

Maßnahmen können «keinesfalls soweit gehen […], dass alle wichtigenUngleich-

heiten verschwinden» (Langslet, 1977, 39). Diese «pessimistische Einsicht» sei für

sozialistische Schulpolitiker schwer zu akzeptieren (Langslet, 1977, 39).

Im Zeitzeugeninterview bezeichnete Langslet sozialdemokratische Schulpo-

litik als «eine sentimentale Schulideologie», die darauf abziele, die Schule zu ei-

nem Gegenstück zur «scheußlichen kapitalistischen Gesellschaft da draußen zu

machen, wo Leistungsanforderungen am Arbeitsplatz gestellt werden und wo es

Wettbewerb und alle möglichen Hässlichkeiten gibt». Zum Vergleich: Der sozia-

listische Politiker Theo Koritzinsky wies im Interview darauf hin, dass Konkur-

renz und Hierarchien wichtige Mechanismen für Konservative seien. Auch wenn

sie nicht offen sagten, dass sie Differenzierung mit dem Ziel der Reproduktion

von Klassenunterschieden unterstützen, «wissen sie sehr wohl, dass das passie-

ren kann … und für sie ist das kein Problem, […] das ist das Leben, so sind wir

gemacht» (Zeitzeugeninterview).

Im Mai 1979 wurden diese Widersprüche in der letzten Parlamentsdebatte

über permanente Leistungsgruppen sichtbar. Die genauen Regeln zur organi-

satorischen Differenzierung waren seit 1972 unklar (Stortingstidende (1976/1977),

2100f, Stortingstidende, (1977/1978), 2694ff ). Aus diesem Grund erließ das Bildungs-

ministerium neue Verordnungen, in denen klarer festgelegt wurde, dass eine

dauerhafte Einteilung in Leistungsgruppen über ein ganzes Jahr hinweg nicht

zulässig sei. Die Gruppierung von Schülern war nur kurzfristig erlaubt (St. meld.

Nr. 34 (1978–79), 11).

In der Debatte kritisierten die Abgeordneten der Konservativen Partei die

«Gleichheitsideologie» der Arbeiterpartei in scharfen Worten. Der konservative

Politiker Håkon Randal, Mitglied des Bildungsausschusses, vertrat die Ansicht,

dass die Abschaffung der Leistungsgruppen zu einer «Absenkung des Niveaus»

führe und gegen das Schulgesetz verstoße (Forhandlinger i Stortinget, 11. Mai 1979,

3360). Sein Parteikollege Tore Austad hielt es für einen «großen und sehr be-

dauerlichen Rückschritt», die Einteilung in Leistungsgruppen über ein ganzes

Schuljahr hinweg für ungesetzlich zu erklären (Forhandlinger i Stortinget, 11. Mai

1979, 3367). Die Konservativen forderten auch die Abschaffung des Versuchs-

rates, die Beendigung der Strukturreformen und die Konzentration auf die

Verbesserung der Qualität des Unterrichts (Forhandlinger i Stortinget, 17. April

1975; Forhandlinger i Stortinget, 20. April 1978; Forhandlinger i Stortinget, 11. Mai 1979;

Langslet, 1977).

Die Christdemokraten und die Zentrumspartei stellten sich auf die Seite der

Konservativen Partei (Innst. S. nr. 215 (1978–79)). Obwohl die Zentrumspartei und

die Christdemokraten in den 1960er und frühen 1970er Jahren der Meinung ge-

wesen waren, dass das System der Leistungsgruppen ungerecht sei, verteidig-

ten sie nun die Freiheit der lokalen Schule in Bezug auf die organisatorische Dif-

ferenzierung, einschließlich der Leistungsgruppenbildung. Der Christdemokrat
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OlavDjupvikgriff dieArbeiterpartei an,weil sie gemäß ihrer «falschverstandenen

Gleichheitsideologie» pädagogische Fragen in «ideologische Fragen» verwandele:

«Wenn die Formen des Unterrichts nicht mehr ohne ideologische Bedenken danach

variieren können, was Schule und Elternhaus jeweils für den einzelnen Schüler für

das Beste halten, können wir meiner Meinung nach nicht für uns in Anspruch neh-

men, fürGleichheit zukämpfen.Wirhabendannakzeptiert,dass bestimmteFormen

des Unterrichts diskriminierend sind. Und das ist ein Ausdruck einer diskriminie-

renden Haltung.» (Forhandlinger i Stortinget, 11.Mai 1979, 3364)

Darauf antwortete die Abgeordnete der Arbeiterpartei, Kirsti Grøndahl:

«Herr Djupvik sprach viel über die ‹missverstandene Gleichheitsideologie› der Ar-

beiterpartei. Das Problem ist nicht, dass die Arbeiterpartei eine falsch verstandene

Gleichheitsideologie hat. Das Problem ist, dass Djupvik die Gleichheitsideologie der

Arbeiterpartei falsch verstandenhat.MeineRede enthielt auch eine sehr negativeBe-

merkung über homogene Leistungsgruppen, sagte Herr Djupvik, und das ist in der

Tat wahr. […] Wir wollen etwas dagegen tun, und es ist natürlich schön, dass Herr

Djupvik auch verstanden hat, dass das, wogegen wir sind, etwas Negatives ist.» (For-

handlinger i Stortinget, 11.Mai 1979, 3382)

Offensichtlich gab es an dieser Stelle wenig Sympathie zwischen Christdemokra-

ten und Arbeiterpartei. Die Debatte wurde jedoch in erster Linie durch den Ant-

agonismus zwischen der Arbeiterpartei und der Konservativen Partei dominiert,

während die meisten Vertreter der Parteien der Mitte nicht so deutliche Worte

wählten. Der Redner der Zentrumspartei, Leiv Blakset, wies darauf hin, dass es

richtig sei, sich auf die Schaffung der besten Bedingungen zu konzentrieren, ins-

besondere «für die schwächsten Schüler», was jedoch nicht bedeuten dürfe, dass

die Fähigsten vernachlässigt würden (Forhandlinger i Stortinget, 11. Mai 1979, 3368).

SeinParteikollege JohanSyrstadbedauerte,dassdieDebatte von«Schlagwörtern»

beherrschtworden sei unddie Teilnehmer «indie Schützengräbengegangen» sei-

en. Er war derMeinung, dass die Position der Arbeiterpartei gar nicht so weit von

seiner eigenen entferntwar, daman sich imwichtigsten Punkt einigwar: der ein-

zelnen Schule eine «beträchtliche lokale Freiheit» zu geben. Er hielt es für besser,

«diejenigen entscheiden zu lassen, die sich mit den Problemen des täglichen Le-

bens befassen», anstatt «neue, zentral erlassene Vorschriften» einzuführen (For-

handlinger i Stortinget, 11. Mai 1979, 3381). Mit anderen Worten: Für die Zentrums-

partei war es vor allem eine Frage des Prinzips, sich gegen zentrale Regelungen

zu stellen.

Die Liberale Partei war zu diesem Zeitpunkt schwach und nicht im Bildungs-

ausschuss vertreten.DerVertreter der Liberalen Partei,OddEinarDørum,mach-

te deutlich, dass seine Partei ehermit demStandpunkt der Arbeiterpartei sympa-
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thisiere, auch wenn er es für schwierig hielt, im Bericht des Ausschusses «große

Widersprüche» zu erkennen:

«Beide Fraktionen sind sich einig, und die Liberale Partei unterstützt diese Ansicht,

dass die Eingruppierung auf örtlichen Gegebenheiten beruhen muss und dass man

dabei den gesunden Menschenverstand walten lassen sollte. Außerdem sagt die Ar-

beiterpartei, dass man langfristige Gruppierungen vermeiden will. Das ist eine An-

sicht,die ich teile […]. […]WirhabendieAbschaffungdesSystemsderLeistungsgrup-

penunterstützt, undwirmöchten bekräftigen,dass dies eine endgültige Position ist.

Wir stellen gerne fest, dass wir –wennwir uns auf die hier gewähltenWorte stützen

–nicht erkennenkönnen,dass es jemandengibt,der zumSystemderLeistungsgrup-

pen zurückkehrenmöchte.» (Forhandlinger i Stortinget, 11.Mai 1979, 3376)

Dørum wies damit auf einen wunden Punkt für die Konservativen hin. Es war

schwer, gegen den Vorwurf der Arbeiterpartei und der Sozialistischen Links-

partei, man wolle das System der Leistungsgruppen durch die Hintertür wieder

einführen, für organisatorische Differenzierung zu argumentieren. Die Richtli-

nien wurden schließlich von der parlamentarischen Mehrheit der Arbeiterpartei

und der Sozialistischen Linkspartei verabschiedet. Mit dieser Entscheidung

wurde eine langjährige Entwicklung von parallelen Schularten über die geglie-

derte Jugendschule bis hin zur Leistungsgruppenbildung und schließlich zur

Abschaffung jeglicher organisatorischer Differenzierung beendet.

Als die Konservativen 1981 an die Macht kamen, schafften sie den Versuchsrat

ab und änderten die Lehrpläne. Sie versuchten jedoch nicht, eine weitreichende

Umkehrung der Strukturreformen zu erreichen. Laut Langslet war der Haupt-

grund dafür, «dass man die Nase voll hatte von Reformen» und dass die Schule

nun «eine ruhigere Zeit verdiente, in der man stattdessen das Beste aus dem be-

stehenden Systemmachen sollte». Außerdemwies er darauf hin, dass «wir keine

Mehrheitsregierung waren, so dass wir uns überlegenmussten, ob dies im Parla-

ment Unterstützung finden könnte, und eine solche totale Umkehr wäre vermut-

lich ein utopisches Projekt gewesen» (Zeitzeugeninterview).

Es wäre falsch zu sagen, dass die Veränderungen an diesem Punkt zum Still-

stand kamen. Die Verordnungen der 1980er Jahre konzentrierten sich mehr auf

den Inhalt der Schulbildung. In den 1990er Jahren wurden die Reformideen vom

Bildungsminister derArbeiterpartei,GudmundHernes,wieder aufgegriffen.Un-

ter Hernes’ Führung wurde das Einschulungsalter von sieben auf sechs Jahre ge-

senkt, wodurch die Schulzeit in der Kinderschule wieder auf sieben Jahre und

die Gesamtschulzeit auf zehn Jahre verlängert wurde. Auch die Sekundarstufe II

wurde weiter reformiert. An dieser Stelle endet jedoch die historische Erzählung

dieses Kapitels. Das Schlusswort gebührt dem Abgeordneten der Arbeiterpartei,

Einar Førde, Bildungsminister von Oktober 1979 bis Oktober 1981, der in der Par-

lamentsdebatte imMai 1979 auf Folgendes hinwies:
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«Die Forderung nach ‹Schulfrieden› hat offenbar eine völlig lähmende Wirkung auf

das Denkvermögen der Konservativen.Wenn es so ist, dass sie mit der heutigen Si-

tuation unzufrieden sind, müssen sie sich natürlich aus dieser Situation herausre-

formieren – es sei denn, sie sind so naiv zu glauben, dass es einen Weg zurück zu

dem gibt, was war, zurück zur Fortsetzungsschule und zur Realschule […]. Aber so

naiv können sie kaum sein.DieserWeg zurück ist genauso verschlossenwie derWeg

zurück in denGartenEden.Die sozialenUnruhenunddieUnruhen in der Schule, die

entstehen würden, wenn man versuchen würde, zu den Systemen zurückzukehren,

die wir hinter uns gelassen haben, wären Unruhen […] ganz anderen Ernstes als die

Unruhen, die jetzt als Entschuldigung dafür benutzt werden, dassman nichts gegen

das unternimmt, was einem nicht gefällt.» (Einar Førde, in Forhandlinger i Stortinget,

11.Mai 1979, 3378)

Gesamtschulreformen in NRW

1959 löste der «Rahmenplan für die Umgestaltung und Vereinheitlichung des all-

gemeinbildenden Schulwesens» eine neue Reformdiskussion aus. 1966 führte die

letzte christdemokratische Regierung in NRWdie Hauptschule und die neunjäh-

rige Schulpflicht ein. In der zweiten Hälfte der 1960er Jahre wurde die Gesamt-

schule zumThema.1969wurdendie erstensieben IntegriertenGesamtschulenge-

gründet, bis 1975 folgten weitere 16. Innerhalb dieser Schulen war die organisato-

rische Differenzierung nach Leistungsgruppen die Regel. Anfang der 1970er Jah-

re zeigte sich sogar die CDU offen für die Einführung der Kooperativen Gesamt-

schule. Im Laufe der 1970er Jahre wuchs der Widerstand und das Ziel der Refor-

mer, dass die Integrierte Gesamtschule alle parallelen Schulformen ersetzen soll-

te,wurde allmählich aufgegeben. In der zweitenHälfte der 1970er Jahre versuchte

die NRW-Regierung, die Kooperative Schule als zusätzliche Angebotsschule ein-

zuführen,mit gemeinsamemUnterricht in denKlassenstufen fünf und sechs und

anschließender Dreigliedrigkeit in der Schule. Gegen diese Reform wurden 3,6

Millionen Unterschriften gesammelt. Die Regierung zog das Gesetz zurück. Die

bestehenden Gesamtschulen wurde 1981 vom Versuchsstatus befreit und gesetz-

lich reguliert. Im Folgenden werden diese Reformen in chronologischer Reihen-

folge behandelt.

Frühe Debatten über Gesamtschule und neunjährige Schulpflicht

In NRW waren die ersten Nachkriegsjahre eine Zeit des Wiederaufbaus. In der

Schulpolitik ging es vor allem um die Bekenntnisschulen (siehe Kapitel 5). Im

Jahr 1959 veröffentlichte der Deutsche Ausschuss für das Erziehungs- und Bil-

dungswesen seinen Rahmenplan. In diesem Dokument wurde die Aufwertung
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der Oberstufe der Volksschule, die als Hauptschule bezeichnet wurde, durch die

Einführung eines neunten und später zehnten Schuljahres, einer obligatorischen

Fremdsprache und der Bildung von Leistungsgruppen in wichtigen Fächern

vorgeschlagen. Vorgeschlagen wurde auch die Einführung einer zweijährigen

Übergangs- oder Orientierungsstufe nach den ersten vier Schuljahren in der un-

teren Volksschule (Grundschule) (Deutscher Ausschuss, 1964). SPD, FDP und die

Organisationen der Volksschullehrer unterstützten diese Vorschläge, während

die CDU zögerte (Herrlitz et al., 2009, 168).

ImGodesberger Programmder SPDaus dem Jahr 1959 heißt es,dass «alle Vor-

rechte im Zugang zu Bildungseinrichtungen» beseitigt werden und «jedem Befä-

higten […] der Weg in weiterführende Schulen und Ausbildungsstätten jederzeit

offenstehen» müsse. Außerdem forderte die SPD eine zehnjährige Schulpflicht.

In ihremWahlprogramm für die Landtagswahl in NRW 1962 erklärte die SPD:

«Allen Kindern alle Wege zu ebnen, damit sie ihre Kräfte entfalten und ihre Anla-

genuneingeschränkt zumGutenundzumNutzenderMenschenundzu ihremGlück

entwickeln können – ist das nicht eine Aufgabe, die des höchsten Einsatzes wert wä-

re? […]Weder der Geldbeutel des Vaters noch die soziale Stellung der Familie, weder

die große oder kleine Zahl der Kinder noch die Konfession oder die Zugehörigkeit zu

einer Gruppe des Volkes – nichts sollte hemmend im Wege stehen, wenn es darum

geht, die Gaben und Fähigkeiten des jungen Menschen zu entfalten und sich entwi-

ckeln zu lassen.»

DasProgramm informierte dieWähler dass dieNRW-SPD 1959 einenAntrag zum

«Rahmenplan» gestellt hatte. Sie hatte die Einführung einer «Orientierungsstu-

fe» für alle Kinder in den Klassen fünf und sechs vorgeschlagen, die sie auf die

Schulform vorbereiten sollte, die sie ab Klasse sieben besuchen würden. Damit

könne ein «Ausbluten» der Volksschule und eine Überfüllung der Gymnasien mit

«für wissenschaftliches Arbeiten ungeeigneten Schülern» verhindert werden.

1960 veröffentlichte die GEW ihren «Bremer Plan», in dem sie eine Verlänge-

rung der gemeinsamen Schulzeit um zwei Jahre vorschlug. Von der siebten bis

zur zehnten Klasse solle der Unterricht in drei Zweigen organisiert werden. Dies

wurde wie folgt begründet:

«Die Schule der modernen Gesellschaft sollte eine Schule der sozialen Gerechtigkeit

sein, in der eine Startgleichheit für alle besteht, – in der alle normalen Kinder, in-

dem sie bis zum Abschluß der 6. Klasse zusammenbleiben, echte Gemeinschaftser-

fahrungen machen, ehe Unterschiede der Begabung und des Fleißes sich trennend

auswirken.» (Bremer Plan von 1960, zitiert in Kopitzsch, 1983, 172).

Der Bremer Plan führte zu heftigen Reaktionen seitens der CDU und der katholi-

schenKirche,weil er auch eine Säkularisierung des Schulwesens vorsah.Der Plan

sei von der Schulpolitik der DDR nicht zu unterscheiden (Kopitzsch, 1983, 190).
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Es kam zu kontroversen Debatten innerhalb der Gewerkschaft und der Plan ver-

schwand bald von der Tagesordnung.Der Bundesvorsitzende der GEW,Heinrich

Rodenstein, zog es in den folgenden Jahren vor, von «Bildungszentren» zu spre-

chen, in denen Schulformen kombiniert werden sollten, um die Durchlässigkeit

zu erhöhen (Kopitzsch, 1983, 230).

In den frühen 1960er Jahren nahm die Bildungsdebatte an Fahrt auf. Georg

Picht (1964) prägte den Begriff der «deutschen Bildungskatastrophe» und bezog

sich damit auf die niedrige Zahl der Abiturienten und die großen Ungleichheiten

zwischen Stadt und Land sowie zwischen den Klassen. Von 1962 bis 1966 wurde

der CDU-Politiker Paul Mikat Kultusminister in der letzten CDU-FDP-Koalition

in NRW.Er war jung, reformfreudiger als sein VorgängerWerner Schütz und un-

terstützte Versuche mit Gesamtschulen (Ministerium für Schule und Weiterbil-

dung NRW, 1965; Mikat, 1966, 38). Dabei hatte er nicht immer die Unterstützung

der konservativeren CDU-Abgeordneten. Der ehemalige CDU-Politiker Wilhelm

Lenz erwähnte,dassMikat «bereit gewesenwäre,mehr zu tun»,wennder Finanz-

minister ihn nicht gebremst hätte (Zeitzeugeninterview). In der ersten Hälfte der

1960er Jahre schuf die CDU-FDP-Regierung neue Wege zum Abitur, indem sie

die Abendschule und die gymnasiale Oberstufe für Realschulabsolventen ausbau-

te und die Zahl der Realschulen und Gymnasien vor allem im ländlichen Raum

erhöhte (Kultusministerium NRW, 1965, 1967; Düding, 2008, 488ff). Es herrsch-

te Konsens darüber, dass die Zahl der Abiturienten erhöht werdenmüsse (Fälker,

1984, 101f).

Im Juli 1964 verabschiedete der Parteivorstand der SPD die «Bildungspoliti-

schen Leitsätze», in denen noch deutlicher als bisher ein gestuftes Schulsystem

vorgeschlagen und erstmals der Begriff «Gesamtschule» verwendet wurden. Die

Sozialdemokraten schlugen nun eine sechsjährige Grundschulstufe vor, gefolgt

von einer vierjährigenMittelstufe und einer dreijährigen Oberstufe. Für die Mit-

telstufe sahen sie neben demdifferenziertenUnterricht inKursen und Leistungs-

gruppen einen gemeinsamen Kernunterricht vor. Die Einführung einer zweijäh-

rigen Orientierungsstufe in den Jahrgangsstufen fünf und sechs und eine stärke-

re Durchlässigkeit zwischen den traditionellen Schularten sahen sie als Schritte

in die richtige Richtung (Vorstand der SPD, 1964, 12ff). Auch der Landesverband

NRW der GEW nahm 1965 die Gesamtschule in sein Programm auf.

Der Philologenverband hingegen sprach sich in seinen Göttinger Beschlüssen

aus dem Jahr 1964 gegen die Gesamtschule aus:

«Die Differenziertheit desmodernen Berufslebens fordert ein reichhaltig gestaltetes

Schulwesen […]. […] Eine nivellierende Einheitsschule kann weder dem heutigen

noch dem zukünftigen Zustand der Gesellschaft gerecht werden. Wie unterdurch-

schnittlich Begabte eine besondere Förderung brauchen, haben auch überdurch-

schnittlich Begabte den Anspruch, so frühzeitig und so gut wie möglich gefördert
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zu werden. […] Deshalb ist ein gegliedertes allgemeinbildendes und berufsbildendes

Schulwesen unabdingbar.» (Göttinger Beschlüsse, zitiert in Fluck, 2003, 207)

Im gleichen Dokument sprach sich der Philologenverband für eine Bildungsex-

pansion aus,die aufAufbaugymnasien,AufbauklassenundbessererBeratungba-

sieren solle.Er betonte dasRecht der Eltern,über die Bildung ihrer Kinder zu ent-

scheiden. Eine Durchlässigkeit zwischen den Schulformen wurde bis zu einem

gewissen Grad befürwortet, aber nicht «zu jedem beliebigen Zeitpunkt», da dies

zu einer «Leistungssenkung» führen würde. Die Philologen sahen das Gymnasi-

um als die Schule der zukünftigen Eliten und damit als besonders wichtig an:

«DasGymnasiummussaber amLeistungsprinzip festhalten;denn für jedesVolk stel-

len die Begabungen seinen wertvollsten Besitz dar. Eine leistungsfähige Wirtschaft

z.B. ist nicht denkbar ohne eine große Zahl wissenschaftlich und charakterlich qua-

lifizierter Persönlichkeiten.» (Göttinger Beschlüsse, zitiert in Fluck, 2003, 209f)

Im Oktober 1964 wurde das Düsseldorfer Abkommen von 1955 zwischen den

Bundesländern neu ausgehandelt. Das Ergebnis war das Hamburger Abkom-

men. Dieses Abkommen sah eine neunjährige Schulpflicht vor und ermöglichte

eine zehnjährige Schulpflicht. Es schlug die Einführung der Hauptschule – also

der Oberstufe der Volksschule – als weiterführende Schulform neben der Real-

schule und dem Gymnasium sowie eine zweijährige Orientierungsstufe in den

Klassenstufen fünf und sechs vor, die für alle Schulen gleich sein sollte. Die Ober-

stufenkurse, die Real- und Hauptschulabsolventen auf das Abitur vorbereiteten,

wurden geregelt. Eine Fremdsprache, in der Regel Englisch, wurde in den Lehr-

plan der Volksschule aufgenommen. Experimente mit neuen Schulstrukturen

wurden zugelassen (Friedeburg, 1992, 349). Auch die Ministerpräsidenten der

CDU-regierten Bundesländer unterzeichneten dieses Dokument, was ein Indiz

für den Reformwillen der Zeit ist.

ImNovember 1964 veranstaltete die CDU inHamburg einen kulturpolitischen

Kongress, auf dem neue Richtlinien für die «Bildung in der modernenWelt» ver-

abschiedet wurden. Darin erklärte die CDU, dass das «deutsche Bildungssystem

[…] so gestaltet sein [müsse], daß es jedem, der bereit und fähig ist, seine Chan-

ce bietet». Sie befürwortete eine stärkere «Durchlässigkeit» durch die Einführung

vonAufbaugymnasien,die fähige Schüler aus derVolksschule rekrutieren sollten.

Gleichwohl betonten die Leitlinien, dass eine Verkürzung des Gymnasiums das

schulische Niveau gefährden würde. Eine Einheitsschule wurde als ungeeignet

angesehen,umalleBegabungen inderBevölkerungzu fördern.DasPapier sprach

sich auch gegen eine verpflichtende Orientierungsstufe in den Klassen fünf und

sechs aus.

Die Bildungsplanung wurde intensiviert. Unter 1965 wurde der Deutsche

Bildungsrat als Nachfolger des oben erwähnten Deutschen Ausschusses gegrün-
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det. Er bestand aus einer Bildungskommission, die sich aus Wissenschaftlern

zusammensetzte, und einer Verwaltungskommission, in der Schulverwaltung

und Bildungspolitiker vertreten waren. Der Rat veröffentlichte Berichte, Stu-

dien und Empfehlungen für Experimente und Reformen (siehe z.B. Deutscher

Bildungsrat, 1969, 1973, 1975).

Im Juni 1966 verabschiedete die CDU-FDP Regierung von NRW ein Schul-

pflichtgesetz, das die Einführung der neunjährigen Schulpflicht regelte. Das

Gesetz führte die institutionelle Unterscheidung zwischen der vierjährigen

Grundschule und der fünfjährigen Oberstufe der Volksschule ein, die nun

Hauptschule hieß (Fälker, 1984, 75, 114). Die Hauptschule blieb jedoch an die

Grundschule angegliedert. Dies wurde von der SPD abgelehnt. Die Sozialde-

mokraten stimmten gegen das Gesetz, weil sie es für nicht weitreichend genug

hielten (Landtag NRW, 11.Mai 1966; Landtag NRW, 25.Mai 1966).

Am 14. Juni 1966 veranstaltete die Sektion NRW des Philologenverbandes in

Essen eine Kundgebung gegen die neuen Trends in der Bildungspolitik. Der Vor-

sitzende der Sektion NRW, Clemens Christians, argumentierte auf der Kundge-

bung, es sei falsch,demGymnasiumdieAufgabederChancengleichheit zuzuwei-

sen. Chancengleichheit könne nur durch zusätzliche Förderung im Vorschulbe-

reich erreichtwerden (zitiert in Fluck, 2003, 215). Fluck (2003, 216) zitiert auch die

stellvertretende Vorsitzende Hanna-Renate Laurien, die auf der Demonstration

sagte:

«Diemoderne Gesellschaft ist sowohl demokratisch wie leistungsspezifisch struktu-

riert, in ihr soll zwar jeder seine optimale Chance erhalten, in ihr sind die Bürger-

rechte grundsätzlich gleich, aber sie ist deshalb nicht eine Gesellschaft von Leuten

gleichen Status. Was allgemein gesellschaftlich gilt, muss auch im pädagogischen

Bereich gelten: Besondere Leistungen, besondere Ansprüche müssen gewertet wer-

den; egalitäre, gleichmacherische Konzeptionen sind nicht demokratisch – wie sie

sich manchmal geben –, sondern sind Ideologien.»

Schulversuche mit der Integrierten Gesamtschule

Im Juli 1966 gewann die SPD die NRW-Wahl. Ministerpräsident Heinz Kühn be-

vorzugte eine Koalition mit der CDU, doch die Landtagsfraktion bestand auf ei-

ner Regierungsbildung mit der FDP (Düding, 2008, 520ff). In der Schulpolitik

war das drängendsteThemanachwie vor die Konfessionsschule.Durch Verhand-

lungen mit der CDU kam es im Juni 1967 zu einem Kompromiss und im Februar

1968 wurde das neue Schulgesetz verabschiedet. Die Hauptschule wurde von der

Volksschule abgekoppelt und überkonfessionell (siehe Kapitel 5).

1968 verabschiedetedieGEWeinenAntrag fürdieGesamtschule.Siewarnicht

die erste Gewerkschaft, die dies tat – die Industriegewerkschaft Metall und der
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Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) hatten bereits zuvor Anträge zur Unterstüt-

zungderGesamtschule verabschiedet (Kopitzsch, 1983, 221, 269). InderGEWhat-

te es interne Debatten gegeben (Kopitzsch, 1983, 228). Ilse Brusis, seit 1960 in der

GEW aktiv und von 1975 bis 1981 Vorsitzende der GEW-NRW, schildert, wie die

jungen Lehrkräfte Ende der 1960er Jahre beschlossen, für die Gesamtschule zu

kämpfen:

«Der Bundesjunglehrerausschuss der GEW machte jedes Jahr eine Bundestagung.

[…] undwir saßenwieder einmal zusammen zur Planung. […]Dafing jemand anmit:

die Schülermüssen länger als vier Jahre zusammen unterrichtet werden, diese Tren-

nung nach vier Jahren ist Unsinn. Die gibt es in Großbritannien nicht, die gibt es in

Frankreich nicht, die gibt es in den skandinavischen Ländern nicht, wieso gibt es die

bei uns? […] Das begeisterte uns alle. […] Das sprach sich natürlich in der GEW her-

um, die wollen da die Einheitsschule diskutieren. Wir haben dann extra gesagt, wir

nennen das nicht Einheitsschule,Einheitsschule klingt so nachDDR,wir nennen das

Gesamtschule. […] Wir machten unsere Bundestagung, dann kam der GEW-Vorsit-

zende, Professor Rodenstein, extra angereist […] und hat uns den Kopf gewaschen.

Wenn wir das beschlössen, dann flöge die ganze GEW auseinander. Dann wären die

Philologen in der GEWnicht zu halten, die würden sofort die GEWverlassen und die

Realschullehrer wahrscheinlich auch und dann auch die Berufsschullehrer und dann

wäre die ganze GEW kaputt.» (Zeitzeugeninterview)

Die Zeitzeugin Anne Ratzki, die ebenfalls seit Jahrzehnten in der GEW aktiv ist,

bestätigte, dass in einigen Fällen sogar die Hauptschullehrer der Gewerkschaft

gegen Gesamtschulen waren, wenn deren Errichtung die Schließung ihrer eige-

nenSchule bedeutete.AuchnachderAufnahmederGesamtschule in das offizielle

ProgrammderGewerkschaft blieben interne Konflikte darüber bestehen.Mit an-

derenWorten: Die GEWwar nicht geeint.

Im Januar 1969 veröffentlichte der Deutsche Bildungsrat eine Empfehlung für

Schulversuche mit Gesamtschulen (Deutscher Bildungsrat, 1969). Etwa zur glei-

chen Zeit verfügte die Regierung Kühn die Einrichtung der ersten sieben Ver-

suchsschulen in NRW. Diese befanden sich in Dortmund, Fröndenberg, Gelsen-

kirchen,Kamen,Kierspe,Oberhausen undMünster. ImNovember 1969 beschloss

die Kultusministerkonferenz ein Versuchsprogramm mit 40 solcher Schulen im

gesamten Bundesgebiet (Düding, 1998, 113).

Nicht alle führenden Sozialdemokraten unterstützten die Gesamtschulversu-

che vorbehaltlos. In NRWwarenweder derMinisterpräsident,Heinz Kühn, noch

der Kultusminister von 1966 bis 1970, Fritz Holthoff, besonders begeistert. Kühn

räumte nach Aussage mehrerer befragter Zeitzeugen der Gesamtschule keine

Priorität ein, weil er Konflikte vermeiden wollte und es für ausreichend hielt, das

Gymnasium für Kinder der Arbeiterschaft zu öffnen. Holthoff war Volksschul-

lehrer und sorgte sich um den Zugang von Arbeiterkindern zu einer qualitativ
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hochwertigen Bildung. Er gehörte jedoch der älteren Generation an und mochte

die Rhetorik der jüngeren, antikapitalistischen Strömung nicht. Ein großer Teil

von Holthoffs Schriften ist seiner Auseinandersetzung mit der «Neuen Linken»

gewidmet, der er vorwirft, die Gesamtschule in eine Schule zu verwandeln, «die

Klassenkampf und Klassenhass institutionalisiert» (Holthoff, 1975, 16). Holthoff

(1975, 16) befürwortete zwar ein «Zusammenwachsen der Schulformen» mit

dem Ziel der «sozialen Integration», meinte aber, dass eine solche Entwicklung

«geduldig undmit überzeugendenWorten» erfolgenmüsse.

Der Sozialwissenschaftler H.-G. Rolff, der der linken Strömung der SPD an-

gehörte, war der Meinung, dass die fehlende Unterstützung durch Holthoff ent-

scheidendgewesen sei,daHolthoff zu einemwichtigenZeitpunktKultusminister

im größten Bundesland war:

«WirwolltendieGesamtschule als flächendeckendeRegelschule,meinSenator [Carl-

Heinz Evers, Schulsenator von Berlin] und der Minister. […] Das war Ernst Schütte,

hessischerKultusminister vorFriedeburg.WirhattenaucheinenganzgutenEinfluss

in der SPD. Ich war auch im SHB, das war die Studentenvereinigung der SPD, Vor-

sitzender des Arbeitskreises Bildungspolitik, […] [und] im bildungspolitischen Aus-

schuss der SPD in Bonn in der Parteizentrale als SHB-Studentenvertreter. Wir alle

wollten dieGesamtschule flächendeckendunddieserHolthoff, der Kultusminister in

NRW,war unser größter Gegner.Daswar nicht die CDU,war nicht die FDP, die woll-

ten auch Experimentalprogramme und allesMögliche, sondern der Volksschullehrer

Holthoff, der […] unsererMeinung nach einenMinderwertigkeitskomplex hatte,weil

er nicht richtig studiert hatte, sondern nur Pädagogische Akademie, und keinen Titel

hatte. Der wollte das dreigliedrige Schulsystem verteidigen und erhalten.» (Zeitzeu-

geninterview)

Nach denWahlen von 1970wurden die Bedingungen für Reformen günstiger.Der

Reformbefürworter JürgenGirgensohnwurdeKultusminister inNRW. InderKo-

alitionsvereinbarung von SPD und FDP wurde die beabsichtigte Intensivierung

von Gesamtschulversuchen festgehalten. Die Wahlen hatten mehrere reformori-

entierte, jungeMenschen in denNRW-Landtag gebracht,die ältere SPD-Politiker

ablösten (Düding, 2008, 631).

Einer von ihnen war der Zeitzeuge Reinhard Grätz, der bestätigte, dass die

SPD in Sachen Gesamtschule alles andere als einig war. Er löste einen SPD-Poli-

tiker aus seiner HeimatstadtWuppertal ab,Walter Jahnke. Jahnke war Vorsitzen-

der imkulturpolitischenArbeitskreis der SPD-Bundestagsfraktionundkulturpo-

litischer Sprecher gewesen. Er war Realschullehrer und kein Befürworter der Ge-

samtschule. Zwei weitere SPD-Bildungspolitiker, Hans-Joachim Bargmann und

Hans-Günther Toetemeyer, standen Jahnke imArbeitskreis gegenüber. Sie waren

reformorientierte Vertreter der Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Leh-

rer in der SPD. Grätz beschrieb dies so:
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«Als ich dort [im kulturpolitischen Arbeitskreis der SPD-Bundestagsfraktion] zum

ersten Mal schüchtern auftauchte, […] wurde ich von diesen beiden, Bargmann, Tö-

temeyer, wie ein Halbgott empfangen. Das ist der Junge, der es gegen diesenWalter

Jahnke geschafft hat [lacht].Daswar für die eine solche Entlastung,dass […] derWal-

ter als Bremse in der Bildungspolitik […] nicht mehr da war.» (Zeitzeugeninterview)

Eine weitere reformorientierte SPD-Politikerin, die 1970 in den Bundestag ge-

wählt wurde,war Anke Brunn.Sie fasste die Argumente für die Gesamtschulewie

folgt zusammen:

«Das wichtigste Argument für die Integrierte Gesamtschule war […], dass die Kin-

der zu früh aufgeteilt wurden in unterschiedliche Bildungswege und dass […] eine

Durchlässigkeit notwendig sei […]. Und dass man […] Kinder individuell besser för-

dern könnte. Das war die Idee, während das klassische versäulte deutsche Bildungs-

wesen […] ein System der Ausgrenzung und Zuweisung von sozialen Chancen war.»

(Zeitzeugeninterview)

Diese Idee gewann zunehmend an Boden. Im Jahr 1970 veröffentlichte der

Deutsche Bildungsrat den Strukturplan für das Bildungswesen (Deutscher Bil-

dungsrat, 1973, Herrlitz et al., 2009, 175ff), in dem er ein Stufenmodell vorschlug.

Das Systemsolltemit derVorschulerziehungbeginnenundmit einer vierjährigen

Grundschule fortgesetzt werden, gefolgt von einer unteren und oberen Sekun-

darstufe. Die fünfte und sechste Klasse sollte eine Orientierungsstufe sein. Die

Differenzierung nach Interessen und Fähigkeiten sollte in der Sekundarstufe I

mitWahlfächern beginnen.

Auch innerhalb der FDP hatte es um 1970 Veränderungen gegeben und die

sozialliberale Strömung der Partei wurde gestärkt. In den frühen Parteiprogram-

men der FDP, wie dem von 1961, finden sich nur allgemeine Formulierungen,

wonach der Zugang zur Hochschulbildung für «begabte Menschen aus der be-

rufstätigen Bevölkerung» geöffnet werden solle und nicht durch «wirtschaftliche

Gründe» verhindert werden dürfe. In den 1960er Jahren begann die sozialliberale

Strömung, sich expliziter für Schulreformen einzusetzen (Dahrendorf, 1965,

Heinz, 1970). In den Jahren 1969/1970 stellte die FDP ihr Konzept der «Offenen

Schule» vor.DieOffeneSchulewardie liberaleVariantederGesamtschuleundun-

terschied sich vom sozialdemokratischen Konzept durch die stärkere Betonung

der inneren Differenzierung. Die NRW-FDP erklärte in ihrem Wahlprogramm

zur NRW-Wahl 1970:

«Ein Staat ist erst dann demokratisch,wenn er seinen Bürgern tatsächlich Chancen-

gleichheit bietet. […] Bevor nicht eine durchgreifende Bildungsreform im Sinne der

Offenen Schule verwirklicht wird, sind die Lebenschancen für unsere Kinder nicht

gleich. JedesKindmußunabhängig von seiner sozialenHerkunft dieMöglichkeit ha-

ben, eine seiner Begabung entsprechende Ausbildung zu erhalten.»

114



In demselben Programm sprach sich die NRW-FDP für die Ausweitung von

Gesamtschulversuchen ein. Alle bisherigen Schulformen sollten in der Offenen

Schule zusammengefasst werden, die in eine Kindergartenstufe, eine Grund-

schulstufe, eine Sekundarstufe I und eine Sekundarstufe II gegliedert sein sollte.

Das Programm sprach sich für ein flexibles Kurssystem innerhalb der Offenen

Schule und eine individuelle Förderung aller Schüler aus. 1972 veröffentlichte die

FDP ihre «Stuttgarter Leitlinien für eine liberale Bildungspolitik», in denen sie

sich zu einer weitreichenden Gesamtschulreform bekannte.

Im Jahr 1970 veröffentlichte die Regierung Kühn ein Programm für NRW, in

dem sie die Reformen auflistete, die sie von 1971 bis 1975 umsetzen wollte (Nord-

rhein-Westfalen-Programm 1975). In diesem Dokument wurde festgestellt, dass

man sich zwar noch nicht für die allgemeine Einführung der Gesamtschule ent-

schieden habe, der Grundgedanke der Gesamtschule jedoch kaum noch bestrit-

ten sei. Die Einrichtung von 30 Schulversuchen war Ziel. Dieses Ziel wurde nicht

erreicht, aber bis 1975 wurden 16 weitere Gesamtschulen gegründet. Als Argu-

ment für Gesamtschulen wurde der Abbau des Bildungsgefälles zwischen Stadt

und Land genannt. Kinder aus unterschiedlichen sozialen Schichten sollten ler-

nen, zusammenzuarbeiten, und Leistungen sollten durch größere «Lernfreude»

gesteigert werden.

Das Programm enthielt auch Vorschläge zur Erhöhung der Zahl der Gymna-

sien und zur Erweiterung der Hauptschule um ein zehntes Schuljahr. Die Auf-

wertung derHauptschule war für die Sozialdemokratie wichtig.Der Bildungspo-

litische Ausschuss der SPD warnte 1969 davor, dass die Hauptschule im Begriff

sei, eine «Restschule» mit geringem sozialem Ansehen zu werden und argumen-

tierte, dass die Hauptschulen qualitativ so gut sein müssten, dass sie später in

Gesamtschulen umgewandelt werden könnten (ENTWURF:Modell für ein demo-

kratisches Bildungswesen, 1969, 47; siehe auch Dowe, 1968; Hippenstiel, 1968).

Von der CDU vorgeschlagene Reformen

In den späten 1960er und frühen 1970er Jahren waren die Reformer unter den be-

fragten Zeitzeugen davon überzeugt, dass eine allgemeine Einführung der Ge-

samtschule möglich sei. Die meisten politischen Ziele schienen bei sorgfältiger

Planung erreichbar zu sein. Im Zeitzeugeninterview wurde der ehemalige CDU-

Spitzenpolitiker Wilhelm Lenz gefragt, ob dieser Reformgeist die CDU in NRW

bis zu einem gewissen Grad erfasst habe. Er antwortete:

«Ja, […] weil die alte Abgeordnetengeneration weg war, die Nachfolger waren jünge-

re Leute. […] Die waren leichter zu haben für solche Überlegungen.Das war auch ein

bisschendieMeinung,wirdürfennicht ewignein sagen inFragenderSchulen.» (Zeit-

zeugeninterview)
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Mit anderen Worten: Die CDU zeigte nun eine vorsichtige Reformbereitschaft,

sowohl aus strategischenGründenals aufgrundderÜberzeugung einiger reform-

orientierter CDU-Politiker. In den Deidesheimer Leitsätzen von 1969 skizzierte

die CDU ihr bildungspolitisches Programm. «Chancengleichheit beimZugang zu

Bildungseinrichtungen» galt als «Voraussetzung für eine demokratische Sozial-

ordnung, in der die Leistung über den sozialen Standort des Einzelnen entschei-

det». Das Programm forderte eine «gegliederte Leistungsschule» mit differen-

zierten, durchlässigen Bildungswegen, nämlich auf der Sekundarstufe die fünf-

jährige Hauptschule, die sechsjährige Realschule und das neun- oder achtjährige

Gymnasium. Die gegliederte Struktur wurde mit unterschiedlichen Eignungen

und Neigungen des Einzelnen und mit den «vielgestaltigen Ausbildungsanfor-

derungen der Gesellschaft» begründet. Das Programm schlug vor, die Lehrplä-

ne der fünften und sechsten Klasse aufeinander abzustimmen, um die Wahl des

Bildungsweges korrigieren zu können.Das Programmsprach sich für die Einfüh-

rung einer zehnjährigen Schulpflicht «auf mittlere Sicht» aus.

Von 1970 bis 1972 veröffentlichte die CDU eine Reihe von reformorientierte-

ren Dokumenten. 1970 veröffentlichte die NRW-CDU ihr Programm zur Land-

tagswahl.Darin forderte sie eine «sinnvolle Integration aller Bildungseinrichtun-

gen», wobei die Prinzipien «Durchlässigkeit und Differenzierung» gleichrangig

sein sollten. Außerdem forderte sie eine zehnjährige Schulpflicht und eine Leh-

rerausbildung, die sich an Schulstufen und nicht an Schulformen orientiere. Al-

lerdings, so heißt es im Programm,müssten «Hochbegabte» besonders gefördert

werden. Das Programm betonte, dass «objektiv gleiche Bildungschancen» durch

bessere Bildungsberatung «subjektiv» zugänglich werden sollten.

1971 veröffentlichte die Bundes-CDU ein Schul- und Hochschulreformpro-

grammund 1972 veröffentlichten CDU-Politiker, darunter mehrere Kultusminis-

ter, ein Papier mit dem Titel «Bildungspolitik auf klaren Wegen – ein Programm

der CDU/CSU-Prioritäten». Im Programm von 1971 forderte die CDU die Ein-

führung der Leistungsdifferenzierung in allen Schularten und eine Reform der

Lehrpläne, so dass alle Schulen «gemeinsame Kernpflichtfächer» unterrichten

sollten und die Durchlässigkeit erhöht würde. Es hieß sogar, «der neue Sekun-

darbereich überwindet die Dreigliedrigkeit durch einen übersichtlichen und

durchlässigen Schulverbund». Die Dokumente aus den Jahren 1971 und 1972

sprachen sich auch für eine Reform der Lehrerausbildung aus, die sich an Schul-

stufen und nicht an Schularten orientieren solle, sowie für die Einführung einer

Orientierungsstufe in den Klassen fünf und sechs.

In NRW hatte die CDU-Fraktion 1971 einen Antrag vorbereitet, der Versuche

mit «Kooperativen Gesamtschulen» vorschlug; dies war als Alternative zur Inte-

grierten Gesamtschule gedacht. Betont wurde, dass diese Schulform mehr sein

sollte «als ein additiver Verbund von Hauptschule, Realschule und Gymnasium»,

dass sie eine gemeinsame Schulleitung haben und einen Wechsel zwischen den

Schulzweigen ermöglichen solle (Landtag NRW, 15. November 1971).
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1973 schlugderCDU-AbgeordneteKarlNagel, einHauptschullehrer, imSchul-

ausschuss des Landtages sogar vor, dass die Kooperative Gesamtschule, wie sie

von der CDU konzipiert wordenwar, ohneweitere Versuche flächendeckend zum

1. August 1974 eingeführt werden könne. Während die Schulversuche mit Inte-

grierten Gesamtschulen nur einen kleinen Teil der Schüler erfassten, sei mit dem

CDU-Vorschlag von 1971 «eine Reformder gesamten Sekundarstufe I eingeleitet»

worden (Landtag NRW, 13. September 1973, 9). Das ist bemerkenswert, denn wären

SPD und FDP diesem Vorschlag gefolgt, wäre das Gymnasium als eigene Schul-

form auf die Oberstufe reduziert worden. Die Bildungspolitiker der SPD favo-

risierten jedoch die weitergehende Integrierte Gesamtschule. Sie sahen in dem

CDU-Vorschlag eine Fortsetzung des traditionellen Schulsystems mit dem «Fei-

genblatt der sogenanntenKooperation» (Hans Schwier, SPD-Abgeordneter,Land-

tag NRW, 13. September 1973, 11).

Äußerungen von CDU-Politikern in der Sitzung des Ausschusses im Sep-

tember 1973 lassen erkennen, dass ihre Unterstützung für die Kooperative

Gesamtschule durch verschiedene Sorgen motiviert war. Bei der Beratung des

CDU-Antrags zur Kooperativen Gesamtschule wurde die Krise der Hauptschule

diskutiert. Ein Sprecher des Kultusministeriums merkte an, «bei der Frage, ob

man mit Hilfe der kooperativen Schule diesen Run auf das Gymnasium dros-

seln könne», müsse man bedenken, dass Eltern das verfassungsmäßige Recht

hätten, die Schulform für ihre Kinder zu wählen (Landtag NRW, 13. September

1973, 11). Der CDU-Abgeordnete Nagel entgegnete,manmüsse die Schülerströme

kanalisieren, sonst müsse man das Wahlrecht der Eltern einschränken oder

Aufnahmeprüfungen an den Hochschulen einführen (Landtag NRW, 13. September

1973, 12). Eine Motivation der CDU scheint also gewesen zu sein, wieder mehr

Schüler auf den Hauptschulzweig und weg vom prestigeträchtigen Abitur und

Hochschulzugang zu lenken.WieNagel später imParlament erklärte, bestanddie

andere Motivation darin, die weitergehende Idee der Integrierten Gesamtschule

zu untergraben (Blumenthal, 1988, 105f):

«Als Sie […] praktischdie IntegrierteGesamtschule einführenwollten,wärenwir eher

bereit gewesen, unserModell ‹Kooperative Schule› allgemein einzuführen.» (Landtag

NRW, 25. November 1976, 1812)

Anfang der 1970er Jahre wurde die CDU vom Philologenverband nicht als stabiler

Bündnispartnerwahrgenommen,sondernals «sehr verunsichert und in verschie-

dene bildungspolitische Richtungen gespalten», wie der Philologe Fluck (2003,

228) feststellt. Auf die CDU konnte man sich nicht verlassen. Der Philologenver-

band hatte keine derartigen Unsicherheitsperioden, sondern lehnte jede Reform

ab, die das Gymnasium als neunjährige Schule gefährdete.
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Anhaltende Kämpfe um die Integrierte Gesamtschule

Nach mehreren Jahren der Verhandlungen veröffentlichte die Kommission für

Bildungsplanung 1973 den Bildungsgesamtplan. Der Bund und die sechs SPD-

geführten Bundesländer wollten die Gesamtschule bis zur zehnten Klasse ein-

führen. Die fünf CDU-geführten Bundesländer vertraten eine abweichende

Meinung zur Einführung der Gesamtschule und der Orientierungsstufe in den

Klassenstufen fünf und sechs (Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung,

1973, 16; Friedeburg, 1992, 404ff; Herrlitz et al., 2009, 177f). Die Gesamtschu-

le wurde zunehmend zum «Zankapfel» und die Reformstimmung begann zu

kippen (Düding, 1998, 116).

Im Mai 1974 legte die NRW Regierung einen Antrag vor, wonach die Gesamt-

schule zur Regelschule werden sollte. Der Antrag schlug vor, die Parallelstruktur

zugunsten eines horizontalen Systems abzuschaffen. Die zweijährige Orientie-

rungsstufe in den Jahrgangsstufen fünf und sechs solle zur Regel werden und un-

abhängigvonderSchulformsein,sodass sichdiegemeinsameSchulzeit allerKin-

der um zwei Jahre verlängern würde (Landtag NRW, 7. Mai 1974). Kultusminister

Girgensohn stellte in der Diskussion des Antrags klar, dass es nicht um die sofor-

tigeAbschaffungder altenSchulformengehe, sondern lediglich umdie Schaffung

der Voraussetzungen für eine langfristige Reform. Er hielt es für wahrscheinlich,

dass die Einführung der Gesamtschule erst im Laufe einer Generation vollzogen

werde (LandtagNRW,11. Juli 1974, 4436). «Ichwill keine Integrationum jedenPreis»,

erklärte er (Landtag NRW, 11.7.1974, 4466).

Doch selbst dieser bescheideneVorschlag erschien bald als zu radikal.DerGe-

samtschulversuch galt nun als «in der Krise»,wie es in einer Veröffentlichung des

VBE (VBE, 1974) hieß. In dieser Publikation erklärte der VBE, dass er die Versu-

che weder grundsätzlich befürworte noch ablehne, aber die Intention linksradi-

kaler Reformer, die Gesamtschule als Instrument für gesellschaftliche Verände-

rungen zu nutzen, nicht gutheiße. Die Versuche sollten sich auf pädagogische

Fragen konzentrieren, mit dem Ziel, eine Schule zu schaffen, die besser auf die

Bedürfnisse der Kinder abgestimmt sei, aber nicht für antikapitalistische Propa-

ganda genutzt werden. Auch wenn der damalige Vorsitzende des Landesverban-

desNRWdesVBE,AlbertBalduin,dieGesamtschulebefürwortete,wolltederVer-

bandnichtmit sozialistischen Ideen inVerbindunggebrachtwerden.Er verlor be-

reits einen Teil seiner katholischen Mitglieder, während immer mehr gemäßigte

Sozialdemokraten beitraten (Bongard, 2012, 11f). Dennoch waren viele Kommu-

nalpolitiker der CDUund einige CDU-LandtagsabgeordneteMitglieder des VBE.

Der VBE musste seine Positionen sorgfältig abwägen.Wie Uwe Franke, der viele

Jahrzehnte aktiv im VBE NRWwar, erklärte:

«Ich denke, dass […] der Begriff der Gesamtschule gesellschaftspolitisch überfordert

worden ist.Esgabzuviele sehrunterschiedlicheAnsichtenüberdas,wasdieGesamt-
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schule ist. Sie ist zumindest in diesemKlassenkampf, der von großen intellektuellen

Gruppen für die 60er und 70er Jahre erklärtworden ist, auch als einBegriff gebraucht

worden,wo die Konservativen und die Gemäßigten gedacht haben, das ist die Schule

der Umerziehung. So dass sie sich von ihrer ursprünglichen Idee der Einheitsschu-

le der 20er Jahre oder der amerikanischen High School […] abgewendet hat und […]

[sich] zu einer Schule eines gesellschaftspolitischen Gegenmodells entwickelt [hat].»

(Zeitzeugeninterview)

Die zunehmende Polarisierung kam bei den Landtagswahlen in Hessen 197416

zum Ausdruck. In NRW blockierte die FDP nun die Einführung der Orientie-

rungsstufe. In der Folge wurde im Februar 1974 ein Gesetz verabschiedet, das

am Versuchsstatus der Gesamtschulen nichts änderte. Der Hinweis auf die lang-

fristige Integration aller Schulformen wurde gestrichen. Die Orientierungsstufe

wurde mit keinemWort erwähnt (Landtag NRW, 19. Februar 1975). In der abschlie-

ßenden Parlamentsdebatte zu diesem Gesetz begründete der Sprecher der FDP,

Wolfgang Heinz, die letztgenannte Entscheidung mit Zeitdruck, da die Legisla-

turperiode fast zu Ende sei. Er erklärte, dass der Versuch, die Orientierungsstufe

in nur ein bis zweiMonaten zu verabschieden, von der Oppositionmit «gezielten

Fehlinterpretationen» beantwortet worden sei, um eine «aufgeputschte Atmo-

sphäre» zu erzeugen (Landtag NRW, 27. Februar 1975, 5265). Außerdem betonte er,

dass eine sechsjährige Grundschule die bessere Lösung sei, die FDP aber von den

anderen Fraktionen keine Unterstützung für diesen Vorschlag erhalten habe. Die

CDU-Opposition begegnete Heinzmit Spott, unterbrach ihn ständig und nannte

ihn einen «Umfaller» (Landtag NRW, 27.2.1975, 5265).

In der gleichen Debatte war der Kultusminister Girgensohn der einzige SPD-

Redner,dermit charakteristischerEhrlichkeit zugab,dass ermit denÄnderungen

des Antrags nicht zufrieden war (Landtag NRW, 27. Februar 1975, 5271ff ). Minister-

präsident Kühn erklärte, dass die Gesamtschule für ihn die wünschenswerteste

Schulform sei, dass aber die Gegner nicht überstimmt, sondern überzeugt wer-

den müssten. Als ihn der Oppositionsführer der CDU, Heinrich Köppler, wegen

des ersten Teils seiner Äußerung angriff, erklärte er, dass sich die Gesamtschu-

le noch im Versuchsstadium befinde und dass es nicht das Ziel der SPD sei, die-

se Schulform sofort als Regelschule einzuführen. Er sprach sich sogar gegen eine

AusweitungderZahl derVersuchsschulen aus (LandtagNRW,27.2.1975, 5268, 5270).

Der Reformwille der CDUwar nun verflogen. ImWahlprogrammderCDU für

die NRW-Wahl 1975 heißt es:

16 In Hessen war einer der wichtigsten Reformbefürworter innerhalb der SPD, Ludwig von Frie-

deburg, von 1969 bis 1974 Kultusminister gewesen und hatte versucht, Gesamtschulreformen

durchzuführen. Diese stießen auf enormen Widerstand. Friedeburg wurde zum Rücktritt ge-

zwungen (Friedeburg, 1992, 459).
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«Die in Schulformen gegliederte und in den Schulstufen durchlässige Schule wird,

solange nicht wissenschaftlich ausgewertete Schulversuche eine andere Beurtei-

lung erfordern, am besten den Neigungen und Fähigkeiten gerecht; sie entspricht

unterschiedlichen Begabungsstrukturen. Diese Schule vermittelt Chancengerech-

tigkeit und bietet Eltern und Schülern Möglichkeiten und Entscheidungshilfen […].

Eine CDU-Landesregierung wird dementsprechend den Ausbau von Hauptschule,

Realschule und Gymnasium zu gleichwertigen Schulen, mit […] gleichwertigen

Abschlüssen, einer den regionalen und sozialen Strukturen eines Gebietes anzupas-

senden Organisationsform […], in überschaubaren Betriebsgrößen fördern.»

DieCDUhatte nundenBegriff «Chancengleichheit» durchdenBegriff «Chancen-

gerechtigkeit» ersetzt. Damit wollte man unterstreichen, dass Ungleichheit kein

Problem sei, solange jeder eine faire Chance erhalte. Die Partei hatte auch ihre

Unterstützung für eine zehnjährige Schulpflicht aufgegeben. Eine gemeinsame

Orientierungsstufewurde abgelehnt, stattdessenwurde vorgeschlagen,die Lehr-

pläne in denKlassenstufen fünf und sechs schulartübergreifend zu koordinieren.

Im Programm von 1975 wurde erklärt, dass die «vernachlässigte Hauptschule» zu

einer «attraktiven Alternative» werden solle.

ImWahlprogramm der SPD für die NRW-Wahl 1975 heißt es dazu:

«Reformen brauchen Zeit. Vor allem die großen Reformen, die nachholen, was lan-

ge versäumtworden ist.Es gibt keineReformenohneSchwierigkeitenundProbleme.

[…]Deshalbwarnenwir vor jenen,die die unvermeidlichen Schwierigkeiten von heu-

te dazu benutzen wollen, die Reformen zu stoppen oder gar zurückzudrehen und so

die alten Vorrechte undUngerechtigkeiten wieder einzuführen.Das Erreichte,mehr

und bessere Bildung für alle […], muss gesichert und ausgebaut werden.»

Die «Probleme», auf die hier Bezug genommenwurde,waren vielfältig. So wurde

den Versuchsschulen zum Beispiel vorgeworfen, zu schlechte Leistungen zu

erbringen. Anne Ratzki, Schulleiterin einer der ersten Gesamtschulen in NRW,

wies darauf hin, dass die Gegner «Äpfel mit Birnen» verglichen, da der soziale

Hintergrund der Kinder in den Gesamtschulen ein anderer sei als der soziale

HintergrundderKinder imGymnasium.DieVersuchsschulen kämpftenmit dem

Mangel an geeigneten Schulmaterialien sowie mit der mangelnden Erfahrung

der Lehrkräfte mit heterogenen Gruppen. In Anne RatzkisWorten:

«Es war sehr hart. […] Es gab ja nichts, keine Bücher und nichts. Da waren die Kin-

der, ganz unterschiedlicheKinder. […]Unddiese ersten Lehrer kamen von allenmög-

lichen Schulen. […] Die mussten Unterrichtseinheiten entwickeln, die auf diese un-

terschiedlichen Kinder eingingen. Das war sehr viel Arbeit. […] Und dann wurde das

vomMinisterium nicht gewürdigt.» (Zeitzeugeninterview)
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DieNRW-Wahlenvon 1975unddieBundestagswahl 1976 zeigten,dassdieSPDge-

genüber der CDU an Boden verlor. Die Arbeitslosigkeit stieg und die Stahlindus-

trie befand sich in einer Krise (Briesen, 1995, 244ff). In seiner ersten Regierungs-

erklärung nach derWahl 1975 wies Kühn darauf hin, dass die Verlangsamung des

Wirtschaftswachstums zu einer Verringerung der öffentlichen Einnahmen füh-

ren würde. Er erklärte, dass das Ziel der Regierung «die Sicherung der eingelei-

teten Reformen» sei und dass Bildungsreformen «besonnen» fortgesetzt werden

sollten. Die Gestaltung der Lehrpläne und die Lehrerfortbildung sollten Vorrang

vor Organisationsreformen haben (Landtag NRW, 4. Juni 1975, 14ff ). Weitreichen-

de schulpolitische Vorschläge enthielt die Koalitionsvereinbarung nicht. Die Ver-

suche mit Gesamtschulen sollten mit der früher geplanten Zahl von 30 Schulen

fortgesetzt werden (Blumenthal, 1988, 16; Düding, 1998, 117).

DieStrategiederCDUbestandnundarin,dieparalleleSchulstrukturdurchei-

ne verstärkteKonzentration auf dieHauptschule zu rechtfertigen.MehrereCDU-

Abgeordnete, wie Karl Nagel oder Peter Giesen, die Volks-/Hauptschullehrer wa-

ren, brannten aufrichtig für diese Schulform. Der CDU-Politiker Wilhelm Lenz

erklärte im Zeitzeugeninterview, dass ihn die Befürworter der Hauptschule in

CDU-internen Debatten davon überzeugt hätten, ihren Einsatz für eine bessere

Finanzierung dieser Schulform und eine bessere Besoldung der Lehrer zu unter-

stützen.Dieser innerparteilicheKlassenkompromiss befriedigte dieVertreter der

Hauptschulklientel und gab denGymnasialbefürwortern eine bequemeRechtfer-

tigung für die Schulstruktur. Solange alle Schulformen wertgeschätzt wurden,

sah eine geeinte CDU keinen weiteren Reformbedarf. So bemerkte der CDU-Ab-

geordnete undHauptschullehrer Albert Pürsten in einer Parlamentsdebatte, dass

zwei seiner Töchter dieHauptschule besucht, aber denRealschulabschluss erwor-

ben hätten. Für ihn war dies der Beweis, dass die Durchlässigkeit des Schulsys-

tems bereits erreicht sei (Landtag NRW, 11. Juli 1974, 4461).

Was die CDU zur Unterstützung der Hauptschule vorschlug, war freilich eine

Reduzierung der pädagogischen Anforderungen. Im Mai 1976 brachte die CDU-

Fraktion einen Antrag mit dem Titel «Reform der Hauptschule» ein, in dem es

hieß, es sei «unpädagogisch und inhuman», Hauptschüler mit «überzogenen

Abstraktionsanforderungen» zu konfrontieren. Sie sollten eine praxisnähere

– aber gleichwertige – Ausbildung erhalten (Landtag NRW, 5. Mai 1976; Landtag

NRW, 2. April 1979). Dass «ein bestimmtes soziales Schicksal ganz zwangsläufig

in die Hauptschule und in eine bestimmte Berufswelt […] führt», wie es die FDP-

Abgeordnete Silke Geringk-Groht ausdrückte, wurde ignoriert (Landtag NRW,

3. Mai 1979, 7056). Dies anzuerkennen, hätte bedeutet, offen zu sagen, dass die

unteren Schichten nicht zur Abstraktion fähig seien und daher eine praktische

Ausbildung erhalten sollten.

Wilhelm Lenz, ehemaliger CDU-Spitzenpolitiker, fasste die Position der CDU

wie folgt zusammen:
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«Ich habe das alles für Quatsch gehalten. Die Idee, man muss die Kinder länger

zusammenlassen, dann werden die Kinder aus den Arbeiterschichten, aus den bil-

dungsfremden Schichten mitgenommen von den Besseren […]. Davon habe ich nie

etwas gehalten, weil wir in Deutschland junge Leute brauchen, […] die was können,

die erstklassig sind.Wir brauchen keine Schwätzer, […] wir brauchen keinen Durch-

schnitt. […] Ich bin dafür, dassman die Leistungsstarken primär fördert.Dann bleibt

die Masse der Kinder übrig – so war das damals, heute ist das anders –, die in der

Hauptschule sind.Wir müssen also die Hauptschule primär fördern. […]

Die SPD sagt, […] wir sind alle eine Familie. […] Das will ich nicht. Ich will die

Leute, die später mal Führungspositionen haben als Erwachsene, […] nicht länger

verkleisternmit Schülern oder Schülerinnen, die keine Lust an der Schule haben.Die

kannst du nicht bewegen, sich zu ändern. Soweit das Elternhaus die Kinder nicht an-

hält,die Schule zubesuchen,Aufgabenzumachen, sich einZiel vorzunehmen,solan-

ge hat das keinen Sinn. Das war meine innerste Überzeugung.» (Zeitzeugeninterview)

Die gescheiterte Einführung der Kooperativen Schule

Nach denWahlen von 1975 waren weder Kühn noch der Fraktionsvorsitzende der

FDP, Horst-Ludwig Riemer, an weiteren Reformversuchen interessiert. Als die

Regierung auf eine neue schulpolitische Initiative verzichtete, nahmen die Frak-

tionen das Heft in die Hand (Düding, 1998, 117ff). Hans Schwier, bildungspoliti-

scher Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion, und FriedrichWilhelm Fernau, Re-

ferent der SPD-Bundestagsfraktion, erarbeiteten einen Gesetzentwurf zur Ein-

führung von «Kooperativen Schulen», den sie imMärz 1976 in der Zeitschrift der

GEW veröffentlichten.

Eine Kooperative Schule wurde definiert als eine Schule, die von der fünften

bis zur zehnten Klasse dauert und aus einer gemeinsamen Orientierungsstufe in

den Klassenstufen fünf und sechs besteht, gefolgt von parallelen Bildungsgängen

auf der Grundlage vonHauptschule, Realschule und Gymnasium.Eine Oberstufe

konnte hinzugefügt werden. Die Schule sollte aus mindestens vier, in der Regel

aber aus sechs bis neun Parallelklassen für jeden Jahrgang bestehen (Blumenthal,

1988, 19f). Nach der Bundestagswahl 1976, die die Regierung vonHelmut Schmidt

knapp gewann, wurde der Gesetzesvorschlag im Landtag thematisiert (Landtag

NRW, 9. November 1976; Landtag NRW, 25. November 1976). In dieser Debatte appel-

lierte der Sprecher der SPD, Schwier, an die CDU:

«Degradiert sich die CDU […] zur Sprecherin von erzkonservativen Gruppen, die al-

lein schon die Möglichkeit, zusammen mit Hauptschülern und Realschülern in eine

Schule zu gehen, als unerträglich ablehnen? Ist die Klientel, die Sie zu vertreten glau-

ben, so sehr dem Standesdenken verhaftet, dass sie es ablehnt,mit Realschullehrern

und Hauptschullehrern das Lehrerzimmer zu teilen? […] Machen Sie sich nicht ent-
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gegen Ihrer früherenErkenntnisse zumBannerträger schulpolitischer Ignoranz!Die

Ideologie, die eine Schulbildung nur durch Separation und Selektion gewährleistet

sieht,mußman als Apartheid bezeichnen. Aber, […] Sie wie wir wissen doch, daß die

Zeiten der Apartheid vorbei sind.» (Landtag NRW, 25. November 1976, 1808)

Andere Redner der SPD wiesen darauf hin, dass durch die demographische

Entwicklung die Schulen im ländlichen Raum bald unter Druck geraten würden.

Dieses Problem könne durch Kooperative Schulen gelöst werden. Sie kritisierten,

dass die CDU den Vorschlag nicht unterstütze, obwohl er demGesetzentwurf der

CDU für die Kooperative Schule aus dem Jahr 1971 ähnele. Sie zitierten aus den

Wahlprogrammen der CDU, um zu zeigen, dass die Zusammenarbeit zwischen

den bestehenden Schulformen das sei, was die CDU normalerweise unterstütze.

Sie argumentierten, dass die Kooperative Schule zu einer größeren und nicht zu

einer geringeren Zahl vonWahlmöglichkeiten für die Eltern führe, und betonten,

dass die Kooperative Schule die Einführung der Gesamtschule weder verzögere

noch beschleunige, sondern dass es sich um eine völlig unabhängige Reform

handele. Die Behauptung der CDU, die Kooperative Schule sei ein Schritt zur

Einführung der Gesamtschule, wurde als falsch bezeichnet.

Eine Ausnahme bildete Kultusminister Jürgen Girgensohn, der offen zum

Ausdruck brachte, dass aus seiner Sicht eine Kooperative Schule nur eine Über-

gangsstufe auf dem Weg zur allgemeinen Einführung der Gesamtschule sein

könne. Damit wandte er sich an die Gesamtschul-«Puristen» in der GEWund die

linken Strömungen in der SPD, die den Reformvorschlag für eine schlechte Idee

hielten. Diese Gruppen glaubten, dass die Kooperative Schule weitergehende

Reformen verzögernwürde (LandtagNRW, 25.November 1976, 1826ff ). So schilderte

Anne Ratzki, Schulleiterin einer der ersten Gesamtschulen und Mitglied der

SPD, der GEW und der GGG, wie schockiert sie war, dass eine neue Schulreform

geplantwar,während ihre Schule noch nicht einmal denVersuchsstatus verlassen

hatte:

«Das war ein SPD Rohrkrepierer. […] Wir waren entsetzt. Wir hatten ja die Gesamt-

schule als Konzept. Und jetzt kam ein neues Konzept […]. […] Wir waren absolut da-

gegen.Wir sahen […] dieGesamtschule denBach runtergeht,wenn sowas eingeführt

wird.» (Zeitzeugeninterview)

Girgensohnhatte alsoRechtdamit,dassdieseGruppenvonderReformüberzeugt

werden mussten, wurde aber dennoch für seine Aussage in einer späteren Frak-

tionssitzung heftig kritisiert (Düding, 1998, 119). Seine Äußerung wurde als stra-

tegisch unklug angesehen. Tatsächlich freuten sich die konservativen Redner in

der Debatte über Girgensohns «Ehrlichkeit» und warfen den anderen Rednern

der SPD vor, über ihre wahren politischen Ziele zu lügen. Der CDU-Redner Na-

gel merkte an, dass die Hauptschule reformiert werden müsse, bevor sie in eine
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Kooperative Schule einbezogen werden könne. Die CDU sei nicht «prinzipiell ge-

gen eine Kooperative Schule», aber manmüsse sich stärker auf die pädagogische

Arbeit in der Hauptschule konzentrieren (LandtagNRW, 25. November 1976, 1812ff ).

DerSprecherderFDP,JürgenHinrichs,unterstütztedenReformvorschlagmit

dem Argument der Kostensenkung und der Sicherung des Bildungsangebots in

Zeiten sinkender Geburtenraten (LandtagNRW, 25.11.1976, 1819). ImZeitzeugenin-

terview erklärte er, dass er der Reform zunächst skeptisch gegenüberstand, dann

aber von eher linken Parteifreunden wie Wolfgang Heinz davon überzeugt wur-

de, dass es sich um eine sinnvolle Reform für dünn besiedelte Gebiete, wie seine

eigene Gemeinde in Ostwestfalen, handele.Wolfgang Heinz ergriff ebenfalls das

Wort, nutzte aber einen beträchtlichen Teil seiner Redezeit, um Girgensohn da-

für zu kritisieren, dass er behauptet hatte, die Kooperative Schule solle ein Schritt

in RichtungGesamtschule sein. Ein solches «Glaubensbekenntnis» werde von der

liberalen Fraktion und dem Koalitionsvertrag nicht mitgetragen, argumentierte

Heinz (Landtag NRW, 25. November 1976, 1831).

Am 10. Dezember 1976 beschloss der Philologenverband NRW, eine Kampa-

gne gegen die Kooperative Schule zu starten. Der CDU-Vorsitzende Heinrich

Köppler entschied, dass die CDU an der Spitze der Bewegung stehen und sie

finanziell unterstützen werde (zitiert in Rösner, 1981, 116). Unterstützt wurde

die Kampagne von konservativen Lehrer- und Elternverbänden: dem Realschul-

lehrerverband, der Landeselternschaft der Gymnasien in Nordrhein-Westfalen

und dem Verband der Elternschaften Deutscher Realschulen, dem Verband ka-

tholischer deutscher Lehrerinnen, einem katholischen Elternverein, dem Bund

Freiheit derWissenschaft, der Landesschulpflegschaft Nordrhein-Westfalen und

der Arbeitsgemeinschaft von Schulpflegschaften im Regierungsbezirk Münster

(Blumenthal, 1988, 135).

Die FDP war nun stark gespalten. Am 21. Januar 1977 brachte der NRW-FDP-

Vorsitzende und NRW-Wirtschaftsminister Horst-Ludwig Riemer in einer Frak-

tionssitzung der FDP einen Antrag mit dem Titel «Vorbehalte gegen die Koope-

rative Schule» ein. Riemer war ein Wirtschaftsliberaler. Er äußerte die von füh-

rendenFDP-BundespolitikernwieHans-DietrichGenscher geteilteBefürchtung,

dass NRW imBegriff sei, zu einem zweitenHessen zuwerden (Blumenthal, 1988,

70). Zahlreiche Briefe an die FDP-Geschäftsstelle in Düsseldorf in den erstenWo-

chen des Jahres 1977 dokumentieren die Spaltung der Partei (Blumenthal, 1988,

70). Im Februar gab Riemer ein Presseinterview, in dem er seiner Fraktion vor-

warf, sich von der Partei zu isolieren. Am 10. Februar 1977 traf sich die FDP-Bun-

destagsfraktionmit dem FDP-Landesvorstand, um dasThema zu besprechen. In

einemvondenSkeptikern imLandesvorstandverfasstenDiskussionspapier kriti-

sierten sie taktische Fehler, die Unterschätzung des Widerstands von Eltern und

CDU, unnötigen Zeitdruck und eine unzureichende Diskussion des Gesetzent-

wurfs innerhalb der FDP. Es gab massive Meinungsverschiedenheiten, auch in

Bezug auf die Orientierungsstufe (Blumenthal, 1988, 72ff).
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Die Kampagne gegen den Gesetzentwurf nahm an Fahrt auf und es kam zu

großenDemonstrationen. ImMärz 1977 verloren SPDund FDP die Landtagswahl

in Hessen, wo die Einführung der gemeinsamen Orientierungsstufe heftig um-

stritten war. Die Reformer gerieten in die Defensive. Um die Opposition zu be-

sänftigen, wurde der Gesetzesentwurf dahingehend geändert, dass die Orientie-

rungsstufe nicht mehr gemeinsam unterrichtet werden müsse, sondern die Kin-

der nach Zweigen trennen könne. Es wurde betont, dass die kommunalen Schul-

träger nicht verpflichtet seien, die Kooperative Schule einzuführen, sondern dass

es sich lediglich umeinAngebot handele.Die Schulen sollten nunkleiner sein und

mussteneineOberstufe zumAbiturumfassen.All dashalf nicht,dieCDUzuüber-

zeugen. Die Anträge der CDU aus den frühen 1970er Jahren waren vom Tisch.

Innerhalb der FDP blieb der Widerstand groß. Die Vorsitzenden der FDP-

Kreisverbände Düsseldorf und Köln sprachen sich in Presseinterviews öffentlich

gegen die Reformaus (Blumenthal, 1988, 75). Im Juni 1977 beschloss der FDP-Lan-

desvorstand schließlich, den Gesetzentwurf zu unterstützen, allerdings gegen

denWiderstand einer beträchtlichen Zahl von Kritikern (Blumenthal, 1988, 86ff).

In der zweiten parlamentarischenDebatte unterstützten die liberalen Redner die

Reform weiterhin und ignorierten die Spaltung in ihrer Partei (Landtag NRW, 29.

Juni 1977; Landtag NRW, 26. Oktober 1977). Die Abgeordnete Silke Gerigk-Groht, die

mit Heinz und Hinrichs für die Bildungspolitik zuständig war und wie diese die

sozialliberale Strömung vertrat, griff die CDU an:

«Wer Ruhe an der Schulfront will, bewirkt Rückschritt, und dann […] wird es schwie-

rig, die Postulate der Landesverfassung zu verwirklichen, die uns immer noch auf-

tragen, für jeden bestmögliche Bildung zu verwirklichen. […] Besonders bedauerlich

finde ich es, dass in dieserDiskussion immer derHauptschüler herhaltenmuss:man

könne es ihm nicht zumuten, mit anderen Schülern zusammen zu lernen. […] Man

hat einfach den Verdacht, dass hier wohl eher das Motiv eine Rolle spielt, man kön-

ne es eben den anderen Schülern nicht zumuten, mit Hauptschülern zusammen zu

lernen. […] Hier sind Leute, die eine bestimmte Position verteidigen. […] Ich möchte

doch wissen, welche Prinzipien wichtiger sind, die des Schutzes von einigen, die es

geschafft haben, oder die Verwirklichung der Landesverfassung […]!» (LandtagNRW,

29. Juni 1977, 2926f )

DerCDU-FraktionsvorsitzendeHeinrichKöpplerhingegenwittertenundieMög-

lichkeit, «Furore zumachen», wennman sich gegen alle weiteren Organisations-

reformen stelle (Wilhelm Lenz, CDU-Politiker, im Zeitzeugeninterview). Köppler be-

tonte in der Debatte, dass die Menschen im Land endlich Ruhe haben wollten.

Er kritisierte, dass die Koalition ihrenWillen durchsetzen wolle und die Reaktio-

nen in der Bevölkerung ignoriere. Die CDU kümmere sich mehr um die Inhalte

der Schule als um deren Organisation. Sie stehe an der Seite von Schülern, Eltern

und Lehrern gegen diese «sogenannte Kooperative Schule». Er wies auch auf die
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interneSpaltungvonSPDundFDPhinundspotteteüberMinisterpräsidentKühn

und den FDP-Vorsitzenden Riemer, die eine Reform durchführten, die sie selbst

nicht unterstützten (Landtag NRW, 29. Juni 1977, 2894ff ).

Ministerpräsident Kühn war in der Tat von Anfang an nicht überzeugt ge-

wesen. In einem Zeitungsinterview im Februar 1977 erklärte er, man dürfe «den

Eltern nichts aufzwingen». Er wies darauf hin, dass er den Vorschlag zwar «im

Prinzip» unterstütze, dieser aber von den Fraktionen, «nicht von der Regierung»

(Blumenthal, 1988, 33) ausgearbeitet worden sei. Im Juni 1977 wurde der altern-

de Kühn als Vorsitzender der NRW-SPD durch den jungen Johannes Rau, einen

Reformbefürworter, abgelöst. Auf demselben Parteitag wurdenmehrere Anträge

verabschiedet, die betonten, dass die Kooperative Schule nur ein Schritt in Rich-

tungGesamtschule sei, unddie die getrennteBeschulung in denKlassen fünf und

sechs ablehnten. Auch hatte die SPD begonnen, mit Flugblättern und ähnlichem

auf die Kampagne der Opposition zu reagieren. Dennoch blieb die Spaltung der

Partei deutlich spürbar.

Der Schulreformer, H.-G. Rolff, Mitglied der SPD und der GGG, schilderte,

wie er zu der Einsicht kam, dass eine Abschaffung des Gymnasiums und eine

flächendeckende Einführung von Gesamtschulen innerhalb der SPD nicht mehr

durchsetzbar waren und dass Schwier den Gesetzesvorschlag für die Kooperative

Schule entwickelt hatte, weil er darin die «letzte Chance» sah (Blumenthal, 1988,

18). Rolff war von Schwier zu internen Treffen eingeladen worden, bei denen der

Gesetzesvorschlag diskutiert wurde:

«In den Vorgesprächen mit der SPD-Landtagsfraktion, […] haben uns die Sozialde-

mokraten erzählt,warum sollenwir denn jetzt für die Abschaffung des Gymnasiums

sein, wo zum ersten Mal in der Geschichte unsere eigenen Kinder aufs Gymnasium

gehen?

Interviewerin: Das haben sie gesagt?

Ja. […] Das war der Tipping Point. […] tatsächlich hatten die Landtagsabgeordneten

ihre Kinder jetzt auf demGymnasiumund sie selberwaren noch nicht auf demGym-

nasium. […] Das war […] die Zeit, wo ich dachte: ‹Jetzt ist das Fenster zu, jetzt läuft

nichtsmehr›. […] Daswar sozial egoistisch, nicht sozialdemokratisch.» (Zeitzeugenin-

terview)

Am 26.Oktober 1977 wurde das Gesetz zum letztenMal beraten und von SPD und

FDP gegen den Widerstand der CDU verabschiedet. Der Vorsitzende der FDP-

Fraktion,HansKoch,behauptete,dieFDPhabenie inErwägunggezogen,denGe-

setzentwurf aufzugeben (LandtagNRW, 26. Oktober 1977, 3257). Diese Aussagemag

für die Fraktion, nicht aber für die Partei als Ganzes gegolten haben. Koch kri-

tisierte die katholischen Bischöfe von NRW, die sich mit einem Schreiben in die

Debatte eingemischt hatten (LandtagNRW, 26.Oktober 1977, 3278). Ihr Brief warnte

vor der Kooperativen Schule als einem Instrument des gesellschaftlichen Wan-
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dels und wurde in allen Kirchen vorgelesen und als Flugblatt veröffentlicht (Sei-

fert, 2013, 254). Es wurde auch von katholischen Priestern undOrdensschwestern

berichtet, die gegen die Kooperative Schule mobil machten (Seifert, 2013, 259f).

Koch bedauerte, dass sich «sich das Geld der CDU und der Unsegen der Amtskir-

che gegen bildungspolitische Initiativen der SPD/FDP-Koalition zusammenfin-

den» (Landtag NRW, 26. Oktober 1977, 3278). Außerdem erklärte er:

«Das Gymnasium […] hat seine größte Bedeutung in der Geschichte des Landes in

den letzten beiden Legislaturperioden erfahren, und wir wollen mit diesem Gesetz-

entwurf das gymnasiale Bildungsangebot erhalten. Wer uns die Zerschlagung des

Gymnasiums unterstellt, wird durch diese Fakten eines Besseren belehrt oder dis-

qualifiziert sich als Zweckpropagandist.» (Landtag NRW, 26. Oktober 1977, 3260)

Im September 1977 gründeten der Philologenverband und die anderen Organi-

sationen, die der Bewegung gegen die Kooperative Schule angehörten, die «Bür-

geraktion Volksbegehren gegen die Kooperative Schule» (Blumenthal, 1988, 135).

Die Bürgeraktion argumentierte gegen eine Leistungsnivellierung und betrach-

tete die Kooperative Schule als Schritt zur allgemeinen Einführung der Gesamt-

schule. Der Begriff «sozialistische Einheitsschule» war weit verbreitet. Es wurde

argumentiert,dass dieKooperative Schule dasGymnasiumzerstörenwerde (Rös-

ner 1981, 168ff, 216f). Weniger prominent argumentierte die Bewegung, dass die

Kooperative Schule die katholischenHauptschulen gefährde,die nachderReform

des konfessionellen Schulwesens von 1968 bestehen blieben (Seifert, 2013, 245ff,

sieheKapitel 5).Die parallele Schulstrukturwurdemit Begabungstheorie begrün-

det, nach der Intelligenz zu 80 Prozent erblich und nur zu 20 Prozent umweltbe-

dingt sei (Propagandamaterial der Bürgerbewegung, zitiert in Rösner, 1981, 170).

Schließlich betonte die Bewegung dasWahlrecht der Eltern.Vom 16. Februar 1978

bis zum 1. März 1978 sammelte die Bewegung 3.636.932 Unterschriften für einen

Volksentscheid über das Gesetz, was 29,8 Prozent der wahlberechtigten Bevölke-

rung in NRW entspricht. Das 20-Prozent-Quorum wurde um fast zehn Prozent

überschritten. Vor allem in ländlichen Gebieten unterschrieben viele Menschen

(Rösner, 1981, 172).

Nur drei relevante Lehrer- und Elternverbände unterstützten das Volksbe-

gehren nicht (Blumenthal, 1988, 135): der Landeselternrat der Gesamtschulen in

Nordrhein-Westfalen, die GEW und der VBE. Letzterer strebte nach wie vor die

Aufwertung der Hauptschule durch eine Integration von Haupt- und Realschule

anundwarweder ein starker Befürworter noch einGegner derGesamtschule und

der Kooperativen Schule (VBE, 1978; 1991, 66). Wie sein ehemaliger Vorsitzender,

Uwe Franke, im Zeitzeugeninterview erläuterte, waren einige seiner führenden

Mitglieder gegen die Bürgerbewegung, konnten ihre Mitglieder aber nicht auf

diese Position verpflichten.Franke betonte,dass die hoheZahl derUnterschriften

Ausdruck eines allgemeinenUnbehagens gewesen sei, das aus den tiefgreifenden
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gesellschaftlichen Veränderungen resultierte. Dies stellte eine Bewährungsprobe

für die innere Geschlossenheit des VBE dar. Der VBE versuchte daher, sich aus

dem Konflikt herauszuhalten.

Die GEW NRW setzte sich gegen das Volksbegehren ein, aber viele ihrer

Mitglieder hielten die Kooperative Schule für «weder Fisch noch Fleisch» und für

schwer zu verteidigen (Zeitzeugeninterview mit Ilse Brusis). Sie befürchteten, dass

diese halbgare Reform die Gesamtschule diskreditieren würde. Dennoch hofften

einige, dass sie ein bescheidener erster Schritt sein könne.

Auch SPD und FDP agierten gegen das Volksbegehren, aber, wie es der FDP-

PolitikerWolfgangHeinz formulierte, «der Reformschwung,wie er für die zweite

Hälfte der Sechziger und für die ersten Siebzigerjahre für SPD und FDP gleicher-

maßen typisch war, hat[te] sich stark abgeschwächt,wenn nicht gar verflüchtigt»

(Zeitzeugeninterview). In einer Sonderausgabe der NRW-FDP-Zeitung «Forum li-

beral» vom Februar 1978 wurde betont, dass man das Gymnasium nicht abschaf-

fenwolle, sondern für ein gegliedertes Schulsystem eintrete (FDP Landesverband

NRW/Wolfgang-Döring-Stiftung, 1978, 2). Der ehemalige FDP-Politiker Jürgen

Hinrichs bedauerte im Zeitzeugeninterview, dass man es nicht geschafft habe,

diese Botschaft zu vermitteln.

Einen Tag nach Bekanntwerden des Ergebnisses der Unterschriftensamm-

lung beschloss der Koalitionsausschuss, der sich aus den führenden Männern

der Fraktionen zusammensetzte, dass das Gesetz zurückgezogen werden sollte.

Es würde keinen Volksentscheid geben.Die Fraktionen hatten keine andereWahl

als zuzustimmen. Kühn hob das Gesetz «nicht ungern» auf, «weil das Kabinett

insgesamt nicht viel davon hielt» (Zeitzeugeninterview mit Reinhard Grätz). Die

Kooperative Schule wurde von der Tagesordnung genommen (Düding, 1998, 123f;

Seifert, 2013, 317ff). Die Reformerin Anne Ratzki brachte auf den Punkt, wie die

Anhänger der Gesamtschule die Niederlage analysierten:

«Aber es [dieGegenkampagne] hat nichts genutzt. […]Was uns so sehr geärgert hat –

und das habenwir vorausgesehen –, dass das dann der Gesamtschule geschadet hat,

weil die SPDdanach immer sagte, dieGesamtschule ist nicht durchsetzbar.» (Zeitzeu-

geninterview)

Dieses Ereignis markiert den Endpunkt der vorliegenden Studie. Es war klar ge-

worden, dass die Gesamtschule nicht flächendeckend eingeführt werden würde,

da nicht einmal die Kooperative Schule den politischen Prozess überlebt hatte. Im

März 1978 erklärte der neue Vorsitzende der NRW-SPD, Johannes Rau, in einem

Brief an alle SPD-Funktionäre, dass es das neue schulpolitische Ziel sei, die Ge-

samtschule zu einer weiteren Regelschulform zu machen (Düding, 1998, 125). Im

September 1978 wurde Rau zum Ministerpräsidenten gewählt. In den Wahlpro-

grammen von SPD und FDP für die Wahl 1980 machten beide Parteien deutlich,

dass siedie traditionellenSchulformennicht abschaffenwollten.DieSPDgewann
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dieWahlen, auch wegen der Spannungen in der internationalen Politik (Düding,

2008, 749). Die SPD hatte nun die absolute Mehrheit der Sitze, da die FDP an

der Sperrklausel scheiterte. Im Juli 1981 wandelten die Sozialdemokraten die Ge-

samtschule in eine Regelschulform um. Die Kultusministerkonferenz beschloss

imMai 1982, die Schulabschlüsse der Gesamtschulen gegenseitig anzuerkennen.

Bis 1987wurden inNRW49weitere Gesamtschulen gegründet (Blumenthal, 1988,

371ff). In den späten 1970er und den 1980er Jahren wurde die zehnjährige Schul-

pflicht eingeführt (Düding, 1998, 38). Die schulpolitische Strategie der SPD war

nun – und ist zum Teil immer noch – die Einführung der Gesamtschule von un-

tennach oben,durchEntscheidungenderKommunen,mitUnterstützungderEl-

ternschaft. Führende SPD-Politiker formuliertenniewieder das Ziel, die parallele

Schulstruktur einschließlich des Gymnasiums abzuschaffen (Düding, 1998, 175f).

Vergleich: Die Klassenspaltung in der Schulpolitik

Zusammenfassend lässt sich in beiden Fällen ein Links-Rechts-Gegensatz in den

KämpfenumGesamtschulreformenerkennen.DieAbbildungen4.1 und4.2geben

einenÜberblick über die ungefähren Positionen der wichtigsten Akteure. Interne

Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Organisationenwaren allerdings eher

die Regel als die Ausnahme.

In Norwegen wie Deutschland war die Sozialdemokratie die wichtigste Prot-

agonistinderReformen. IhrZielwar es,mehrGleichheit zu schaffenunddenKin-

dern der Arbeiterklasse den Zugang zur Bildung zu ermöglichen. Viele Sozialde-

mokraten stammten selbst ausdenTeilenderBevölkerung,die zuvor von längerer

Bildung ausgeschlossen waren, und sahen es als ihre historische Aufgabe an, da-

für zu sorgen, dass der Bildungshunger der Menschen gestillt werden könne.

Vor allem in der norwegischen Linken wurden Hierarchien und Wettbewerb

in der Schule als negativ und als Vorbedingung für die kapitalistischeGesellschaft

angesehen. Die Reform des Schulsystems wurde mit dem Ziel der Überwindung

der Klassengesellschaft verbunden. In Deutschland war die Skepsis der Linken

gegenüber dem Wettbewerb nicht so ausgeprägt und der ideologische Schwer-

punkt lag eher auf Chancengleichheit als auf sozialer Nivellierung. Einige füh-

rende Sozialdemokraten hielten die Öffnung des Gymnasiums für Kinder aus der

Arbeiterklasse für ausreichend und stellten die Hierarchie der Bildungseinrich-

tungennicht so deutlich in Fragewie die norwegische Sozialdemokratie.EineAn-

gleichung der Schullaufbahn bis zur zehnten Klasse war in der hierarchischeren

deutschen Klassengesellschaft, in der die Schulabschlüsse eng mit den Chancen

auf dem Arbeitsmarkt verwoben waren, schwerer vorstellbar. Vorstellungen von

biologischer Veranlagungund Leistung dominierten undprägten dasDenken der

Sozialdemokratie stärker als in Norwegen.
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Eher linksgerichtete deutsche Reformer, zumBeispiel in denReihen derGEW

oder der GGG, standen der Ideologie der norwegischen Linken näher. Sie waren

nicht an der Einführung der Kooperativen Schule interessiert, sondern bevorzug-

ten das Modell der Integrierten Gesamtschule. Weil die deutsche Linke in solch

zentralen Fragen gespalten war, konnte die Sozialdemokratie in der Auseinan-

dersetzungmit den Reformgegnern nicht geschlossen auftreten. Dies schwächte

sie erheblich. In Norwegen kam es zu einer ähnlichen Spaltung erstmals in der

Notendebatte der 1970er Jahre, als der norwegische Lehrerverband und Teile der

Arbeiterpartei die radikaleren Vertreter der Reformbewegung, die die Benotung

in der Jugendschule abschaffenwollten, politisch im Stich ließen. Zuvor warman

sich in der norwegischen Sozialdemokratie vergleichsweise einig bei den Zielen,

eine neunjährige Einheitsschule einzuführen und die Differenzierung innerhalb

der Jugendschule zu reduzieren.

Abbildung 4.1: Protagonisten, Zustimmende und Antagonisten von Gesamtschulreformen

entlang der Links-Rechts-Achse in Norwegen, 1950er bis 1970er Jahre

Die Sozialdemokratie in beiden Ländern betonte den Wert der praktischen

und beruflichen Bildung und die Notwendigkeit, diese aufzuwerten. Die deut-

sche Sozialdemokratie unterstützte die Reform der Hauptschule und die Einfüh-

rung des neunten und später des zehnten Pflichtschuljahres. Die Protagonisten

der Gesamtschule trugen diese Reformen mit, weil sie darin eine Voraussetzung

für die Einführung der Gesamtschule sahen. Sie versäumten es jedoch, die Ein-

führung der neunjährigen Schulpflicht direkt mit den Gesamtschulreformen in

Verbindung zu bringen. In Norwegen verband die Sozialdemokratie die Verlän-

gerung der Schulpflicht mit der Jugendschulreform, was die Reform für die Par-
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Abbildung 4.2: Protagonisten, Zustimmende und Antagonisten der Gesamtschulreformen

entlang der Links-Rechts-Achse in NRW/Deutschland, 1950er bis 1970er Jahre

teien der Mitte attraktiv machte. Schließlich betonten Sozialdemokraten in bei-

den Ländern, dass Schulreformen dazu dienen sollten, die Freude am Lernen zu

steigern, und dass die soziale Durchmischung den Respekt zwischen Menschen

unterschiedlicherHerkunft fördere.WennKinder sich respektiert undwohl fühl-

ten, würden sie mehr lernen. Diese Argumente setzten sich in Norwegen durch,

nicht aber in Deutschland.

Tabelle 4.1: Ideologische Ähnlichkeiten in den Gesamtschuldebatten

Wichtige ideologische Argumente waren in beiden Fällen …

Gleichheit vs. Wahlfreiheit/Elternrechte

Soziale Nivellierung vs. Elitenbildung/Förderung von Leistungsträgern/

Schulbildung mit unterschiedlichen Inhalten, aber

gleichem Wert für ungleiche Lerngruppen

Aufwertung der praktischen/beruflichen Bildung

vs.

akademische Standards

Gemeinschaft der freudig Lernenden vs. Wettbewerb als Ansporn zur Leistung

DieAntagonisten derGesamtschulreformenwarenRepräsentanten derOber-

und Mittelschicht und organisierten sich vor allem in der norwegischen Konser-

vativen Partei, in der deutschen CDU und in den Gymnasiallehrerverbänden. In

Deutschland spielten auchElternverbände und katholische Lehrerinnen eineRol-

le. Eines der Argumente war, dass Differenzierung notwendig sei, um sicherzu-
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stellen, dass die leistungsstärksten Schüler ausreichend gefördert würden. Au-

ßerdemgalt in beiden Ländern das konservativeMantra, dass akademische Stan-

dards eingehalten werden müssten und dass Leistung das wichtigste Kriterium

sein sollte.HierarchienundWettbewerbwurdenals positiv,motivierendundnot-

wendig für die Selektion in die Sekundarstufe II angesehen. Die organisatori-

scheDifferenzierung in Schulformen oder Leistungsgruppen galt als wichtig, um

künftige Eliten zu fördern, die gut ausgebildet sein mussten. Dieses Argument

war jedoch inDeutschland viel einflussreicher.Wenige konservative norwegische

Politiker brachten es so deutlich zum Ausdruck wie deutsche christdemokrati-

sche Politiker und der Philologenverband. Die Entscheidungsfreiheit der Eltern

war ein weiteres wichtiges ideologisches Moment, welches ebenfalls in Deutsch-

land eine größere Rolle spielte. Es wurde argumentiert, dass der Staat nicht über

die Köpfe der Eltern hinweg entscheiden solle,welche Bildung für ihre Kinder die

beste sei.

Deutsche Christdemokraten wiederholten häufig ihre Überzeugung, dass es

notwendig sei, eine gleichwertige, aber inhaltlich unterschiedliche Schulbildung

für verschiedene Bevölkerungsgruppen zu schaffen. Ein wichtiges Element die-

ser ideologischen Strategie war die Forderung nach einer besseren Hauptschule,

damit sich der «Run» auf die höheren Schulen verlangsame.Die Entwicklung der

Hauptschule zu einer «Restschule» für dieUnterschicht konntedannnicht als Fol-

ge der Parallelbeschulung in Zeiten der Bildungsexpansion, sondern als Vernach-

lässigung der Hauptschule durch die Sozialdemokratie dargestellt werden. Für

die Repräsentanten der CDU,die als Volksschullehrer ausgebildet waren oder aus

ländlichen Gebieten stammten, waren der Ausbau der Realschule und des Gym-

nasiums in diesen Gebieten und die Aufwertung der Hauptschule wichtig. Ähn-

lichwiedienorwegischenParteienderMittewollten sie eineguteBildungsversor-

gung auf dem Land, waren aber derMeinung, dass dies auch ohne Gesamtschule

erreicht werden könne. Die Betonung der Bedeutung der Hauptschule durch die

CDU ist somit auch einBeleg für einen internen,klassenübergreifendenKompro-

miss.

In Norwegen war diese alternative Lösung nicht mehr möglich, nachdem

die Arbeiterpartei 1959 beschlossen hatte, dass die alten Schultypen nicht an

den Versuchen teilnehmen durften. Dennoch argumentierte der konservative

Abgeordnete Christie in der norwegischen Debatte von 1959, dass die Fortset-

zungsschule zu einer besserenAlternative zurRealschule hätte entwickeltwerden

sollen. Dies deutet darauf hin, dass die norwegischen Konservativen ähnliche

Argumente hätten anführen können, wenn das parallele Schulsystem weiter

bestanden hätte. Die norwegische Konservative Partei war jedoch sehr gespal-

ten, was die Einführung der Jugendschule anging. Ihr führender Schulpolitiker,

Fredriksfryd, stimmte der Schulpolitik der Arbeiterpartei zu, während andere

Abgeordnete wie Christie oder Lønning eher gegenteilige Ansichten vertraten.

Wie bei den deutschen Sozialdemokraten war dieser Mangel an innerer Ge-
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Tabelle 4.2: Unterschiede zwischen hegemonialen ideologischen Argumenten in den Ge-

samtschuldebatten

Hegemoniale ideologische Argumente …

…in Norwegen …und Deutschland

Die Durchmischung von Kindern mit unterschied-

lichem sozialem Hintergrund und Fähigkeiten ist

wertvoll für die Entwicklung von Kameradschaft

und Gemeinschaft sowie für das Lernen.

Die Kinder sollten in homogenen Leistungs-

gruppen mit praktisch, theoretisch oder praktisch-

theoretisch begabten Kindern unterrichtet werden.

Leistungsschwache und Leistungsstarke müssen

getrennt werden, um das Lernen zu erleichtern.

Eine übermäßige Differenzierung, wie paral-

lele Beschulung, Tracking oder Einteilung in

Leistungsgruppen, führt zur Reproduktion von

Klassenungleichheiten. Eliteschulbildung und

Trennung nach sozialer Herkunft sind ungerecht.

In Kinder- und Jugendschulen sollten daher alle

Kinder zusammenbleiben.

Das Gymnasium sollte weiterhin der wichtigste

Weg zum Abitur und die Schulform der Leistungs-

träger und zukünftigen Eliten sein. Grundsätzlich

sollte es allen begabten Kindern offenstehen, aber

für Kinder aus «schlechten Elternhäusern» kann

der Besuch einer anderen Schulform empfehlens-

wert sein.

Zu viel Wettbewerb bringt Verlierer hervor und

hat eine demotivierende Wirkung. Die Freude am

Lernen muss gewahrt bleiben.

Der auf Leistung basierende Wettbewerb in

Hierarchien dient der Motivation und ist notwendig

zu Zwecken der Selektion.

schlossenheit ein Problem und hinderte die norwegischen Konservativen daran,

eine starke Opposition zu entwickeln. Dies änderte sich allmählich in den 1970er

Jahren, als die Polarisierung zunahm.

In beiden Fällen gaben die Konservativen meist die Reproduktion von Klas-

senunterschieden im Schulsystem nicht offen zu. Manchmal wiesen sie darauf

hin,dass esunmöglich sei,alleUngleichheitenzubeseitigen.Damit erkannten sie

implizit an, dass Klassenunterschiede fortbestehen und dass Bildungswege nicht

«gleichwertig», sondern mit ungleichen Lebenschancen verbunden sind. Vor al-

lem in Deutschland erklärten Konservative manchmal ausdrücklich, dass Kinder

aus unteren Schichten besser eine praktisch orientierte Schulform besuchen soll-

ten, da ihre Erfolgschancen auf dem Gymnasium gering seien. Sie hielten dies

nicht für ein großes Problem. Solange besonders begabte und motivierte Kinder

ausnahmsweise im System aufsteigen konnten, hielten sie das System nicht für

ungerecht. Klassenunterschiede im Bildungsniveau wurden in beiden Ländern,

wenn auch stärker in Deutschland, mit Theorien der biologischen Begabung ka-

schiert. SolcheTheorien, nach denen Kinder entweder theoretisch oder praktisch

begabt sind, wurden von der Linken und der Rechten angeführt, häufiger jedoch

von der Rechten. Die Vorstellung, dass Kinder in homogenen Leistungsgruppen

unterrichtet werden sollten, blieb in Deutschland hegemonial.

In Deutschland kam die Hegemonie der Antagonisten auch in der Art und

Weise zum Ausdruck, wie die Protagonisten argumentierten: In der Debatte um

die Kooperative Schule hielten es einige Sozialdemokraten nicht einmal für klug,

im Parlament zu sagen, dass sie darin einen Schritt in Richtung Gesamtschule

sahen, sondern taten so, als handele es sich um eine völlig neutrale Reform. Ihre
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ideologischenStrategienwarenmeistdefensiv. InNorwegenmusstendieKonser-

vativen, nicht die Sozialdemokraten, ihre Argumente an einen anderen Konsens

anpassen. Infolgedessen wirken ihre Aussagen oft wie eine stark abgeschwäch-

te Version der Argumente der deutschen Konservativen. Dies war nicht nur auf

strategische Entscheidungen zurückzuführen, sondern auch auf ihre tatsächli-

chen Ansichten, die im Vergleich zu den deutschen Christdemokraten weniger

radikal waren. Im norwegischen Kontext wäre der Vorschlag eines Schulsystems

nach deutschemVorbild jedem, auch denKonservativen, absurd und ungerecht –

und vermutlich politisch selbstmörderisch – erschienen.17

Versuche spielten eine unterschiedliche Rolle in den beiden Fällen. In Norwe-

gen ist dieEntscheidung von 1959, ausschließlich imRahmender Jugendschule zu

experimentieren und die alten Schultypen von Versuchen mit der neunjährigen

Schulpflicht auszuschließen, beispielhaft. Derart geplante Versuche dienten der

Weichenstellung und der Legitimation von Reformen. Gegen Versuche zu argu-

mentieren,war schwer,weshalb es für dieGegnerderReformen fatalwar,dass die

alten Schultypen ausgeschlossen wurden. Wären sie nicht ausgeschlossen wor-

den, hätten die Versuche den Wandel vielleicht verlangsamt. So aber trugen sie

dazu bei, den Reformprozess zu beschleunigen. Dies hing mit den finanziellen

Anreizen zusammen, die die Regierung den Gemeinden gab, die die Reformen

umsetzten. Diese waren beträchtlich und machten es insbesondere für ärmere

ländliche Gemeinden attraktiv, sich an der Einführung der Jugendschule zu be-

teiligen.

InNRWwaren die Versuche in einerWeise konzipiert, die denReformprozess

verlangsamte, weil sie eine endgültige Entscheidung verhinderte. Reformgegner

argumentierten, dass die Versuche genauer ausgewertet werden müssten, bevor

Entscheidungen getroffenwerden könnten.Wie der CDU-PolitikerWilhelmLenz

im Zeitzeugeninterview erklärte, war dies vor allem ein strategisches Argument:

«Das war ja im Grunde […] ein Beschiss. Der CDU fiel nichts mehr ein als Schul-

versuche.»Hinzukommt,dass die deutscheNachkriegsschulpolitik zunächst von

den Debatten um das konfessionelle Schulwesen dominiert wurde (siehe Kapi-

tel 5). Aus diesem Grund begannen die Versuche mit Gesamtschulen später als in

Norwegen, was den Gesamtschulreformern ein kürzeres Zeitfenster gab.

In der zweiten Hälfte der 1970er Jahre kam es in beiden Fällen zu einer poli-

tischen Trendwende, die zum Teil auf die wirtschaftliche Entwicklung zurückzu-

führen war. Die Zeiten des scheinbar nicht enden wollenden Wachstums gingen

zu Ende.Die Trendwendewar gekennzeichnet durch eine Verlagerung von äuße-

17 Dies wurde durch Äußerungen norwegischer Konservativer in den Zeitzeugeninterviews ver-

anschaulicht. Sie zeigten höfliches Interesse am deutschen Schulsystem und deuteten an, dass

Norwegen hier vielleicht etwas lernen könne. Gleichzeitig machten sie deutlich, dass sie zwar

eine stärkereDifferenzierung befürworteten, aber eine Aufteilung derKinder imAlter von zehn

Jahren ihnen extrem erschien.
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ren Strukturreformen hin zur inneren Reform. In beiden Fällen waren die Refor-

mer enttäuscht, dass die sozialdemokratischen Regierungen die weitreichends-

ten Reformideen aufgaben. InNorwegen kamdies in der Notendebatte zumAus-

druck.Plötzlichwardie öffentlicheMeinungeher aufderSeitederKonservativen.

In NRWartikulierte sich die Trendwende imKonflikt um die Kooperative Schule.

Mit der Reformbereitschaft der CDUwar es nun vorbei.

Insgesamt waren die Ideologien der Linken und der Rechten in Bezug auf

die Gesamtschule in beiden Fällen einander klar entgegengesetzt. Der Fokus

der Machtressourcentheorie auf den Klassengegensatz als Haupttriebkraft des

politischen und institutionellen Wandels scheint daher bis zu einem gewissen

Grad gerechtfertigt zu sein. Die Beobachtung, dass die Linke und die Rech-

te uneins waren, erklärt jedoch nicht ganz, warum der hegemoniale Konsens

und die politischen Koalitionen, die in den beiden Fällen zustande kamen, sich

unterschieden.

So unterstützten diemeisten norwegischen Volksschullehrer Gesamtschulre-

formen.DienorwegischenParteienderMitte lehnten zwar einigeAspektederRe-

formen ab, stimmten aber letztlich den meisten strukturellen Veränderungen zu

und waren sogar für die gesetzliche Einführung der Jugendschule im Jahr 1969

verantwortlich. Der Konservativen Partei und den Sekundarschullehrern gelang

esüberweite Streckennicht, einenennenswerteOpposition aufzubauen.Vonden

deutschenVolksschullehrerverbändenwar nur dieGEWklar für dieGesamtschu-

le. Organisationen wie der katholisch geprägte VBE stimmten Reformen höchs-

tens passiv zu oder bezogen, wie im Fall des Verbandes katholischer deutscher

Lehrerinnen, sogar aktiv dagegen Stellung. In Deutschland schlossen sich Land-

wirte, die ländliche und religiöse Bevölkerung, Gymnasiallehrer, einige Volks-,

Real- und Hauptschullehrer und Gruppen der Oberschicht unter dem Dach der

CDUzusammenundwurden zuGegnernderReformversuche.Dieses breite klas-

senübergreifende Bündnis innerhalb der CDU stellte ein ernsthaftes Hindernis

für sozialdemokratische Schulpolitik dar. Um das Wesen dieses CDU-internen

Bündnisses sowie die Art der Zusammenarbeit zwischen Sozialdemokratie und

Parteien derMitte inNorwegenwirklich zu verstehen, ist es notwendig, dieseKo-

alitionen genauer zu untersuchen.Was machte sie dauerhaft? Auf welchen Spal-

tungslinien basierten sie? Im nächsten Kapitel werden diese Fragen näher be-

leuchtet.
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5 Querverlaufende Spaltungslinien:

Konflikte um Religion, Zentralisierung,

Sprache, Antikommunismus und

Geschlecht

Wie bereits erläutert, gelang es norwegischen Sozialdemokraten und deutschen

Christdemokraten, die Bildungspolitik in der Frage der Gesamt- oder Einheits-

schule stark zu beeinflussen. Ihre jeweiligen Ideologien wurden hegemonial

und die meisten Menschen akzeptierten die von ihnen vorgebrachten Argu-

mente. In diesem Kapitel wird näher untersucht, wie es ihnen gelang, große

Teile der Bevölkerung für ihre schulpolitische Agenda zu gewinnen und wie sie

erfolgreich Reformpakete schnürten, die verschiedene Gruppen ansprachen.

Zu diesem Zweck analysiert das Kapitel fünf Dimensionen der Schulpolitik, die

zumindest Teile der Bevölkerung stark beschäftigten: Konflikte um Religion,

Zentralisierung, Sprache, Antikommunismus und Geschlecht. Es wird deutlich,

dass in der norwegischen Schulpolitik vor allem Zentrum-Peripherie- und Stadt-

Land-Widersprüche zum Tragen kamen. Dies erleichterte zumeist Koalitionen

zwischen der ländlichen Peripherie und der Arbeiterpartei. In NRW standen die

Spaltungslinie zwischen Staat und Kirche und die kommunistisch-sozialistische

Spaltungslinie ähnlichen Koalitionen imWege und stabilisierten stattdessen die

interessenübergreifende Koalition innerhalb der CDU.

Religionskonflikte

Sowohl in Norwegen als auch in Deutschland war die Religion eines der umstrit-

tensten Themen in der Schulpolitik. In Deutschland überschatteten diese Kon-

flikte alles andere, bis 1967/1968 ein Kompromiss erzielt wurde. Die katholische

Kirche spielte dabei eine entscheidende Rolle. In Norwegen war die christliche

Erziehung das wichtigste schulpolitische Thema für viele protestantische Laien,

die den Schuldebatten und -reformen ihren Stempel aufdrückten.

Die norwegische Debatte über christliche Erziehung und christliche

Privatschulen

Von allen norwegischen Parteien waren die Christdemokraten die stärksten Geg-

ner der Säkularisierung der Schule. Seit der Gründung der Partei im Jahr 1933
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hatten sie den Einfluss der norwegischen Kirche auf das Schulwesen verteidigt.

In ihren Nachkriegsprogrammen betonten die Christdemokraten die Bedeutung

der christlichen Erziehung. Dies stand im Zusammenhang mit ihrem wichtigs-

ten politischen Ziel: dem Schutz christlicher Werte. Die Partei erhielt Unterstüt-

zungvonpietistischenChristen imWestenNorwegens,zumBeispiel ausdemMi-

lieuderHeimatmissionen.Siewar inhöheremMaßeunter christlichenLaienund

der Landbevölkerung verankert als die Konservative Partei, die ebenfalls Teile der

norwegischen Kirche vertrat, aber eher die oberen Ränge des in den Städten kon-

zentrierten und in den Staat integrierten Klerus (Svåsand, 1994b, 177ff). Aus Rok-

kan’scher Sicht brachten dieChristdemokratenKonflikte zwischen Staat undKir-

che, aber auch Stadt-Land- und Zentrum-Peripherie-Konflikte zum Ausdruck.

Trotz der Bemühungen der Christdemokraten schritt die Säkularisierung der

Schule im Laufe der Zeit voran, gefördert von der Sozialdemokratie und zeitwei-

se von Strömungen innerhalb der Liberalen Partei. Die Arbeiterpartei nahm die

Säkularisierung zwischen 1958 und 1978 nicht als offizielles Ziel in ihre Wahlpro-

gramme auf. In den meisten Programmen wurde der Platz des Christentums in

der Schule nicht thematisiert. Die einzige Ausnahme bildete das Programm von

1969, dem ein Zusatz beigefügt war:

«Die Norwegische Arbeiterpartei wünscht sich eine Gesellschaft mit Glaubensfrei-

heit und Toleranz – mit dem gleichen Respekt für diejenigen, die einen religiösen

Glauben haben und für diejenigen, die keinen haben. […] Die Arbeiterpartei sieht

eine klare Verbindung zwischen der christlichen Botschaft und einer auf Solidari-

tät aufgebauten Gesellschaftspolitik. […] Die Arbeiterpartei betrachtet das Christen-

tum als einen wesentlichen Teil des kulturellen Erbes […] und die heranwachsende

Generation muss durch die schulische AusbildungWissen darüber erhalten. Die Ar-

beiterpartei wird auch weiterhin alle um ihre Grundauffassung vereinen, über alle

Unterschiede in den Glaubensrichtungen undWeltanschauungen hinweg.»

Dies ist ein gutes Beispiel dafür,wie die Arbeiterpartei in dieser Fragemanövrier-

te.Einige Sozialdemokratenwollten die Schule vollständig säkularisieren, andere

wollten eine modernisierte christliche Erziehung wegen ihres ethischen Wertes

beibehalten (Tønnessen, 2011, 73). Sogar in der Sozialistischen Linkspartei waren

einige hochrangige Repräsentanten Christen, wie der Schulpolitiker Otto Hau-

glin.Dennochwaren sich Sozialdemokraten und Sozialisten einig, dass die Schu-

le in erster Linie in der Verantwortung des Staates liegen und Kinder auch über

andere Religionen unterrichtet werden sollten (Korseberg, 2016, 155ff).

Die Zentrumspartei unterstützte die Christdemokraten im Kampf gegen die

Säkularisierung und erwähnte die Bedeutung der christlichen Erziehung in den

meisten ihrer Wahlprogramme von 1957 bis 1977. Für die Politiker der Zentrums-

partei war das Thema jedoch nicht ganz so wichtig. Das Gleiche gilt für die Kon-

servative Partei. Auch diese Partei nahm in ihreWahlprogrammenBemerkungen
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zur christlichenErziehung auf, ohne jedochdarauf zu bestehen,dass der gesamte

Inhalt desUnterrichtsmit dem christlichenGlauben übereinstimmenmüsse.Die

Liberale Partei der Nachkriegszeit kann dazwischen eingeordnet werden. In ih-

ren Wahlprogrammen betonte sie die Bedeutung der christlichen Erziehung. Ab

Ende der 1960er Jahre forderte sie, auch andereWeltanschauungen in den Unter-

richt einzubeziehen.

Mehrere andere Organisationen waren an den Konflikten beteiligt. Christli-

che Organisationen und Institutionen unterstützten die Christdemokraten und

übten manchmal Druck auf sie aus, wie das kirchliche Bildungsinstitut (Institutt

for Kristen Oppseding, IKO), der Verein für eine christliche Schule (Landslaget for

kristen skole) oder die Bischofskonferenz der norwegischen Kirche (Bispemøtet).

Auch die Missionsgesellschaften spielten eine Rolle. Der Verein für eine christli-

che Schule wurde 1963 gegründet und basierte auf dem früheren norwegischen

christlichen Lehrerbund (Norges Kristelige Lærerforbund), der 1909 gegründet wor-

den war. Nach Angaben der Organisation waren die 1970er und 1980er Jahre ihre

«Blütezeit», mit etwa 4000 Mitgliedern und 56 Ortsgruppen (KPF, 2021). Das

kirchliche Bildungsinstitut wurde 1945 gegründet und gehört denDiözesanräten,

der Bischofskonferenz der norwegischen Kirche und mehreren anderen christ-

lichen Organisationen (IKO, 2021). Der norwegische Humanistische Verband

(Human-Etisk Forbund) befindet sich auf der anderen Seite des Konflikts. Er wurde

1956 gegründet und forderte Säkularisierung und die Trennung von Kirche und

Staat. 1986 hatte er rund 30.000Mitglieder (HEF, 2016).

Die Frage der Religion führte zu Konflikten über das Volksschulgesetz von

1959, über die Stundenanzahl für den christlichen Unterricht in den 1960er Jah-

ren, über das Grundschulgesetz von 1969 und über die christlichen Privatschulen,

die nunnacheinander behandeltwerden.DasVolksschulgesetz von 1959warnicht

nur umstritten, weil es Experimente auf die Jugendschule beschränkte. Es rief

auchWiderstandhervor,weil es die Rechte der norwegischenKirche beschnitt. In

denParlamentsdebatten betontendieChristdemokraten ihreBedenken.Siewur-

den von der Konservativen Partei, der Zentrumspartei und der Liberalen Partei

unterstützt (Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6.März 1959, Forhandlinger i Lagtinget,

13.März 1959). Die Präambel des Gesetzes (formålsparagraf ) war geändert worden.

Der Absatz enthielt immer noch einen Verweis auf die «christliche und sittliche

Erziehung», der jedoch in den zweiten Satz verschoben worden war. Im sechs-

ten Absatz des Gesetzes wurde das Fach «christliche Erziehung» an dritter Stelle

nach Norwegisch und Mathematik aufgeführt, obwohl es im früheren Gesetz an

erster Stelle gestanden hatte. Alle Vertreter der bürgerlichen Partei im parlamen-

tarischen Bildungsausschuss lehnten dies ab und schlugen vor, die christliche Er-

ziehung an erster Stelle zu nennen. Sie wollten hinzufügen, dass jeder Schultag

mit einer Hymne oder einem Gebet beginnen und enden solle.

Diese Vorschläge wurden von der Arbeiterpartei abgelehnt (Forhandlinger i

Odelstinget, 5. und 6.März 1959, 111).Wie die Abgeordnete der Arbeiterpartei, Rakel
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Seweriin, betonte, sollten solche christlichen Elemente des Unterrichts nicht

durch ein «Dekret» eingeführt werden. Seweriin warf der Opposition vor, einen

«oberflächlichen […] Kampf um die Platzierung eines einzigen Wortes in einer

Liste» zu führen und überreagiert zu haben (Forhandlinger i Odelstinget, 5. und

6. März 1959, 106f ). Die Sprecher der Arbeiterpartei taten alle Änderungen als

kaum relevant ab. Es hätte der Arbeiterpartei nicht gutgetan, offen zu sagen,

dass Säkularisierung das Ziel sei. Stattdessen wies man darauf hin, dass auch

die Schulgesetze des 19. Jahrhunderts das Fach Lesen vor dem Fach Religion

aufgeführt hatten, da die Fähigkeit zu lesen die Voraussetzung für alles weitere

Lernen sei (Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6.März 1959, 102).

Eine weitere strittige Frage war, ob die Bischöfe der norwegischen Kirche das

Recht haben sollten, sich zum Lehrplan für den christlichen Unterricht zu äu-

ßern. Die Minderheit im parlamentarischen Bildungsausschuss, bestehend aus

den drei Konservativen Fredriksfryd, Lønning und Christie sowie den drei Abge-

ordnetenHordvik (Liberale Partei),Hovdhaugen (Zentrumspartei) undOmmedal

(Christdemokraten), schlug vor, dieses Recht der Bischöfe in das Gesetz aufzu-

nehmen. Die Abgeordneten der Arbeiterpartei erwiderten darauf, dass es nicht

notwendig sei, etwas so «Selbstverständliches» in denGesetzestext aufzunehmen

(lnnst.O. II. (1959), 9; Forhandlinger iOdelstinget, 5. und6.März 1959, 113).DerMinder-

heit gelanges jedoch,bis auf einenAbgeordnetenderArbeiterpartei imAusschuss

alle davon zu überzeugen, einen Satz über den Inhalt der christlichen Erziehung

aufzunehmen (lnnst. O. II. (1959), 9). Der Minister, Birger Bergersen, fühlte sich

«in diesem Punkt stark angegriffen, […] völlig zu Unrecht». Er hielt es für unnö-

tig, den Inhalt der christlichen Erziehung in einem Gesetz festzulegen, war aber

der Meinung, dass dieses Zugeständnis keinen Schaden anrichte (Forhandlinger i

Odelstinget, 5. und 6. März 1959, 113f ). Infolgedessen konnte der liberale Abgeord-

nete Olav Hordvik behaupten, dass «die größte und gefährlichste Veränderung,

die das Ministerium vorgeschlagen hatte», vermieden worden sei und dass «das

Christentum seinen zentralen Platz wie bisher in der norwegischen Volksschule

haben wird» (Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6. März 1959, 18). Der Christdemo-

krat Hans Ommedal war nicht so begeistert:

«Die Kirche wurde in hohemMaße ausgegrenzt und das hat zu Unruhe geführt […].

Der Brief der Bischöfe und die vielen hundert Briefe an den parlamentarischen Aus-

schuss sind ein Beweis für diese Unruhe. Die Bischöfe sind von der Aufsicht ausge-

schlossen und haben eine verminderte Stellung in den Schulräten, und von demAuf-

sichtsrecht, das die Kirche nach altem Recht durch Bischöfe und Ortspfarrer besaß,

ist wenig übriggeblieben.» (Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6.März 1959, 37)

Er verwies auf die Tatsache, dass die örtlichen Pfarrer, die von den Bischöfen in

die Schulräte berufenwordenwaren, ihr Stimmrecht verlorenhattenund sichnur

noch zu Fragen äußern durften, die mit der christlichen Erziehung zu tun hat-
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ten. Die bürgerlichen Mitglieder im parlamentarischen Bildungsausschuss hat-

ten den Verlust des Stimmrechts akzeptiert, aber vorgeschlagen, dass die Pfar-

rer das Recht behalten sollten, sich zu allenThemen zu äußern (Innst. O. II. (1959),

15). Der Christdemokrat Kjell Bondevik brachte dennoch einen Vorschlag zur Ab-

stimmung, demzufolge die Pfarrer das volle Stimmrecht behalten sollten. Seiner

Meinung nach hatten die Pfarrer in der Vergangenheit eine so wichtige Rolle in

der Schule gespielt, dass es demokratisch sei, ihnen diese Rolle weiterhin zu er-

halten (Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6. März 1959, 142). Der Konservative Per

Lønning war darüber nicht erfreut. Er war der Meinung, dass es für die Pfar-

rer einfacher sei, nicht über politische Fragen abstimmen zu müssen, und hielt

es für strategisch unklug, die vier bürgerlichen Parteien zu spalten. Der Libera-

le Olav Hordvik stimmte zu, dass Entscheidungsbefugnis ausschließlich gewähl-

ten Mitgliedern übertragen werden solle. Bondevik reagierte gereizt und sagte,

er glaube offenbar «stärker anTheologen als Herr Lønning», was ironisch war, da

Lønning selbst Theologe war. Lønning entgegnete, Bondevik habe eine «roman-

tischere» Auffassung von den Arbeitsbedingungen der Pfarrer in den Schulräten

(Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6. März 1959, 144ff ). Dies waren nicht die Worte

von engen Verbündeten. Bondeviks Vorschlag erhielt 14 Stimmen, fünf Stimmen

mehr als die neun Stimmen, die vermutlich aus seiner eigenen Partei kamen. Es

ist wahrscheinlich, dass die fünf zusätzlichen Stimmen von der Zentrumspartei

kamen. Lønnings Vorschlag, dass Pfarrer sich zu allen Fragen äußern dürften, er-

hielt die meisten Stimmen der bürgerlichen Parteien, aber die parlamentarische

Mehrheit der Arbeiterpartei setzte sich durch.

In den folgenden Jahren wurde die Anzahl der für die christliche Erziehung

vorgesehenen Stunden zumGegenstand heftiger Debatten.Die Anzahl der Stun-

den, die in der Volksschule unterrichtet wurden,war vonGemeinde zuGemeinde

unterschiedlich. Die städtischen Gemeinden konnten sich mehr Religionsunter-

richt leisten,weil die Gesamtzahl der Unterrichtsstunden dort höherwar. In eini-

gen ländlichenGemeinden inWestnorwegenwurdeder christlichenErziehung in

der Volksschule ebenfalls eine hohe Stundenzahl gewidmet, bis zu drei Wochen-

stunden. In armen ländlichen Gemeinden bedeutete dies oft, dass andere Fächer

weniger Zeit erhielten (Kommentar von Minister Helge Sivertsen, Forhandlinger i

Stortinget, 8. Juni 1965, 3724). 1959 wurden neue Mindeststandards für Gemeinden

festgelegt,die sich andenVersuchenmit der neunjährigenSchulpflicht beteiligen

wollten. Für die ersten sechs Jahre wurde die Mindestanzahl der wöchentlichen

Unterrichtsstunden auf 135 festgelegt.18 Die Mindestnorm für den Religionsun-

terricht wurde für die ersten drei Schuljahre auf 1,5 Stunden pro Woche und für

die folgenden vier Jahre auf zwei Stunden festgelegt. Die Klassen acht und neun

18 In den ersten drei Jahren betrug der Mindeststandard 15 Stunden proWoche, in den folgenden

drei Jahren 30 Stunden pro Woche. Dies ergibt insgesamt 135 Stunden (Forsøksrådet for skolever-

ket, 1960, 9).
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sollten eine Wochenstunde haben (Forsøksrådet for skoleverket, 1960, 9f). 1963 wur-

de die Mindestzahl der wöchentlichen Unterrichtsstunden auf 123 gesenkt.19 Die

Mindeststundenzahl für den Religionsunterricht wurde auf 1,5 Wochenstunden

in den ersten drei Jahren und zweiWochenstunden für die Klassenstufen vier bis

neun erhöht (Forsøksrådet for skoleverket, 1964, 18f).

Für einige der ärmeren ländlichen Gemeinden, vor allem in Westnorwegen,

die es sich nicht leisten konnten, die Zahl der Unterrichtsstunden über 123 zu

erhöhen, bedeutete dies, dass sie gezwungen waren, den Umfang des Religions-

unterrichtes zu reduzieren, wenn sie sich an den Jugendschulversuchen beteili-

gen wollten. Dies rief Widerstand hervor. 1964 beschloss das Ministerium, den

Gemeinden, die sich an die Mindestnorm hielten, zu gestatten, bis zu drei Stun-

den zwischen den Fächern umzuverteilen, um die christliche Erziehung zu stär-

ken. Gemeinden, die eine höhere Anzahl von Unterrichtsstunden in christlicher

Erziehung gehabt hatten, konnten beimMinisterium beantragen, ihr vorheriges

Niveau wiederherzustellen (Rundskriv nr. 13 (1964), veröffentlicht in Innst. S. nr. 233

(1964–65), 539f ).

Dieses Zugeständnis hatte nicht die beabsichtigte Wirkung, die christlichen

Gruppen und die ländlichen Gemeinden zu beruhigen. Die Debatte wurde hit-

ziger und das Thema wurde in den Monaten vor den Wahlen von 1965 stark po-

litisiert. Im Januar 1965 richtete eine Gruppe von Bürgermeistern und Kommu-

nalpolitikern verschiedener Parteien aus dem westlichen Bezirk Hordaland ei-

nen Brief an das Parlament, in dem sie fragten, ob es damit einverstanden sei,

dass etwa 70 Prozent der Schulämter in Hordaland beim Ministerium beantra-

gen müssten, den bisherigen Umfang des Religionsunterrichtes beibehalten zu

dürfen (Innst. S. nr. 234 (1946–65)). Der norwegische Landfrauenverband (Norges

Bondekvinnelag) und der norwegische Hausfrauenverband (Norges Husmorforbund)

beschwerten sich über die Reduzierung des Religionsunterrichtes. Im März 1965

unterzeichneten rund 8000 Lehrkräfte ein Protestschreiben. Den krönenden Ab-

schluss bildete die Sammlung von 725.614 Unterschriften zwischenMärz und Ju-

ni 1965, die dem Parlament am 8. Juni 1965 übergeben wurde. Die Volksaktion für

christliche Bildung (folkeaksjon for kristendomsfaget) war von einer Gruppe führen-

der Männer in den Organisationen christlicher Laien initiiert worden, wie dem

Direktor des christlichen Gymnasiums in Oslo, Hans Bovim, demTheologiepro-

fessor Carl Fredrik Wisløff, dem Vorsitzenden der Gesellschaft für Innere Missi-

on (Det norske lutherske Indremisjonsselskap), Fredrik Wisløff, und dem Generalse-

kretär der Norwegischen Lutherischen Missionsgesellschaft (Misjonssambandet),

TormodVågen. Es wurde ein Ausschuss gebildet, der die Kampagne organisierte.

19 In den ersten drei Jahren betrug die Mindestnorm noch 15 Wochenstunden, während die Min-

destnorm für die Klassenstufen vier und fünf auf 24 Stunden pro Woche gesenkt wurde. Die

sechste Klasse sollte weiterhin 30 Stunden pro Woche unterrichtet werden (Forsøksrådet for sko-

leverket, 1964, 18).
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Er wurde von Bjarne Stoveland geleitet, der eine führende Position in der Gesell-

schaft für InnereMission innehatte.20GanzNorwegenwurde in 30Bezirke aufge-

teilt, in denen lokale Komitees gegründet wurden, um die Unterschriftensamm-

lungzuorganisieren (Kvalbein, 1965, 171).UnterdenErstunterzeichnernbefanden

sich alle norwegischen Bischöfe. Die Zahl der Unterschriften belief sich auf etwa

26 Prozent der Bevölkerung über 16 Jahre (SSB, 2014, 52, eigene Berechnung).Der

zu unterzeichnende Text lautete wie folgt:

«Unsere Gesellschaft befindet sich in einem Veränderungsprozess, der uns mit ei-

ner neuen Ära in der Geschichte der Menschheit zu konfrontieren scheint. […] Es

ist unsere Verantwortung, dafür zu sorgen, dass die Generation, die in dieser neuen

Ära aufwächst, eine Verankerung im christlichen Glauben und in der Moral findet.

[…] Die Präambel des Schulgesetzes unterstreicht, dass die Schule den Kindern eine

christliche und sittliche Erziehung vermitteln soll. Die christliche Erziehung ist da-

her ein zentrales Schulfach und braucht eine der Bedeutung des Faches entsprechen-

de Anzahl von Unterrichtsstunden.Die christliche Erziehungmuss nicht nur wieder

aufgebaut, sondern erweitert und gestärkt werden. Wir sehen mit Sorge, dass der

Übergang zu Versuchen mit der neunjährigen Schulzeit in vielen Gemeinden zu ei-

ner starken Reduzierung derWochenstundenzahl im christlichen Unterricht führen

wird. […] Da die Angelegenheit erneut im Parlament debattiert wird, bitten wir das

verehrte Parlament, Folgendes zu unterstützen:

1.Keine Gemeinde darf gezwungen werden, die wöchentliche Zahl der Unter-

richtsstunden in christlicher Erziehung zu reduzieren.

2.Alle Schulträger müssen dieMöglichkeit haben, in den ersten sieben Schuljah-

rendreiWochenstunden christlicheErziehunggenehmigt zubekommen,auchwenn

sie die normaleUnterrichtszeit nicht erhöhen. Inden Jahrgangsstufen 8und9 sollten

zwei Stunden christliche Erziehung proWoche angeboten werden.

3.Die Mindestzahl der Unterrichtsstunden für die christliche Erziehung sollte

21 Stunden im Laufe von 9 Schuljahren betragen […].» (zitiert in Kvalbein, 1965, 171f)

An dem Tag, an dem die Unterschriften dem Parlament übergeben wurden, fand

dort eine schulpolitische Debatte statt, und der Konflikt führte zu einem Schlag-

abtausch. Die Sprecher der Arbeiterpartei waren der Meinung, dass man bereits

1964 alle berechtigteKritik berücksichtigt habeunddassdieKampagne ihreKritik

ein Jahr zu spät geäußert habe. Die eigentliche Absicht sei die Beeinflussung der

Wahlen von 1965, hieß es. Mehrere Abgeordnete der Arbeiterpartei beschuldig-

ten die Organisatoren der Kampagne,Menschen falsch zu informieren und unter

Druck zu setzen, damit sie unterschreiben. Es seien Gerüchte gestreut worden,

20 Diese Hintergrundinformationen stammen aus persönlichen Kontakten mit Jon Kvalbein, ei-

nem der jüngsten Mitglieder des Ausschusses und damals in der Christlichen Studentenverei-

nigung in Oslo aktiv (Kvalbein 1965).
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wonach die Arbeiterpartei die Gemeinden zwingen wolle, die christliche Erzie-

hung zu schwächen. Es wurde angedeutet, dass christlicher Eifer andere Fächer

bedrohe. Insgesamtwurde die Kampagne als eine politischeKampagne gegen die

Arbeiterpartei betrachtet (Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1965). Die beiden Spre-

cher der Sozialistischen Volkspartei unterstützten die Arbeiterpartei. Der Sozia-

list Finn Gustavsen wies darauf hin, dass die norwegische Kirche das Recht des

Staates, «zu töten und in den Krieg zu ziehen», gutheiße, und schloss daraus:

«Wenn dies die offizielle Moral der norwegischen Kirche ist, wird es nicht helfen,

die Zahl der Unterrichtsstunden imReligionsunterricht zu verdoppeln» (Forhand-

linger i Stortinget, 8. Juni 1965, 3748).

Der Konservativen Per Lønning zeigte ein gewisses Verständnis für die Unzu-

friedenheit der Sozialdemokraten mit dem Zeitpunkt der Kampagne. Er glaube

nicht, dass die Arbeiterpartei darauf abziele, die christliche Erziehung zu schwä-

chen.Es seien jedochandere starkeKräfte amWerk,meinte er,undbezog sichda-

bei vermutlich auf die radikale Linke und den Humanistischen Verband. Er zeig-

te eine gewisse Sympathie für die Petition, ohne deren Forderungen vollständig

zu teilen (Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1965, 3701). Der Sprecher der Zentrums-

partei, Hovdhaugen,wählte seineWorte ebenfalls mit Bedacht und sagte, dass es

«wahrscheinlich ein Gewinn wäre, wenn die Mindeststundenzahl in diesem Fach

etwas erhöht würde», wies aber auch darauf hin, dassmit den Verordnungen von

1964 vieles korrigiert worden sei. Die Frage sei problematisch, weil sie mit dem

Ziel der Einheitsschule zusammenhänge:

«[Man] steht vor derHerausforderung,dasswir zu einer neunjährigenEinheitsschu-

le fürdasganzeLandkommen,mitdengleichenKompetenzenunddengleichenPrü-

fungsanforderungen. […] Eine zu großeWahlfreiheit der Schulträger imRahmendes

Mindestlehrplans kannmit diesemPrinzip […] in Konflikt geraten. Bei gutemWillen

glaube ich dennoch, dass die Frage zufriedenstellend gelöst werden kann.» (Forhand-

linger i Stortinget, 8. Juni 1965, 3705)

Die Abgeordneten der Christdemokraten verteidigten sich, indem sie betonten,

dass es sich bei der Kampagne nicht um eine Kampagne ihrer Partei handele,

sondern um eine Kampagne, die auf berechtigten Sorgen beruhe. Finanzschwa-

che Gemeinden hätten nicht dieMittel, die Zahl der Unterrichtsstunden über das

Mindestmaß hinaus zu erhöhen, und könnten auch nach der Regelung von 1964

das frühere Niveau von dreiWochenstunden nicht beibehalten.Der Christdemo-

kratHansOmmedal hielt es für einen demokratischenVerlust, den lokalen Schul-

rätennicht zu erlauben,über die Lehrpläne zu entscheiden (Forhandlinger i Stortin-

get, 8. Juni 1965, 3710).

Es ist wahrscheinlich, dass die Petition zum Ergebnis der Wahlen von 1965

und zur Bildung der bürgerlichen Regierung beigetragen hat. Die Unterstützung

der Kampagne durch die Christdemokraten trug vermutlich auch zu den hefti-
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gen Reaktionen auf die Ernennung des Christdemokraten Kjell Bondevik zum

Kirchen- und Bildungsminister bei. Jakob Aano, der 1965 Parlamentsabgeordne-

ter der Christdemokraten wurde, beschreibt in seinen Memoiren, wie schockiert

er über die extreme Antipathie war, die Bondevik und seine Partei in den Medi-

en hervorriefen. Intern war die Partei gespalten in eine radikale christliche Strö-

mung und eine gemäßigte Strömung, die aus Leuten wie Aano bestand. Letztere

wollten die Christdemokraten zu einer zuverlässigen Regierungspartei machen,

die zu demokratischer Toleranz undZusammenarbeit fähigwar (Aano, 1991, 81ff).

Nach Ansicht von Aano bewies Bondevik in den folgenden Jahren seinen Kri-

tikern, dass er keineMarionette der christlichen Organisationen war (Aano, 1991,

123).DieMindestzahl derUnterrichtsstunden in christlicherErziehungwurde für

alle Klassenstufen auf nur zwei proWoche erhöht, obwohl die christlichen Orga-

nisationen eine höhere Zahl gefordert hatten. Dies entsprach dem Vorschlag des

Volksschulkomitees von 1963, das von der Arbeiterpartei eingesetzt worden war

und seinen Bericht kurz nach der Parlamentsdebatte im Juni 1965 vorlegte (Inn-

stilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 165).Die lokalen Schulbehörden konnten

die Höchstzahl von drei Wochenstunden festlegen, allerdings nur während der

ersten sechs Jahre. Die Gesamtzahl der Unterrichtsstunden war landesweit ge-

stiegen,unddieneueMindestnormwurdeauf 126 Stunden festgelegt (Ot.PrNr. 59

(1966–67), 24f ).

Mit dem Grundschulgesetzentwurf von 1968/1969 entstanden neue Konflikte.

Im Begleittext zum Entwurf erklärte Bondeviks Ministerium, die christliche Er-

ziehung diene dem Ziel, die Mitglieder der Kirche in ihrem Glauben zu erziehen

(Innst. O. XIV (1968–69), 30). Die Abgeordneten der Arbeiterpartei im Ausschuss

machtendies zueinemgroßenThema.AucheinigeVertreterderParteienderMit-

tewaren unzufrieden.NachVerhandlungen zwischen demChristdemokraten Ja-

kob Aano, dem Liberalen Olav Kortner, dem Sozialdemokraten Rolf Fjeldvær und

demKonservativenKjell Langelandeinigte sichderAusschussdarauf,zupräzisie-

ren, dass es vor allem die Meinung der Kirche sei, dass die christliche Erziehung

Teil ihrer Tauferziehung sei (Aano, 1991, 125; Korseberg, 2016, 163). Im Bericht des

Ausschusses hieß es, dass «die Kirche selbst die Verantwortung für die Tauferzie-

hung im kirchlichen Sinne hat» (Innst. O. XIV (1968–69), 32). In denMemoiren von

Aano wird nicht deutlich, ob er sich der großen Veränderung bewusst war, der

er damit zugestimmt hatte: Die Kirche hatte das Recht verloren, die christliche

Erziehung in der Schule als Teil ihrer Tauferziehung zu betrachten. Die Bischöfe

und die christlichen Organisationen waren darüber nicht erfreut.

Dennoch wurdenmit demGesetz von 1969mehrere der 1959 diskutierten kri-

tischen Punkte rückgängig gemacht. In Paragraph sieben des Gesetzes, der sich

mit den Lehrplänen befasste, wurde die christliche Erziehung wieder an erster

Stelle genannt. Die Ortspfarrer erhielten das Recht zurück, in den Sitzungen des

Schulrates ihre Meinung zu allen Themen zu äußern. Das Stimmrecht erhielten

sie nicht zurück (Besl. O. nr. 33 (1968–69)). Erneut gab es eine Debatte über die
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Präambel. Die bürgerliche Regierung sorgte dafür, dass die «christliche und sitt-

liche Erziehung» wieder im ersten Satz erwähnt wurde. Die vom Ministerium

vorgeschlageneFormulierung,wonachdieGrundschuledie christlicheErziehung

zusammen «mit dem Elternhaus» vermitteln solle, wurde von der Arbeiterpar-

tei dahingehend interpretiert, dass Bondevik den Eltern die Verpflichtung aufer-

legen wolle, die Kinder im christlichen Glauben zu erziehen. Jakob Aano zufol-

ge war dies nicht die Absicht (Aano, 1991, 121ff). Die Arbeiterpartei hingegen be-

trachtete es als großen Sieg, dass der Satz geändert wurde; er lautete nun, dass

die Grundschule «in Verständigung und Zusammenarbeit mit dem Elternhaus

bei der christlichen und sittlichen Erziehung der Schüler mitwirken» sollte. Die

Schule solle auch «die Freiheit des Denkens und die Toleranz fördern» (Besl. O. nr.

33 (1968–69), 63). Trotz dieser Änderungen kritisierten die Befürworter der Tren-

nung von Staat undKirche dasGesetz.Die Sozialistische Volkspartei stimmte da-

gegenundhielt diePräambel für einenunerträglichenKompromiss (Forhandlinger

i Stortinget, 21. April 1969, 284).

Einweiterer Konflikt betraf die Privatschulen. Im Jahr 1965 hatten alle vier Re-

gierungsparteien in ihrenWahlprogrammenBemerkungen zur Finanzierung der

Privatschulen gemacht.Die Arbeiterpartei hatte die Privatschulen nur auf Antrag

und von Jahr zu Jahr finanziert. Die wenigen Privatschulen, die es in Norwegen

gab, befanden sich in einer prekären finanziellen Lage.21 Als Bondevik Minister

wurde, ernannte er eine Privatschulkommission (Privatskoleutvalget), die eine Be-

standsaufnahme der Privatschulen in Norwegen durchführen und ein dauerhaf-

tes Finanzierungssystem für diese Schulen ausarbeiten sollte.

Im ersten Bericht der Privatschulkommission wurden dieMeinungsverschie-

denheiten zwischen Gegnern und Befürwortern des Privatschulwesens deutlich

(Innstilling I fra Privatskoleutvalget (1967)). Für die Arbeiterpartei war ein Schulsys-

tem, das auf Demokratie und Toleranz beruhte, ein System, in dem alle Kinder

gemeinsam unterrichtet wurden. Religiöse Privatschulen wurden als Mittel an-

gesehen,mit dem «eine intolerante Elterngeneration […] ihre Kinder dazu erzie-

hen kann, genauso intolerant zu werden wie sie selbst» (Forhandlinger i Odelstinget

Nr. 7, 17. Februar 1970, 56). Für das bürgerliche Lager war die Achtung der Rechte

vonMinderheiten undEltern, ihre Kinder in ihremGlauben zu erziehen, ein Aus-

druck demokratischer Toleranz. Sie plädierten dafür, dass Privatschulen staat-

21 ImSchuljahr 1966/67 gab es inNorwegen 34 privateVolksschulenmit 1889 Schülern.Davonwur-

den fünf von Adventisten betrieben, 11 von der freien evangelisch-lutherischen Kirchengesell-

schaft, sechs von anderen Freikirchen, fünf von der katholischen Kirche, zwei waren Rudolf-

Steiner-Schulen, eine war für gehörlose Kinder, eine hatte nur eine Klasse und eine war das

Ergebnis eines lokalen Kampfes um den Erhalt der Schule im Dorf (Innstilling IV fra Privatskole-

utvalget (1968)). Es gab vier private Gymnasien mit insgesamt 1386 Schülern, die beispielsweise

von Missionsgesellschaften und Adventisten betrieben wurden. Es gab 11 private Realschulen,

aber da dieser Schultyp abgeschafft werden sollte,war klar, dass sie verschwindenwürden (Inn-

stilling I fra Privatskoleutvalget (1967)).
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liche Unterstützung erhalten sollten, damit sie kein Schulgeld erheben müssten

und so zu «exklusiven Schulen für die finanziell Wohlhabenden» würden (Innstil-

ling I fra Privatskoleutvalget (1967), 17ff, 69).

Die vier Regierungsparteienwaren sich nicht einig,wie großzügig das Privat-

schulgesetz sein sollte. Die Konservative Partei betonte in ihrem Programm von

1965, dass es «das Recht und die Verantwortung der Eltern ist, die Bildung für ih-

re Kinder zuwählen» und dass «umfänglicher Zugang» zu Privatschulen notwen-

dig sei. Die Position der Zentrumspartei und der Christdemokraten war nicht so

kategorisch. Die Liberale Partei war in ihren Forderungen an die Privatschulen

am konkretesten: In ihrem Programm von 1965 hieß es, dass Privatschulen, «die

nach den Lehrplänen und Schulgesetzen arbeiten, die den Anforderungen an die

Lehrerausbildung und die Ausstattung der Schule entsprechen und einen Bedarf

decken, nachMaßgabe ständiger Vorschriften staatlich unterstützt werden».

DieAusarbeitungdesGesetzesdauerte lange,weil dasMinisteriumaufdieBe-

richte der Privatschulkommission wartete und weil Uneinigkeit über die Bedin-

gungen herrschte, unter denen Schulen für eine staatliche Finanzierung in Frage

kommen sollten (Aano, 1991, 143ff). ImApril 1969 legte dasMinisterium vonBond-

evik einen Gesetzesvorschlag vor (Ot. prNr. 61 (1968–69)). Die Repräsentanten der

Arbeiterpartei imparlamentarischenBildungsausschuss sprachen sich gegendas

Gesetz aus und verhinderten im Juni 1969, dass die Regierung dasGesetz noch vor

den Wahlen verabschiedete (Innst. O. nr. 107 (1968–69), Aano, 1991, 147). Die bür-

gerliche Regierung gewann die Wahlen mit knappem Vorsprung und die Koaliti-

onwurde fortgesetzt.Die Parteien derMitte unddieKonservative Parteimussten

nun eine Einigung erzielen.Dies gestaltete sich aufgrundder Vorbehalte des libe-

ralen Mitglieds im parlamentarischen Bildungsausschuss, Olav Kortner, der mit

der Ausarbeitung des Ausschussberichts zu Bondeviks Gesetzesvorschlag betraut

war, schwierig. Kortner war skeptisch und wurde von einer Strömung innerhalb

seiner Partei unter Druck gesetzt, die gegen Privatschulen war (Aano, 1991, 145).

Er setzte mehrere Änderungen durch.

Zunächst bestand er darauf, dass im Gesetz festgelegt werden müsse, welche

Arten von Privatschulen einen Antrag auf Finanzierung stellen können.Dem ers-

ten Absatz wurde ein Satz hinzugefügt, demzufolge Privatschulen entweder auf

alternativen pädagogischen Ideen beruhen, religiös oder ethisch begründet sein

oder einen quantitativen Bedarf deckenmüssen. Privatschulen dürften ihre Leh-

rer nicht besser oder schlechter bezahlen oder kleinere Klassengrößen haben als

öffentliche Schulen. Außerdem müssten sie dem Ministerium Schülerlisten vor-

legen,umsicherzustellen,dass keineAuswahl nach sozialen, religiösenoderwirt-

schaftlichen Gesichtspunkten erfolge (Innst. O. VII. (1969–70)).

In der parlamentarischenDebatte über denGesetzesvorschlagmachte der Li-

berale Olav Kortner deutlich, dass er kein Befürworter von Privatschulen sei. Er

betonte, dass kein internationales AbkommenNorwegen verpflichte, Privatschu-

len wirtschaftlich zu unterstützen. Die einzige Verpflichtung bestehe darin, Pri-
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vatschulen zuzulassen. Man müsse also eine «politische Entscheidung» treffen,

ob man die wenigen Privatschulen «verhungern» lassen oder ihnen mit öffentli-

chen Mitteln helfen solle (Forhandlinger i Odelstinget Nr. 7, 17. Februar 1970, 49). Er

stimmte demGesetz zu, unter Vorbehalt:

«Wir haben deutlich gemacht, dass wir Privatschulen jeglicher Art nicht unterstüt-

zen können. Wir wollen keine neuen Klassenunterschiede in der Bevölkerung. Das

Gesetz darf keine Privatschulen umfassen, die offen oder getarnt gegründet werden,

umSchüler zu selektieren, zumBeispiel aus sozialen Gründen odermit demZiel, ei-

ne intellektuelle Eliteschule zu sein.» (Forhandlinger i OdelstingetNr. 7, 17. Februar 1970,

50)

Er wies darauf hin, dass er zwar die Rechte der Eltern respektiere, diese Rechte

aber schwach seien im Vergleich zum Recht des Kindes, zu lernen und eine freie

Wahl zu treffen. Er brachte auch die Hoffnung zum Ausdruck, dass in Zukunft

«alle religiösenund ethischenGesellschaften […] denWert der öffentlichenSchule

verstehen und private Schulen aufgeben werden» (Forhandlinger i Odelstinget Nr. 7,

17. Februar 1970, 51). Er schloss mit der Bemerkung, dass Norwegen zwar über die

Mittel verfüge, umeine kleine Anzahl von Privatschulen zufinanzieren,daswich-

tigste Ziel aber darin bestehe, sich auf den Ausbau des öffentlichen Schulsystems

zu konzentrieren (Forhandlinger i Odelstinget Nr. 7, 17. Februar 1970, 53).

Die Abgeordneten der Arbeiterpartei bedauerten Kortners Entscheidung, das

Gesetz zu unterstützen, und warnten davor, dass Privatschulen das öffentliche

System tatsächlichuntergrabenwürden.Ressourcenwürden imöffentlichenSys-

tem benötigt und nicht in den altmodischen Privatschulen (Forhandlinger i Odels-

tinget Nr. 7, 17. Februar 1970, 54). Auch das christliche Milieu war nicht zufrieden

mit demGesetz und hielt es für zu streng (Aano, 1991, 149, Forhandlinger i Odelstin-

get Nr. 7, 17. Februar 1970, 55).

Insgesamt vermitteln die Debatten über christliche Erziehung nicht den Ein-

druck eines ideologisch geeinten bürgerlichen Blocks. Die staatlich-kirchliche

Spaltungslinie kam zum Ausdruck, wurde aber von anderen Spaltungslinien

überschnitten und teilweise überlagert. Für die Christdemokraten war der

religiöse Charakter der Schule am wichtigsten, während die Konservativen den

Interessen der staatlichenEliten undderOberschicht näherstandenund kulturell

und wirtschaftlich liberaler waren. So betonten die ehemaligen christdemokra-

tischen Abgeordneten Jakob Aano und Hans Olav Tungesvik in den Zeitzeugen-

interviews, dass sie die Absicht der Konservativen Partei, Privatschulen ohne

Bedingungen zuzulassen und damit kommerzielle Interessen freizusetzen, nicht

unterstützten. Die Zentrumspartei sorgte sich um die Qualität des Schulunter-

richts in ländlichen Gebieten und bewertete dieses Ziel in einigen Fällen höher

als beispielsweise die Anzahl der Unterrichtsstunden in christlicher Erziehung.

Vor allem die Liberale Partei stellte für bürgerliche Mehrheiten ein Element der
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Unsicherheit dar, da sie historisch eng mit der Entwicklung des Nationalstaates

und seines Schulsystems verbunden war und Privatschulen kritisch gegenüber-

stand. Dies eröffnete der Arbeiterpartei verschiedene Handlungsmöglichkeiten.

Sie konnte mit einer der Parteien der Mitte, meist der Liberalen Partei, zusam-

menarbeiten, sie konnte kleine Zugeständnisse machen, wie in der Debatte

über die christliche Erziehung, oder versuchen, das bürgerliche Lager mit Spott

und Kritik zu spalten und zu schwächen. Zwar konnten christliche Gruppen in

manchen Bereichen ihre Interessen durchsetzen. Aber der Sozialdemokratie

gelang es, das Einheitsschulprinzip gegen jede ernsthafte Bedrohung aus diesem

Lager zu verteidigen.Die Lehrpläne wurden landesweit immer ähnlicher und die

endgültige Fassung des Privatschulgesetzes war restriktiv genug, um ein starkes

Wachstum der Privatschulen in der fraglichen Zeit zu verhindern.

Die Debatte um das konfessionelle Schulwesen und Privatschulen in NRW

InNRWgehörtedie FragederReligion inderSchule ebenfalls zudenumstrittens-

ten Themen. Das gilt besonders für die 1950er und 1960er Jahre, als der Konflikt

um die Konfessionsschule die Schulpolitik beherrschte. Dieser Konflikt geht zu-

rück auf Auseinandersetzungen in derWeimarer Republik, auf den Kulturkampf

unter Bismarck und weiter auf den Dreißigjährigen Krieg und die Reformation.

Er kann nur vor dem historischenHintergrund verstandenwerden (Erlinghagen,

1972, 69ff, Schmitt, 1989, 27ff). Im Gegensatz zur evangelischen Kirche stand die

katholische Kirche in Opposition zum preußischen Staat. Während des Kultur-

kampfes hatten die Katholiken ein dichtes Netz von Massenorganisationen ent-

wickelt. Die wichtigste Ausdrucksform des politischen Katholizismus im 19. und

frühen 20. Jahrhundert war die katholische Zentrumspartei, die in den katholi-

schen Gebieten bei weitem die erfolgreichste Partei war. Für die Zentrumspartei

und die katholische Kirche war die Konfessionsschule ein wichtigesThema.

DerKonfliktumdaskonfessionelleSchulwesenwarausRokkan’scherSicht ein

Ausdruck der Spaltungslinie zwischen Staat undKirche,der zweiGesichter hatte:

Zum einen wollten die katholische Kirche und das katholische Milieu sicherstel-

len, dass ihre Mitglieder zur katholischen Identität erzogen wurden, damit ihre

Loyalität zur Kirche und zu den katholischen Organisationen gewährleistet war.

Zweitens wollten sowohl Katholiken als auch religiöse Protestanten die Säkula-

risierung der Gesellschaft bekämpfen. Das erste Motiv war von größerer Bedeu-

tung. In NRW war dieser Konflikt aufgrund der religiösen Durchmischung der

Bevölkerung und des hohen Anteils an Katholiken besonders scharf. Bis 1958, als

sie ihre letzten Sitze im Landtag von NRW verlor, blieb die Zentrumspartei eine

glühende Verfechterin der Konfessionsschule. Auch die CDU, die in NRW über-

wiegend katholisch war, unterstützte das konfessionelle Schulwesen. Die CDU

war zwar nicht so eng mit der katholischen Kirche verbunden wie die Zentrums-
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partei. Aber sie war die einzige Partei, die explizit katholische Interessen vertrat

und nicht zuletzt von der katholischen Bevölkerung mit dem politischen Katho-

lizismus assoziiert wurde (Schmitt, 1989). Die evangelische Kirche gab ihre Un-

terstützung für ein konfessionelles Schulwesen auf und unterstützte stattdessen

christlicheGemeinschaftsschulen.Damit spielte sie in diesenKonflikten einewe-

niger prominente Rolle.

In anderenBundesländern, in denen die CDUeinen höherenAnteil an Protes-

tanten organisierte oder in denen die Tradition des konfessionellen Schulwesens

nicht so stark ausgeprägt war, war der Konflikt von geringerer Bedeutung. Aus

diesem Grund enthielten die Programme der CDU auf Bundesebene nur wenige

Äußerungen zum Thema. Im Berliner Parteiprogramm von 1968 heißt es ledig-

lich, dass neben den christlichen Gemeinschaftsschulen auch Bekenntnisschulen

und bekenntnisfreie Schulen ermöglichtwerden können,wennEltern dies für ih-

re Kinder wünschen. Die Landesverbände der Partei entwickelten in dieser Fra-

ge eine eigenständige Politik. Der hohe Stellenwert des Themas für die CDU in

NRW in den 1950er und 1960er Jahren kommt in den Auseinandersetzungen um

die Schulartikel derNRW-Verfassungundumspätere Schulreformenund -geset-

ze zum Ausdruck. Allerdings war sich die CDU in dieser Frage intern nicht einig.

Mit der Zeit wurden die Befürworter der Bekenntnisschule weniger.

Sozialdemokraten und Liberale sprachen sich seit langem für die Säkularisie-

rung der Volksschule aus. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die Haltung der

SPD zumkonfessionellen Schulwesen pragmatischer. In ihremGodesberger Pro-

grammvon 1959 stellte die SPD deutlicher als je zuvor klar, dass Christentumund

Sozialismus nicht imWiderspruch zueinander stünden (Schmitt, 1989, 80). Auch

wenn einige Sozialdemokraten und Liberale immer noch für eine säkularisierte

Schule eintraten, akzeptierten die meisten von ihnen nun den christlichen Cha-

rakter der öffentlichenSchule, bestanden aber darauf,dassKinder beiderKonfes-

sionen gemeinsam in der «Christlichen Gemeinschaftsschule» unterrichtet wer-

den sollten. Auch die GEW und die Lehrerorganisation in der SPD sprachen sich

gegen die Konfessionsschule aus.

1959 gab es 3651 katholische Volksschulen in NRW, aber nur 1802 evangelische

Volksschulen und 884 gemeinsame Schulen für beide Konfessionen (Tabelle 5.1).

In letzteren waren nur 13,8 Prozent der Schüler katholisch, der Rest war evan-

gelisch (Statistisches LandesamtNordrhein-Westfalen, 1960, 49).Die Volksschul-

lehrkräftewurden in konfessionell getrennten Lehrerbildungsanstalten ausgebil-

det. Nach dem Kompromiss von 1967/1968 (siehe unten) wurde die Oberstufe der

ehemaligen Volksschule, jetzt Hauptschule genannt, weitgehend überkonfessio-

nell, während die konfessionelle Trennung in vielen Grundschulen weitergeführt

wurde. Auch heute noch gibt es inNRWeinen beträchtlichen Anteil an konfessio-

nellen Grundschulen.

Der Hauptkonflikt bezog sich auf den konfessionellen Charakter der öffent-

lichen Volksschulen. Darüber hinaus wurde die Finanzierung der meist christli-
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Tabelle 5.1: Anzahl der katholischen, evangelischen und gemeinsamen Volksschulen in

NRW, 1953–1969

Jahr Katholische Volksschulen Evangelische Volksschulen Gemeinsame Volksschulen

1953 3519 (5 privat) 1694 (4 privat) 823 (keine privat)

1959 3651 1802 884

1963 3705 1846 925

1965 3732 1835 943

1967 3439 (4 privat) 1492 (3 privat) 1136 (5 privat)

19691) 256 (3 privat) 38 (keine privat) 47 (1 privat)

Katholische Grundschulen Evangelische Grundschulen Gemeinsame Grundschulen

1969 1593 (keine privat) 362 (1 privat) 1688 (4 privat)

Katholische Hauptschulen Evangelische Hauptschulen Gemeinsame Hauptschulen

1969 75 (keine privat) 1 (1 privat) 1387 (1 privat)

Quelle: Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen, 1954, 1960, 1964, 1966, 1968, 1970
1) Es handelte sich um Volksschulen, die noch nicht in Grund- und Hauptschulen gemäß der Haupt-

schulreform von 1967/68 aufgeteilt waren.

chen Privatschulen diskutiert. Die Realschule und das Gymnasium waren, abge-

sehen von den Privatschulen, nie konfessionell gebunden gewesen. Sozialdemo-

kraten und Liberale waren sich einig, dass eine zu großzügige Finanzierung von

Privatschulen das öffentliche System gefährde. Die CDU betonte in den meisten

ihrer bildungspolitischen Dokumente, dass Eltern dieMöglichkeit haben sollten,

eine Privatschule zu wählen, und dass Privatschulen die gleiche Finanzierung er-

halten sollten wie öffentliche Schulen. In ihremProgramm «Bildung in einermo-

dernenWelt» von 1964 heißt es, dass in Privatschulen jede Selektion nach Vermö-

gen oder Einkommen der Eltern ausgeschlossen werdenmüsse.

Private Realschulen undGymnasienwarenüberwiegend katholisch undmeist

für Mädchen. Im Jahr 1959 waren 76,7 Prozent der Realschüler an Privatschulen

und 81,4 Prozent der Gymnasiasten an Privatschulen Katholiken, 23 Prozent bzw.

17,4 Prozent waren Protestanten. An den öffentlichen Realschulen und Gymna-

sien gab es eine knappe protestantische Mehrheit. Etwa neun Prozent der Real-

schüler und 18 Prozent der Gymnasiasten besuchten Privatschulen.DieMehrheit

von ihnen waren Mädchen (Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen, 1960,

49f, eigene Berechnungen). Im Jahr 1967 waren 50 der 452 Realschulen in NRW

und 114 der 570 Gymnasien in NRWprivat. Der Anteil der Mädchen an den priva-

ten Realschulen betrug etwa 75 Prozent und an den privaten Gymnasien etwa 69

Prozent (Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen, 1968, 57, eigene Berech-

nungen). ImSchuljahr 1980/81 gab es 43 private Realschulen, davon 34 katholische

und sieben evangelische, und 103 private Gymnasien, davon 85 katholische und 14
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evangelische. Es gab auch einige Rudolf-Steiner-Schulen, aber dieHauptträgerin

von Privatschulen war die katholische Kirche (Lemper/Westphalen, 1982, 207ff).

Der Konflikt um das konfessionelle Schulwesen begann fast unmittelbar nach

demKriegmit derWiedereröffnung und Neuorganisation der Volksschulen. Das

konfessionelle Schulwesen war von denNazis abgeschafft worden. Auf Druck der

katholischen Kirche beschloss die britische Militärregierung 1946, eine Volksab-

stimmung unter den Eltern über die Wiedereinführung der Konfessionsschule

durchzuführen. Vor allem die katholische Bevölkerung stimmte für eine solche

Wiedereinführung. Dies war zum Teil das Ergebnis einer Kampagne der katho-

lischen Kirche (Eich, 1987, 81). In den folgenden Jahren wurde die konfessionelle

Trennung weitgehend wieder eingeführt. Dies führte in einigen Fällen zur Grün-

dung von kleinen Volksschulen mit nur einer Klasse für alle Altersgruppen (Dü-

ding, 2008, 268).

AuchPrivatschulenwarenwährendderNS-Diktatur geschlossenworden.Ka-

tholische Kirchenvertreter und CDU-Politiker setzten sich für die Wiedererrich-

tung, die Finanzierung und den rechtlichen Schutz der katholischen Privatschu-

len ein (Heumann, 1989, 74ff).DieWeimarer Verfassung hatte Privatschulen zwar

zugelassen, ihre staatlicheGenehmigungaber andieQualifikationderLehrerund

an die Forderung geknüpft, die Auswahl der Schüler nach dem Einkommen der

Eltern nicht zu fördern. Private Bekenntnisschulen waren nur dort erlaubt, wo

öffentliche Bekenntnisschulen nicht zur Verfügung standen oder ein besonderes

pädagogisches Interesse zugrunde lag (Artikel 147 der Weimarer Verfassung, zi-

tiert inHeumann, 1989, 75).Viele Privatschulen hatten Zuschüsse von denProvin-

zen Rheinland und Westfalen oder von Städten und Gemeinden erhalten. Dies

war gesetzlich nicht geregelt. Die Befürworter des Privatschulwesens forderten

nun verbindliche Regelungen für die Finanzierung von Privatschulen. Sie argu-

mentierten, dass Privatschulen die staatlichen Kassen finanziell entlasteten. Un-

terstützung sei notwendig, um sicherzustellen, dass die Lehrkräfte der Privat-

schulen ebenso qualifiziert und sozial abgesichert seien wie die der öffentlichen

Schulen.Die Finanzierung der Privatschulen erfolgte ab 1945/1946 auf der Grund-

lage vonVereinbarungenzwischenkirchlichenAmtsträgernundderSchulverwal-

tung, die rechtlich nicht formalisiert waren (Heumann, 1989, 100ff).

1950 erreichte der Konflikt seinen Höhepunkt im Zusammenhang mit der

Verabschiedung der NRW-Verfassung. Gegen die Stimmen von SPD und FDP

legte die CDU den konfessionellen Charakter der Volksschule in den Schul-

artikeln der Verfassung fest. Bekenntnisschulen, Gemeinschaftsschulen und

Weltanschauungsschulen wurden gleichermaßen anerkannt. In der Praxis war

die Zahl der Bekenntnisschulen viel höher als die Zahl der Gemeinschaftsschulen

und Weltanschauungsschulen kamen überhaupt nicht zustande (Tabelle 4.1).

In Artikel 12 der neuen Verfassung hieß es, dass einklassige Volksschulen den

Erfordernissen eines «geordneten Schulbetriebes» entsprächen. Die SPD hat-

te sich dem widersetzt, da die Sozialdemokraten diesen «Zwergschulen» eine

151



gute Schulbildung nicht zutrauten. Sie hatte gefordert, dass nur achtklassige

Volksschulen, mit getrennten Klassen für alle Jahrgänge, als «geordneter Schul-

betrieb» gelten sollten und als Kompromiss angeboten, dass auch sechsklassige

Volksschulen als solche definiert werden könnten. Die FDP lehnte ebenfalls kon-

fessionelle «Zwergschulen» ab. CDU und Zentrumspartei bestanden jedoch auf

der Aufnahme eines Satzes in die Verfassung, der die Existenz der mehr als 750

meist konfessionellen einklassigen Volksschulen legitimierte und die Einrich-

tung weiterer solcher Schulen in konfessionell gemischten Gebieten ermöglichte

(Düding, 2008, 271).

Die NRW-SPD hatte ihre Position im Vergleich zu den Weimarer Jahren ab-

gemildert. Einige führende Sozialdemokraten, wie Heinz Kühn, plädierten für

die christliche Gemeinschaftsschule. Bei linkeren SPD-Mitgliedern, die eine voll-

ständige Säkularisierung der Volksschule bevorzugten, war dieser Versuch, eine

Brücke zur CDU zu schlagen, unpopulär. Er scheiterte auch daran, dass die CDU

nicht kompromissbereit war. Für die NRW-CDU der unmittelbaren Nachkriegs-

zeit war das wichtigste Ziel, katholische Bekenntnisschulen zu erhalten, in denen

katholischeKinder in die katholischeGemeinschaft sozialisiertwerden sollten. In

anderenBundesländernunterstützte dieCDUchristlicheGemeinschaftsschulen.

Dies taten auch einige evangelische CDU-Abgeordnete in NRW (Düding, 2008,

267ff; Eich, 1987, 171ff).

Artikel 8 der NRW-Verfassung, der die Privatschulen regelte, sorgte ebenfalls

fürDiskussionen.Er bezog sich auf Artikel 7, Absätze 4 und 5, desGrundgesetzes.

Danach bedürfen Privatschulen, die als Ersatz für öffentliche Schulen fungieren,

der staatlichen Genehmigung. Diese werde erteilt, wenn die Lernziele der Schu-

len und diewissenschaftlicheQualifikation der Lehrkräfte denen der öffentlichen

Schulen gleichwertig seien und eine Trennung der Schüler nach dem Einkom-

mennicht gefördertwerde.PrivateVolksschulenkonntennur zugelassenwerden,

wenn sie ein besonderes pädagogisches Konzept verfolgten oder aufWunsch der

Eltern gegründet wurden. Wenn Eltern eine private Gemeinschaftsschule, eine

private Bekenntnisschule oder eine private Weltanschauungsschule wünschten,

war Voraussetzung, dass eine solche Volksschule in der Gemeinde nicht vorhan-

den war (Artikel 7 Grundgesetz). Alle Parteien, mit Ausnahme der Kommunisti-

schenPartei,diePrivatschulengrundsätzlichablehnte,unterstütztendieAufnah-

me dieser Regelungen in die NRW-Verfassung.

Aber die CDU und die Zentrumspartei wollten eine privatschulfreundlichere

Regelung.Gegen die Stimmen der anderen Parteien wurde in Artikel 8 der NRW-

Verfassung festgeschrieben, dass Privatschulen die gleichen «Berechtigungen»

unddengleichenAnspruch auf öffentliche Finanzierunghaben solltenwie öffent-

liche Schulen. SPD und FDP hatten vorgeschlagen, die Rolle und Finanzierung

der Privatschulen in einem eigenen Gesetz zu regeln (Eich, 1987, 181ff; Lemper/

Westphalen, 1982, 88ff). Der Konflikt umdie Schulartikel war so heftig, dass SPD,

FDP und KPD gegen die Verfassung stimmten und der Bevölkerung empfahlen,
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dies ebenfalls zu tun. Dennoch ergab die folgende Volksabstimmung eine klare

Mehrheit für die Verfassung, nicht zuletzt dank der Bemühungen der Kirchen,

ihre Mitglieder für ein Ja zumobilisieren (Eich, 1987, 194ff).

Die Debatte wurde fortgesetzt mit dem Schulordnungsgesetz von 1952, wel-

ches das konfessionelle Schulwesen weiter stärkte (Düding, 2008, 331ff, Eich,

1987, 214ff; Fälker, 1984, 113). Das Lehrpersonal an Konfessionsschulen musste

nun fast vollständig der jeweiligen Konfession angehören. Die Finanzierung

und Gründung von Privatschulen wurde privatschulfreundlich geregelt. Ver-

ordnungen klärten die Details. Privatschulen mussten 15 Prozent ihrer Kosten

selbst finanzieren. Dieser Beitrag konnte aber auf 7,5 Prozent gesenkt oder ganz

erlassen werden, wenn der Betreiber der Schule über ein geringes Einkommen

verfügte, Schulgebäude zur Verfügung stellte oder Lehrkräfte beschäftigte, die

nicht voll besoldet wurden, wie Mitglieder katholischer Orden (Eich, 1987, 259ff;

Lemper/Westphalen, 1982, 101ff). Vergeblich schlugen SPD und FDP vor, dass

Schulen mit konfessionellen Minderheiten ab einer bestimmten Größe automa-

tisch in Gemeinschaftsschulen umgewandelt werden sollten. Sie sahen in dem

Gesetz einen weiteren Schritt zur Konfessionalisierung und Zersplitterung des

Schulsystems. Die GEW lehnte das Gesetz als Versuch ab, «die staatliche Schule

abzuschaffen» (Eich, 1987, 226). Die katholischen Kirchenvertreter nahmen di-

rekten Einfluss auf den Gesetzestext und die Verordnungen, so dass selbst die

protestantische Minderheit in der CDU-Bundestagsfraktion etwas konsterniert

war. Auch wenn nicht alle Wünsche der katholischen Kirche berücksichtigt wur-

den, waren die katholischen Kirchenvertreter zufrieden (Eich, 1987, 221, 258).

Das Hauptargument der Befürworter des Gesetzes war der Verweis auf das

Elternrecht, eine konfessionelle Erziehung für ihre Kinder zu wählen.

Die SPD-FDP-Regierung von 1956 bis 1958 versuchte nicht, ein neues Schul-

ordnungsgesetz zu verabschieden,weil Sozialdemokraten undLiberale einenMi-

nister der Zentrumspartei in ihre Koalition aufgenommen hatten.Die Unterstüt-

zung der Zentrumspartei war an die Bedingung geknüpft, den Status quo zu ak-

zeptieren (Düding, 2008, 392, 395). Die Koalition verabschiedete ein Schulfinanz-

gesetz, aber die SPD beschloss mit Unterstützung der FDP und gegen die Stim-

men von CDU und Zentrumspartei, dass dieses Gesetz ausschließlich für öffent-

liche Schulen gelten solle. In der Diskussion um die Schulfinanzierung sprachen

sich SPD und FDP für höhere Beiträge der privaten Schulträger aus, während

CDU und Zentrumspartei die bestehenden Regelungen verteidigten (Eich, 1987,

266f).

WährendderRegierungszeit derCDUvon 1958bis 1966wurdenkeineweiteren

Änderungen am konfessionellen Schulwesen vorgenommen. 1961 verabschiedete

die CDU-Regierung ein Gesetz über die Finanzierung von Privatschulen (Ersatz-

schulfinanzgesetz). Dieses Gesetz wurde im Parlament und in der Öffentlichkeit

viel diskutiert (Landtag NRW, 18. Oktober 1960; Landtag NRW, 20. Juni 1961). Es

sah vor, dass private Schulträger zwar weiterhin rund 15 Prozent ihrer Kosten
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selbst finanzierenmussten, dieser Prozentsatz wurde jedoch pauschal um sieben

Prozentpunkte für die Bereitstellung von Schulgebäuden und um weitere zwei

Prozentpunkte für die Bereitstellung sonstiger schulischer Einrichtungen redu-

ziert. Zuvor waren diese Ermäßigungen Gegenstand von Einzelfallprüfungen

gewesen. Alle Privatschulen kamen nun in den Genuss dieser pauschalen Ermä-

ßigungen. Damit mussten sie nur noch sechs Prozent ihrer Kosten finanzieren.

Bei schwieriger finanzieller Lage des Schulträgers konnte dieser Anteil weiter

auf zwei Prozent reduziert werden. Ein kompletter Verzicht auf den Schulträ-

gerbeitrag war nicht mehr möglich. Der CDU-Kultusminister Werner Schütz

argumentierte, dass die alte Regelung imWesentlichen beibehalten, aber verein-

facht werde. Eine pauschale Absenkung des Beitrags für alle Privatschulen sei

notwendig, weil viele Schulen 15 Prozent ihrer Kosten nicht finanzieren könnten.

Der Minister verteidigte die Privatschulen prinzipiell: Sie seien Ausdruck des

«Geistes der Freiheit» und eine «wahrhaft demokratische Einrichtung» (Landtag

NRW, 18. Oktober 1960, 1696). Ein Verbot von Privatschulen wäre Ausdruck «totali-

tären Staatsdenkens» (Landtag NRW, 18. Oktober 1960, 1696f ). Er betonte, dass die

Schulverwaltung darauf achten werde, dass das Einkommen der Eltern bei der

Zusammensetzung der Schülerschaft keine Rolle spiele (LandtagNRW, 18.Oktober

1960, 1696).

SPDund FDP lehnten dasGesetz ab.Beide Parteien befürchteten,dass das öf-

fentliche Schulwesen gefährdet und die konfessionelle Spaltung des Schulwesens

insbesondere bei Realschulen und Gymnasien weiter verstärkt würde. In der ers-

ten parlamentarischen Debatte dazu kritisierte der SPD-Sprecher Johannes Rau,

dass die Schulträger nur noch ihre Ideologie einbringen müssten, während der

Staat die Finanzierung übernehme. Er warnte davor, dass das Gesetz nichtreli-

giösen, wirtschaftlich orientierten Privatschulbetreibern in der beruflichen Bil-

dungChancen eröffne (LandtagNRW, 18.Oktober 1960, 1700).Die liberale Abgeord-

nete Liselotte Funcke wies auf die Dominanz der katholischen Kirche im Privat-

schulwesen hin. Sie kritisierte, dass die zunehmende Konfessionalisierung und

die zunehmende Privatisierung des Schulwesens den Kindern der örtlichen kon-

fessionellenMinderheiten den Besuch einer Schule ihrerWahl erschwere und sie

möglicherweise zum Besuch katholischer Einrichtungen zwinge. Dies gelte ins-

besondere für Mädchen, für die öffentliche weiterführende Schulen nicht immer

zur Verfügung stünden (Landtag NRW, 18. Oktober 1960, 1702f ). Die Proteste blie-

ben erfolglos, das Gesetz wurde verabschiedet und blieb über Jahrzehnte unver-

ändert.22

In ihremProgrammzudenWahlen 1962warntedieNRW-SPDvorder «Gefahr

eines Ausverkaufs des öffentlichen Schulwesens». Auch die NRW-FDP forderte

22 1981 versuchte die SPD, die Beiträge der Privatschulbetreiber von sechs auf zehn Prozent zu

erhöhen (Lemper/Westphalen, 1982,238ff).DieseÄnderungwurdevomVerfassungsgericht von

NRW,wo die CDU geklagt hatte, für verfassungswidrig erklärt.
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in ihrem Wahlprogramm zur NRW-Wahl 1962, die öffentliche Finanzierung von

Privatschulen zu begrenzen, um eine Aushöhlung des öffentlichen Schulwesens

und eine weitere Konfessionalisierung zu vermeiden.

SPD und FDP setzten sich weiterhin für die christliche Gemeinschaftsschule

ein und verbanden diese Forderung mit einer Kritik an den Konfessionsschulen,

die zu klein seien, um gute Unterrichtsqualität zu gewährleisten. So hieß es 1964

in den bildungspolitischen Leitsätzen der SPD:

«[…] die Sozialdemokratische Partei [tritt] für die Gemeinschaftsschule ein, weil

sie das Erlebnis der reichen Vielfalt der gesellschaftlichen Kräfte vermittelt und die

Erziehung zur rechtsstaatlichen, freiheitlichen und sozialen Demokratie am besten

gewährleisten kann. Die Sozialdemokratische Partei respektiert die Entscheidung

der Eltern, die einer durch ihren Glauben oder ihrer Weltanschauung besonders

bestimmten Erziehung den Vorrang geben. […] Gemeinschafts-, Konfessions-

und Weltanschauungsschulen müssen den […] Anforderungen eines geordneten

Schulbetriebes entsprechen.»

In ähnlicherWeise erklärte die FDP in ihremWahlprogramm für die NRW-Land-

tagswahl 1962:

«Die Jugend soll zum Gemeinschaftsbewusstsein und zur Achtung vor der Über-

zeugung des anderen erzogen werden. Deshalb streben die Freien Demokraten die

christlicheGemeinschaftsschule an.Umder Freiheit desGewissenswillen entspricht

die FDP demWunsch der Eltern nach der Bekenntnisschule. Dies darf aber nicht […]

zur Bildung von Zwergschulen führen.»

Im Jahr 1966 hatte die letzte CDU Regierung die neunjährige Schulpflicht einge-

führt unddieOberstufederVolksschule alsHauptschule definiert.DieVolksschu-

le unddieHauptschulewaren jedochweiterhin eineVerwaltungseinheit undkon-

fessionell gebunden.Als SPDundFDP imDezember 1966wieder an dieMacht ka-

men, waren die Bedingungen für eine Reform des konfessionellen Schulwesens

günstiger. Laut einer Umfrage vom Januar 1967 befürworteten nun 65 Prozent

der praktizierendenKatholiken und 85 Prozent der praktizierenden Protestanten

in NRW gemeinsame Schulen für beide Konfessionen (Düding, 2008, 559). Dies

war das Ergebnismehrerer Trends.Zumeinenhatten der Zuzug von Flüchtlingen

nach dem Zweiten Weltkrieg und Verstädterungsprozesse die räumliche Tren-

nung der Konfessionen aufgelöst. Die Bevölkerung hatte begonnen, sich stärker

zu vermischen. Auch Säkularisierungsprozesse in der Bevölkerung machten sich

bemerkbar. Außerdemwaren die Katholiken in der Bundesrepublik aufgrund der

deutschen Teilung nicht mehr in der Minderheit. Auch wenn Katholiken gegen-

über Protestanten im Durchschnitt immer noch etwas sozial benachteiligt wa-

ren, hatten sich die sozialen Ungleichheiten verringert (Schmitt, 1989, 54ff). Aus
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all diesenGründenwar der politischeKatholizismus geschwächtworden.Für vie-

leKatholiken schiendieErziehung ihrerKinder zumKatholizismusnichtmehr so

wichtig zu sein.

Die Reform der Volksschule wurde zu einem der größten Reformprojekte

der sozialdemokratisch-liberalen Regierung. Sie beinhaltete eine Änderung

der Schulartikel in der Landesverfassung und war daher von der Zustimmung

der CDU abhängig. Der Kompromiss kam gegen den Widerstand der katho-

lischen Kirche und ihrer Bischöfe zustande, die der Meinung waren, dass das

Konkordat des Vatikans mit dem Deutschen Reich von 1933 eine Aufweichung

des konfessionellen Schulwesens verbiete und die sogar mit der Gründung ei-

ner neuen katholischen Partei drohten. Das Hauptargument der Bischöfe war

nach wie vor, dass die Eltern das Recht haben sollten, Bekenntnisschulen zu

wählen. Die evangelische Kirche akzeptierte die Reform (Düding, 2008, 557,

560ff). Die Volksschule wurde nun in eine vierjährige Grundschule und eine fünf-

jährige Hauptschule aufgeteilt. Die Grundschule sollte weiterhin konfessionell

gebunden, die Hauptschule jedoch konfessionsübergreifend sein. Konfessionelle

Hauptschulen konnten weiterhin entweder als Privatschulen mit staatlicher Fi-

nanzierung oder als öffentliche Schulen gegründet werden, wenn eine Mehrheit

der Eltern dies wünschte – sofern eine konfessionsübergreifende, gemeinsame

Hauptschule geografisch erreichbar war und die Schule groß genug war, um

getrennte Klassen für alle Altersgruppen zu gewährleisten (Düding, 2008, 555ff).

Dieser Kompromiss war das Ergebnis langwieriger Verhandlungen zwischen

SPD und CDU (Düding, 2008, 555ff). Für die CDU war Wilhelm Lenz einer der

Hauptverhandlungsführer. Er beschrieb die internen Konflikte in der CDU wie

folgt:

«Die CDUwar unentschlossen. Die CDUwar zum großen Teil Anhänger der Konfes-

sionsschule, wobei das eine Sache der Katholiken war. Die Evangelischen sagten, im

Grunde wollen wir darüber nicht kämpfen. Im Grunde sind wir […] für eine christli-

che Gemeinschaftsschule. Wir wollen keine Auseinandersetzungen mehr – Katholi-

sche gegen Evangelische.» (Zeitzeugeninterview)

Lenz war Katholik, sagte aber in dem Interview, dass die katholische Kirche für

ihn in diesem Prozess ein viel schwierigerer Partner gewesen sei als die evangeli-

sche Kirche. Er schilderte wie die fünf Bischöfe vonNRW ihn unter Druck gesetzt

hätten, insbesondere derBischof desBistumsAachen.DieBischöfe forderten,die

PositionderCDU indieser Frage zudefinieren. InderCDUvollzog sich jedoch ein

Generationswechsel.Lenzgehörte zuden jüngerenCDU-Politikern,dienachdem

Krieg in die Partei eingetreten waren und derMeinung waren, dass Konfessions-

kämpfe der Vergangenheit angehören sollten. Einige der älteren CDU-Abgeord-

neten, die in der Weimarer Zeit mit der Zentrumspartei die Konfessionsschule

verteidigt hatten, waren damit nicht einverstanden. Lenz erklärte dazu:
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«Mir war klar, die Haltung der Alten […] in der CDU, pro Konfessionsschulen, das

heißt also, katholischer Religionsunterricht, katholische Messe […], Erziehung der

Kinder zu Katholiken … Das war irgendwie nach dem Zweiten Weltkrieg vorbei und

[…] den Menschen war das alles egal. Die sagten, ich will mein Kind in die nächste

Schule schicken.» (Zeitzeugeninterview)

Aus diesem Grund widerstanden Lenz und die ihn bei den Verhandlungen

unterstützende CDU-Gruppe (zu der auch der ehemalige Kultusminister Paul

Mikat, ein weiterer junger und reformorientierter CDU-Politiker, gehörte) dem

Druck der katholischen Kirche. In den Verhandlungen entwickelten sie den oben

beschriebenen Kompromiss, der einige Schlupflöcher für eine kleine Zahl ka-

tholischer Hauptschulen ließ und die konfessionelle Grundschule bewahrte. Die

Mehrheit der CDU akzeptierte dies schließlich. Mit diesem Kompromiss wurde

der Konflikt um die Konfessionsschule zumindest vorübergehend beigelegt.

1969wurde auch die Lehrerausbildung entkonfessionalisiert.Die CDU akzep-

tierte eine Änderung der Gesetze und der Verfassung im Gegenzug für mehre-

re Zugeständnisse. Die katholische Kirche erhielt Einfluss auf die Berufung von

Professoren und Dozenten der Theologie. Jede Pädagogische Hochschule muss-

te mindestens zwei katholische Theologieprofessoren berufen. Außerdem wur-

de der katholischen Kirche das Recht eingeräumt, Einrichtungen zur Lehrerfort-

bildung zu gründen, die Lehrende freiwillig besuchen konnten (Düding, 2008,

580ff).

Insgesamt forderten die staatlich-kirchlichenKonflikte allen schulpolitischen

Akteuren in NRW in den 1950er und 1960er Jahren viel Zeit und Energie ab. Vor

dem Kompromiss von 1967/68 gab es kaum Raum für Debatten über die Gesamt-

schule. Auch wenn die katholische Kirche mit dem Kompromiss nicht zufrieden

war, blieb die CDU die einzige Partei, die sich als Interessenvertreterin der ka-

tholischen Kirche verstand.Die CDU sorgte dafür, dass die NRW-Gesetze privat-

schulfreundlich gestaltet wurden,was für die katholischen Privatschulen wichtig

war. Die Vertreter der katholischen Kirche konnten auf einen stetigen Informati-

onsfluss und eine stabile Zusammenarbeit mit der CDU zählen. ImGegenzug tat

diekatholischeKircheviel,umihreMitglieder zurUnterstützungderCDUzumo-

bilisieren. Dies ist eine der Erklärungen dafür, wie es der CDU gelang,Menschen

mit unterschiedlichemKlassenhintergrundunter ihrenMitgliedernundWählern

zu integrieren.

Der Konflikt führte auch zu einem Bündnis zwischen SPD und FDP in der

NRW-Schulpolitik. Sowohl SPD als auch FDP wurden mehrheitlich von Protes-

tanten gewählt, von denen viele das Bekenntnisschulwesen ablehnten (Schmitt,

1989). Trotz des Einflusses der Wirtschaftsliberalen in der FDP lehnte die FDP in

denerstenNachkriegsjahrzehntennichtnurdaskonfessionelle, sondernauchdas

private Schulwesen ab.Dies ist damit zu erklären, dass die Privatschulen inNRW

überwiegend katholisch waren und die FDP sich gegen den weitreichenden Ein-
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fluss der katholischenKirche stemmte.Erst als derKonflikt umdaskonfessionelle

Schulwesen beigelegt war, nahm die FDP eine privatschulfreundlichere Position

ein. 23 Mit anderen Worten: Sowohl SPD als auch FDP standen in den staatlich-

kirchlichen Konflikten eher auf der Seite des Staates.

Zentralisierungskonflikte

Norwegen und NRW unterscheiden sich stark in Bezug auf die Bevölkerungs-

dichte und die geografischen Bedingungen. Im Jahr 1960 lebten in Norwegen

durchschnittlich 11,6 Menschen pro km2. Etwa 57 Prozent der norwegischen

Bevölkerung lebten in Siedlungen mit mindestens 200 Einwohnern und weniger

als 50 Metern Abstand zwischen den Häusern (Tabelle 2.2). Im Jahr 1955 lebten

in NRW durchschnittlich 420 Menschen pro km2 und über 91 Prozent lebten in

städtischen Gemeinden mit mehr als 2000 Einwohnern (Tabelle 2.5). Aufgrund

dieser enormen Unterschiede sahen sich die norwegischen Schulreformer mit

einer anderen Art von Herausforderung konfrontiert, was Qualität und Zentra-

lisierung des ländlichen Schulwesens betraf. Zentralisierung in dem Sinne, wie

der Begriff hier verwendet wird, bedeutete, dass Schulbezirke und Schulen zu

größeren Einheiten zusammengelegt und kleine Schulen geschlossen wurden.

Dennoch war die Zentralisierung auch in der nordrhein-westfälischen Politik ein

Thema, denn es gab einige ländliche Gemeinden in NRW, in denen die kleine,

dörfliche Volksschule die Regel war.

Die Zentralisierungsdebatte in Norwegen

Alle drei ParteienderMitte hatten ihreHochburgenaufdemLand.Dies gilt insbe-

sondere für die Zentrumspartei, die seit ihrer Gründung 1920 vor allem Landwir-

te, aber auch andere Gruppen der ländlichen Bevölkerung repräsentierte. Dezen-

tralisierung und die wirtschaftliche und kulturelle Stärkung der ländlichen Ge-

biete Norwegens waren die wichtigsten politischen Ziele der Partei. Für die Zen-

trumspartei bedeutete Dezentralisierung, dass Entscheidungen lokal getroffen,

Dienstleistungen lokal erbracht und öffentliche Einrichtungen auf lokaler Ebene

aufrechterhalten werden sollten. Das Schulwesen spielte eine wichtige Rolle, da

die Schulen in kleinen ländlichen Gemeinden als kulturelle Zentren fungierten.

Schulen wurden auch als wichtig für die lokale Wirtschaft angesehen. In ihren

Programmen von 1957 bis 1977 betonte die Zentrumspartei die Bedeutung eines

23 In ihrem Programm zur NRW-Wahl 1980 erklärte die FDP, dass eine freie Gesellschaft «freie

Schulen in privater Trägerschaft» brauche, die der Entwicklung neuer Lernformen dienen soll-

ten. Sie betonte weiterhin, dass die Gemeinschaftsschule die Regel sein solle.
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«dezentralen Schulsystems». Sie sprach sich gegen die Entwicklung hin zu grö-

ßeren Schulen aus und bestand darauf, dass keine ländliche Gemeinde gezwun-

gen werden solle, ihre Schule gegen den Willen der Bevölkerung zu schließen.

Gleichzeitig befürwortete sie die Verbesserung des Schulwesens auf dem Land

und bestand darauf, dass ländliche Gemeinden so viel finanzielle Unterstützung

wie möglich erhalten sollten. Die Programme der Zentrumspartei waren in die-

sen Fragen am detailliertesten und umfangreichsten, aber auch die beiden ande-

ren Parteien der Mitte unterstützten die Dezentralisierung des Schulwesens aus

den gleichen Gründen.

Das soll nicht heißen, dass die anderen Parteien solche Argumente offen ab-

lehnten. In den Programmen der Arbeiterpartei, der Sozialistischen Volkspartei/

Sozialistischen Linkspartei und der Konservativen Partei wurde ebenfalls auf die

Notwendigkeit hingewiesen, das Schulwesen zu verbessern, insbesondere in den

ärmsten ländlichenGemeinden.Die SozialistischeVolkspartei sprach sich beson-

ders deutlich gegen eine zu starke Zentralisierung aus und forderte beispielswei-

se in ihrem Arbeitsprogramm von 1965, dass «die ersten Jahre der Kinderschule

[småskolen] so nahe amWohnort liegen sollten, dass der Transport mit dem Auto

vermiedenwird».Weder die Arbeiterpartei noch die Konservative Partei nahmen

ähnlich kategorische Formulierungen in ihre Programme auf, aber auch sie zeig-

ten Verständnis für die Bedürfnisse der Landbevölkerung. Für die Arbeiterpartei

waren die wichtigsten Ziele eine bessere Schulbildung für die Arbeiterklasse und

die Landjugend sowie verstärkte Investitionen in den ländlichenGemeinden, ins-

besondere auf der Ebene der Kinder- und Jugendschulen. Die Konservative Par-

tei konzentrierte sich in ihren Programmen von 1961 und 1965 auf den Ausbau der

Sekundarstufe II auf dem Land. Sie forderte, dass keine Gemeinde gezwungen

sein solle, ihr Gymnasium zu schließen. Ab den 1970er Jahren schlugen die Kon-

servative Partei und die Arbeiterpartei eine stärkere Dezentralisierung vor, doch

zu diesemZeitpunkt hatten die großenVeränderungen bereits stattgefunden. Im

Folgenden werden die Konflikte chronologisch analysiert.

Schon vor der Einführung der Jugendschule hatte es eine starke Zentralisie-

rung des Schulsystems gegeben, die auf den Gesetzen der 1930er Jahre beruhte.

Die Sozialdemokratie hatte sich seit langemzumZiel gesetzt,die Schulbedingun-

gen im ganzen Land anzugleichen. In den 1950er Jahren waren die Bedingungen

noch sehr unterschiedlich. Es gab getrennte Gesetze für Schulen auf dem Land

und in der Stadt.Die ländlichen Volksschulenwaren oft so klein, dass sie die Kin-

der nicht in verschiedene Altersgruppen einteilen konnten oder sie in weniger als

sieben Klassen zusammenfassenmussten.DasMindestmaß anUnterrichtsstun-

denwar geringer und die Lehrplänewaren unterschiedlich.Das Volksschulgesetz

von 1959 war das erste Schulgesetz, das für ländliche und städtische Schulen glei-

chermaßen galt. Alle Parteien unterstützten diese Zusammenführung der Geset-

ze und Standards.
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Die Meinungsverschiedenheiten im parlamentarischen Bildungsausschuss

deuten jedoch darauf hin, dass die Parteien der Mitte in einigen Details in

Opposition zur Arbeiterpartei und zur Konservativen Partei standen. Die drei

Abgeordneten Hordvik (Liberale Partei), Hovdhaugen (Zentrumspartei) und

Ommedal (Christdemokraten) schlugen eine Änderung des Gesetzesvorschlags

vor, wonach der Staat bis zu 50 Prozent der Kosten für neue Schulgebäude

finanzieren solle. Sie argumentierten, dass wirtschaftlich schwache ländliche

Gemeinden mehr staatliche Unterstützung bräuchten, da sie sonst abgehängt

würden. Die Repräsentanten der Arbeiterpartei und der Konservativen Partei

stimmten zu, dass die staatliche Unterstützung für schwache Gemeinden erhöht

werden müsse, hielten jedoch eine 50-prozentige staatliche Finanzierung von

Schulgebäuden für zu hoch, da das Gesetz bereits einen Paragraphen enthalte,

wonach die Provinzen 50 Prozent zu zahlen hätten. Damit wäre es möglich, dass

eine Gemeinde bis zu 100 Prozent der Kosten von Provinz und Staat finanziert

bekäme.Die Arbeiterpartei und die Konservative Partei vertraten die Auffassung,

dass dies «dem alten Grundsatz, dass die Gemeinden ihre Schulen selbst organi-

sieren sollen», entgegenstehe (Innst. O. II (1959), 14). Die Zentrumspartei sprach

sich auch dafür aus, die Finanzierung der Schulgebäude durch die Provinz von

50 auf 65 Prozent zu erhöhen, was die Mehrheit des Ausschusses, einschließlich

der Konservativen, ablehnte (Innst. O. II (1959), 14).

Die Parteien derMitte stimmten gegendasGesetz von 1959,weil sie eine über-

mäßige Zentralisierung, lange Schulwege und eine Zunahme von Internaten be-

fürchteten. Sie sprachen sich gegen Internate und Zentralisierung vor allem in

den ersten sechs Jahren der Volksschule aus und argumentierten, dass die Refor-

men auf der bestehenden Schulinfrastruktur aufbauen müssten, damit «elasti-

sche» Übergänge zur neunjährigen obligatorischen Einheitsschule möglich seien

(Innst. O. II (1959), 10f ).

In den 1960er Jahren schritt die Zentralisierung weiter fort. Bis 1963 besuch-

ten landesweit etwa 72 Prozent aller Kinder in den Volksschulen nach Jahrgängen

gegliederte Schulen. In den Städten lag dieser Anteil bei 96 Prozent. In den länd-

lichen Gemeinden war der Anteil von 41 Prozent im Jahr 1953 auf 63 Prozent im

Jahr 1963 gestiegen.Dennochbesuchten etwa22Prozent derKinder auf demLand

Schulen, die nur in vier oder fünf Jahrgänge eingeteilt waren,und etwa 15 Prozent

besuchten Schulen, die noch kleiner waren, in einemProzent der Fälle ohne jegli-

che Differenzierung nach Alter (Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 151).

Außerdem lebten 5076 Volksschüler in Internaten (Innstilling frå Folkeskolekomitéen

av 1963 (1965), 282). Das Volksschulkomitee prognostizierte in seinem Bericht von

1965,dassbessereStraßen,verbesserteTransportbedingungenunddasSchrump-

fender Landbevölkerung zu einer noch stärkerenZentralisierung führenwürden.

Erklärtes Ziel war es, die kleinsten Dorfschulen abzuschaffen, da diese als päda-
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gogisch minderwertig und zu teuer galten. Außerdem fehlte es an qualifizierten

Lehrkräften (Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 151f ).24

Der Zentralisierungsdruck war für die Jugendschule noch größer als für die

Volksschule. Der Grund dafür war, dass in der Volksschule nicht differenziert

wurde. Die frühen Lehrpläne der Jugendschule, die auf Kursen, Leistungsgrup-

pen und Wahlfächern basierten, implizierten, dass eine bestimmte Anzahl von

Kindern erforderlich war. Das Volksschulkomitee schlug vor, dass eine Jugend-

schule mindestens drei Parallelklassen pro Jahrgangsstufe haben solle (Innstilling

frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 155). In einigen städtischen Gebieten führte die

Begeisterung für Differenzierung zu extrem großen Jugendschulen. In Bergen

gab es eine Jugendschulemit 14 Parallelklassen (Innstilling frå Folkeskolekomitéen av

1963 (1965), 279).

Für die Zentrumspartei war die Zentralisierung der Volksschule das größere

Problem.Wie der Zentrumspartei-Abgeordnete Bjarne Undheim es in der Schul-

debatte von 1963 ausdrückte:

«Es ist oft gesagt worden, dass die neunjährige Schule für die Dörfer von großem

Nutzen ist, da sie sie in Bezug auf die Schulbildung auf eine Stufe mit den Städten

stellt. Und daran ist viel Wahres. Die Jugendschulprüfung oder die Art von Realskole-

Prüfung, die alle Landjugendlichen jetzt in ihremHeimatdorf erhalten, anstatt wei-

ter weg fahren zu müssen, ist von größtemWert für die Dörfer […]. Aber der Vorteil

für die Dörfer liegt auf der Ebene der Jugendschule, nicht was die Kinderschule be-

trifft. Die Dörfer hatten bereits eine gleich gute oder bessere Kinderschule als die

Städte, und es gibt keinenGrund, ihnen diese zu nehmen.» (Forhandlinger i Stortinget,

21.Mai 1963, 3343)

Undheim argumentierte weiter, dass ländliche Volksschulen es geschafft hatten,

den Kindern genauso viel beizubringen, obwohl der Unterricht nur an drei Ta-

gen in der Woche stattgefunden habe. Die Gründe dafür seien, dass die Kinder

mehr Zeit mit Lernen verbrachten, dass sie zu Hause besser betreut und nicht so

«überbeschult» seien wie Stadtkinder. Er befürchtete auch, dass Landkinder den

Kontakt zur lokalenWirtschaft verlieren und zu «Stadtkindern» erzogenwürden,

die sich nicht für «die harte Arbeit auf den Bauernhöfen, die schwer zu bewirt-

schaften sind», interessierten und dazu nicht in der Lage seien (Forhandlinger i

Stortinget, 21. Mai 1963, 3343). Der Widerstand der Zentrumspartei gegen die Zen-

tralisierung ging hier einher mit einer Ablehnung der städtischen Lehrpläne und

kulturellen Standards, die als schädlich für die ländliche Lebensweise angesehen

24 Die Gesamtzahl der Lehrer im Verhältnis zur Zahl der Schüler war jedoch recht hoch: 1963/64

kamen 16.815 Volksschullehrer auf 419.441 Volksschulschüler (ca. 25 Schüler pro Lehrer) (SSB,

1966, 269, eigene Berechnung). In den Realschulen und Gymnasien lag die durchschnittliche

Zahl der Schüler pro Lehrer bei ca. 21. In der Fortsetzungsschule waren es etwa 17 (SSB, 1966,

269, eigene Berechnungen).
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wurden. In dieser Hinsicht war die Zentrumspartei konservativer als die Arbei-

terpartei, deren Politiker nicht nur die strukturellen, sondern auch die curricula-

ren Veränderungen, die sich aus der Angleichung der Vorschriften für Land- und

Stadtschulen ergaben, enthusiastisch unterstützten.Vermutlich hättennicht vie-

le Abgeordnete der Arbeiterpartei zugestimmt, dass die Schulen auf dem Land

«besser» seien als die städtischen Schulen. Dies war ein ungewöhnlicher Stand-

punkt, denn trotz einiger Vorbehalte seitens der Parteien der Mitte bestand ein

Konsens darüber, dass ein gewisses Maß an Zentralisierung notwendig sei, um

die ländlichen Schulen zu verbessern.

In einigenFällen führtederZentralisierungsdruckzuheftigenKonfliktenzwi-

schen den Schulräten der einzelnen Schule, der Gemeinden und der Provinzen,

den Schuldirektoren, demMinisterium und der örtlichen Bevölkerung. In einem

Fall, imBergdorfVats inMittelnorwegen,beschlossenElternundLehrer, einePri-

vatschule zu gründen, die die vierte bis sechste Klasse der Volksschule ersetzen

sollte. Diese Oberstufe der öffentlichen Volksschule war geschlossen und zentra-

lisiert worden, obwohl sich der Gemeindeschulrat mit knapper Mehrheit dage-

gen ausgesprochen hatte.Der Schuldirektor hatte die Entscheidung der Gemein-

de widerwillig akzeptiert, aber der Provinzschulrat hatte Einspruch erhoben und

sich andasMinisteriumgewandt.DerMinister derArbeiterpartei,Sivertsen,hat-

te 1961 entschieden,dass dieOberstufe der Volksschule in dem 12,8kmentfernten

Dorf Leveld zentralisiert werden solle. Dies war für die Eltern von Vats inakzep-

tabel, die wollten, dass ihre Kinder zu Fuß zur Schule gehen konnten, und die be-

fürchteten,dass nachdemVerschwindenderOberstufederVolksschule bald auch

die Unterstufe verschwände (Innstilling IV fra Privatskoleutvalget (1968), 24). Im Be-

richt der Privatschulkommission von 1968 heißt es, dieser Konflikt sei «in vielerlei

Hinsicht typisch für die Zentralisierungsdebatten im ganzen Land» (Innstilling IV

fra Privatskoleutvalget (1968), 32). Es war jedoch der einzige Fall, in dem die Dorf-

bevölkerung die Sache selbst in die Hand nahm, ein neues Schulgebäude baute

und einen Lehrer einstellte. Für die Verwaltung war die Schule ein «schwieriger

Fall, weil es unmöglich wäre, den großen landesweiten Plan für die Volksschu-

le zu verwirklichen, wenn alle Provinzvorschriften außer Kraft gesetzt würden»

(Innstilling IV fra Privatskoleutvalget (1968), 32).

Mit der Zeit ließ die Begeisterung für größere Schulen nach. Es hieß nun,

dass sehr große Schulen zu pädagogischen und administrativen Problemen führ-

ten und es schwierigmachten, «eine gute Schulatmosphäre» zu entwickeln (Innst.

O. XIV (1968–69), 10). Der pädagogische Trend der späten 1960er und 1970er Jahre

ging dahin, in der Jugendschule weniger zu differenzieren. Große Schulen wa-

ren daher nicht mehr so notwendig. In seinem Bericht über das Grundschulge-

setz von 1969 unterstützte der parlamentarische Bildungsausschuss einstimmig

denVorschlagdes christdemokratischenMinistersBondevik,dass Jugendschulen

maximal sechs Parallelklassen haben sollten. Jugendschulen mit nur zwei Paral-

lelklassenwurden erlaubt, sollten aber in der Regelmit Kinderschulen verbunden
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sein. Im Falle sehr isolierter Gebiete, wie Inseln, wurden kleinere Jugendschu-

len auf der Grundlage von Ausnahmen erlaubt (Ot. PrNr. 59 (1966–67), 38f, Innst.

O. XIV (1968–69), 10). Für Jakob Aano (1991, 124) war dies ein weiteres Beispiel für

Bondeviks Fähigkeit,Druck standzuhalten, in diesemFall von Schulpolitikern auf

dem Land, die enttäuscht waren, dass ein Minimum von zwei Parallelklassen die

Norm blieb, und die von der bürgerlichen Regierung erwartet hatten, dass sie in

ihrer Korrektur der Zentralisierungspolitik der Arbeiterpartei weiter gehen wür-

de. Diese Interpretation wird durch eine Bemerkung des Abgeordneten der Zen-

trumspartei, EinarHovdhaugen, in der Parlamentsdebatte über das Grundschul-

gesetz von 1969 gestützt:

«ZuRecht oder zuUnrecht ist oft behauptetworden, dass dieGemeinden von der Re-

gierung unter Druck gesetzt wurden, denWeg der Zentralisierung weiter zu gehen,

als sie es oft wollten.Dies hat oft zu Antipathie und Konflikten […] geführt. Das neue

Schulgesetz soll den Gemeindenmehr Freiraum geben. Ichmöchte dasMinisterium

aber bitten, eine liberale Haltung einzunehmen, was Ausnahmen von den Anforde-

rungenandieGrößeder Jugendschulebetrifft,wenndiegeografischenundverkehrs-

technischen Gegebenheiten dies nahelegen.» (Forhandlinger i Stortinget, 21. April 1969,

275f )

Auch Liberale und Christdemokraten äußerten sich besorgt über die Ausnahme-

regelungen für Jugendschulenmit weniger als zwei Parallelklassen. Der Minister

versicherte ihnen, dass Ausnahmen großzügig gewährt würden und wies darauf

hin, dass die Zahl der kleinen Jugendschulen mit zwei oder weniger Parallelklas-

sen von62 im Jahr 1966–67 auf 107 imkommendenSchuljahr 1970–71 gestiegen sei

(Forhandlinger i Stortinget, 21. April 1969, 369). Der Arbeiterparteipolitiker Per Kars-

tensen äußerte sich dazu:

«Ich habemit Interesse die Informationen desMinisters über die heute zu beobach-

tende Tendenz zu kleineren Jugendschuleinheiten verfolgt. Das ist wohl eine Ten-

denz, die man nicht zuletzt auf der pädagogischen Ebene feststellen kann. Es wird

einfacher, kleinere Jugendschulen zu führen und zu ermöglichen.» (Forhandlinger i

Stortinget, 21. April 1969, 369)

Vermutlich bezog er sich dabei auf die Veränderung der Differenzierungsformen

in der Jugendschule. Zu diesem Zeitpunkt hatte die Arbeiterpartei begonnen,

pädagogische Differenzierung innerhalb der Klasse zu unterstützen und sah da-

her nicht mehr die Notwendigkeit, um jeden Preis auf größeren Schuleinheiten

zu bestehen.

Die Zentrumspartei schlug eine Änderung des Gesetzesvorschlags vor, wo-

nach Jugendschulen mit weniger als zwei Parallelklassen unabhängig von Kin-

derschulen bleiben könnten. Ihre Abgeordneten argumentierten, dass eine sol-

che Verbindung zwischenKinder- und Jugendschule zu übergroßen Schulen füh-
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ren und die kleinen Jugendschulen pädagogisch schwächen könne.Der Vorschlag

wurde von den anderen Parteien nicht kommentiert. Er erhielt 13 Stimmen, ver-

mutlich alle von der Zentrumspartei, undwurde abgelehnt (Forhandlinger i Stortin-

get, 21. April 1969, 368ff ).

Was schließlich die Zusammenlegung von Schulbezirken betrifft, so enthielt

das Gesetz von 1969 eine kleine Änderung. In Absatz drei wurde festgelegt, dass

die Bevölkerung des Schulbezirks nur dann über solche Änderungen abstimmen

dürfe, wenn der Gemeindevorstand oder der kommunale Schulrat dies beantra-

ge. In den früheren Gesetzen galten Sonderregelungen für ländliche Gemeinden,

die in jedem Fall über solche Fragen abstimmen durften. Die Abstimmungen wa-

ren nicht bindend. Ziel war es nun, gleiche Regeln für ländliche und städtische

Gemeinden zu schaffen,weshalb alle Parteienmit Ausnahme der Zentrumspartei

der Änderung zustimmten (Innst. O. XIV (1968–69), 11f ). Die Zentrumspartei war

damit nicht zufrieden und schlug vor, dass alle Schulbezirke in allen Fällen über

solche Fragen abstimmen dürfen sollten. Der Vorschlag erhielt 17 Stimmen, was

darauf hindeutet, dass neben den Abgeordneten der Zentrumspartei auch einige

anderedafür stimmten (Forhandlinger iStortinget,21.April 1969, 371).DieZentrums-

partei war jedoch eindeutig am stärksten von diesen Fragen bewegt.

Inden 1970er Jahrenwurde «Dezentralisierung»zueinemSchlagwort,das von

allen Parteien verwendet wurde. Im Namen der Demokratisierung und Dezen-

tralisierung wurde gefordert, dass die einzelne Schule, die Lehrer, Schüler und

Eltern mehr Einfluss erhalten sollten. Für die verschiedenen Parteien hatte der

Begriff «Dezentralisierung» nicht die gleiche Bedeutung. Der Konservative Lars

Roar Langslet (1977, 101) fasste seine Auffassung vonDezentralisierung so zusam-

men:

«Wir brauchen eine Schule, die besser mit der sie umgebenden Gesellschaft inter-

agiert. Keine Mammutschulen mehr! Sondern Schuleinheiten, die so klein sind, wie

wir sie handhaben können, und mit einer guten Verteilung [über das Land]. […] Wir

müssen der lokalenGesellschaftmehr Entscheidungsgewalt über die Schulen vorOrt

geben und die unnötige zentrale Verwaltung durch eine unaufhaltsame Flut vonVor-

schriften, Anweisungen und Bestimmungen seitens des Ministeriums und der Ex-

pertenräte beenden.Wenn andere Länder westlich des Eisernen Vorhangs es wagen,

Menschen außerhalb solcher Organe als erwachsene,mündigeWesen zu behandeln,

dannmüssen wir das auch wagen können.»

Wie in Kapitel 4 erörtert wurde, benutzten die Konservativen das Dezentralisie-

rungsargument, um für die Abschaffung des Versuchsrates und gegen die Ver-

ordnungen von 1979 zu argumentieren, die eine ständige Leistungsdifferenzie-

rung untersagten (Forhandlinger i Stortinget, 11. Mai 1979). Die Verordnungen von

1979 hatten jedoch keine großen Auswirkungen auf die ländlichen Schulen, was

wahrscheinlich der Grund dafür ist, dass die Zentrumspartei und die Christde-
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mokraten sie nicht mit der gleichen ideologischen Inbrunst ablehnten wie die

Konservativen.DieArbeiterpartei unddieLiberalePartei hingegenbetonten,dass

die Schulen vor Ort pädagogischen Einfluss erhalten sollten, nicht aber in Bezug

auf die Frage, ob es Leistungsgruppen geben solle.

Größtenteils akzeptierten die Zentrumspartei und die anderen Parteien der

Mitte die Jugendschulreform,nicht zuletzt,weil dieEinführungder Jugendschule

in vielen Fällen bedeutete, dass die Schüler auf dem Land zwei zusätzliche Schul-

jahre erhielten.Dies galt insbesondere für denNorden des Landes.Umesmit den

Worten des linken Schulreformers Kjell Horn zu sagen:

«In Finnmark, in den nördlichsten Bezirken, war die Schulversorgung miserabel.

Und als der Staat beschloss, mit so genannten Experimenten zu beginnen, […] mit

der neunjährigen Schulzeit, erhielten diese Bezirke die volle Finanzierung, um diese

fantastischen […] Schulpaläste zu bauen, [die] nicht von dieser Welt waren. Mit In-

ternaten und allemDrumundDran.Und ich habe in einem von ihnen gearbeitet. […]

Und es gab eine solche Begeisterung für die neunjährige Schule in Finnmark, weil …

[von einer Situation], in der es fast kein Schulangebot gab, alle jungen Leute nun

ein richtiges neunjähriges Schulangebot erhielten. Und das war ein fantastischer

kultureller Impuls.» (Zeitzeugeninterview)

Es sollte hinzugefügt werden, dass die Arbeiterpartei in den nördlichen Provin-

zen stark war. In vielen ländlichen Gebieten organisierte sie Kommunalpolitiker,

die die Einführung der Jugendschule unterstützten und Bündnissemit Politikern

der Zentrumspartei eingingen. Die Jugendschule wurde auf dem Land begrüßt,

weil sie mit der Einführung der neunjährigen Schulpflicht verbunden war. Auch

wenn es den Konservativen manchmal gelang, auf der Grundlage von Dezentra-

lisierungsforderungen Bündnisse mit den Parteien der Mitte zu schließen, trug

dasThema insgesamt nicht viel zum Zusammenhalt des bürgerlichen Lagers bei.

Die Konservativen wurden von den Parteien der Mitte als eine städtische Partei

wahrgenommen, die den Interessen des ländlichen Raums nicht wirklich Prio-

rität einräumte. Die Bemühungen der Arbeiterpartei, die Qualität der Bildung in

ländlichenGebietenzuverbessern,warenglaubwürdiger.DaherwardieserStadt-

Land-Konflikt kein Hindernis für die Verlängerung der gemeinsamen Schulzeit

aller Kinder. Im Gegenteil: Der Trend zu weniger organisatorischer Differenzie-

rung erleichterte die flächendeckende Einführung der Jugendschule.

Debatten um Landschulwesen und Zentralisierung in NRW

In NRW waren viele Bauern und christliche Laien in der CDU organisiert. Die

CDUwar stark in ländlichen Gebieten, wo kleine Volksschulen üblich waren, und

betonte den Wert kleiner Schulen. In den 1960er Jahren änderte und moderni-
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sierte sich die Position der Partei etwas, aber in ihren Wahlprogrammen für die

NRW-Wahlen 1975 und 1980 unterstützte sie weiterhin die Dezentralisierung. Im

Wahlprogramm der CDU für die Bundestagswahl 1980 heißt es:

«Schulen müssen in angemessener Ortsnähe erhalten bleiben. Auch die Kinder und

Jugendlichen in ländlichenRäumenhabenAnspruch auf einwohnungsnahes, vielfäl-

tiges Angebot an Bildungseinrichtungen.Wirwerden verhindern, daß der Rückgang

der Schülerzahl zu einer Schulschließungswelle führt und immer mehr Schüler zu

einer entfernten Zentralschule gefahren werdenmüssen.»

Die SPDwar stets gegen «Zwergschulen»,wie die Sozialdemokraten kleine Schu-

len nannten. Auch wenn die SPD ihre Hochburgen in den Städten hatte, begrün-

dete sie dies damit, die Lebensbedingungen auf dem Land verbessern zu wollen.

Die Sozialdemokraten glaubten nicht, dass die Qualität der kleinen Volksschulen

jemals mit der größerer Schulen mithalten könne. Aus diesem Grund schlug die

SPD in ihren Programmen Zentralisierung und den Einsatz von Schulbussen vor.

In den 1960er Jahren konzentrierte sich die Irritation der SPD auf die ungeteilten

oder wenig geteilten Konfessionsschulen.

Die FDP befürwortete ebenfalls die Zentralisierung der Schulen und die An-

gleichungderChancen vonStadt- und Landjugend. In den späten 1950er und frü-

hen 1960er Jahren kämpften die Liberalen gegen das konfessionelle und private

Schulwesen, auchweil diese Schulen zu kleinwaren.Während der CDU-FDP-Ko-

alition von 1962 bis 1966 unterstützten FDP-Abgeordnete einige der SPD-Anträ-

ge zur Einrichtung von Zentralschulen. Im Folgenden werden die Debatten um

dieungegliederten–undvielfachkonfessionellen–Volksschulen,dieEinführung

der Hauptschule in den 1960er Jahren und die Kooperative Schule in den 1970er

Jahren noch einmal aufgegriffen, diesmalmit Fokus auf die Frage der Zentralisie-

rung.

Es gab erstaunlich viele ungegliederte Volksschulen in NRW, sowohl im Ver-

gleich mit dem dünner besiedelten Norwegen als auch mit anderen Bundeslän-

dern. 1960 gab es 895 einklassige Schulen, 1050 zweiklassige Schulen, 779 drei-

klassige Schulen und 509 vierklassige Schulen, bei insgesamt 6365 Volksschulen

(Düding, 2008, 492). 1959 lag die durchschnittliche Schülerzahl proKlasse bei 39,2

und die durchschnittliche Volksschule hatte 5,7 Klassen, obwohl sie acht Jahrgän-

ge umfasste (Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen, 1960, 44, eigene Berech-

nungen). 1963 gab es noch rund 2000 ein- oder zweiklassige Volksschulen, wie

der SPD-Politiker und spätere Kultusminister Fritz Holthoff in mehreren Parla-

mentsdebatten beklagte (Landtag NRW, 10. April 1962, 3009; Landtag NRW, 14. Mai

1963, 535). Der CDU-Kultusminister Paul Mikat wies daraufhin, dass einklassige

Schulen nur von 1,8 Prozent aller Schüler besucht würden, während 40,4 Prozent

der Volksschüler Schulen mit mindestens acht Klassen besuchten. 82,7 Prozent
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der Schüler besuchten Schulenmit fünf odermehr Klassen (LandtagNRW, 14.Mai

1963, 545).

Im April 1962 debattierte der Landtag auf eine Anfrage der FDP hin über

den Lehrermangel an den Volksschulen (Landtag NRW, 10. April 1962). Auch wenn

die kleinen Schulen nicht das Hauptthema dieser Debatte waren, wurden sie

mehrfach erwähnt. Der SPD-Politiker Fritz Holthoff und der FDP-Politiker Ernst

Günther Herzberg argumentierten, der Lehrermangel sei unter anderem eine

Folge der großen Zahl von «Zwergschulen» (Landtag NRW, 10. April 1962, 3009,

3019). Diese Schulen bänden zu viele Lehrerressourcen und machten den Leh-

rerberuf für junge Menschen unattraktiv. Sie schlugen vor, die Volksschulen zu

zentralisieren, um die «mittelalterliche» Struktur des Systems zu überwinden

(Landtag NRW, 10. April 1962, 3020). Der CDU-Abgeordnete Albert Pürsten ver-

teidigte die kleinen Schulen und betonte ihren Wert für das Dorf. Er hielt es

für eine unerwünschte «Mechanisierung unseres pädagogischen Lebens», wenn

sechsjährige Kinder aus 15 verschiedenen Dörfern in eine zentrale Schule ge-

fahren würden (Landtag NRW, 10.04.1962, 3012). Der FDP-Abgeordnete Herzberg

entgegnete, die Schule sei nicht mehr der «geistige Mittelpunkt eines Dorfes»,

weil immer mehr Lehrer aus den Städten pendelten und sich weigerten, im Dorf

zu wohnen (Landtag NRW, 10.4.1962, 3019).

In ihrem Programm zur Landtagswahl 1962 schrieb die SPDNRWdie folgen-

den Sätze:

«An allen Bildungschancen muß das Landkind genauso beteiligt sein wie das Stadt-

kind.Mittelpunktschulen, die Kinder aus mehreren Dörfern in einer zentral gelege-

nenSchule vereinigen,müssen errichtet und somodern ausgestattetwerden,daß sie

in ihrer Leistung den Stadtschulen voll entsprechen.»

Die CDU gewann die NRW-Wahl 1962 und bildete eine Regierungmit der FDP. In

den folgenden Jahren setzte sich die SPD-Fraktionweiter für Zentralisierung ein.

Im Februar 1963 kam dasThema in einer Haushaltsdebatte auf (Landtag NRW, 12.

Februar 1963). Holthoff (SPD) schlug vor, die kleinen Volksschulen durch Zentral-

schulen zu ersetzen (LandtagNRW, 12. Februar 1963, 251).Darauf antwortete Albert

Pürsten (CDU):

«Die Zentralschule ist von Herrn Holthoff den wenig gegliederten und einklassigen

Schulen gegenübergestellt worden. […], ich meine, wir sollten diese Frage niemals

prinzipiell sehen […]; diese Fragen können nur aus örtlicher Sicht beurteilt und ent-

schieden werden […]. […], unterschätzen wir nicht die Bedeutung der Schule für das

Dorf […]. Wir sollten uns hierüber […] ohne Zorn und Eifer unterhalten, und zwar

nicht von den Extremen her, und wir sollten auch nicht prinzipielle Regelungen an-

streben, sondern versuchen,durch Aufklärung und durchHilfestellung zu einer Bes-

serung des Schulwesens auf dem Lande zu kommen. Ich warne aber davor, […] das

Heil allein in der Zentralschule zu sehen. Wenn wir die kleine Schule auf dem Land
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ebenso gut ausstatten wie die größere Schule, […] dann […] werden wir sehen, daß

es eine schöne und dankbare Aufgabe sein kann, das Leben eines Dorfes als Lehrer

mitzugestalten.» (Landtag NRW, 12. Februar 1963, 269).

Der FDP-Abgeordnete Herzberg entgegnete daraufhin, dass die Schule in frühe-

ren Zeiten, «als man sich noch mit der Postkutsche oder zu Pferde vorwärts be-

wegte», vielleicht das geistige Zentrum des Dorfes gewesen sei, heute aber nicht

mehr (Landtag NRW, 12. Februar 1963, 278). Der junge SPD-Abgeordnete Johannes

Rau argumentierte, das heutige Schulsystem sei der «erste[n] Hälfte des 19. Jahr-

hunderts» angepasst. Er beklagte, dass junge Lehrer Gefahr liefen, in winzigen

Schulen auf dem «finstere[n] Land» untergebracht zuwerden, ohne Kollegen und

ohne öffentliche Verkehrsmittel, um den Kontakt zu Familie und Freunden auf-

rechtzuerhalten. CDU-Abgeordnete reagiertenmit Geschrei auf seineWorte. Sie

schlugen vor, er solle denWählern imWahlkampf sagen, dass sie auf dem «finste-

ren Land» lebten, und argumentierten, dass die Zentralisierung zur Folge hätte,

dass alle Schüler pendelnmüssten und nicht nur ein Lehrer (LandtagNRW, 12. Fe-

bruar 1963, 285f ).

Kurze Zeit nach dieser Debatte stellte die SPD einen Antrag zur Einführung

von Mittelpunktschulen (Landtag NRW, 2. April 1963). Diese Schulen sollten die

Klassen fünf bis acht der Volksschule umfassen. Für diese Schulstufe, so der

Antrag, könne ein geordneter Schulbetrieb nur gewährleistet werden, wenn alle

Jahrgänge in getrennten Klassen unterrichtet würden. Der Begriff «geordneter

Schulbetrieb» bezog sich auf die Verfassung, in der die CDU 1950 dafür gesorgt

hatte, dass einklassige Schulen als solche definiert wurden. Alle Volksschulen,

die dies nicht erfüllen konnten, sollten auf vier Jahre verkürzt werden, damit die

Kinder ab der fünften Klasse eine Zentralschule besuchen konnten.Das Land sol-

le die Kosten für Schulbusse übernehmen. Der Antrag endete mit den folgenden

Bemerkungen:

«Bei der Durchführung der durch diesen Antrag angestrebten Neuorganisation

vornehmlich des ländlichen Schulwesens ist gegenüber den Schulträgern auf jeden

Zwang und Schematismus zu verzichten. Vie1mehr sind Aufgeschlossenheit und

Eigeninitiative von Gemeinden und der am Schulleben Beteiligten durch alsbal-

dige Planung und Verwirklichung einzelner beispielhafter Mittelpunktschulen zu

bewirken.» (Landtag NRW, 2. April 1963)

In der Parlamentsdebatte über den Antrag erwähnten Redner der CDUmehrfach

diesen Absatz, betonten, dass eine Zentralisierung in der Tat nicht durch Zwang

herbeigeführt werden könne und äußerten Zweifel, ob die SPD dies wirklich ver-

standen habe. Kultusminister Paul Mikat (CDU) antwortete vorsichtig. Er wolle

die Landschulen nicht «glorifizieren», sei sich aber ihrer «Verdienste» bewusst

(Landtag NRW, 14. Mai 1963, 546). Er befürwortete die Zusammenlegung von klei-
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nen Schulen, «wo es sinnvoll erscheint» (Landtag NRW, 14. Mai 1963, 548). Ande-

rerseits war es für ihn eine «offene Frage», ob die Aufteilung der Schulen in Jahr-

gangsklassen immer zu besseren Leistungen führe (Landtag NRW, 14.5.1963, 547).

Bustransporte seien unerwünscht und «Schrumpfschulen», die nur die Klassen

eins bis vier umfassten, reichten nicht aus, um die «Eigenständigkeit der ländli-

chen Schule» zu erhalten (Landtag NRW, 14. Mai 1963, 549). Er schlug vor, nur die

Klassen acht und neun – nach Einführung des neunten Schuljahres – zu zentra-

lisieren. Mikat forderte, dass das Problem an verschiedenen Orten unterschied-

lich gelöst werdenmüsse. «Andersartigkeit, aber Gleichberechtigung undGleich-

wertigkeit» kennzeichneten für ihn «das Verhältnis von Stadt und Land» (Landtag

NRW, 14. Mai 1963, 546). Die Betonung von «Andersartigkeit, aber Gleichberech-

tigung» bringt eines der Hauptargumente der CDU nicht nur in dieser, sondern

auch in anderen schulpolitischen Debatten auf den Punkt.

Andere CDU-Abgeordnete, Peter Giesen und Anton Volmert, sprachen sich

leidenschaftlicher für die kleinen Dorfschulen aus als Mikat. Giesen warnte da-

vor, die älteren Schüler aus der Schule zu nehmen und die Schule damit zu «köp-

fen» und betonte den pädagogischen Vorteil, der darin bestünde, dass der Lehrer

«Nachbar der Eltern» sei (LandtagNRW, 14.Mai 1963, 570). Volmert, der die ländli-

che GemeindeWarburg vertrat, erläuterte, dass die Einführung vonMittelpunkt-

schulen für die Klassen fünf bis acht eine Zunahme der einklassigen Schulen in

seiner Gemeinde bedeuten würde. Der Grund: Eine zweiklassige Schule, die ihre

ältesten Schüler verliere,würde dann zu einer einklassigen Schule für die Klassen

eins bis vier reduziert. Er war über den Antrag entsetzt:

«Eines aber weiß ich – ich bin aus einem kleinen Dorf -: Wenn ein solches Dorf die

Schule verliert, verliert es damit ein Zentrum kultureller Bildung. Der Widerstand

sehr vieler Leute draußen klammert sich […] an die folgendeÜberlegung: Unser Dorf

ist für überhaupt nichtsmehr, auch nichtmehr für eine Industrieansiedlung, attrak-

tiv, wenn wir nicht einmal mehr eine Schule haben.» (LandtagNRW, 14.Mai 1963, 574)

Die SPD-Redner begründeten den Antragmit den ungleichen Bildungsergebnis-

sen in Städten und Dörfern und betonten, dass es ihr Ziel sei, die Talente der

Landbevölkerung zu fördern.Holthoff (SPD) verwies auf die USA, Schweden und

Norwegen,woeineZentralisierungdesSchulwesens stattfinde.EinklassigeSchu-

len seien ein «Anachronismus» im 20. Jahrhundert (Landtag NRW, 14. Mai 1963,

532f ). Die FDP-Abgeordneten Herzberg und Luchtenberg zeigten Sympathie für

den SPD-Antrag und lehnten das Plädoyer der CDU-Redner für die kleinen Dorf-

schulen ab, obwohl sie zu diesem Zeitpunkt mit der CDU koalierten.

Im Januar 1965 versuchtedieSPDerneut, eineReformderVolksschule zu initi-

ieren. Diesmal schlugen die Sozialdemokraten vor, alle Volksschulen – nicht nur

die auf dem Land – in eine vierjährige Grundschule und eine fünfjährige Haupt-

schule aufzuspalten. Die Grundschule könne in Ausnahmefällen ungeteilt sein,
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die Hauptschule solle aber immer aus mindestens fünf getrennten Klassen be-

stehen.Die SPD schlug eine Änderung des Schulgesetzes und der Verfassung vor,

so dass nur noch getrennte Klassen für alle Jahrgänge in der Hauptschule als «ge-

ordneterSchulbetrieb»gelten sollten (LandtagNRW, 12. Januar 1965a;LandtagNRW,

12. Januar 1965b).

Wenig später brachte CDU-Kultusminister Mikat ein neues Schulpflichtge-

setz ein, das die Schulpflicht auf neun Jahre verlängerte und eineUnterscheidung

zwischen Grund- und Hauptschule einführte, allerdings ohne eine echte admi-

nistrative Trennung (Landtag NRW, 28. Januar 1965). Die Gesetzesnovelle und die

SPD-Anträge wurden in drei Landtagsdebatten diskutiert (Landtag NRW, 23. Fe-

bruar 1965; LandtagNRW, 10.Mai 1966; LandtagNRW,25.Mai 1966).Mikat sprach sich

nun deutlicher als 1963 für Zentralisierung aus. Er erklärte, dass die Schüler der

fünften und sechsten Klasse auf keinen Fall in derselben Klasse wie die Schüler

der Grundschule unterrichtet werden könnten und erklärte, dass diejenigen, die

diese Ansicht nicht teilten, nicht behaupten könnten, eine höhere Zahl von Abi-

turienten auf dem Land anzustreben (Landtag NRW, 23. Februar 1965, 1831). Am 23.

Februar 1966 –genau ein Jahr nach der erstenDebatte über die SPD-Anträge –er-

ließMikat einenErlass zur Einführung vonMittelpunktschulen (LandtagNRW,23.

Februar 1966). Er legte fest, dass die Jahrgangsstufen sieben bis neun zentralisiert

werden sollten, so dass zwei Klassen pro Jahrgangsstufe die Regel werden soll-

ten. In ländlichenBezirken sei eineKlasse für jede Jahrgangsstufe akzeptabel.Die

Jahrgangsstufen fünf und sechs sollten inmindestens einerKlasse pro Jahrgangs-

stufe unterrichtetwerden. InAusnahmefällen könntendieKlassen fünf und sechs

in einer Klasse unterrichtet werden, aber auf keinen Fall mit den Klassen eins bis

vier.Die ersten vier Jahrgänge der Grundschule sollten in getrennten Klassen un-

terrichtetwerden, eswar jedoch zulässig,maximal zwei Jahrgänge in einerKlasse

zusammenzufassen. Darüber hinaus könnten Mittelpunktschulen entweder alle

neun Klassenstufen umfassen, so dass kleine Schulen vollständig aufgelöst wür-

den, oder nur die Klassenstufen sieben bis neun oder die Klassenstufen fünf bis

neun.Diese Entscheidungen sollten von Fall zu Fall getroffen werden. Diese neu-

en Regelungen waren deutlich strenger als die bisherigen und bedeuteten für die

Landkreise in NRW einen großen Umbruch.

Es war jedoch ein offenes Geheimnis, dass Mikat in diesen – und anderen –

schulpolitischen Fragen in Opposition zu vielen seiner Parteikollegen stand. In

den Parlamentsdebatten wurde diese Tatsache von den SPD-Rednern kommen-

tiert, aber Mikat wies solche Kommentare leichtfertig zurück. Er habe seine per-

sönliche Meinung nicht aufgegeben, als er Minister wurde, erklärte er:

«Die Schwierigkeiten, die ich […] mit meiner Fraktion hatte und auch vielleicht noch

habe, sind fürmich nicht erfreulich, aber sie sind fürmich Zeichen einer lebendigen

Auseinandersetzung, die in dieser meiner Partei möglich ist und stattfindet; denn

selbst, wenn der Herr Kultusminister einmal eine Tür so ins Schloss wirft, dass man
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es auch bei Ihrer Fraktion hört, dann wissen Sie: Da geht es lebendig zu! Da werden

sie […] einemneuenFortschritt auf der Spur sein! SomüssenSie das sehen! (Heiterkeit

und Beifall bei den Regierungsparteien)» (Landtag NRW, 10.05.1966, 2785)

Vermutlichwaren die SchwierigkeitenMikatsmit seiner Fraktion der Grund,wa-

rum er sich weigerte, die Verfassung zu ändern und die Volksschule in eine sepa-

rate Grundschule und eine Hauptschule aufzuteilen. Er argumentierte, dass eine

Verfassungsänderung «ultima ratio» sein solle und dass die notwendige Zentrali-

sierung auchohne sie erreichtwerdenkönne (LandtagNRW,23.Februar 1965, 1827).

Außerdemvertrat erdieAuffassung,dassdieHauptschulediePflichtschule für al-

le Kinder bleiben solle, die nicht die Realschule oder das Gymnasium besuchten,

und dass es der Hauptschule nicht helfen würde, als neue weiterführende Schule

zu gelten (Landtag NRW, 10. Mai 1966, 2776f ). Einige seiner Parteifreunde wurden

emotionaler und erklärten, die SPD strebe die «Zerschlagung» der Volksschule an

(Landtag NRW, 23. Februar 1965, 1838).

DaraufhinwiesenSPD-Rednerdaraufhin,dassdie verfassungsmäßigeZulas-

sung einklassiger Volksschulen ein echtesHindernis darstelle. EinigeGemeinden

errichteten weiterhin ein- oder zweiklassige Schulen, weil die Verfassung diese

Praxis sanktioniere.EineÄnderungderVerfassung sei notwendig.Auchdie Tren-

nung der Volksschule in eine Grund- und eine Hauptschule war für die Sozialde-

mokratiemehr als Rhetorik.Die AnerkennungderHauptschule alsweiterführen-

de Schule sollte ein Zeichen des Respekts und eine Aufwertung dieser Schulform

sein.Die FDP-Redner stellten sich diesmal nicht so deutlich auf die Seite der SPD,

sondern unterstützten Mikats Argument, dass eine Verfassungsänderung nicht

notwendig sei und Grund- und Hauptschule eine Einheit bleiben sollten (Land-

tagNRW, 23.2.1965, 1840). Vermutlich wussten sowohlMikat als auch die FDP-Ab-

geordneten, dass eine entsprechende Verfassungsänderung in der CDU-Fraktion

keine Mehrheit gefunden hätte (Düding, 2008, 494).

Mikat trieb auch den Ausbau von Realschulen und Gymnasien im ländlichen

Raum voran. Sein Ziel war es, die Anzahl der Gymnasien und Realschulen vor

allem dort zu erhöhen, wo die Schulbesuchsquote für diese Schulformen unter

dem Landesdurchschnitt lag (Kultusministerium NRW, 1965, 7). Sozialdemokra-

tenundLiberale sowie dieVertreter des ländlichenRaums inderCDUunterstütz-

ten dies.

Nach denNRW-Wahlen von 1966 bildete die SPD eine Regierungmit der FDP.

DerGenerationswechsel inderCDU-Fraktionmachte einenneuenAnlauf für eine

Verfassungsänderung wahrscheinlicher. Der Kompromiss von 1967/68 zwischen

SPD,FDPundCDUsahnicht nur dieAbschaffungder konfessionellenTreffung in

der Hauptschule vor, sondern auch, dass die Hauptschule in allen Jahrgangsstu-

fen zweizügig sein sollte und als eigenständige weiterführende Schulform galt.

Die Grundschule sollte aus mindestens vier Klassen bestehen. In Ausnahmefäl-

len wurden zweiklassige Grundschulen und fünfklassige Hauptschulen zugelas-
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sen (Landtag NRW, 20.06.1967b; Landtag NRW, 21.02.1968b). Die Verfassung wurde

geändert und enthielt nicht länger den Satz, der einklassige Volksschulen als «ge-

ordneten Schulbetrieb» gutgeheißen hatte (Landtag NRW, 20. Juni 1967a; Landtag

NRW, 21. Februar 1968a).Diese Änderung erhielt 172 von 200 Stimmen,was bedeu-

tet, dass 28 CDU-Abgeordnete dagegen stimmten oder sich enthielten (Landtag

NRW, 29. Februar 1968, 1106).

Die Zentralisierung des Schulwesens wurde nun recht zügig durchgeführt. In

den Jahren vor der Reformwar die Zahl der Volksschulen nur geringfügig zurück-

gegangen, von 6530 im Jahr 1964 auf 6255 im Jahr 1967 (Statistisches LandesamtNord-

rhein-Westfalen, 1968, 52). Im Jahr 1969 belief sich die Gesamtzahl der Grundschu-

len auf 3643 und die Gesamtzahl der Hauptschulen auf 1463. Die durchschnittli-

cheVolksschule hattenun 7,1KlassenunddiedurchschnittlicheHauptschule 12,3.

341 Volksschulen waren noch nicht in Grund- undHauptschulen aufgeteilt. Diese

hatten im Durchschnitt 5,8 Klassen pro Schule (Statistisches Landesamt Nord-

rhein-Westfalen, 1970, 48, eigene Berechnungen).Mit anderenWorten: Die Tren-

nung in Jahrgangsstufen war endgültig zur Norm geworden. Diese Entwicklung

sorgte für einige Unruhe. Die CDU wurde von ihrer politischen Basis kritisiert.

Sie initiierte eine Landtagsdebatte über die Umsetzung der neuen Schulgeset-

ze, in der sich mehrere CDU-Abgeordnete über die rasche Zentralisierung be-

schwerten (Landtag NRW, 12. Juni 1968a; Landtag NRW, 12. Juni 1968b; Landtag NRW,

26. Juni 1968).DerCDU-AbgeordnetePeterGiesenbehauptete,dieRegierunghabe

ihr Versprechen, die Gesetze behutsam umzusetzen, nicht eingehalten (Landtag

NRW, 26. Juni 1968, 1388). Die Sprecher der SPD wiesen die Kritik zurück. Diese

Debatten waren jedoch eine eher unwichtige Fußnote im Gefolge der entschei-

dendenKämpfe; trotz der internenUnruhen,mit denendieCDUzukämpfenhat-

te, hielt der Kompromiss.

Während des Konflikts umdie Kooperative Schule in den 1970er Jahrenwurde

die Zentralisierung wieder ein Thema. So appellierte die FDP in ihren Program-

men an die Landbevölkerung, dass es mit der Kooperativen Schule leichter sei,

ein gutes Bildungsangebot auf demLand zu erhalten.ZudiesemZeitpunktwaren

die Schülerzahlen bereits rückläufig, was bedeutete, dass Schulen auf dem Land

geschlossen werden mussten, wenn keine anderen Lösungen gefunden wurden.

Auch die SPD plädierte für Kooperative Schulen als Kompromiss für den ländli-

chen Raum.

DieGegnerderKooperativenSchule hattendarauf keine einheitlicheAntwort.

Die einen leugneten, dass die demografische Entwicklung ein Problem sei, die

anderen argumentierten, dass die Kooperative Schule dieses Problem nicht lö-

se (Rösner, 1981, 168). Einige wenige CDU-Kommunalpolitiker in ländlichen Ge-

meinden, die befürchteten, dass ihre Realschule oder ihr Gymnasiumwegen sin-

kenderGeburtenzahlen schließenmüssten,unterstützten dieKooperative Schule

(Rösner, 1981, 139). Dabei handelte es sich um eine kleine Minderheit, deren Äu-

ßerungen kaum eine Rolle spielten. Die meisten Unterschriften erhielt die Peti-
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tion gegen die Kooperative Schule in typischen CDU-Gemeinden, also in länd-

lichen, katholisch geprägten Gebieten (Rösner, 1981, 226). Eines der wichtigsten

Argumente der Anhänger der Kooperativen Schule blieb damit weitgehend wir-

kungslos.

Alles in allem gelang es der CDU, die Interessen des ländlichen Raums einzu-

binden, indem sie Forderungen nach einer dezentralen Schulversorgung zumin-

dest ein gewisses Gehör verschaffte. FDP und SPD schafften es in diesen Debat-

ten nicht, Brücken zur Landbevölkerung zu bauen. Allerdings war der Zentrali-

sierungskonflikt nicht so dominant wie die Konflikte um die Konfessionsschule

und die Gesamtschule. Es gelang den Repräsentanten der ländlichen Gemeinden

auch nicht, die Politik der CDU vollständig zu bestimmen. Der CDU-Kultusmi-

nister Paul Mikat leitete die Zentralisierung der Volksschule ein. Die Spaltungsli-

nie zwischen Stadt und Landwurdemit anderenWorten durch den Staat-Kirche-

Konflikt und den Klassenkonflikt teilweise überlagert.

Der norwegische Sprachkampf

Der norwegische Sprachkampf hat seine Wurzeln in der langen Vorherrschaft

Dänemarks und später Schwedens und hat keine Entsprechung in Deutschland.

Der Sprachkampf war und ist vor allem ein Zentrum-Peripherie-Konflikt zwi-

schen städtischen Eliten, die den traditionellen Sprachstandard Bokmål (wörtlich

«Buchsprache») verwenden, der dem Dänischen ähnelt, und der peripheren

ländlichen und städtischen Bevölkerung, die Dialekte spricht. Mitte des 19. Jahr-

hunderts entwickelten der Bauernsohn und Sprachforscher Ivar Aasen und

andere einen neunorwegischen Sprachstandard (Nynorsk), der auf den Dialekten

und dem Altnorwegischen basiert.

Die beiden Sprachstandards sind gegenseitig verständlich, aber unterschei-

den sich in Wortschatz und Grammatik. Im Laufe der Zeit haben sich beide

Standards verändert. Sowohl unter den Anhängern des Nynorsk und des Bokmål

gab es interne Meinungsverschiedenheiten darüber, ob traditionelle Formen

oder Formen, die auf der heutigen Sprache basieren, verwendet werden sollten.

Uneinigkeit herrschte auch in der Frage, ob die beiden Standards aufeinander

zu entwickelt und möglicherweise zu einem gemeinsamen Standard (Samnorsk)

verschmolzen werden sollten oder ob ihre Eigenständigkeit gewahrt werden

sollte. In der Schulpolitik äußerte sich der Sprachkampf in Konflikten über den

in der Schule verwendeten Sprachstandard, über die Sprache der Schulbücher

und über die Frage, ob Kinder beide Standards lernen sollten (Vikør, 2002, 157).

Von den politischen Parteien sind die Liberalen traditionell die wichtigsten

Befürworter des Nynorsk. Die Sprachbewegung war eine von mehreren sozialen

Bewegungen, die sich 1884 zur Gründung der Liberalen Partei zusammenschlos-

sen. Die Idee einer rein norwegischen Sprache war ein verbindender Faktor für
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die liberaleBewegungundstand imZusammenhangmitderEntwicklungderNa-

tion. Seitdem ist die Partei eine Verfechterin desNynorsk, auchwenn es Strömun-

gengab,die entwederdas «reine»NynorskderDörferoder eineAnnäherungandas

städtisch gesprochene Norwegisch betonten (Almenningen, 2002a, 104). In ihren

ProgrammenderNachkriegsjahrzehnte forderte die Partei, dass alle Schulbücher

in beiden Sprachstandards zur gleichen Zeit und zum gleichen Preis veröffent-

licht werden sollten. Bis 1969 enthielten die politischen Programme der Liberalen

Partei einen Satz, in dem es hieß, dass das langfristige Ziel eine Verschmelzung

der beiden Standards zu Samnorsk sein solle. Im Programm von 1973 wurde diese

Position aufgegeben.

Die Zentrumspartei war ebenfalls eine Befürworterin desNynorsk und schlug

bis 1965 in ihren Programmen vor, die beiden Standards langfristig zu verschmel-

zen. Die Programme der Christdemokraten enthielten keine ebenso detaillierten

Forderungen, aber die Partei stimmte mit den beiden anderen Parteien der

Mitte darin überein, dass Schulbücher in beiden Sprachstandards veröffent-

licht werden müssten und dass Nynorsk in der Öffentlichkeit gestärkt werden

müsse. 1977 forderten die Christdemokraten und die Liberale Partei in ihren

Programmen, dass das Erlernen beider Standards für Schüler in Jugendschulen

und Oberstufen-Gymnasien weiterhin obligatorisch sein sollte. Auch die Sozia-

listische Volkspartei und ihre Nachfolgepartei, die Sozialistische Wahlallianz/

Sozialistische Linkspartei, befürworteten das Nynorsk. In ihrem Programm von

1973 forderten die Sozialisten, dass die beiden Standards in allen öffentlichen

Dokumenten gleichgestellt werden sollten.

Die Konservative Partei stand auf der anderen Seite des Konflikts. Von allen

Parteien organisierte sie die größte Zahl von Anhängern des Bokmål. Die meis-

ten von ihnen stammten aus der städtischen Oberschicht und hielten Bokmål für

die anspruchsvollste und feinste Form des Norwegischen. In ihren Programmen

der Nachkriegszeit griff die Konservative Partei das Nynorsk nicht offen an, son-

dern vertrat im Gegenteil die Ansicht, dass sich sowohl Nynorsk als auch Bokmål

«frei undnatürlichnebeneinander entwickeln» sollten. IneinigenderProgramme

wurde auch die Bedeutung von Schulbüchern aufNynorsk und die Unterstützung

der Entwicklung des Nynorsk erwähnt. Die wichtigsten sprachpolitischen Ziele

der Konservativen waren die Verhinderung der Verschmelzung der Standards als

Samnorsk und die Verteidigung der konservativsten Variante des Bokmål, des tra-

ditionellen Standardnorwegischen (Riksmål).

In den ersten Jahrzehnten ihres Bestehens hatte die Arbeiterpartei keine klare

HaltungzurSprachpolitik; auch inderNachkriegszeit enthielten ihreProgramme

nicht viel zu diesemThema.Die Sprache gehörte nicht zu denPrioritäten der Par-

tei. Die in den Städten lebenden Arbeiter, die städtische Dialekte sprachen, wur-

den in der Sprachpolitik zwischen der Landbevölkerung und den Oberschichten

der Städte eingeordnet (Almenningen, 2002a, 100). Ab den 1930er Jahren änder-

te sich jedoch die offizielle Linie der Arbeiterpartei. Die Arbeiterpartei übernahm
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nun allmählich die Rolle der Liberalen Partei als Partei der Nationenbildung, gab

dem aber einen sozialdemokratischen Anstrich. Dies spiegelte sich auch in der

sprachpolitischen Ideologie der Partei wider. Die neue Strategie der Arbeiterpar-

tei bestanddarin,dieEntwicklungdesSamnorsk zuunterstützen,welches sich auf

die tatsächlicheSprache stützen solle,die vonder arbeitendenBevölkerung inden

Städten und auf dem Land gesprochen wurde. Der Politiker Halvdan Koht spiel-

te bei der Entwicklung dieser Politik eine wichtige Rolle. Er vertrat die Ansicht,

dass Bauern und Arbeiter ein gemeinsames Interesse an der Sprachpolitik hätten

und die Oberschicht zwingen sollten, ihre Sprache zu respektieren. In Kohts Au-

gen müssten sowohl Nynorsk als auch Bokmål angepasst werden (Ramsdal, 1979,

17ff). Das Programm der Arbeiterpartei von 1953 enthielt noch die Entwicklung

des Samnorsk als politisches Ziel, aber 1957 strich die Sozialdemokratie diese For-

derung wieder aus ihrem Programm – viel früher als die Liberale Partei und die

Zentrumspartei.

Neben den Parteien waren die wichtigsten Akteure in diesem Konflikt die

Organisationen der Sprachbewegung, wie die 1906 gegründete Norwegische

Sprachvereinigung (NorgesMållag) und die 1907 gegründete Riksmål-Gesellschaft

(Gesellschaft zur Erhaltung des traditionellen Standardnorwegischen, Riksmåls-

forbundet).Die Riksmål-Gesellschaft war lange Zeit eine kleineOrganisation, aber

sie wuchs vor allem ab den 1950er Jahren und hatte 1963 etwa 45.000 Mitglieder

(Allmenningen, 2002b, 132). Obwohl die meisten Befürworter von Riksmål/Bok-

mål aus der städtischen Oberschicht oder der Mittelschicht stammten, waren

nicht alle von ihnen konservativ. Die Norwegische Sprachvereinigung zeichnete

sich ebenfalls durch eine Vielfalt politischer Standpunkte ihrer Mitglieder aus.

Nach dem Krieg war sie mit etwa 10.000 Mitgliedern eher schwach und wuchs

in den 1980er Jahren leicht an auf etwa 12.000-13.000 Mitglieder (Allmenningen,

2002b, 138; Vikør, 2002, 168). Während sich die Riksmål-Gesellschaft kontinuier-

lich gegen Samnorsk aussprach, war die Norwegische Sprachvereinigung durch

interne Konflikte in dieser Frage gekennzeichnet. Ab 1968 gab die Organisation

die Idee des Samnorsk auf, da sie befürchtete, dass eine Fusion in erster Linie

auf Bokmål basieren würde (Vikør, 2002, 167). Der 1959 gegründete Verein für

Sprachintegration (Landslaget for språklig samling) unterstützt bis heute die Idee

des Samnorsk.

DerWiderstandgegenSamnorsknahmmitderZeit zu. ImJahr 1951 organisier-

te die Riksmål-Gesellschaft eine Kampagne mit dem Namen Foreldreaksjonen mot

Samnorsk (Elternaktion gegen den gemeinsamen Standard). Während der Kam-

pagnewurden 400.000Unterschriften gesammelt gegen Samnorskund für Schul-

büchermit gemäßigten statt radikalenFormendesBokmål. Inden Jahren 1953und

1954 forderte die Kampagne die Eltern auf, die Sprache in den Schulbüchern zu

korrigieren. Diese Kampagne wurde von Konservativen unterstützt, die hofften,

die Arbeiterpartei zu schwächen. 1954 ließ das Bildungsministerium Parallelaus-

gaben von Schulbüchern mit radikalen und gemäßigten Formen zu. Dies führte
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dazu, dass Bücher mit radikalen Formen weniger verwendet wurden (Almennin-

gen, 2002b, 132ff).

1959 wurde im Parlament gegen die Stimmen der Konservativen Partei und

gegen den Widerstand der Riksmål-Gesellschaft ein neuer Sprachstandard für

Schulbücher verabschiedet. Einige Befürworter des Nynorsk waren ebenfalls un-

zufrieden, weil sie der Meinung waren, dass dasNynorsk zu stark und das Bokmål

zu wenig verändert worden war. Die Benutzer des Nynorsk akzeptierten jedoch

den Standard in der Praxis, während viele Benutzer des Bokmål, wie die konser-

vative Presse, große Verlage oder Geschäftsleute, die in den neuen Schulbüchern

angewandtenRegeln ignoriertenundweiterhin eine traditionellere FormdesBok-

mål schrieben (Almenningen, 2002b, 139ff).

Das Volksschulgesetz von 1959 legte fest, dass der lokale Schulrat die Befug-

nis hatte, zu entscheiden, welcher Sprachstandard in der Schule vorrangig ver-

wendet werden sollte. Eine Abstimmung musste stattfinden, wenn mehr als 25

Prozent der Wahlberechtigten im Schulbezirk oder eine Mehrheit des Schulrates

dies verlangten. Wahlberechtigt waren alle für die Kommunalwahlen registrier-

tenWähler undEltern vonKindern imschulpflichtigenAlter.WenneineMehrheit

vonmehr als 40Prozent derWahlberechtigten einenbestimmtenSprachstandard

wünschte, war dies verbindlich. 1964 wurde der Vogt-Ausschuss mit der Erörte-

rung der Sprachsituation im Lande beauftragt. Er schlug 1966 vor, dass die El-

tern der Schule einfach mitteilen sollten, welche Sprache sie für ihre Kinder bei

der Einschulung bevorzugten, und dass keine Wahlen mehr durchgeführt wer-

den sollten. Eine Minderheit des Ausschusses schlug vor, dass es weiterhin Ab-

stimmungen geben solle, aber nur die Eltern von Schulkindern unter 14 Jahren

stimmberechtigt sein sollten. Diese Minderheitenposition wurde von allen Par-

teienmit AusnahmederKonservativenPartei unterstützt und in dasGrundschul-

gesetz von 1969 aufgenommen.Eswurdebeschlossen,dassSchulbücher inbeiden

Sprachen zum gleichen Preis veröffentlicht werden mussten und dass alle Schü-

ler in den letzten beiden Jahren der Jugendschule in beiden Sprachenunterrichtet

werden sollten. Der Konflikt wurde durch neue Regeln für den Parallelunterricht

entschärft:WenndieElternvonmehrals zehnSchülernwünschten,dass ihreKin-

der in einer anderenSprachnormunterrichtetwurden,war derUnterricht in Par-

allelklassen erlaubt (Myhre, 1971, 141ff).

Die wichtigste Erkenntnis für diese Studie ist, dass die Konservative Partei

während des gesamten Untersuchungszeitraums in den Debatten über die Spra-

che allein dastand. Sowohl 1959 als auch 1969, als die Parteien der Mitte in einer

Koalition mit der Konservativen Partei waren, wurden die Paragrafen der Schul-

gesetze,die FragenderSprache regelten,mitUnterstützungderParteienderMit-

te undderArbeiterpartei verabschiedet, gegen alternativeVorschläge derKonser-

vativen (Innst. O. II. (1959), 17f; Innst. O. XIV (1968–69), 50ff ). Worum es bei diesen

Konflikten ging, ist aus den Berichten des parlamentarischen Bildungsausschus-

ses nur schwer zu entnehmen, da die Meinungsverschiedenheiten nicht sehr be-
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deutend zu sein scheinen. 1959 waren die Konservativen die einzige Partei, die

vorschlug, dass nur die Eltern der unter 14-Jährigen bei den Kommunalwahlen

über die Schulsprache abstimmen sollten. Bis 1969 wurde diese Position auch von

den anderen Parteien übernommen, mit Ausnahme einer Minderheit von Abge-

ordneten der Arbeiterpartei und der Liberalen Partei, die immer noch darauf be-

standen, dass alleWahlberechtigten bei Kommunal- und Parlamentswahlen über

die Schulsprache abstimmen dürfen sollten, da dies eine so «wichtige kulturel-

le Frage» sei (Innst. O. XIV (1968–69), 38). Die Konservativen wollten nun alle Ab-

stimmungen zur Schulsprache verbindlich machen. Der Hintergrund dafür war,

dass diemeisten Abstimmungen zugunsten vonBokmål ausfielen (Allmenningen,

2002b, 130ff). Die Parteien der Mitte und die Arbeiterpartei sorgten dafür, dass

weiterhin eine Mehrheit vonmindestens 40 Prozent derWahlberechtigten erfor-

derlich war, um den Schulrat an die Entscheidung derWähler zu binden.

UmdieseKonflikte zu verstehen,mussman sie genauer betrachten.Die Spra-

che war in Norwegen ein emotionales, heftig umstrittenesThema. Die sozialisti-

sche Politikerin Torild Skard beispielsweise erlebte den Zorn, den sie erregte, in-

dem sie eineMischung aus den beiden Standards sprach –was sie tat, weil sie als

Tochter eines Ehepaars, das die Sprachen vermischte, und Enkelin des «Samnorsk

Propheten» Halvdan Koht ihre frühen Jahre im Exil in den USA verbracht hatte:

«Jedes Mal, wenn ich ‹nase› oder ‹gras› oder etwas Ähnliches sagte, wurde ich in der

Schule ausgebuht. Aber ich wollte nicht nachgeben, weil ich nicht verstand, warum

‹gras› weniger akzeptabel war als ‹gress›. Ichwar alsomeine ganze Jugend über in die-

semKrieg.Und selbst in der Studentenvereinigung,wenn ich eine radikale Form be-

nutzte, saß die rechte Seite des Publikums da und buhte. Und [die Zeitung] Aften-

posten korrigierte zum Beispiel alle radikalen Formen in Artikeln. Das war also eine

harte, wirklich harte Zeit.» (Zeitzeugeninterview)

Auf die Frage, ob dieses Thema die Menschen mehr aufgeregt habe als die Frage

der Differenzierung in der Schule, antwortete Skard:

«Ja, ja, ja, […] Die Frage der Differenzierung, des Einsatzes […] verschiedener Grup-

pierungen, um zwischen den Schülern zu differenzieren, das war in gewisser Weise

eine pädagogisch-technische Frage, oder? […] Die Frage der Sprache hingegen betraf

alle, schließlich sprach jeder eine Sprache. Und Sprache ist stark mit Identität ver-

bunden. Also das war die Basis für all diese Emotionen.» (Zeitzeugeninterview)

Diese Einschätzung wurde unterstützt von anderen befragten Zeitzeugen. Viele

von ihnen gaben Beispiele dafür,wie umstritten dasThemawar.Kari Lie erwähn-

te, dass der norwegische Lehrerverband in der Regel versuchte, in der Sprachpo-

litik eine neutraleHaltung einzunehmen,und deshalb dafür sorgte, dass die Leit-

artikel seiner Zeitschrift abwechselnd inNynorsk undBokmål verfasst wurden. Sie
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erinnerte sich an einen nationalen Kongress des Verbandes, der mit einem Pro-

test derNynorsk-Befürworter gegendie Tatsache begann,dass derÜberweisungs-

träger für den Mitgliedsbeitrag nur in Bokmål verschickt worden war. Aus die-

semGrundweigerten sich einigeMitglieder, ihrenBeitrag zu zahlen.Einweiteres

Beispiel nannte der Linke Kjell Horn, der sich an eine Situation erinnerte, die er

während seiner Lehrtätigkeit imwestlichen Teil vonOslo erlebt hatte.Dortwurde

er einmal von einem seiner Schülerväter, einem Rechtsanwalt, mit Beschwerden

über seine Sprache konfrontiert. Es hieß, er spreche zu «radikal», was bedeutet,

dass er sichnicht andie konservativenFormendesBokmål/Riksmålhielt.Ermuss-

te alle Eltern zu einem Treffen einladen, bei dem er sich bemühte, so konservativ

wie möglich zu sprechen, um diese Kritik zu entkräften.

Zwei wichtige ehemalige Aktivisten der Sprachbewegung wurden ebenfalls

interviewt. Der eine war der konservative Politiker Lars Roar Langslet, der eine

Geschichte der Riksmål-Bewegung geschrieben hat (Langslet, 1999). Der andere

war der ehemalige Politiker der Liberalen Partei und spätere christdemokratische

Politiker Hans Olav Tungesvik, der sein ganzes Leben lang in der Nynorsk-Bewe-

gung aktiv war und von 1965 bis 1970 den Vorsitz der Norwegischen Sprachverei-

nigung innehatte. Beide lehnten die Idee des Samnorsk ab und betrachteten sich

in dieser Hinsicht als Verbündete, in anderer Hinsicht als Gegner. Im Folgenden

sollen zwei Zitate aus diesen Interviews veranschaulichen,was siemotivierte und

wie sie ihre Gegner sahen. Hans Olav Tungesvik erklärte seinen Einsatz für das

Nynorskwie folgt:

«[…]meinenatürlicheDialektbasis ist demNynorsknahe. […]Der andere [Grund]war,

dass mein Vater sich auch für die Sprache eingesetzt hat und mich ermutigt hat,

mich an dieser wichtigen Arbeit zu beteiligen.25 Und ich habe es […] immer als ei-

nen sehr wichtigen kulturellenWert angesehen, dass so viele Menschen wiemöglich

[…] auch schriftlich eine Sprache verwenden können, die für sie mündlich am natür-

lichsten ist.DieKohärenz zwischengeschriebener undgesprochener Sprache ist also

ein wichtiger Aspekt. Und nicht zuletzt ist der sehr reiche kulturelle Schatz, den wir

in der Nynorsk Sprache haben, mit all den Autoren und allgemein dem Beitrag des

Nynorsk zum norwegischen kulturellen Leben sehr wichtig […].

Interviewerin: […]Was, glauben Sie, hat die Leute von der Riksmål-Gesellschaft mo-

tiviert, dagegen zu kämpfen?

Nun, eswar in gewisserWeise etwasÄhnliches,mankönnte sagen,die feinerenKlas-

sen, wie wir sie nannten … in Oslo … die Gegend umOslo und besonders die östliche

Gegend und in gewisser Weise auch in Bergen … sie wollten […] eine Schriftsprache

haben, die so nah wiemöglich an ihrer natürlichen ‹talesprog› [gesprochene Sprache]

25 Der Vater von Hans Olav Tungesvik war 30 Jahre lang Bürgermeister des kleinen Dorfes Skå-

nevik in der Provinz Hordaland. 1914 zog er als Lehrer dorthin. Er war Mitglied der Liberalen

Partei und der Sprachbewegung, wie viele Lehrer in dieser Zeit.
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war,wie sie zu sagen pflegten,mit einem ‹g› am Ende statt ‹språk›. […] Und dannwa-

ren da noch die konservativsten Riksmål-Leute. Es gibt einen Unterschied zwischen

Bokmål und Riksmål. Riksmål ist ultrakonservativ. Fast halb dänisch. Sie wollten also

die sehr traditionelle, ältesteVariantedesBokmål/Riksmålweiterführen.UnddasZiel

der Riksmål-Gesellschaft war es, dieModernisierung und das,was sie als Zerstörung

ihrer ehemals stark konservativen Form des Sprechens empfanden, zu verhindern.

[…]

Interviewerin: Eswaren also die ‹feineren Schichten›,wie Sie es ausdrücken, die dar-

aufWert legten, die es für kultivierter hielten oder …?

Ganz genau. Das ist genau so gewesen, ja.» (Zeitzeugeninterview)

Lars Roar Langslet hingegen sah die Dinge auf dieseWeise:

«Interviewerin: Aber was hat Sie motiviert, für Riksmål zu kämpfen?

Ja, ganz einfach [die Tatsache], dass es die Hauptsprache hier im Lande ist. Etwa 90

Prozent verwenden sie zum Schreiben und große Teile unseres literarischen Erbes

sind mit dieser Tradition verbunden, die für mich unersetzlich ist. Es ist also meine

Sprache. Aber ich habe große Achtung vor dem Teil des norwegischen Erbes, der mit

[…] Nynorsk verbunden ist. Ich schreibe selbst regelmäßig in der Zeitung Dag og Tid

aufNynorsk, also versuche ich, beides zu verwenden, aber ich sehe auch, wie schwie-

rig das ist, denn wenn ich Nynorsk schreibe, muss ich […] mir lange über jeden Satz

den Kopf zerbrechen.

Interviewerin: Was glauben Sie, was die Nynorsk-Befürworter der Norwegischen

Sprachvereinigung antreibt? Warum ist dasThema für sie so wichtig?

DasGute,was siemotiviert, istwahrscheinlich,dass sie für einewichtigeTradition in

dernorwegischenKultur stehen […].Undsolange es eine recht großeGruppegibt,die

ihre Identität mit dem Nynorsk verbunden sieht, sollte das respektiert werden. Aber

ich denke, dass die Norwegische Sprachvereinigungmit ihren taktischenManövern,

die sie in den alten Tagen, als sie die Liberale Partei als Verbündeten hatte, durchge-

führt hat, ein bisschen zu durchtrieben ist. Sie nutzen ihre Macht so weit aus, wie

sie können. Um Reformen zu verhindern. Ich vertrete heute den Standpunkt, dass

die Sprachvereinigung zu den konservativsten Kräften in Norwegen gehört. An dem

sprachpolitischen Regime, das vor hundert Jahren eingeführt wurde, soll überhaupt

nichts geändert werden. Ultrakonservativ.» (Zeitzeugeninterview)

Faszinierend ist, dass beide Zeitzeugen, der eine ein Christdemokrat und der

andere ein Konservativer, die andere Seite des Konflikts als «ultrakonservativ»

bezeichnen.Offensichtlich spaltete dasThemadie politische Landschaft quer und

nicht in erster Linie nach links und rechts. Langslet stellte ausdrücklich fest, dass

es vor allem eine Opposition zwischen den Parteien der Mitte und der Konserva-

tiven Partei gegeben habe und dass die Arbeiterpartei in ihrer sprachpolitischen

Haltung weniger konsequent gewesen sei. Seiner Ansicht nach trug der Aktivis-
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mus der Riksmål-Gesellschaft in den 1950er Jahren zum Sinneswandel innerhalb

der Arbeiterpartei bei. Die Tatsache, dass auch Eltern, die der Arbeiterpartei

angehörten, an der «Korrektur» von Schulbüchern nach Riksmål-Standards mit-

wirkten, habe einige führende Sozialdemokraten erschreckt, meinte er. Er wies

darauf hin, dass die Entscheidung der Arbeiterpartei, 1964 das sprachpolitische

Vogt-Komitee einzurichten, Ausdruck ihrer Einsicht gewesen sei, dass sie «lang-

samer werden und sich neu positionieren müsse, da man sonst Gefahr laufe,

Wahlen zu verlieren» (Zeitzeugeninterview). Der Ausschuss, so hoffte man, würde

dieGemüter besänftigen.Als Parlamentsabgeordneter trug Langslet später gerne

zur «Abwicklung» der Samnorsk-Politik bei und meinte, man habe dabei «eine

gute Zusammenarbeit mit der Arbeiterpartei erreicht, die auch verstanden hat,

dass diese Politik jetzt umgedreht werden muss» (Zeitzeugeninterview). Es war

klar geworden, dass die Opposition gegen Samnorsk, vor allem in der Mittel- und

Oberschicht von Oslo und in der zweitgrößten Stadt Bergen, zu stark war, um

überwunden zu werden. Die Arbeiterpartei musste sicherstellen, die Brücken

zu den Nynorsk-Anhängern aufrechtzuerhalten, und die Sozialdemokratie un-

terstützte weiterhin eine Nynorsk-freundliche Politik. Dies war vermutlich nicht

allzu schwierig, da auch die Parteien der Mitte schließlich die Idee des Samnorsk

aufgaben.

Im Gegensatz zu Langslet war Hans Olav Tungesvik der Ansicht, dass die Ar-

beiterpartei in der Sprachpolitik ein recht stabiles Bündnis mit den Parteien der

Mitte und der Sozialistischen Volkspartei eingegangen war, während die Konser-

vative Partei und später die rechte Fortschrittspartei auf der anderen Seite stan-

den. Um diese Sichtweise zu verstehen, sollte man bedenken, dass es sich teil-

weise um eine Klassenfrage handelte, wie zum Beispiel Tungesviks Charakteri-

sierung seiner Gegner als «die feineren Klassen» zeigt. In Norwegen überlapp-

ten sich Zentrum-Peripherie-, Stadt-Land- und Klassengegensätze teilweise, da

die norwegische Machtelite, die sich aus den oberen Rängen des Staates und der

Wirtschaft zusammensetzte, in den Städten und insbesondere in Oslo ansässig

war. Die ländliche Peripherie wurde von einer städtischen Elite regiert. Aus die-

sem Grund war der Sozialist Kjell Horn der Meinung, dass der Sprachkampf in

erster Linie ein Ausdruck der «Verteidigung der Privilegien der Bourgeoisie» sei

(Zeitzeugeninterview). Mit seinenWorten:

«Teuflisch viel Macht liegt in der Sprache, nicht wahr? Die Sprache der dänischen

Beamtenschaft hatte seit jeher eine kolossal starke Hand über das Proletariat und

die Bauern. Der Sheriff und der Pfarrer und alle Gerichtsvollzieher und das gesam-

te Establishment sprachen Dänisch. Und nach einer Weile sprachen sie Bokmål, […]

Riksmål.Unddarin liegt enormeMacht. […] Ichdenke also,dass der Sprachkampf der

Bourgeoisie ihre Sprache wegnimmt, die ein Machtmittel ist; man nimmt ihnen ein

Machtmittel weg. Und das ist nicht … das war nicht populär, nein.» (Zeitzeugeninter-

view)
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Die Koalition der Parteien der Mitte und der Arbeiterpartei in der Sprachpolitik

bedeutete nicht, dass die Konservativen in dieser Frage schwachwaren.Der Kon-

servative Per Lønning behauptete sogar, dass seine Partei «den Sprachkampf ge-

wonnen» habe, da die Idee des Samnorsk beerdigt worden sei (Zeitzeugeninterview).

Dies war für viele Konservative ein großer Trost, da sie Samnorsk als die größte

Gefahr wahrgenommen hatten. Wie auch das obige Zitat von Lars Roar Langslet

zeigt, konnten sieNynorsk tolerierenund sogar bis zu einemgewissenGrad schät-

zen, solange es eineMinderheitensprache blieb,die hauptsächlich für literarische

Zwecke verwendetwurdeunddasRiksmålnicht bedrohte.Nichtsdestotrotz konn-

tendieBefürworter desNynorsk auch einige Siege verbuchen.Sie haben sicherlich

dazu beigetragen,dass die norwegischenDialekte heute ein höheres gesellschaft-

liches Ansehen genießen als die deutschenDialekte.Der Gedanke, dass Kinder in

der Schule Dialekt sprechen dürfen, ohne sich minderwertig fühlen zu müssen,

und dass ihre Schriftsprache ihrem Dialekt so nahe wie möglich kommen sollte,

gehört noch immer zum norwegischen «common sense» in der Schulpolitik. In

Deutschland ist dies nicht der Fall; das Schulsystem und die Medien, die Wirt-

schaft und der Staat werden vomHochdeutschen dominiert.

Insgesamt sollte der Sprachkampf in erster Linie als Ausdruck der Spaltungs-

linie zwischen Zentrum und Peripherie betrachtet werden, die die Konservative

Partei vondenParteienderMitte trennteunddadurchpotenzielleBündnisse zwi-

schen den bürgerlichen Parteien destabilisierte. Die Unterstützung der Arbeiter-

partei für die Samnorsk- und später die Nynorsk-Politik war nicht nur taktischer

Natur, sondern beruhte auf dem Verständnis, dass die Landbevölkerung als auch

die städtischen Unterschichten zur kulturellen Peripherie gehörten und gemein-

same Interessen im Kampf gegen die konservative kulturelle Hegemonie hatten.

Deutscher Antikommunismus in der Schulpolitik

Währendder Sprachkampf keineEntsprechung imdeutschen Fall hatte, hatte der

starke Einfluss des Antikommunismus auf die deutsche Schuldebatte keine Ent-

sprechung in Norwegen. In Norwegen gab es zwar auch Antikommunismus, er

spielte aber keine Rolle in der Schulpolitik. In Deutschland spaltete der Antikom-

munismus die Arbeiterbewegung und in geringeremMaße die Liberalen, unter-

grubdieLegitimitätderSchulreformerund trugzurPolarisierungundEmotiona-

lisierung des Diskurses bei. Antikommunistische Argumente gegen die Gesamt-

schule und generell gegen die Bildungspolitik der SPD, der Gewerkschaften und

teilweise der FDPprägten dieDebatten undmüssen als einwichtiger Erklärungs-

faktor für das Scheitern einer weitreichenderen Gesamtschulreform angesehen

werden. Bevor dies im Folgenden empirisch gezeigt wird, sind einige historische

und theoretische Anmerkungen notwendig.
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Antikommunismus und die kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie ge-

hen in Deutschland historisch weit zurück, beispielsweise auf die Kriminalisie-

rung der Sozialdemokratie durch das Sozialistengesetz im 19. Jahrhundert und

auf die SpaltungderArbeiterbewegungwährenddesErstenWeltkriegs und inder

Weimarer Republik. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Deutschland durch die

Teilung in Bundesrepublik (BRD) und Deutsche Demokratische Republik (DDR)

zu einem der Hauptschauplätze des Kalten Krieges. Die Kommunistische Partei

(KPD) wurde imWesten wiedergegründet, aber 1956 verboten. Im Jahr 1950 hatte

die CDU-Regierung unter Adenauer einen Beschluss gefasst, wonach Mitglieder

der KPD oder einer ihrer Unterorganisationen nicht Angestellte des Staates sein

durften (Beschluss der Bundesregierung vom 19. September 1950, zitiert in Koschnick,

1979, 83). Als Folge des Parteiverbots wurden schätzungsweise eine halbe Milli-

on Menschen verfolgt – viele von ihnen hatten bereits unter den Nationalsozia-

listen Verfolgung erlitten (Graf, 1976, 112). Im Jahr 1968 wurde eine neue Deut-

sche Kommunistische Partei (DKP) gegründet. Die DKP und ihre Jugendorgani-

sationen wie die Sozialistische Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) oder der Marxis-

tischeStudentenbundSpartakus (MSB) sympathisiertenmit der orthodoxenAus-

legung des Kommunismus der DDR und wurden von dieser finanziert. Verschie-

dene andere kommunistische Gruppen und Parteien mit maoistischer, leninisti-

scher oder trotzkistischer Ausrichtung wurden in der Zeit nach 1968 gegründet,

die «K-Gruppen».DieseGruppenwarenkleinerundstanden inOppositionzuden

orthodoxen Kommunisten der DKP. Bei Wahlen war die DKP erfolglos. Einfluss

erlangten kommunistische Gruppen in der Studierendenpolitik, in einigen Be-

triebsräten und Ortsverbänden der Gewerkschaften.

Auch wenn Kommunisten in Nachkriegsdeutschland wenig Einfluss hatten,

sahen viele den Kommunismus und insbesondere die Sowjetunion als «die Ge-

fahr unserer Zeit» an, wie die CDU in ihrer Düsseldorfer Erklärung von 1965 er-

klärte.AuchdasGodesberger Programmder SPDunddie Ideologie der SPD-Füh-

rung waren eindeutig antikommunistisch. Für die SPD war dies ein schwieriges

Thema, da antikommunistische Attacken sich auch gegen die SPD richteten und

keine Einigkeit darüber herrschte, wie darauf zu reagieren sei. Die SPD war ge-

spalten in eine gemäßigte oder rechte Strömung, der viele führende SPD-Poli-

tiker in NRW angehörten, und eine Strömung radikaler, linker und oft jüngerer

Reformer. Der Konflikt war in hohemMaße ein Generationenkonflikt, insbeson-

dere nach 1968. Als die SPD-FDP-Regierung unterWilly Brandt 1969 mit der Ost-

politik eine neue Außenpolitik einleitete, wurde die interne Spaltung problema-

tischer. Für das Führungspersonal der SPD brachte die Ostpolitik das Problem

mit sich, sich (noch) deutlicher vom Kommunismus distanzieren zumüssen, um

denVorwurf von rechts zu entkräften,die SPD ließe sich von links unterwandern.

Den jungen Reformern missfiel ein solcher Rechtsruck. Auch wenn sie keine Re-

volutionäre waren, so wollten sie doch die Gesellschaft durch Reformen radikal

verändern. Die Terrorakte von Gruppen wie der Roten Armee Fraktion (RAF) und
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die Berichte von ehemaligenKommunisten, die dieDDR verlassen hatten, trugen

zur antikommunistischen Hegemonie bei. Rund 2,4 Millionen Menschen waren

zwischen 1950 und 1961 aus der DDR in die Bundesrepublik übergesiedelt (Koch,

1986).VieleWestdeutschehattenVerwandte imOstenundwusstenumdie schwa-

chewirtschaftlicheEntwicklungderDDRunddieUnterdrückung internerKritik.

Die negativenErfahrungen derMenschenmit demkommunistischenRegime be-

einflussten das Klima inWestdeutschland entscheidend.

Hier ist nicht der Ort für eine detaillierte Analyse des Charakters und Aus-

maßes des Antikommunismus in Deutschland und der besonderen Rolle, die er

dort gespielt hat (für einen Überblick über verschiedene Beiträge siehe Schwan,

1999, 19ff, 35ff, siehe auch Hofmann, 1967; Graf, 1976). Anzumerken ist jedoch,

dass Autoren aus unterschiedlichen politischen Lagern zumindest darin überein-

stimmen, dass der Antikommunismus in der westdeutschen Nachkriegsgesell-

schaft eine wichtige Rolle als «integrative» Ideologie gespielt hat (Schwan, 1999,

17, 40f, 66f). Mitscherlich und Mitscherlich (2007 [1967]) argumentieren, dass die

deutsche Nachkriegsgesellschaft von Verleugnung der Niederlage gegen die So-

wjetunion und Verleugnung der IdentifikationDeutschlandsmit den nationalso-

zialistischen Verbrechen gegen die slawischen Völker geprägt war. Infolge dieser

Verleugnung bestanden Teile der antibolschewistischen Ideologie des National-

sozialismus,wonach die slawischenVölker kulturell und «rassisch»minderwertig

seien, unreflektiert fort und verschmolzenmit der antikommunistischen Ideolo-

gie des kapitalistischenWestens zur «offiziellen staatsbürgerlichenHaltung» des

«emotionalen Antikommunismus» (Mitscherlich/Mitscherlich, 2007 [1967], 42).

Inwieweit dieseDiagnose zutrifft, kannhier nichtweiter diskutiertwerden.Rich-

tig ist jedenfalls, dass der Antikommunismus ein emotionales Thema blieb, das

rationale Bewertungen von allem Kommunistischen, die eine rationale Kritik er-

laubt hätten, erschwerte (Hofmann, 1967). Der Antikommunismus diente oft da-

zu, die von linkenGegnern vorgeschlagene egalitäre Politik als «undemokratisch»

oder gar verräterisch zu diskreditieren, Ängste vor irrationalen Feindbildern zu

schüren und politischen Anpassungsdruck zu erzeugen (Schwan, 1999, 35ff; Graf,

1976). Politische Vorschläge wurden nicht nach ihrem tatsächlichen Inhalt oder

Wert beurteilt, sondern danach, inwieweit sie mit «kommunistischen Zielen» in

Verbindung gebracht oder ihren Urhebern «Ostkontakte» nachgewiesen werden

konnten (Graf, 1976, 104). Der Antikommunismus stellte somit eine Herausfor-

derung für die innere Einheit der deutschen Linken, einschließlich der SPD, dar

und schmälerte ihren Einfluss und ihre Aussichten, weitreichende Reformen zu

erreichen.

In den Programmen der CDU lässt sich der Zusammenhang zwischen Anti-

kommunismus und Schulpolitik vor allem in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre

nachzeichnen, als die Debatte um die Gesamtschule in vollem Gange war. In ih-

remWahlprogramm für die Bundestagswahl 1976 versicherten die CDU und ihre

Schwesterpartei CSU denWählern, sie seien
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«gegen ein sozialistisch geprägtesDeutschland in einemvonVolksfrontenbedrohten

Europa; […] gegen eine von Funktionären und Bürokraten gesteuerte Gesellschaft;

gegen die Verharmlosung von Verfassungsfeinden, von politischem Radikalismus,

TerrorundGewalt; für eineSchul- undBildungspolitik,dieder jungenGeneration ih-

re Zukunftschancen sichert; gegen gefährlicheExperimente und sozialistische Schu-

lung auf Kosten unserer Kinder, ihrer Eltern und unser aller Zukunft».

Weiter heißt es in demProgramm: «Die Schul- undBildungspolitik der SPD/FDP

ist gescheitert. Die Koalition hat Schulen und Hochschulen als ideologisches Ex-

perimentierfeld mißbraucht.» Das kulturpolitische Programmder CDU aus dem

gleichen Jahr kam zu dem Schluss:

«Seit 1969 war die Bildungspolitik von SPD und FDP dazu ausersehen, in Bund und

LändernHilfsdienste zurVeränderungderGesellschaft zu leisten. […]Bildungsinhal-

te […] dürfen nicht Instrumente der Gesellschaftsveränderung sein. […] Die Institutionen

des Bildungswesens sind gegen ideologischenMißbrauch zu schützen.»

Das Programm der CDU/CSU zur Bundestagswahl 1980 warnte, dass durch die

Ostpolitik der sozialliberalen Regierung der «drohende Schatten der Sowjetuni-

on über Europa langer und dunkler» werde und die «schreckliche Alternative Ka-

pitulation oder Krieg» immer wahrscheinlicher werde. Das Programm betonte

auch, dass «Staatsfeinde im Staatsdienst nichts zu suchen» hätten. Zur Schulpo-

litik heißt es im CDU-Programm von 1980:

«SPD und FDP habenmit ihrer Schulpolitik rücksichtslos herumexperimentiert und

dadurch Eltern und Schüler unzumutbar belastet. Sozialistischen Systemveränderer

versuchen, Klassenkampf imKlassenzimmer einzuüben. Schulen sollen für sie nicht

länger Stätten der Bildung und Erziehung sein, sondern Gelegenheiten, die Schüler

‹konflikttheoretisch› aufzuladen, sie dem Elternhaus zu entfremden, ihnen […] ein

einseitiges politischesWeltbild aufzudrängen.»

Der Hinweis auf «Klassenkampf im Klassenzimmer» enthielt insofern ein Körn-

chen Wahrheit, als einige der radikaleren Schulreformer tatsächlich über die

Machtstrukturen der Gesellschaft aufklären und Kinder zum Handeln mo-

tivieren wollten. So erinnerte sich Anne Ratzki, ehemalige Direktorin einer

Gesamtschule, daran, dass ein linker Lehrer an einer anderen Schule eine Unter-

richtsstunde zumThema Arbeit entwickelt hatte, die mit einer von den Schülern

organisierten Demonstration gegen den örtlichen Arbeitgeber endete. Diese Un-

terrichtsstunde war vom sozialdemokratischen Ministerium verboten worden.

Die CDU nutzte die Tatsache, dass einige der Gesamtschulprotagonisten weit

links positioniert waren, um selbst die bescheidensten Bildungsreformen der

sozialliberalen Koalition als gefährliche, antikapitalistische Politik darzustellen.
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In den Zeitzeugeninterviewswurde die Bedeutung der antikommunistischen

Ideologie deutlich. Alle befragten deutschen Zeitzeugen, die die Gesamtschule

befürworteten,waren sich einig,dass sie auf keinenFall denBegriff Einheitsschu-

le – ähnlich dem norwegischen Begriff enhetsskole – als Bezeichnung für die Ge-

samtschule verwenden konnten, obwohl dies in den 1920er Jahren üblichwar.Der

Grund dafür war, dass die Einheitsschule nunmit der DDR assoziiert wurde und

der Begriff «sozialistische Einheitsschule» ausschließlich als «Kampfmittel» ver-

wendet wurde, wie CDU-Politiker Wilhelm Lenz im Interview erklärte. So argu-

mentierte der Oppositionsführer der CDU im NRW-Landtag, Heinrich Köppler,

in einer Parlamentsdebatte mit folgendenWorten gegen die Kooperative Schule:

«Ich weiß, dass Sie dasmit der sozialistischen Einheitsschule nicht gern hören. Aber

[…] das Ziel, Integrierte Gesamtschulen als Regelschulen für alle einzuführen, ist […]

ein sozialistisches Ziel (Zurufe von der SPD). Das haben Sie auf Ihrem Parteitag be-

schlossen. (Schlottmann (CDU): ‹Auch der Kultusminister hier in diesem Haus!›) Und eine

Schule, die anderen Schulformen die Existenzberechtigung nehmenwill, das ist eine

Einheitsschule. (‹Sehr richtig!› Beifall bei der CDU) Und beides zusammen, […] ist diese

sozialistische Einheitsschule, zu der Sie mit dieser Kooperativen Schule einen ent-

scheidenden Schritt tun wollen.» (Landtag NRW, 29. Juni 1977, 2893)

Uwe Franke, aktiv im VBE und Mitglied des Arbeitnehmerflügels der CDU,

war der Meinung, dass diese «Drohung der sozialistischen Einheitsschule» das

einflussreichste Argument gegen die Integrierte Gesamtschule gewesen sei. Es

machte Angst und verhinderte die Zusammenarbeit zwischen gemäßigten und

radikalen Schulreformern.AnneRatzki,Mitglied der SPDund derGEW, stimmte

zu:

«Die eine Seite war die Leistungsdiskussion, die zweite Seite war sozialistische Ein-

heitsschule. Ihre Kinder werden zu Klassenkämpfern erzogen. Rechte und linke Ex-

tremistenunterrichten IhreKinder,wollenSie das?Mit solchenBegleittönenwurden

wir da in ’75 begeistert. […]

Interviewerin: […] würden Sie sagen, dass der Vergleich mit der DDR eine wichtige

Rolle gespielt hat in der ganzen Diskussion?

B: Ja. Ja. Ja.AmAnfang.Alsowie sagtendie?Alsodie Flugblätter […],dahieß es immer

wieder, man wolle die DDR-Einheitsschule einführen. Die Lehrer seien Kommunis-

ten. Also das spielte eine große Rolle, diese Angstmache vor der DDR wurde dann

auf die Gesamtschulen übertragen. Die meisten Leute hatten ja keine Ahnung, was

in der DDR lief und nahmen nur wahr, was halt so in der Zeitung stand oder was

die Politiker sagten.Da,wo sie die Gesamtschulen vor Ort kannten, verfing das nicht

mehr, aber da, wo Gesamtschulen neu eingeführt wurden, ohne dass man sich ein

Bild machen konnte, da hat das natürlich schon einen Schaden angerichtet.» (Zeit-

zeugeninterview)
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Abbildung 5.1 unten ist eine Kopie eines CDU-Pamphlets von 1974 gegen die so-

zialliberale Schulpolitik, das Anne Ratzki aufbewahrt und freundlicherweise zur

Verfügung gestellt hat. Möglicherweise stammt das Pamphlet nicht aus NRW,

sondern ausHessen, aber auf jeden Fall verdeutlicht es den antikommunistischen

Charakter der Argumentation der Gesamtschulgegner.Der Ton der Pamphlets ist

charakteristisch für die Emotionalität und Polarisierung der bildungspolitischen

Debatten in Deutschland. Wie der ehemalige FDP-Politiker Jürgen Hinrichs im

Interview feststellte, waren «zu viele Emotionen im Spiel, weniger Argumenta-

tionen». Hinrichs beschrieb mehrere Situationen, in denen er sich mit einem

Publikum konfrontiert sah, das zu etwa 90 Prozent aus Reformgegnern bestand

und in denen er das Gefühl hatte, «fertiggemacht» zu werden: «Da haben Sie

keine Chance, da bekommen Sie kein Bein an die Erde,wenn Sie nach jedem Satz

[…] ausgebuht werden. Das war also furchtbar. Ja. Aber das ist so, wenn Massen

mobilisiert werden.» (Zeitzeugeninterview)

Ilse Brusis, Vorsitzende der GEW in NRW von 1975 bis 1981, berichtete eben-

falls von antikommunistischen Angriffen:

«Interviewerin: Die sozialistische Einheitsschule war auch […] ein Kampfbegriff von

den Gegnern? […] Ich habe das jetzt ein paar Mal gesehen in Dokumenten, aber war

das ein sehr präsentes Argument mit der DDR?

B: Ja. Sehr präsent. Also ganz gleich, wo ich öffentlich auftrat und für eine länge-

re gemeinsame Schulzeit plädierte oder für die Einführung einer vorschulischen Er-

ziehung oder auch für mehr Demokratie an den Schulen, […] wurde mir immer von

den Konservativen entgegengehalten: Gehen Sie in die DDR, da haben Sie das alles.

Es wurde immermit DDR-Verhältnissen diffamiert, es war schrecklich.Man konnte

nicht unbefangen argumentieren. Die waren auch gar nicht bereit, so etwas an sich

heranzulassen. Das ist DDR, wollen wir nicht.» (Zeitzeugeninterview)

Dass ausgerechnet Brusis mit diesem Vorwurf konfrontiert wurde, zeigt, dass

konservative Gegner keinen großen Unterschied machten, wen sie mit antikom-

munistischen Argumenten angriffen. Ilse Brusis hatte ihre eigenen Kämpfe mit

denDKP-Mitgliedern in der GEW,die ihr «auf dieNerven gingenmit ihremDog-

matismus», wie sie es ausdrückte. Aber die Tatsache, dass sie in Konflikte mit

Kommunisten verwickeltwar,die soweit gingen,dass viele von ihr dachten, «dass

ich jedenMorgen […] einen DKP-Mann frühstücke»,machte sie nicht immun ge-

gen antikommunistische Angriffe (Zeitzeugeninterview). Weil sie eine der am wei-

testen linksstehendenGewerkschaften inNRW führte,wurde sie von ihren CDU-

Gegnern als «Rote Ilse» wahrgenommen, was ihre politischen Vorschläge delegi-

timierte.

Der CDU-Politiker Wilhelm Lenz wies im Interview darauf hin, dass keine

der Parteien eine kommunistische Einheitsschule gewollt habe, auch nicht die

SPD.Dennochwarnten CDU-Politiker gerne vor einer kommunistischen «Unter-
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Abbildung 5.1: CDU-Pamphlet gegen sozial-liberale Schulpolitik von 1974

Quelle: Anne Ratzki, persönliches Archiv. Die handschriftlichen Notizen stammen von Anne Ratzki
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wanderung» der Sozialdemokratie, wie es der CDU-Politiker Heinrich Köppler in

einer Landtagsdebatte über die Beschäftigung von «Radikalen» im öffentlichen

Dienst ausdrückte (Landtag NRW, 22. August 1973, 2930).

Auf all diese Vorwürfe hatten SPD, GEW und FDP keine schlagkräftige und

einheitliche Antwort. Für die SPD war es besonders schwierig, mit dem Vorwurf

umzugehen, sie betreibe «sozialistische» Bildungspolitik. Die SPD hatte zwar

sozialistische Wurzeln, war aber mit ihrem Godesberger Programm von 1959

von einem klar sozialistischen, antikapitalistischen Programm abgerückt (Graf,

1976). 1960 kappte die SPD die Verbindung zu ihrer Studierendenorganisation,

dem SDS, doch damit war der parteiinterne Widerstand gegen den internen

Rechtsruck noch nicht beendet (Graf, 1976, 225ff). Die Nachfolgeorganisation des

SDS, der Sozialistische Hochschulbund SHB, und später große Teile der Jungso-

zialisten, spielten weiterhin die Rolle einer linken internen Opposition. Die linke

Opposition außerhalb der SPD wuchs nach 1968 auch in den Gruppen der Neuen

Linken. Unter den radikalen Schulreformern und Lehrern sahen viele Schulre-

form als einen Schritt in Richtung einer sozialistischen Gesellschaft. Viele der

führenden SPD-Politiker, darunter Ministerpräsident Kühn und Kultusminister

Fritz Holthoff, hatten wenig Sympathie für diese Neue Linke. In dieser Situation

war es für SPD-Politiker schwierig, ihre eigene Schulpolitik als sozialistisch zu

bezeichnen, aber sie konnten den Begriff auch nicht völlig ablehnen. So argu-

mentierte der SPD-Politiker Heinz Schwier in der zweiten Bundestagsdebatte

über die Kooperative Schule:

«Wennmehr Zusammenarbeit von Schulen und Verbesserung von Bildungschancen

Sozialismus ist (Köppler, CDU: «Als ob das eine Verbesserung ist!») undwenn die Zwangs-

selektion von jüngeren Kindern auf die separate Schule Freiheit ist, dann bin ich für

Sozialismus (Beifall bei der SPD).» (Landtag NRW, 29. Juni 1977, 2885)

Anstatt sich den Begriff «Sozialismus» zu eigen zu machen, verwies Schwier le-

diglich auf den von der CDU aufgestellten Gegensatz zwischen Sozialismus und

Freiheit. Dies war eine schwache Verteidigungslinie.

DieSpaltungderArbeiterbewegungund teilweise auchder FDPwurden inder

Debatte um Berufsverbote noch deutlicher. Diese Verbote gingen auf einen Be-

schlussderMinisterpräsidentenderLänderunddesBundeskanzlersWillyBrandt

vom28.Februar 1972 zurück,wonachMitglieder «verfassungsfeindlicherOrgani-

sationen» (vor allem DKP-Mitglieder, in wenigen Fällen aber auch Mitglieder der

K-Gruppen, Sozialdemokraten oder Nazis) nicht im öffentlichen Dienst beschäf-

tigtwerdendurften (vgl. den zitiertenBeschluss inKoschnick, 1979, 84). Sie betra-

fen rund 11.000 Aktivisten, darunter viele Lehrer, und führten zu einer massiven

öffentlichenDebatte (Düding, 2008, 693; Koschnick, 1979; de Lorent, 1977). Inner-

halb der SPDwar derWiderstand gegen die Verbote von Anfang an groß, auch in

NRW.Diemeisten Jungsozialistenunddie Jungdemokraten,die Jugendorganisa-
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tionderFDP, lehnten sie ab.GroßeTeilederSPD-Basis inNRWhieltendieBerufs-

verbote für rechtswidrig (Düding, 2008, 678). 1973 führte eines der ersten Berufs-

verbote inNRWgegenVolkerGötz,Rechtsanwalt undDKP-Mitglied zu einer par-

lamentarischenDebatte (LandtagNRW, 22. August 1973). Für die CDUwar dies eine

willkommeneGelegenheit, die sozialliberale Regierung zu kritisieren und die Ko-

alition aus FDP und SPD zu spalten. Während der SPD-Justizminister zunächst

darauf beharrte, dass Götz gut qualifiziert und ungefährlich sei, widersprachen

mehrere FDP-Minister und bestanden darauf, dass Götz nicht eingestellt werden

könne.Ministerpräsident Kühn entschiedmit Unterstützung von Bundeskanzler

Brandt, dass Götz es nicht wert sei, die Koalition mit der FDP sowohl in NRW als

auch auf Bundesebene zu riskieren. Götz wurde abgelehnt und wurde nie Rich-

ter. Diese Entscheidung Kühns führte zu empörten Reaktionen des linken SPD-

Flügels (Düding, 2008, 676ff).

In den folgenden Jahren wurde auch den anfänglichen Befürwortern der Ver-

bote in SPDund FDPklar, dass sie einen Fehler gemacht hatten,wie Bundeskanz-

ler Brandt später zugab (Koschnick, 1979). InCDU-regiertenBundesländern, aber

auch inNRW–wieder Fall Götz zeigt –genügte oft dieMitgliedschaft in derDKP,

um aus dem öffentlichen Dienst ausgeschlossen zu werden. Manchmal wurden

die Verbote später wieder aufgehoben, in jedem Fall aber führten sie zu einem

allgemeinenGefühl derUnsicherheit bei jungen, linkenAktivisten.Grundsätzlich

wurden die Unterlagen der Bewerber bei den Geheimdiensten überprüft. Sowohl

SPDals auch FDPbetonten in ihrenWahlprogrammen von 1976 und 1980,dass sie

nach wie vor gegen die Beschäftigung von «Verfassungsfeinden» durch den Staat

seien, dass aber die Verwaltungspraxis unverhältnismäßig sei. Sie betonten, dass

die Einschaltung des Geheimdienstes bei jeder Einstellung unnötig sei. Die SPD

betonte, dass die bloße Mitgliedschaft in der DKP kein ausreichendes Kriterium

sein dürfe, sondern dass Bewerber nur dann abgelehnt werden dürften, wenn sie

tatsächlich in «verfassungsfeindliche Aktivitäten» verwickelt seien. Damit wurde

auch auf Kritik aus dem Ausland reagiert.26 Diese neue – immer noch recht un-

klare – Linie reichte nicht aus, um die interne Spaltung zu überwinden. Die an-

tikommunistische Linie der Führung stand nach wie vor im Gegensatz zu einer

großenMinderheit der SPD- und einer kleinerenMinderheit der FDP-Basis.

Dies zeigte sich auch indenSPD-internenAuseinandersetzungenumZusam-

menarbeit mit Kommunisten. Am 14. November 1970 beschloss der SPD-Partei-

vorstand, dass jede Art von «Volksfront» mit Kommunisten inakzeptabel sei und

dass jedes SPD-Mitglied, das gemeinsam mit Kommunisten Publikationen her-

ausgebe, Versammlungen organisiere, Aufrufe unterschreibe oder in sonstiger

26 Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte entschied 1995, dass die deutsche Praxis der

Berufsverbote einen Verstoß gegen Artikel 10 (Meinungsfreiheit) und Artikel 11 (Vereinigungs-

freiheit) der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten

vom 4. November 1950 darstellte. Erst dann wurde die Praxis aufgegeben (Düding, 2008, 693).
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Weise mit Kommunisten zusammenarbeite, «über den parteischädigenden Cha-

rakter seines Verhaltens belehrt» werdenmüsse (zitiert inHasenritter, 1981, 156f).

Gegebenenfalls musste ein Disziplinarverfahren eingeleitet werden. Hasenritter

(1981) hat die Häufigkeit von Parteidisziplinarverfahren innerhalb der SPD, der

CDU und der FDP untersucht und gezeigt, dass die SPD diemit Abstand höchste

Zahl solcher Verfahren aufwies. Bei den meisten Verfahren, die von der Bundes-

schiedskommission der SPD durchgeführt wurden, ging es umZusammenarbeit

mit Kommunisten (Hasenritter, 1981, 157). Mitglieder, die mit Kommunisten im

Kampf gegen die Berufsverbote oder in der Friedensbewegung zusammenarbei-

teten, riskierten den Parteiausschluss. Auf kommunaler Ebene und Landesebene

wurden solche Konfliktemanchmalmit Sanktionen gelöst, zumBeispielmit dem

Verlust des Wahlrechts für einige Jahre. Wenn Disziplinarverfahren die Bundes-

schiedskommission erreichten,wurdenMitglieder,diemit Kommunisten koope-

riert hatten, stets ausgeschlossen (Hasenritter, 1981, 162).Disziplinarverfahren in

derFDPundderCDUwaren selten.DieFDP tolerierteZusammenarbeit der Jung-

demokraten mit Kommunisten in gewissem Umfang. In der CDU gab es keine

ähnlichen Probleme (Hasenritter, 1981, 192ff).

Die Gewerkschaften, insbesondere die GEW, hatten ebenfalls mit internen

Spaltungen zu kämpfen. Es kam zu heftigen Auseinandersetzungen zwischen

K-Gruppen- und DKP-Mitgliedern sowie zwischen gemäßigten und linken So-

zialdemokraten. Am 1. Oktober 1973 fasste der Bundesvorstand des Deutschen

Gewerkschaftsbundes (DGB) einenBeschluss,wonachMitgliedschaft in einer der

K-Gruppen, wie der KPD, der KPD/ML oder einer ihrer Untergruppen, mit der

Mitgliedschaft im DGB unvereinbar war. DKP-Mitglieder wurden nicht erwähnt

(Sachse, 1985, 67). Der Grund dafür war, dass DKP-Mitglieder nicht versuchten,

kommunistische Fraktionen zu organisieren, sondern eine breite «Volksfront»

anstrebten und somit als loyale Gewerkschaftsmitglieder galten. Mitglieder der

K-Gruppen waren häufig an der Organisation innerbetrieblicher Opposition

beteiligt durch die Gründung von «revolutionären» oder «rotgewerkschaftlichen»

Gruppen. Die GEW verabschiedete am 8. März 1975 einen Unvereinbarkeitsbe-

schluss, der jedoch nicht von allen Landesverbänden sofort akzeptiert wurde.

Der Berliner Landesverband fand nicht die notwendige Mehrheit für eine Sat-

zungsänderung und wurde deshalb im Januar 1977 ausgeschlossen (Sachse, 1985,

69). Bis 1982 wurden 854 Personen aufgrund von Unvereinbarkeitsbeschlüssen

aus den DGB-Gewerkschaften ausgeschlossen, davon 272 aus der GEW (Sachse,

1985, 84, 86). Die GEW war also die DGB-Gewerkschaft mit der höchsten Zahl

von Ausschlüssen.

Insgesamtwar es in derAtmosphäre desKaltenKrieges eine schwierige,wenn

nicht unlösbare Aufgabe, ideologisch unabhängig von einemder beidenBlöcke zu

bleiben.DieCDUhatte sich klar auf die Seite des kapitalistischenWestens gestellt

und bediente sich antikommunistischer Argumente, wann immer es hilfreich er-

schien, auch in der Schulpolitik. Dies war ein Problem für die innere Einheit der

190



Sozialdemokratie undderGewerkschaften, in denen eine großeMinderheit nicht

so klar Position beziehen wollte. Anstatt die Inhalte «sozialistischer» Schulpoli-

tik positiv und selbstbewusst zu definieren, setzte das Führungspersonal der SPD

seine Strategie fort, die Ziele der SPD zu mäßigen, antikommunistische Ängste

zu bedienen und interne Kritik zu unterdrücken. Diese Strategie festigte die an-

tikommunistische Hegemonie, anstatt sie zu schwächen. Aus Rokkan’scher Sicht

vertiefte derAntikommunismus somit die innereSpaltungderArbeiterbewegung

in Deutschland. Auf potenzielle Kooperationspartner wie den VBE wirkten anti-

kommunistische Argumente, die internen Konflikte im Lager der Reformer und

die linke Ausrichtung der GEWabschreckend. Auch das Verhältnis zwischen FDP

und SPD litt. Für die Reformgegner eröffnete diese Situation vielfältigeMöglich-

keiten für ideologische Angriffe.

Geschlechterkonflikte

Zu guter Letzt war die Mädchenbildung ein weiteres kontroverses Thema in bei-

den Fällen. Frauenorganisationen und Lehrerinnen kämpften für Gleichbehand-

lung, bessere Bildung und bessere Arbeitsbedingungen. In Norwegen wurde der

gleichberechtigte Zugang zum höheren Schulwesen in den 1880er Jahren einge-

führt. Von allen deutschen Staaten gehörte Preußen zu den letzten, die das höhe-

re Bildungssystem für Mädchen öffneten. Höhere Mädchenschulen wurden erst

1923 den Jungenschulen gleichgestellt (Herrlitz et al., 2009, 100). In den ersten

Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg war der Bildungserfolg von Mädchen

noch deutlich geringer. In den 1970er Jahren holten die Mädchen zu den Jungen

auf (Danielsen et al., 2013, 281ff; Herrlitz et al., 2009, 191). InNorwegenwurde die

Koedukation früher und konsequenter eingeführt.

Norwegische Debatten über Geschlechterrollen, Mädchenbildung und

Hausfrauenerziehung

Die wichtigsten Akteure in den Debatten über Geschlecht und Bildung in Nor-

wegen waren die Frauenorganisationen und die Lehrerinnen. Die norwegischen

Volksschullehrerinnenund -lehrerwarenzwischen 1912und 1966getrenntorgani-

siert. Die Geschichte des Lehrerinnenverbandes ist ein faszinierendes Stück Or-

ganisationsgeschichte (Hagemann, 1992, 135ff). Die Lehrerinnen waren ein zen-

trales Element der ersten Frauenbewegung Norwegens, noch bevor sie ihre eige-

ne Organisation hatten. Eines der wichtigsten politischen Ziele der Lehrerinnen

war es, die Anerkennung der Frauenarbeit zu erreichen – sowohl ihrer eigenen

Arbeit als auch der Arbeit der Hausfrauen. Sie kämpften umRespekt für den Bei-

trag, den Frauen in der Gesellschaft leisteten, aber auch ummaterielle Anerken-
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nung im Sinne gleicher Löhne für Lehrerinnen, einer gleichberechtigten Stim-

me in den Lehrerorganisationen oder des Rechts auf Urlaub für Hausfrauen. Um

den sozialen Status und die Kompetenzen von Hausfrauen zu verbessern, grün-

deten norwegische Frauen ab den 1860er Jahren Hausfrauenschulen (husmorsko-

ler), in denen Mädchen zu Hausfrauen und Lehrerinnen für Hauswirtschaft aus-

gebildet wurden (Fuglerud, 1980). In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wur-

den diese Schulen stark ausgebaut. Die Lehrerinnen sorgten sich um die Lebens-

bedingungen der Bevölkerung, die ihrer Meinung nach mit Hilfe von Gesund-

heitserziehung, Müttererziehung, Sexualerziehung und Hauswirtschaftsunter-

richt (husstellundervisning) in Volks- undweiterführenden Schulen verbessertwer-

den mussten. Viele Lehrerinnen sahen einen großen Wert in der Fortsetzungs-

schule. Viele dieser Schulenwaren nur fürMädchen oder botenHauswirtschafts-

kurse an und waren wichtige Arbeitsplätze für Lehrerinnen.

DienorwegischeFrauenbewegungwarpolitischunabhängig,abergutmitden

Parteien vernetzt. Viele Aktivistinnen der erstenWelle gehörten der liberalen Be-

wegung an. Die Pionierin der Hausfrauenbildung, Helga Helgesen, war Mitglied

der Liberalen Partei und von 1923 bis 1925 deren einzige Vertreterin im Stadtrat

von Kristiania (Oslo). Ein weiteres Beispiel ist die erste Vorsitzende des Lehre-

rinnenverbands, Anna Rogstad, die auch die erste Frau im norwegischen Parla-

ment war. Sie vertrat eine kleine Liberale Partei (Frisinnede Venstre), die mit der

Konservativen Partei zusammenarbeitete. 1917 trat sie der Arbeiterpartei bei. Die

meisten Lehrerinnen standen nicht so weit links, vermutlich aufgrund ihrer hö-

heren sozialen Herkunft. Dies kam auch in Konflikten der norwegischen Frau-

enbewegung zum Ausdruck. Im Jahr 1904 wurde der Norwegische Frauen-Na-

tionalrat (Norske Kvinners Nasjonalråd) von verschiedenen Frauenorganisationen

gegründet. In den Jahren 1914/1915 schlossen sich die neu gegründeten Verbän-

de der Hausfrauen und der Hauswirtschaftslehrerinnen an. Der 1901 gegründe-

te Frauenverband der Arbeiterpartei (Arbeiderpartiets Kvindeforbund) zog es jedoch

vor, unabhängig zu bleiben. Der Grund dafür war, dass die Frauen der Arbeiter-

bewegung den Kampf der Hausmädchen für bessere Arbeitsbedingungen unter-

stützten, während der Verband der Hausfrauen dies nicht tat. Nichtsdestotrotz

unterstützte die Frauenorganisation der Arbeiterpartei ab 1914 die Idee derHaus-

frauenbildung (Fuglerud, 1980,84f).Bis in die 1950er Jahre blieb die «Hausfrauen-

ideologie» stark, auch innerhalb der Arbeiterbewegung (Pedersen, 2001, 22; Da-

nielsen et al., 2013, 270).

Der Lehrerinnenverband war von den 1959 eingeleiteten Schulreformen nicht

sobegeistertwiediemännlichenVolksschullehrer,auchwenndieLehrerinnendie

Verlängerung der Pflichtschulzeit unterstützten. Sie befürchteten, dass die Vor-

teile der Fortsetzungsschule verschwinden und die hauswirtschaftliche Ausbil-

dung anBedeutung verlierenwürden.Viele von ihnen verfügtennicht über die er-

forderlichenQualifikationen für denUnterricht in akademischen Sekundarschu-

len, so dass die Reformen möglicherweise ihre Arbeitsplätze gefährdeten (Hage-
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mann, 1992, 270ff).DieEntwicklungder Jugendschule ab 1959 schwächte denLeh-

rerinnenverband, da er den Einfluss verlor, den er durch die Fortsetzungsschule

gehabt hatte (Hagemann, 1992, 274ff). Wie die Zeitzeugin Kari Lie im Interview

anmerkte, war es ab den 1960er Jahren für junge Lehrerinnen weniger verständ-

lich, warum sie eine eigene Organisation haben sollten. Die Wiedervereinigung

der Volksschullehrerorganisationen im Jahr 1966 war eine logische Folge.

Zur gleichen Zeit nahm eine neue Frauenbewegung Gestalt an. Während der

zweiten Welle der politischen Mobilisierung von Frauen, die in den 1960er und

1970er Jahren ihren Höhepunkt erreichte, verlor die «Hausfrauenideologie» an

Boden. Neue Frauenorganisationen wurden gegründet, die radikaler und linker

ausgerichtetwaren.ObwohlderVerbanddernorwegischenHausfrauen 1974noch

50 000 Mitglieder zählte und nur 5000 Mitglieder in den neuen Frauenorganisa-

tionen organisiert waren, waren sie politisch aktiver und hatten viele Sympathi-

santinnen (Danielsen et al., 2013, 293). Einige der neuen Organisationen, wie die

Frauenfront, hatten Verbindungen zur kleinenKommunistischen Arbeiterpartei.

Auch die älteren Frauenorganisationen der Parteien spieltenweiterhin eine Rolle.

Nicht zuletzt gewannen die Frauen der Arbeiterbewegung durch die Verbindung

zur Arbeiterpartei an Einfluss. Die Frauenbewegung zeigte jedoch weiterhin ei-

nen Geist der Unabhängigkeit. Bei den Kommunalwahlen 1971 kamen beispiels-

weise in mehreren norwegischen Städten Frauen aller Parteien zu einem «Frau-

enputsch» zusammen, um die Zahl der Politikerinnen in den Stadträten zu erhö-

hen. Den Wählerinnen wurde beigebracht, wie man männliche Kandidaten auf

den Stimmzetteln durchstreichen und durchweibliche ersetzen kann.Die imGe-

heimen vorbereitete Kampagnewar so erfolgreich, dass Frauen in den Stadträten

vonOslo, TrondheimundAsker dieMehrheit stellten (Danielsen et al., 2013, 313f).

In den Programmen der Parteien, die zwischen 1957 und 1977 veröffentlicht

wurden, lassen sich gewaltige ideologische Veränderungen nachweisen. Die Pro-

gramme der Arbeiterpartei gingen von einem langen Absatz über die Rechte und

Lebensbedingungen von Hausfrauen im Jahr 1958 über zu dem Vorschlag, dass

«verheiratete Frauen realistische Möglichkeiten erhalten müssen, einer Arbeit

außerhalb des Hauses nachzugehen» im Jahr 1969 bis hin zu der Forderung nach

«tatsächlicher Gleichberechtigung» und der Überwindung der «traditionellen

Unterschiede zwischen den Berufen von Männern und Frauen» im Jahr 1974.

1969 schlug die Arbeiterpartei vor, die Lehrpläne in den Schulen zu überarbeiten,

um Geschlechterrollen nicht länger als festgefügt darzustellen. Ab den 1970er

Jahren hieß es in den sozialdemokratischen Parteiprogrammen, dass Maßnah-

men ergriffen werden müssten, um beide Geschlechter zu veranlassen, sich für

untypische Ausbildungswege zu entscheiden.

Auch die ProgrammederKonservativen Partei änderten sich deutlich. Im Jahr

1958 hieß es im Programm, es sei besorgniserregend, dass die wirtschaftliche

und demografische Entwicklung vermutlich zu einer Zunahme der verheirateten

Frauen auf dem Arbeitsmarkt führen werde, da «die Hausfrau der Mittelpunkt
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des Hauses ist und ihr uneingeschränkter Einsatz dort sowohl für jede einzelne

Familie als auch für die Gesellschaft als Ganzes von allergrößter Bedeutung ist».

Es wurde auch vorgeschlagen, dass die Schulen «elementare Verbraucherökono-

mie in den Hauswirtschaftsunterricht aufnehmen sollten, damit junge Mädchen

lernen, mit Geld umzugehen und Qualität und Preise zu prüfen». In den 1960er

Jahren wurde in den Programmen weiterhin gefordert, dass die Ausbildung in

Hauswirtschaft Vorrang haben müsse, aber ab 1961 forderte die Konservative

Partei auch «volle Gleichberechtigung mit gleichem Lohn für gleiche Arbeit und

gleichen Aufstiegsbedingungen für Frauen und Männer». In den 1970er Jahren

verschwandderBegriffHausfrau (husmor) ganz aus demProgramm.Nunwar nur

noch von Zuhause-Seienden (hjemmeværende) die Rede. Es hieß, die Konservative

Partei wolle sich «für einen Mentalitätswandel und für praktische Reformen

einsetzen, die eine gleichberechtigte Aufteilung der Aufgaben und Rechte in der

Gesellschaft zwischen Frauen und Männern ermöglichen». Ab 1973 forderte das

Programm, dass Lehrpläne kein «antiquiertes Geschlechterrollendenken» ent-

halten sollten und dass die Schulen berücksichtigen sollten, «dass Mädchen und

Jungen gleichberechtigt an beruflicher und andererWeiterbildung teilnehmen ».

Von den kleineren Parteien nahmen sowohl die Sozialistische Volkspartei als

auchdie Liberale Partei radikale ForderungenzurGleichstellungderGeschlechter

in ihreWahlprogrammeauf. In ihremerstenWahlprogrammvon 1961 fordertedie

Sozialistische Volkspartei, dass die Lohngleichheit für Frauen sofort eingeführt

werdenmüsse, «undnicht erst imLaufe der nächsten sieben Jahre,wie in der Ver-

einbarung zwischen LO und NAF», also den Gewerkschaften und dem Arbeitge-

berverband, vorgesehen. Aber auch hier hieß es, dass «die Frage eines besseren

Zugangs zu Urlaub und Freizeit für Hausfrauen angegangen werden muss», wo-

bei auch «Zugang zu Teilzeitarbeit für Hausfrauen» gefordert wurde. Ab 1965 for-

derte die Sozialistische Volkspartei, dass die Lehrpläne «fürMädchen und Jungen

gleich» sein sollten und ab 1969, dass das Lehrmaterial sorgfältig überdacht wer-

den solle, «damit […] das Denken in Geschlechterrollen gemäß den Grundsätzen

der Gleichheit und Gleichberechtigung geändert» werde.

Die Liberale Partei war die erste Partei, die 1957 die folgende Forderung in ihr

Wahlprogrammaufnahm: «Jungen undMädchenmüssen in den praktischen und

theoretischen Fächern gleich viel Unterricht erhalten.» Dies bezog sich insbeson-

dere auf den Hauswirtschaftsunterricht, der zu diesem Zeitpunkt noch überwie-

gend denMädchen vorbehaltenwar. 1977 stellte die Partei die Forderung auf, dass

inallenBildungseinrichtungennachderKinderschuleGeschlechterquoteneinge-

führt werden sollten, «um ein besseres Gleichgewicht in der Verteilung von Frau-

en und Männern in unseren Bildungseinrichtungen zu schaffen». Ab 1973 schlug

sie vor, dass alle diskriminierendenDarstellungen aus den Schulbüchern entfernt

werden sollten,umdas «traditionelleGeschlechterrollendenken» zu überwinden.

Auch in den Programmen der Christdemokraten und der Zentrumspartei ist

ein Wandel der Rhetorik zu erkennen, auch wenn sie das Hausfrauenideal deut-
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licher betonen und länger daran festhielten. Die Programme der Zentrumspar-

tei forderten von 1957 bis 1965, dass «alle Mädchen eine gute und angemessene

Hausfrauenausbildung» erhalten sollten. Ansonsten enthielten die Programme

keine Forderungen, die die Situation von Frauen betrafen. Erst 1977 nahm die

Zentrumspartei einen Absatz über die Gleichstellung der Geschlechter in ihr Pro-

gramm auf und schlug vor, dass das Schulsystem zu einer Änderung der Einstel-

lungenbeitragen solle,damit «beideGeschlechter die gleichenMöglichkeitenund

Verantwortlichkeiten in Bezug auf Haus, Arbeit, öffentliches Leben usw. haben».

Die Programme der Christdemokraten gingen lange von getrennten Geschlech-

terrollen aus. 1973 bemühten sich die Christdemokraten erstmals, ihre Forderun-

gen geschlechtsneutraler zu formulieren. Sie forderten nun, dass «die Hausfrau-

enschulen […]mehr Kapazität und die notwendige Ausstattung erhaltenmüssen,

um eine moderne Ausbildung auch für männliche Schüler zu ermöglichen». Sie

erklärten, dass wirtschaftliche Gründe nicht beide Elternteile von Kleinkindern

zwingen sollten, außerHaus zu arbeiten, und dass Teilzeitarbeitsplätze fürMän-

ner und Frauen gleichermaßen zur Verfügung gestellt werden sollten. Sie beton-

tenweiterhindenWertderEhe,derHausarbeit und ihreUnterstützung fürHaus-

frauenschulen zu einer Zeit, als die anderen Parteien denBegriff Hausfrau aufge-

geben hatten.

Die Entwicklung des Schulfachs Hauswirtschaft ist ein guter Indikator dafür,

wie Geschlechterfragen die Schulpolitik beeinflussten. Ab 1936 war das Fach

Hauswirtschaft für Mädchen in den Volksschulen der Städte obligatorisch. Ab

1946 war es fürMädchen in Fortsetzungsschulen obligatorisch,wennmindestens

vier Mädchen eine solche Schule besuchten. 1949 veröffentlichte die Kommissi-

on, die mit der Analyse des Schulsystems beauftragt war (Samordningsnemda for

skoleverket), einen Bericht über die Hauswirtschaftslehre. Darin heißt es, dass der

Hauswirtschaftsunterricht für Mädchen im ganzen Land so bald wie möglich

obligatorisch werden solle. Diese Forderung hatte eine finanzielle Dimension,

da Kochkurse Schulküchen erforderten, die teuer waren. Es wurden Argumente

vorgebracht, warum eine strikte Geschlechtertrennung nicht die beste Lösung

sei:

«In der Fortbildungsschule sollten die Jungen in der Schulküche genügend Unter-

richt in Hauswirtschaft erhalten, damit sie selbständig werden und anderen bei den

gewöhnlichsten Tätigkeiten imHause helfen können.DieMädchen […] könnten viel-

leicht etwas Unterricht in Werken erhalten, damit die Frauen nicht mehr so unge-

schickt sind, wenn sie einen Nagel in die Wand schlagen, ein Messer, eine Axt, ei-

ne Säge oder andere üblicheWerkzeuge benutzen.» (Samordningsnemda for skoleverket

(1949), 4)

Dies wurde vom norwegischen Lehrerverband unterstützt, der in einem Schrei-

ben an die Kommission darauf hinwies, dass zwar Mädchen zu Hause häufig ei-
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ne gewisse Kochausbildung erhielten, Jungen jedoch meist nicht. Er verwies auf

Studien über die Ernährung vonHolzfällern und Fischern, aus denen hervorging,

dass sich dieseMänner schlecht ernährten.Der Lehrerverband schlug vor, Jungen

Hauswirtschaftsunterricht anzubieten, wo dies möglich sei, auch wenn man das

Fach nicht für alle Jungen obligatorischmachen könne (Samordningsnemda for sko-

leverket (1949), 9).

1952 wurde eine Kommission eingesetzt, die sich mit demThema Hauswirt-

schaft befasste. In ihremBericht schlug sie vor, dass dieses Fach für alleMädchen

obligatorisch werden solle (Innstilling fra Utvalget til å utrede skolekjøkken- og hus-

stellopplæringa, 1955). Als Ende der 1950er Jahre die Jugendschulreform vorbereitet

wurde, gab das Bildungsministerium einWeißbuch heraus, das auf den Schluss-

folgerungen der Kommission aufbaute, aber vorschlug, dass Hauswirtschaft so-

wohl fürMädchen als auch für Jungen in der Volksschule und in der Jugendschule

obligatorisch werden solle (St. meld. nr. 61 (1957) Om heimkunnskap og husstell). Be-

gründet wurde dies damit, dass der Inhalt des Fachs erweitert werdenmüsse, um

nicht nur Kochen, Umgang mit Kleidung und andere häusliche Aufgaben, son-

dern auch Kenntnisse über Buchführung,Wohnung, Möbel, Ernährung und Ge-

sundheit zu vermitteln:

«DasMinisterium kann der Kommission [von 1952] nicht zustimmen, dass diese Ge-

sichtspunkte nur fürMädchen gelten sollen. Esmag richtig sein, dass die Fraumehr

als derMann die Verantwortung für alles,wasmit demHaus und demFamilienleben

zu tun hat, übernehmen muss. Aber wenn das Fach so viel mehr als nur praktisches

Kochen umfassen soll, ist es schwer zu verstehen, warum die Jungen nicht am Un-

terricht teilnehmen sollen. Auch scheint es in der heutigen Zeit nicht angemessen zu

sein, dass Jungen keine Kenntnisse über das praktische Kochen erhalten sollen. In

Schulen, in denen Kochkurse für Jungen erprobt wurden, sind die Erfahrungen gut.

[…] Auch wenn die meisten Jungen das, was sie in diesem Fach lernen, nicht anwen-

den, so ist es doch von großem pädagogischemWert, dass alle Kinder einen solchen

Kurs besuchen […].DieHausfraumusswohl die größteVerantwortungübernehmen,

wenn es umdasHaus geht, aber sowohl die Hausfrau als auch derHausvater [husfar]

sind gemeinsam für die Ordnung und die Aufgaben im Haus zuständig und verant-

wortlich.Wenn derHausvater […] den richtigenRespekt vor demBeruf derHausfrau

entwickeln soll, ist es wünschenswert, dass er die gleiche Bildung und Einsicht in die

Probleme hat wie dieHausfrau.» (St.meld. nr. 61 (1957)Omheimkunnskap og husstell, 9).

Die Opposition im Parlamentsausschuss, also die Abgeordneten der Parteien der

Mitte undderKonservativenPartei,war derMeinung,dass es vorerst zu kostspie-

lig sei, Hauswirtschaft für Jungen verpflichtend zu machen, auch wenn es wün-

schenswert sei. Solange Hauswirtschaftslehre aus finanziellen Gründen nicht al-

len Kindern angeboten werden könne, sollten Mädchen bevorzugt werden (Innst.
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S. nr. 294., 1958, Tilråding frå den forsterkede landbrukskomité om heimkunnskap og hus-

stell, 472).

Im Januar 1959 gab es eine Parlamentsdebatte zumThema.Dabei wurde deut-

lich, dass nicht alle Abgeordneten der Oppositionsparteien es wirklich für wün-

schenswert hielten, dass Jungen Hauswirtschaftsunterricht erhalten sollten. Der

Abgeordnete der Zentrumspartei, Hans Borgen, erklärte, dass er persönlich der

Meinung sei, dassman «genauer darüber nachdenken [solle], ob es eine vernünf-

tigeNutzung […] der Schulzeit […] ist, Jungen durch genau dasselbe Bildungspro-

gramm in Hauswirtschaft zu pressen, das Mädchen haben sollten und hoffent-

lich auch allmählich in den allgemeinen Schulen haben werden» (Forhandlinger i

Stortinget,20. Januar 1959,Heimkunnskapoghusstell,61).DerAbgeordnete derArbei-

terpartei, OlavMeisdalshagen, der den Ausschuss von 1952 geleitet hatte, äußerte

Zweifel an der Durchführbarkeit der Einführung desHauswirtschaftsunterrichts

für alle, und war der Ansicht, dass es für Mädchen «trotz allem so viel wichti-

ger ist, dass sie diese Ausbildung erhalten» (Forhandlinger i Stortinget, 20. Januar

1959, Heimkunnskap og husstell, 75). Dies entsprach nicht der Ansicht von Guri Jo-

hannessen, ebenfalls Arbeiterparteiabgeordnete, die die Entscheidung, Jungen in

den Hauswirtschaftsunterricht einzubeziehen, für äußerst wichtig hielt und das

Ministerium unter Birger Bergersen dafür lobte, dass es dies unterstrichen hat-

te. Ihr Hauptargument war, dass Jungen mehr Wissen über den Beruf der Haus-

frau haben müssten, um diesen ausreichend respektieren zu lernen (Forhandlin-

ger i Stortinget, 20. Januar 1959, Heimkunnskap og husstell, 79). Unterstützt wurde sie

von ihren Parteifreunden Peter KjeldsethMoe und Rakel Seweriin. KjeldsethMoe

meinte, dass man, wenn die Mittel nicht ausreichten, umHauswirtschaft für alle

Kinder einzuführen, sie für jeweils eineAltersgruppeundnicht für einGeschlecht

einführen solle. Seiner Ansicht nachwar es ander Zeit, «Barrieren abzubauen,die

auf Vorurteilen beruhen, die nicht in unsere Zeit gehören» (Forhandlinger i Stortin-

get, 20. Januar 1959, Heimkunnskap og husstell, 91). Rakel Seweriin wählte die folgen-

denWorte:

«Es ist ein neuer Gedanke, der noch nie im Parlament vorgetragen wurde, dass bei-

de Geschlechter lernen sollen, gemeinsam zu arbeiten und gemeinsam Verantwor-

tung für den Haushalt zu tragen, und man sollte erwarten, dass dies zumindest von

der Mehrheit der Frauen in diesem Land mit Freude und Zufriedenheit aufgenom-

men wird. Aber die bürgerlichen Parteien betonen in ihren Äußerungen den alten

Unterschied. Sie sagen, dass, wenn es um die praktische Erziehung, d.h. den Koch-

unterricht, geht, die Jungen zurückgehalten werden müssen, auch wenn die Erfah-

rung zeigt, dass die Jungenmindestens ebenso viel Interesse andieser Erziehungha-

ben und davon profitieren.» (Forhandlinger i Stortinget, 20. Januar 1959, Heimkunnskap

og husstell, 95).
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Der Konservative Mons Arntsen Løvset und der Liberale Olav Hordvik sahen sich

veranlasst, zu antworten. Sie wiesen den Vorwurf zurück, dass sie prinzipiell da-

gegen seien, JungenHauswirtschaftslehre zu erteilen, undwiederholten, dass sie

lediglich derMeinung seien,dassMädchen aufgrundmangelnderRessourcenbe-

vorzugt werden sollten (Forhandlinger i Stortinget, 20. Januar 1959, Heimkunnskap og

husstell, 98ff ).

Da die Arbeiterpartei die absolute Mehrheit hatte und die Mehrheit der Ar-

beiterpartei dasMinisteriumunterstützte,wurde dieser Vorbehalt ignoriert.Das

Volksschulgesetz von 1959 sah Hauswirtschaft (jetzt Heimkunnskap genannt) als

Pflichtfach für alle vor. In den Versuchslehrplänen von 1960 und 1964 wurde das

Fach Hauswirtschaft von der 4. Klasse bis zur 8. Klasse als Pflichtfach aufgenom-

men und dann im dritten Jugendschuljahr zu einem eigenen Zweig (Forsøksrå-

det for skoleverket, 1960, 369ff; Forsøksrådet for skoleverket, 1964, 288ff). In den oberen

Klassenstufen umfassten die LehrpläneThemenwie «ein demokratisches Famili-

enleben», Familienfinanzen,Wohnung undMöbel, Ernährung, Kinderbetreuung

und Altenpflege. Das Fach Hauswirtschaft musste in Zusammenarbeit mit den

Fächern Handarbeit (forming) und Gesellschaftslehre (samfunnskunnskap) organi-

siert werden, die zusätzliche Themen wie Handwerk, Familienrecht oder Woh-

nungspolitik abdecken sollten (Forsøksrådet for skoleverket, 1964, 309).

Eine verwandte Debatte in den 1960er Jahren war die Frage, was aus den

Hausfrauenschulen der Sekundarstufe II werden solle, was sie unterrichten soll-

ten und fürwen. Im Jahr 1961 setzte das Bildungsministerium eine Arbeitsgruppe

ein, die erörtern sollte, welchen Platz diese Schulen im künftigen Schulsystem

einnehmen sollten.Auf derGrundlage des Berichts dieserGruppe vomDezember

1962 und eines Berichts des Hauswirtschaftsrates (Rådet for heimkunnskap og hus-

stell) von 1964 legte der Bildungsminister der Arbeiterpartei, Helge Sivertsen, im

Mai 1965 ein Weißbuch vor (St. meld. nr. 101 (1964–65) Om yrkesskoler i husstell). Der

parlamentarische Bildungsausschuss nahm im Februar 1966 zu diesem Papier

Stellung, und im März 1966 wurde es im Parlament debattiert (Innst. S. nr. 94

(1965–66) Innstilling frå kirke- og undervisningskomitéen om yrkesskoler i husstell (St.

meld. nr. 101); Forhandlinger i Stortinget, 10. März 1966). Es herrschte nun Einigkeit

darüber, dass die Hausfrauenschulenmehrere Ziele verfolgten. Sie bereiteten die

Frauen nicht mehr ausschließlich auf die Hausfrauentätigkeit vor, sondern auch

auf verschiedene Berufe auf dem Arbeitsmarkt. Der Name der Schulen wurde

daher in «Berufsschulen für Hauswirtschaft» (fagskolene i husstell) geändert.

Die Entwicklung der Hauswirtschaftsschulen, die in den 1970er Jahren meist

als einer von vielen Zweigen in der reformierten Oberstufenschule endeten, kann

hier nicht im Detail analysiert werden (siehe Fuglerud, 1980). Interessant ist je-

doch, dass in der Parlamentsdebatte von 1966 erneut deutlich wurde, dass die

Abgeordneten der Arbeiterpartei, vor allem die weiblichen, am deutlichsten ihre

Überzeugung zumAusdruck brachten, dass dieHauswirtschaftsschule auch Jun-
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gen offenstehen solle und eine Form der Berufsausbildung sei. Die Abgeordnete

der Arbeiterpartei, Gunvor Eker, bemerkte dazu:

«DieHauswirtschaftsschulen sollten Teil eines Ensembles sein, und zwar so, dass sie

sowohl von Jungen als auch von Mädchen besucht werden. […] Es wird hier immer

von der Hausfrau und den Mädchen gesprochen. Ich denke, wir sollten davon weg-

kommen. Überall haben wir gemeinsame Klassen. Jungen und Mädchen gehen von

der Volksschule an gemeinsam zur Schule.Wir können sehen,wie junge Ehemänner

in immer höheremMaße ihren Anteil an derHausarbeit übernehmen, und sie haben

wahrscheinlich ein ebenso großes Bedürfnis, sich eine gute Basis zu erwerben. Die

Eheleute bauen gemeinsam ein Haus auf und erziehen ihre Kinder. […] Auch in die-

ser Hinsicht hat sich in letzter Zeit etwas getan, und ich hoffe, dass dies fortgesetzt

werden kann, damit auch in diesemBereichGleichberechtigung herrscht.» (Forhand-

linger i Stortinget, 10.März 1966, 2314).

DieRedner derKonservativenPartei äußerten sich nicht soweitreichend, aber sie

sprachen sich eindeutig für die Hauswirtschaftslehre als Berufsausbildung aus.

Der Konservative Jo Benkow zum Beispiel wies darauf hin:

«Der Begriff ‹Berufsfachschulen für Hauswirtschaft› wird in einem allzu engen Sin-

ne verwendet. Ich denke, was wir brauchen, ist eine Ausbildung, die imWettbewerb

mit anderenBerufsschulenund auch imWettbewerbmit denGymnasien [der akade-

mischen Oberstufe] eigenständig stehen kann und […] zu tatsächlichen beruflichen

Kompetenzen in und außerhalb des Hauses in dem gesamten großen Bereich führt,

der mit Haus und Familie, mit Dienstleistungen, Konsum und Sozialarbeit verbun-

den ist. Die Bildung in diesemBereich darf niemals den Charakter einer subsidiären

Lösung erhalten, weil man keinen Zugang zu anderen, attraktiveren Angeboten im

allgemeinen Schulangebot hat. Heute ist es offensichtlich, dass eine große Zahl jun-

ger Frauen – und übrigens auch Männer – zum Beispiel die gymnasiale Oberstufe

wählen, weil es im allgemeinen Schulangebot keine gleichwertigen oder besser ge-

eignetenMöglichkeiten gibt.» (Forhandlinger i Stortinget, 10.März 1966, 2305).

Für diesen Konservativen ging es darum, die Bildungsexpansion, die auch bei

den Frauen stattfand, so zu regeln, dass die akademische Oberstufe nicht über-

füllt würde. Der Politiker der Zentrumspartei, Karstein Seland, bestand darauf,

dass die wichtigste Aufgabe der Hauswirtschaftsschulen nach wie vor die Ausbil-

dung der Hausfrauen sein sollte – «demwichtigsten aller Berufe» (Forhandlinger i

Stortinget, 10.März 1966, 2303). Er fand es seltsam,dass dasMinisteriumder Arbei-

terpartei in seinemWeißbuch von 1965 argumentiert hatte, dass es schwierig sei,

den genauen Bedarf an Plätzen in diesen Schulen zu schätzen, da man die Zahl

der «Angestellten» im Beruf der Hausfrau nicht genau kenne. Die Tatsache, dass

in Norwegen jährlich etwa 24.000 Eheschließungen registriert würden, sei eine

ausreichende Schätzung. Jede dieser 24.000 neu verheirateten Hausfrauen solle
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Zugang zu einer Hausfrauenausbildung haben, nicht nur magere 15 Prozent, wie

esderzeit derFall sei (Forhandlinger iStortinget, 10.März 1966,2303).DerVerweis auf

dieZahl derEheschließungenwurde vonverschiedenenbürgerlichenAbgeordne-

tenwiederholt,wiedemChristdemokraten JakobAano.AuchdieAbgeordneteder

Liberalen Partei, Borghild Bondevik Haga, stimmte zu, dass es eine Schande sei,

dass so vielen jungen Hausfrauen keine Hausfrauenausbildung angeboten wer-

den könne. Gleichzeitig schien sie sich nicht sicher zu sein, ob nur Frauen dies

benötigten:

«Das Ziel für den Ausbau unserer Hauswirtschaftsschulen wird erst dann erreicht

sein, wenn man jedem einzelnen Mädchen – und warum nicht auch jedem einzel-

nen Jungen – eine Ausbildung geben kann, wie man ein Heim pflegt und gestaltet,

eine Ausbildung, die Kenntnisse über das Kochen, über die Leitung der Familien-

wirtschaft, Kenntnisse über das psychologische Element im Leben einer Familie und

in unserer Gesellschaft im Allgemeinen, einige Kenntnisse in Soziologie vermittelt.»

(Forhandlinger i Stortinget, 10.März 1966, 2311)

Die Ergänzungen von BondevikHaga und Benkow in Bezug aufMänner und Jun-

gen zeigen, dass sich die Mentalität schnell änderte und dass Politiker sich ge-

zwungen sahen, ihre Formulierungen anzupassen. In den 1960er Jahren gab es

einen Trend hin zu gleichen Lehrplänen und Koedukation auf allen Ebenen. Der

Volksschulausschuss von 1963 brachte in seinemBericht 1965 zumAusdruck, dass

es richtig sei, in den Lehrplänen nicht mehr zwischen Jungen und Mädchen zu

unterscheiden,dadie häuslicheArbeitsteilungheute «weniger ausgeprägt» sei als

früher.AlleUnterscheidungen sollten auf Interessen undnicht aufGeschlecht be-

ruhen (Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 116).

In den Zeitzeugeninterviews wurde dieser Trend bestätigt. Die Einführung

der Koedukation, die in den 1950er und 1960er Jahren in vielen städtischen Ge-

meinden stattfand, sei nicht heftig diskutiert worden, sondern sei einfach Aus-

druck des Zeitgeistes gewesen. In ländlichen Gebieten sei die Koedukation von

Jungen und Mädchen ohnehin die Regel gewesen, da es nicht genügend Kinder

gab, um sie nach Geschlechtern zu trennen. In der frühen Lehrerinnenbewegung

herrschte in dieser Frage zwar keine Einigkeit (Hagemann, 1992, 178f), doch ab

den 1960er Jahren gehörte die Trennung nach Geschlechtern der Vergangenheit

an.Mit dem Lehrplan von 1974 wurde offiziell festgelegt, dass Mädchen und Jun-

gen stets gemischte Klassen besuchen und in keinem Fach getrennt werden soll-

ten (Kirke- og undervisningsdepartementet, 1974, 23f). Wie der ZeitzeugeTheo Korit-

zinsky betonte, war der Lehrplan von 1974 einer der radikalsten Lehrpläne in der

norwegischen Geschichte, was die Gleichstellung der Geschlechter betraf.

Insgesamt ist zu unterstreichen, dass die norwegische Frauenbewegung für

einen eigenständigen politischen Kampf stand, der sich manchmal mit anderen

Konfliktlinien kreuzte. Während der zweiten Welle, in den 1960er und 1970er
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Jahren, unterstützten Arbeiterpartei und Sozialistische Volkspartei die Forde-

rungender radikalen Frauenbewegung.DieBildungsexpansionderMädchen,die

auf einem Konzept gleichberechtigter Geschlechterrollen beruhte, wurde in das

Schulreformprojekt der Arbeiterbewegung integriert. Die Zentrumspartei und

die Christdemokraten waren am wenigsten bereit, ihr Beharren auf getrennten

Geschlechterrollen aufzugeben. Vermutlich hängt dies mit ihrer eher ländlichen

und christlichen Wählerschaft zusammen. Die Liberale Partei und die Konser-

vative Partei unterstützten in der Nachkriegszeit häufig die Forderungen der

weniger radikalen, älteren Frauenorganisationen, wie des Lehrerinnenverban-

des. In beiden Parteien waren einige gut ausgebildete Frauen aus der Ober- und

Mittelschicht organisiert, die der Frauenbewegung angehörten.Die bürgerlichen

Parteien hatten also unterschiedliche Positionen in der Geschlechterfrage, was

Bündnisse zwischen ihnen nicht erleichterte.

Debatten über Geschlechterrollen, Mädchenbildung und Koedukation in

NRW

Auch für die deutsche Frauenbewegungwar dieMädchenbildung eines der wich-

tigsten Ziele (Hervé, 1990). Von Anfang an war die Bewegung in sozialdemokra-

tische, liberale und konservative Strömungen geteilt (Hervé, 1990, 12ff). Die li-

berale/konservative Strömung war unter dem Dach des 1894 gegründeten Bund

deutscher Frauenvereine (BdF) vereint, aber innerhalb des BdF gab es sozialli-

berale, nationalliberalen und konservative Strömungen (Wurms, 1990). Darüber

hinaus war die Frauenbewegung entlang der konfessionellen Grenzen gespalten.

Der konservativeDeutsch-Evangelische FrauenbundwurdeMitglied des BdF, der

heute noch existierende Katholische deutsche Frauenbund (KDFB) jedoch nicht.

EineMitgliedschaft im liberalenBdFwäremit derVerwurzelungder katholischen

Frauen im katholischen Milieu, das sich während des Kulturkampfes entwickelt

hatte, unvereinbar gewesen (Sack, 1998, 38). Als ein neuer nationaler Dachver-

band, der Informationsdienst für Frauenfragen (seit 1969: Deutscher Frauenrat)

1951 gegründet wurde, wurde die katholische Frauenbewegung jedoch mit ein-

bezogen (Illemann, 2016, 112ff). Zur katholischen Frauenbewegung gehörten ne-

ben demKDFB auchOrganisationenwie der 1885 gegründete Verein katholischer

deutscher Lehrerinnen (VkdL), der heute noch existiert. Dieser Verein hatte sei-

ne Hochburgen im Rheinland und in Westfalen, wo es mehr Lehrerinnen gab als

in den protestantischen Gebieten Preußens. Koedukation von Jungen und Mäd-

chen kam in katholischen Gebieten seltener vor und an den katholischen Mäd-

chenschulen gab es bessereMöglichkeiten für die Beschäftigung von Lehrerinnen

(Sack, 1998, 115ff). Die katholische Frauenbewegung arbeitete mit der Zentrums-

partei und später mit der CDU zusammen.
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ZwischendenStrömungender Frauenbewegungbestand keineEinigkeit über

Inhalt und Struktur der Mädchenbildung. Die liberalen und konservativen Teile

der frühen Frauenbewegung unterstützten traditionelle Geschlechterrollen und

vertraten die Ansicht, dass die meisten Mädchen eine Ausbildung erhalten soll-

ten, die ihrer Bestimmung als Mutter und Hausfrau entsprach und die den Sta-

tus dieser Rollen verbessere. Obwohl die liberalen Frauen auch für die Zulassung

vonFrauenausderOber-undMittelschicht zuweiterführendenSchulenundUni-

versitäten kämpften, wurde davon ausgegangen, dass das Schicksal der meisten

Frauen darin bestand, zu heiraten, was eine aktive Teilnahme am Arbeitsmarkt

ausschloss. Nur die sozialdemokratische Frauenbewegung vertrat von Anfang an

die Interessen der arbeitenden Frauen. Dennoch wurde auch hier an Vorstellun-

gen vombesonderen «Charakter» der Frau festgehalten (Tornieporth, 1977, 221ff).

In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg änderte sich die Situation all-

mählich. Berufstätige Frauen wurden üblicher und man sprach zunehmend von

einer «Doppelrolle» der Frau als Hausfrau und Arbeitnehmerin. In den libera-

len und sozialdemokratischen Teilen der Frauenbewegung sprachen sich immer

mehr Frauen für Koedukation aus (Pfister, 1988, 35).Diese Tendenzen verstärkten

sich nach 1968, als die zweite Welle der Frauenmobilisierung ihren Höhepunkt

erreichte und radikale Frauenorganisationen wie Pilze aus dem Boden schossen

(Doormann, 1990, 255ff).

Die katholische Frauenbewegung lehnte die Koedukation weiterhin grund-

sätzlich ab und hielt an der Vorstellung fest, dass die Freiheit der Frau in derWahl

zwischen Ehe und Mutterschaft oder Jungfräulichkeit und Beruf bestehe (Ille-

mann, 2016, 179ff; Pöggeler, 1977, 372ff; Schultheis, 1994, 200ff, 254ff). Zumindest

bis in die 1950er Jahre erwartete der VkdL von seinen Mitgliedern, dass sie ledig

blieben, um sich ganz auf ihren Beruf zu konzentrieren.27 Er lehnte verheiratete

Lehrerinnen ab, obwohl das Zölibatsgebot für Lehrerinnen in der Weimarer Re-

publik abgeschafft wordenwar (Illemann, 2016, 180; Sack, 1998, 128ff).Dies ist vor

demHintergrundderkatholischenTheologieundPraxis zuverstehen,dieFrauen,

die sich für den Zölibat entschieden, begrenzte Möglichkeiten der Emanzipation

boten.Vor allem imRheinlandund inWestfalenhatten sichkatholischeFrauenor-

den für dieEntwicklungderMädchenbildung eingesetzt (Sack, 1998, 30).DasEin-

treten des VkdL für den getrennten Unterricht für Mädchen hatte seineWurzeln

sowohl in pädagogischenÜberzeugungen als auch inBesitzstandsinteressen.Ka-

27 Christine Teusch, CDU-Kultusministerin in NRW von 1947 bis 1954, ist ein Paradebeispiel. Ge-

boren 1888,wurde sie Volksschullehrerin und schloss sich demVkdL,mehreren anderen katho-

lischen Frauenorganisationen und der Zentrumspartei an, die sie ab 1919 im ersten demokrati-

schen Parlament vertrat. Sie war in den christlichen Gewerkschaften aktiv. Gegen männlichen

Widerstand erkämpfte sie sich Einfluss in derNachkriegs-CDUundwurde zu einer der führen-

denPolitikerinnen inNRW,die sich für dieWiedereinführungdes konfessionellen Schulwesens

einsetzte. Gemäß den Grundsätzen des VkdL heiratete sie nie (Eich, 1987, 84ff).
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tholische Lehrerinnen befürchteten zu Recht, dass sie in koedukativen Schulen

keine gleichwertigenBedingungen für ihr berufliches Fortkommen erhaltenwür-

den (Sack, 1998, 133). Die katholischen Lehrerinnen befürworteten im Gegensatz

zur übrigen Frauenbewegung auch die Konfessionsschule. In den Zeitzeugenin-

terviews für diese Studie wurde durch spöttische Bemerkungen über diese Orga-

nisationdeutlich,dass viele politischAktive inNRWdiekatholischenLehrerinnen

nicht sehr ernst nahmen, sondern sie als Relikt der Vergangenheit betrachteten.

Dennoch hatte der VkdL vor allem innerhalb der vielen katholischen Mädchen-

schulen Einfluss und wurde bei allen schulpolitischen Anhörungen im Landtag

einbezogen. Er schloss sich 1976 der Kampagne gegen die Kooperative Schule an

und war damit Teil des konservativen Anti-Reform-Bündnisses.

In den Parteiprogrammen von SPD, CDU und FDP von den 1950er bis in die

1970er Jahre hinein finden sich zunehmend detaillierte Ausführungen zur Situa-

tion der Frauen. Deutliche ideologische Veränderungen lassen sich jedoch erst in

der zweitenHälfte der 1970er Jahre nachweisen.Die frühenParteiprogrammeder

CDU enthielten fast keine Hinweise auf Frauen. Im Hamburger Programm von

1953 heißt es lediglich, dass die CDU zwar für die «Gleichberechtigung vonMann

und Frau» eintrete, die nach langemRingen in der neuen Verfassung proklamiert

wordenwar, dass aber die «natürliche Ordnung von Familie und Ehe» der Grund-

satz der CDU imHinblick auf eine mögliche Revision des Familienrechts sei. Mit

anderenWorten: Die rechtliche Vormachtstellung des Ehemannes solle nicht völ-

lig abgeschafft werden. Tatsächlich wurde die Gleichberechtigung im Familien-

und Eherecht erst 1976, unter der sozialliberalen Bundesregierung, Realität. Der

CDU gelang es, ihre Wahlprogramme zu modernisieren und gleichzeitig die tra-

ditionellen Ideale vonMutterschaft undHausfrauentum zu vertreten. So heißt es

beispielsweise im Programm von 1972:

«Wir wollen die Stellung der Frauen in unserer Gesellschaft stärken. Die Frauen

müssen frei entscheiden können, ob sie sich ausschließlich der Aufgabe in Familie

undHaushalt zuwenden oder außerdem ganz oder teilweise berufstätig sein wollen.

Der Anspruch der Frau auf gerechte Chancen in Bildung, Ausbildung, Fortbil-

dung, Berufsausübung und auf gleiche Aufstiegschancenmuß verwirklicht werden.

Wir sind — auch bei den Frauen — für gleichen Lohn bei gleicher Leistung. Der

eigenständige Anspruch der Frau auf ausreichende soziale Sicherung ist für die

Zukunft sicherzustellen. Wir setzen uns ein für eine Stärkung des Ansehens der

gesellschaftlichen Leistung der Frauen in Familie und Haushalt.»

Die CDU ging weiterhin davon aus, dass «Familie und Haushalt» in erster Linie

Frauenaufgaben seien, erweiterte aber ihr Frauenbild, so dass auchdie Interessen

berufstätiger Frauen vertretenwurden.Wie die katholische Frauenbewegung be-

tonte die CDU in ihrem Programm von 1976, dass die «Stellung der Hausfrau und

Mutter derjenigen der erwerbstätigen Frau gleichwertig» sei. «Gerade das Klein-
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kind benötigt die Geborgenheit des Elternhauses», heißt es im Programm von

1976. In ihrem Programm von 1980 stellte die CDU fest, dass es bei der Gleichbe-

rechtigung vonMannundFrau einen «mangelnde[n] Fortschritt» gebe unddieser

«sich nicht nur auf die soziale Besserstellung der kinderlosen berufstätigen Frau

beschränken darf». Auf ihremParteitag im Juni 1975 verabschiedete die CDU eine

radikalere Erklärung mit dem Titel «Frau und Gesellschaft», in der es hieß, dass

«bei der Kindererziehung im Elternhaus […] geschlechtstypische Rollenklischees

vermieden» werden müssten und dass Jungen und Mädchen in Erziehungslehre

undHauswirtschaft auf «ihre Aufgabe in der partnerschaftlichen Familie» vorbe-

reitet werden sollten. In der Erklärung wird angeregt, mehr Mädchen zur Wahl

untypischer Berufe zu motivieren, Hausfrauen Weiterbildungsmöglichkeiten zu

geben und den Hauswirtschaftsunterricht der Sekundarstufe II so weiterzuent-

wickeln, dass er für verschiedene Berufe qualifiziere.

Im Vergleich zur CDU enthalten die frühen Wahlprogramme der SPD de-

tailliertere frauenpolitische Vorschläge, aber auch hier war das Hausfrauenideal

stark. In ihremWahlprogrammvon 1957 schlug die SPD vor, dass alleMädchen in

allgemeinbildenden und beruflichen Schulen Hauswirtschaftsunterricht erhal-

ten sollten. Hausfrau und Mutter zu sein, wurde als «die natürliche Aufgabe der

Frau» bezeichnet. Frauen und Männer seien «gleichwertig», aber nicht «gleich-

artig», was bedeute, dass Frauen ein Recht auf «besonderen Schutz» hätten. Im

Gegensatz zur CDU forderte die SPD 1957 die Gleichstellung der Frau im Ehe-

und Familienrecht. So heißt es im Godesberger Programm von 1959:

«Die Gleichberechtigung der Frau muss rechtlich, sozial und wirtschaftlich ver-

wirklicht werden. Der Frau müssen die gleichen Möglichkeiten für Erziehung und

Ausbildung, für Berufswahl, Berufsausübung und Entlohnung geboten werden wie

dem Mann. Gleichberechtigung soll die Beachtung der psychologischen Eigenarten

der Frau nicht aufheben.Hausfrauenarbeitmuß als Berufsarbeit anerkanntwerden.

Hausfrauen und Mütter bedürfen besonderer Hilfe. Mütter von vorschulpflichti-

gen und schulpflichtigen Kindern dürfen nicht genötigt sein, aus wirtschaftlichen

Gründen einem Erwerb nachzugehen.»

In ihren jugendpolitischen Leitsätzen von 1965 war die SPD nicht viel weiterge-

kommen. Hier wurde festgestellt, dass «eine volle Erwerbstätigkeit von Müttern

[…] mit der Aufgabe der Erziehung von Klein- und Schulkindern nur schwer zu

vereinbaren» sei unddass «Teilzeitarbeit […] dieMöglichkeit [biete],dasRecht des

Kindes auf mütterliche Pflege und Erziehung und das Recht der Frau auf eigene

berufliche Entwicklung zu verwirklichen». Dass das Kind auch ein Recht auf vä-

terliche Betreuung haben könnte, war keinThema. In NRW rühmte sich die SPD

in ihremWahlprogramm von 1962, den monatlichen bezahlten «Hausarbeitstag»

für berufstätige Frauen verteidigt zu haben, der auf Initiative der Kommunis-

tischen Partei in den frühen Nachkriegsjahren in NRW eingeführt worden war
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(Hervé/Nödinger, 1990, 202). Erst in ihremWahlprogramm zur NRW-Wahl 1980

forderte die NRW-SPD, dass Teilzeitarbeit für Männer und Frauen gleicherma-

ßen möglich sein sollte, ging aber weiter davon aus, dass die Vereinbarkeit von

Familie und Beruf vor allem ein Problem der Frauen sei. Dass Schulbücher oder

Lehrpläne mit Blick auf die Darstellung der Geschlechterrollen geändert werden

sollten, war in den 1970er Jahren kein Thema (siehe aber Zinnecker, 1972, 83ff).

Erst Anfang der 1980er Jahre wurde dies im Landtag NRW diskutiert. 1985 veröf-

fentlichte das SPD-geführte Kultusministerium in NRW eine Verordnung dazu

(zitiert in Pfister, 1988, 261f).

Wie die CDU stellte auch die FDP in ihren frühen Programmen keinerlei

frauenpolitische Forderungen auf.Das Bundesprogramm von 1961 enthielt ledig-

lich den Satz, dass soziale, pädagogische und hauswirtschaftliche Frauenberufe

«gesellschaftlich höher zu bewerten und wirtschaftlich besserzustellen» seien.

Ab 1969 forderte die FDP eine Rente für Hausfrauen. Im Wahlprogramm für die

Bundestagswahl 1976 wurde ausführlicher betont, dass die FDP zur Reform des

Ehe- und Familienrechts beigetragen habe, die es Frauen endlich erlaube, frei zu

wählen, ob sie arbeiten wollten, ohne die Zustimmung ihres Mannes zu benöti-

gen. Dennoch räumte das Programm ein, dass «viele Nachteile» fortbestünden

und dass Frauen gleiche Chancen im Bildungssystem und im Beruf erhalten

müssten. Auch hier hieß es, dass «die Tätigkeit im Haushalt […] die gleiche Wer-

tung […] finden [müsse] wie jede andere Berufstätigkeit». Im Wahlprogramm

zur Landtagswahl 1976 erwähnte die NRW-FDP, dass Hausfrauenarbeit aner-

kannt werden solle, aber auch praktische Hilfen wie Betriebskindergärten oder

Tagesmütter notwendig seien. In ihrem Wahlprogramm zur Bundestagswahl

1980 forderte die FDP ein Antidiskriminierungsgesetz und regte «den Abbau des

traditionellen Bildes der Familienhierarchie z.B. in Schulbüchern» an.

Nicht nur die Parteiprogramme, sondern auch die praktische Politik der

1950er und 1960er Jahre zeugte vor allem von ideologischer Kontinuität in Bezug

auf die Geschlechterfrage. Das Mädchenschulwesen in der Region war lange Zeit

von der katholischen Kirche dominiert worden, die das vom preußischen Staat

hinterlassene Vakuum im höheren Schulwesen gefüllt hatte. Viele der privaten

Gymnasienwaren katholischeMädchenschulen. 1953 waren 20 der privaten Real-

schulen in NRW für Mädchen, acht für Jungen und neun für beide Geschlechter.

Unter den öffentlichen Realschulen gab es 34 nur für Mädchen, 41 nur für Jungen

und 108 für beide Geschlechter. Von den privaten Gymnasien waren 50 nur für

Mädchen, 19 nur für Jungen und 10 für beide Geschlechter. Von den öffentlichen

Gymnasien waren 96 nur für Mädchen, 155 nur für Jungen und 112 für beide

Geschlechter (Statistisches Landesamt Nordrhein-Westfalen, 1954, 80ff). 1979

waren von den 3141 Jugendlichen, die die Realschulprüfung an einer Privatschule

ablegten, 2433 Mädchen (77 Prozent). 25.202 Mädchen legten die Realschulprü-

fung an einer öffentlichen Schule ab. Unter den Abiturienten der Privatschulen

im Jahr 1979 waren 3469 von 5365 (65 Prozent) Mädchen. 15.896 Mädchen legten
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das Abitur an einer öffentlichen Schule ab (Landesamt für Datenverarbeitung

und Statistik Nordrhein-Westfalen, 1980, 134). Auch wenn einige Privatschulen

evangelisch oder konfessionsübergreifend waren, waren die meisten katholisch.

Mit anderen Worten: Der Einfluss der katholischen Kirche auf die Bildung der

Mädchen war groß.

Im Schulordnungsgesetz von 1952 wurde festgelegt, dass der «Eigenart der

Geschlechter» bei der Gestaltung des Schulwesens Rechnung getragen werden

sollte. ImVergleichzuanderenwestdeutschenBundesländernwardieKoedukati-

on inNRWbesonders selten. 1967 waren insgesamt 70,8 Prozent aller Gymnasien

entweder Jungen- oder Mädchenschulen. Nur das Saarland hatte einen höheren

Anteil (Zinnecker, 1972, 67). Dies war eine Folge des Einflusses der katholischen

Kirche auf das Bildungswesen der Region, hing aber auch damit zusammen, dass

Koedukation in NRWs vielen dicht besiedelten Gebieten weniger notwendig war

(Zinnecker, 1972, 68).

In den Nachkriegsjahren wurde die Frauenoberschule wieder eingeführt.

Dies war eine weiterführende Schulform für Mädchen, deren Wurzeln bis ins

Jahr 1908 zurückreichen, als die Mädchenbildung erstmals vom preußischen

Staat geregelt wurde. In derWeimarer Republik und unter dem nationalsozialis-

tischen Regime war diese Schulform weiterentwickelt worden. Sie wurde nur in

NRW,Rheinland-Pfalz undNiedersachsenwiederbelebt (Zinnecker, 1972, 72).Die

Frauenoberschule, ab 1966 Gymnasium für Frauenbildung genannt, vergab keine

allgemeine Hochschulreife, sondern qualifizierte nur für den Zugang zu einer

PädagogischenAkademie,umVolksschullehrerinzuwerden, für eineuniversitäre

Ausbildung als Gymnasiallehrerin in bestimmten Fächern und für einige staatli-

che Verwaltungslaufbahnen, zumBeispiel in Bibliotheken.Begabte Schülerinnen

konnten eine zusätzliche Prüfung in Latein oder Französisch und Mathematik

ablegen, um ein vollwertiges Abitur zu erwerben. Unter dem nationalsozia-

listischen Regime hatte die Frauenoberschule eine allgemeine Hochschulreife

vergeben – von Zeitgenossen als «Puddingabitur» bezeichnet (Eich, 1987, 166,

Neghabian, 1993). Die erste Kultusministerin von NRW, die katholische Lehrerin

Christine Teusch (siehe Fußnote 27), war für die Herabstufung des Abiturs der

Frauenoberschule verantwortlich und setzte diese Politik gegen erheblichen

Protest durch. Eich (1987, 170) vermutet, dass Teusch eine naturwissenschaftli-

chere Mädchenerziehung bevorzugte und die Frauenoberschule ablehnte. Sollte

dies zutreffen, so ist es Teusch nicht gelungen, die Bedeutung dieser Schulform

zu verringern. 1965 zählten 133 solcher Schulen 23.879 Schülerinnen, was fast

22 Prozent aller Gymnasiastinnen ausmachte (Kultusministerium NRW, 1965,

Tabelle 6 und 7, eigene Berechnung). Latein stand nicht auf dem Lehrplan und

die naturwissenschaftlichen Fächer wichen ab der 9. Klasse den Fächern der

Frauenarbeit, also Hauswirtschaft und Pädagogik (Kultusministerium NRW,

1965, 13). Das KultusministeriumunterMikat (CDU) (Ministerium für Schule und

Weiterbildung des Landes NRW, 1965, 12) erklärte, dass die Mädchenbildung sich
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dadurch auszeichne, sowohl durch die Ziele des jeweiligen Schultyps als durch

die Aufgaben der «Hausfrau undMutter» definiert zu sein.Die Frauenoberschule

akzentuiere die zweite Aufgabe.

1967 verkündete Kultusminister Fritz Holthoff (SPD) stolz, dass die Bildungs-

expansion die Mädchen soweit erfasst habe, dass sie nun 50 Prozent aller Real-

schüler und 44,4 Prozent aller Gymnasiasten ausmachten (Ministerium für Schu-

le undWeiterbildungNRW, 1967, 28). In der letztgenanntenZahlwaren allerdings

29.215SchülerinnendesGymnasiums fürFrauenbildungenthalten,sodass einer-

heblicher Teil der Gymnasiastinnen immer noch kein vollwertiges Abitur erhielt.

Außerdemverließen22,5 Prozent derMädchendasGymnasiumnachder 10.Klas-

se, gegenüber 11,2 Prozent der Jungen (Kultusministerium NRW, 1967, 33). Erst

1972wurde die Frauenoberschule abgeschafft. Bis dahin hatte es viele verschiede-

ne Gymnasialtypen gegeben. Mädchen hatten meist neusprachliche Gymnasien

oder Frauenoberschulen besucht, während Jungen eher klassische oder mathe-

matisch-naturwissenschaftliche Gymnasien besuchten (Zinnecker, 1972, 70). Al-

le diese Typen wurden nun zusammengelegt und die Typen wurden auf Wahlfä-

cher inder Sekundarstufe II reduziert.Hauswirtschaft undPädagogikwurdenzu

Wahlfächern, die für Jungen undMädchen gleichermaßen offen waren. Sie wur-

den nach wie vor überwiegend vonMädchen gewählt (Neghabian, 1993, 216).

Auch die Lehrpläne der Volksschule und der Realschule waren in den 1950er

und 1960er Jahren von einem traditionellen Geschlechterrollenverständnis ge-

prägt.Die Lehrpläne der Volksschulen inNRWvon 1955 sahen fürMädchen in der

achten Klasse acht Stunden «lebenspraktische Erziehung» vor.Die Jungen hatten

in der gleichen Zeit drei StundenWerken, eine StundeMathematik, drei Stunden

Physik und Chemie und eine Stunde Deutsch (Hagenmaier, 1988 [1969], 250).

Mit der Einführung des neunten Schuljahres und der Hauptschule im Jahr 1966

wurde die Koedukation in dieser Schulform zur Regel. Dennoch unterschieden

die Lehrpläne zwischen den Geschlechtern. Für die Klassenstufen sieben, acht

und neun sahen sie für Mädchen fünf bis sechs Stunden «lebenspraktische Er-

ziehung» (einschließlich Hauswirtschaft, Biologie/Physik/Chemie, Handarbeit

und Kunst) und zwei bis drei Stunden Sportunterricht vor. Jungen wurden in der

gleichen Zeit drei Stunden in Biologie/Physik undChemie, zwei Stunden inWer-

ken und drei Stunden in Sport unterrichtet (LandtagNRW, 13.6.1966; LandtagNRW,

29.11.1966, zitiert in Dowe/Frommberger, 1968, 303ff; 309f). In den Lehrplänen

der Realschule von 1965 waren für Mädchen in der neunten Klasse zwei Stunden

Handarbeit und drei Stunden Hauswirtschaft vorgesehen. Die Jungen hatten in

der gleichen Zeit zwei Stunden Mathematik, ein bis zwei Stunden Physik und

Chemie und eine Stunde Biologie (Hagenmaier, 1988 [1969], 250).

In den Lehrplänen für die Haupt- und Realschule von 1968 und 1973 wurde

der Hauswirtschaftsunterricht für Jungen geöffnet, allerdings nur als Wahlfach.

Kultusminister Fritz Holthoff (SPD) erklärte 1968 in einer Landtagsdebatte, er

halte es zwar für sinnvoll, dass Jungen kochen lernten, aber er sei der Meinung,
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dass die Teilnahme nicht verpflichtend sein solle (Landtag NRW, 22. Oktober 1968,

1595). Hauswirtschaft wurde als eigenständiges Fach aufgegeben und stattdes-

sen in das Fach Arbeitslehre integriert (Tornieporth, 1977, 340ff). Nur in der

Hauptschule und in der Gesamtschule blieben Elemente der Hauswirtschaft

für beide Geschlechter obligatorischer Bestandteil der Lehrpläne. Fächer mit

hauswirtschaftlichen Elementen blieben in allen anderen Bildungseinrichtungen

Mädchenfächer, weil sie überwiegend von Mädchen gewählt wurden (Bartsch/

Methfessel, 2012, 203;Methfessel/Kettschau, 1994, 90).Methfessel und Kettschau

(1994, 90) kommen zu dem Schluss, dass Koedukation im Hauswirtschafts-

unterricht unterlaufen werde und nur in Anpassung an männliche Biografien

stattfände.

In den Realschulen und den Gymnasien wurde die Koedukation ab den spä-

ten 1960er Jahren realisiert.Dies warweniger eine Folge gezielter politischer Ent-

scheidungen, sondern vor allem eine Folge veränderter Präferenzen in der Bevöl-

kerung. Im Oktober 1968 wurde dasThema im Landtag diskutiert, weil der SPD-

Abgeordnete Bargmann eine Anfrage an den Kultusminister, den SPD-Politiker

Fritz Holthoff, gerichtet hatte. Die Frage lautete: «Begrüßt die Landesregierung

die bei vielen Schulträgern erkennbare Tendenz, analog der Entwicklung bei den

Hauptschulen […] auch an Realschulen und Gymnasien die Koedukation einzu-

führen?» (Landtag NRW, 22. Oktober 1968, 1593). Holthoff antwortete, er befürwor-

te die Koedukation, weil Jungen und Mädchen «in die gleiche kulturelle, soziale

undpolitischeWirklichkeit» hineinwachsenundbefähigtwerden sollten, «die po-

litisch-juristische Gleichberechtigung der Geschlechter» zu verwirklichen (Land-

tag NRW, 22. Oktober 1968, 1594). Zu diesem Zweck sollten sie in der Schule Ko-

operation einüben. Zugleich betonte Holthoff, dass Koedukation nur dann wün-

schenswert sei, wenn sichergestellt sei, dass «geschlechtsspezifische Interessen»

zum Ausdruck kommen könnten (Landtag NRW, 22. Oktober 1968, 1594). Deshalb

sei darauf zu achten, dass die Zahl der Lehrerinnen ausreichend sei und dass in

der Schulleitung Personen verschiedenen Geschlechts seien. Holthoff erklärte:

«Esmuss Vorsorge getroffen werden, dass der Unterricht in den Leibesübungen und

in der Nadelarbeit für die Mädchen gesichert ist und dass im Rahmen des Mögli-

chen zeitweilige getrennter Unterricht […] erteilt werden kann.Unter dieser Voraus-

setzung wird die Landesregierung koedukative Gymnasien und Realschulen […] för-

dern.» (Landtag NRW, 22. Oktober 1968, 1595)

Im folgenden Gespräch fragte der SPD-Abgeordnete Bahr, ob dies bedeute, dass

das Ministerium nun die Einführung der Koedukation an den öffentlichen Gym-

nasien verordnen werde. Darauf antwortete der Minister, dass er dies nicht tun

werde, weil er es für besser halte, die Dinge wachsen zu lassen. Die Entwicklung

ginge in diese Richtung, doch er wolle die Koedukation den Schulen nicht ver-

pflichtend auferlegen (Landtag NRW, 22. Oktober 1968, 1595)
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Anne Ratzki, ehemalige Schulleiterin eines Gymnasiums in Köln, das 1967 ge-

gründet und 1975 zu einer der ersten Gesamtschulen in NRW wurde, schilderte

imZeitzeugeninterview die Entwicklung an ihrer eigenen Schule und an anderen

neu gegründeten Schulen:

«Also,die Bedingungenwaren eher bescheiden […], aber –unddaswar das ganzTolle

– es waren die ersten Koedukationsgymnasien in Köln. […] Und das war bei den El-

tern […] so fantastisch angekommen, dass wir im kommenden Jahr 450 Anmeldun-

genhatten […] unddas inBarackenundmit ganzmiesenBedingungen.Unddie alten

Jungen- undMädchengymnasien hatten noch 25 bis 50Anmeldungen.Daraufhin hat

die Stadt Köln […] gedrängt, dass andere Gymnasien auch umstellen. Und dann […]

[wurdendie Jungen-undMädchengymnasien] von Jahr zu Jahrweniger.» (Zeitzeugen-

interview)

Andere Zeitzeugen stimmten zu, dass Ende der 1960er Jahre der Widerstand ge-

gen die Koedukation stark geschrumpft war. Nur der VkdL war noch immer ge-

genKoedukation.Wiedie ehemaligeVorsitzendederGEWinNRW,IlseBrusis, es

ausdrückte,machteman sichmit einer solchenHaltung «nur lächerlich» (Zeitzeu-

geninterview). 1980 gab es in NRW 600 koedukative Gymnasien (davon 65 Privat-

schulen), 14 Jungengymnasien (davon 11 Privatschulen) und 31Mädchengymnasi-

en (davon 28 Privatschulen) (Philologen-Verband NRW, 1981, 620). Die verbliebe-

nen Mädchen- oder Jungenschulen waren – und sind bis heute – in erster Linie

katholische Schulen.

Insgesamt wurden die Forderungen der Frauenbewegung in den 1950er bis

1970er Jahren von keiner der Parteien als vorrangig angesehen (Doormann, 1990,

272ff). Sozialdemokratische Frauen machten zwar viele Reformvorschläge, aber

nur wenige davon fanden Eingang in die Politik sozial-liberaler Regierungen

(Doormann, 1990, 274). Es scheint daher, dass der Einfluss der deutschen Frau-

enbewegung auf die Parteipolitik begrenzt war. Die Situation der Mädchen im

Bildungssystem änderte sich ab den späten 1960er Jahren, doch das Ideal der

Hausfrau blieb während des gesamten Zeitraums stark. Gegner von Schulre-

formen fanden in der katholischen Frauenbewegung, wie dem VkdL, willige

Unterstützerinnen. Obwohl der VkdL vor allem Volksschullehrerinnen vertrat,

konnten SPD und FDP wegen der Verbindung zum politischen Katholizismus

kein Bündnis mit dem VkdL eingehen. Die katholische Frauenbewegung gehörte

zum katholischen Milieu, das historisch gesehen zwar mit einer Wirtschafts-

politik zugunsten der Arbeiterklasse sympathisiert hatte. Kulturell waren die

katholischen Lehrerinnen jedoch zu weit von der Sozialdemokratie entfernt.

Sozialdemokraten und Liberale schlossen nur ein schwaches Bündnismit radika-

leren Teilen der Frauenbewegung.Mit anderenWorten: Die dominante staatlich-

kirchliche Spaltungslinie untergrub die Einheit der Frauenbewegung, und die

Geschlechterspaltung blieb vergleichsweise latent. Die Frauenbewegung stellte
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keine Bedrohung für das konservative Bündnis gegen Schulreformen dar, im

Gegenteil, die katholische Frauenbewegung war in dieses Bündnis integriert.

Vergleich: Die Bedeutung von querverlaufenden Spaltungslinien

Man kann schlussfolgern, dass es in beiden Fällen zum Klassenkonflikt querver-

laufende, schulpolitische Konflikte gab, die für einige Akteure relevanter waren

als Konflikte umdieGesamtschule. InNorwegen stabilisierten dieseKonflikte die

Zusammenarbeit zwischen den Parteien der Mitte und der Arbeiterpartei oder

sabotierten sie zumindest nicht. In Deutschland stabilisierten sie die innere Ge-

schlossenheit und das interessenübergreifende Bündnis innerhalb der CDU. Die

Tatsache,dass esdenSozialdemokraten inNorwegengelang,ein stabilesReform-

bündnis aufzubauen, während dies den deutschen Sozialdemokraten nicht ge-

lang, lässt sich also mit den ungleichen Spaltungsstrukturen der beiden Länder

erklären. In diesem Abschnitt werden diese Ergebnisse ausführlicher diskutiert.

InNorwegenwaren diewichtigsten Spaltungslinien, die sichmit der Klassen-

spaltung überschnitten, die zwischen Zentrum und Peripherie sowie zwischen

Land und Stadt. In Bezug auf den Klassenkonflikt vertraten die norwegische Li-

berale Partei, die Zentrumspartei und die Christdemokraten die politischeMitte.

Im Hinblick auf die Kluft zwischen Stadt und Land und zwischen Zentrum und

Peripherie vertraten sie jedoch die ländliche Peripherie. Die Konservative Partei

war hauptsächlich eine städtische Partei, während die Arbeiterpartei in derMitte

stand, da sie sowohl in den Städten als auch auf dem Land stark war. Die Arbei-

terpartei vertrat auch städtischeAußenseiter,die kulturell zur Peripherie zählten.

Dennoch waren diese Spaltungslinien für die Arbeiterpartei potenziell bedroh-

lich,dennsiehätte sich impolitischenZentrum,inOslo,nicht anderMachthalten

können, wenn die Peripherie beschlossen hätte, sich kollektiv gegen sie zu erhe-

ben. Dies wurde durch den Kampf um die EG-Mitgliedschaft veranschaulicht.

InderSchulpolitikkamendieseSpaltungslinien indenKonfliktenumdieZen-

tralisierung der kleinen ländlichen Schulen und in den Konflikten um die Schul-

sprache und die Schulbücher zumAusdruck.Die ländliche Peripheriewehrte sich

gegen eine weitreichende Zentralisierung und lehnte die als arrogant empfunde-

ne sprachpolitischeHaltung der städtischen Eliten ab. Auch die Konflikte umden

christlichen Unterricht waren bis zu einem gewissen Grad Ausdruck der Gegen-

sätze zwischen Stadt und Land und zwischen Zentrum und Peripherie, wie die

Proteste westnorwegischer Bürgermeister gegen die Verordnungen der Zentral-

regierung zur Begrenzung der Zahl der Unterrichtsstunden in diesem Fach zeig-

ten. Der Arbeiterpartei gelang es in der Regel, zu verhindern, dass diese Konflik-

te ihre Schulreformen ernsthaft behinderten. Nur 1959 waren die Sorgen um den

ländlichen Raum der Grund, warum die Parteien der Mitte nicht mit der Arbei-

terpartei für die Abschaffung der alten Schultypen stimmten. Danach finanzier-
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Tabelle 5.2: Schulpolitische Ausprägungen von Spaltungslinien in Norwegen und NRW

während der Nachkriegsreformzeit

Spaltungslinie Ausprägungen in Norwegen Ausprägungen in NRW/Deutschland

Arbeitnehmer

– Eigentümer

(Klasse)

Konflikte um die Einführung der Ju-

gendschule und die Abschaffung der

Realschule, um Differenzierung, um

die Abschaffung der Benotung in der

Jugendschule

Konflikte um die Einführung der Ge-

samtschule und der Kooperativen

Schule

Zentrum –

Peripherie und

Stadt – Land

Konflikte um Zentralisierung der länd-

lichen Schulen, um Schulsprache, um

die Anzahl der Stunden für christli-

che Erziehung in westnorwegischen

Schulen

Konflikte um Zentralisierung der ländli-

chen «Zwergschulen»

Staat – Kirche Konflikte um die Zahl der Unterrichts-

stunden im christlichen Unterricht, den

Inhalt und die Rolle des christlichen

Unterrichts, die Präambel des Schulge-

setzes und christliche Privatschulen

Konflikte um das konfessionelle Schul-

wesen, konfessionelle «Zwergschulen»,

den Einfluss der katholischen Kirche

und christliche (insbesondere katholi-

sche Mädchen-)Privatschulen

Kommunistisch –

sozialistisch

–

Konflikte um die politische Haltung von

Lehrenden, Berufsverbote, vermeintlich

sozialistische Lehrpläne und die kon-

servative Behauptung, Gesamtschulen

seien «sozialistisch»

Männer – Frauen Konflikte zwischen Organisationen von

Lehrerinnen und Lehrern, um gleiche

Lehrpläne für Jungen undMädchen und

Koedukation

Konflikte um gleiche Lehrpläne für

Jungen und Mädchen und Koedukation

te die Arbeiterpartei-Regierung die Einführung der Jugendschule in den Landge-

meinden so großzügig, dass sie in diesen Gebieten als ein gewaltiger Bildungs-

schub angesehen wurde, weil sie mit der Einführung der neunjährigen Schul-

pflicht verbunden war. Der Trend zu einer geringeren organisatorischen Diffe-

renzierung innerhalbder Jugendschule kamderAbneigungderParteienderMitte

gegen Zentralisierung entgegen, da Schulen ohne Leistungsdifferenzierung und

Leistungsgruppenbildung kleiner sein konnten. Auch in der Sprachpolitikmanö-

vrierte die Arbeiterpartei klug, indem sie die Nynorsk-Bewegung auch nach der

Aufgabe des Samnorsk-Ziels nicht zurückwies. Selbst bei der christlichen Erzie-

hung machte die Arbeiterpartei Zugeständnisse. Die Konservative Partei stellte

sich im Sprachkampf gegen die Parteien der Mitte. In Bezug auf die Zentralisie-

rung und die christliche Erziehung versuchte sie, Brücken zu bauen, was jedoch

nicht zu einem stabilen Bündnis führte. Die Spaltung zwischen Zentrum und Pe-

ripherie sowie zwischen Stadt und Land stärkte somit die Koalition zwischen den

Parteien der Mitte und der Arbeiterpartei.

In NRW drückte sich der Stadt-Land-Konflikt in den Konflikten um die Zen-

tralisierung kleiner ländlicher Schulen, die von der SPD als «Zwergschulen» be-

zeichnetwurden, aus.Die Zentralisierung schritt inNRW langsamer voran als im
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viel dünner besiedelten Norwegen. In Norwegen wurde 1963 nur ein Prozent der

Schüler in einklassigen Schulen unterrichtet, in NRW waren es im gleichen Jahr

1,8 Prozent (Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), 151; LandtagNRW, 14.Mai

1963, 545). Dieser Unterschied ist bemerkenswert, wennman bedenkt, dass NRW

eines der bevölkerungsreichsten Bundesländer war. 28

Die Sozialdemokratie hatte wenig Sympathie für kleine Landschulen. Unter-

stützt wurde sie in ihrem Kampf für Zentralisierung von der FDP. Beide Parteien

waren der Meinung, dass die Zentralisierung im Interesse der Landbevölkerung

sei, weil nur Schulen ab einer bestimmten Größe die Qualität der Bildung garan-

tieren könnten. Die Landbevölkerung teilte diese Bedenken nicht unbedingt. Im

Gegenteil: Die CDUwar in vielen ländlichen Gebieten NRWs stark. Innerhalb der

CDU waren einige Abgeordnete besonders dafür bekannt, dass sie sich für klei-

ne Landschulen einsetzten. InDebattenbetontendieseAbgeordnetendieVorteile

der kleinen Schulen und ihren kulturellen undwirtschaftlichenWert für die länd-

lichen Gemeinden. Gleichzeitig sprachen sich andere CDU-Abgeordnete wie Mi-

kat für eine Zentralisierung aus. Sie wussten aber auch, dass sie keine Unruhe

provozieren durften und taten dies daher sehr vorsichtig. Mit anderen Worten:

Trotz gewisserWidersprüche innerhalb der CDUwurde die Abneigung der Land-

bevölkerung gegen die Zentralisierung in das Programm der CDU integriert und

die interne interessenübergreifende Koalition aufrechterhalten.

Der Kampf um die «Zwergschulen» stand auch im Zusammenhang mit dem

wichtigerenKampfumdas konfessionelle Schulwesen,der als Ausdruckder Spal-

tungslinie zwischenStaat undKirche angesehenwerdenkann.Diese Spaltungsli-

niewar in der RegionNRW, in der die katholischeKirche auch in denNachkriegs-

jahrzehnten eine bedeutendeMachtstellung innehatte, lange Zeit dominant. SPD

und FDP lehnten nicht nur das konfessionelle Schulwesen als solches ab, sondern

auch die Tatsache, dass es dadurch schwieriger wurde, die vielen kleinen Schu-

len loszuwerden. Die hohe Zahl der katholischen Privatschulen war ein weiterer

Streitpunkt. Die evangelische Kirche war bis zu einem gewissen Grad an diesen

Debatten beteiligt, unterhielt jedoch eine viel geringere Anzahl von Privatschulen

und gab ihre Unterstützung für das konfessionelle Schulwesen auf. Die CDUwar

die Partei, die der katholischen Kirche am nächsten stand. Obwohl sie schließ-

28 Eine Erklärung für die vielen einklassigen Schulen inNRWwar derMangel an Lehrkräften.Ob-

wohl auch in Norwegen Lehrermangel herrschte, kamen 1963/1964 in Norwegen durchschnitt-

lich25Schüler auf eineLehrkraft (StatisticsNorway (SSB), 1966,269,eigeneBerechnung). InNRW

kamen 1963 42,8 Schüler auf einen Volksschullehrer (Statistisches LandesamtNordrhein-Westfalen,

1964,52). Inden 1970er Jahren schritt dieZentralisierung inNRWvoran.DerLehrermangelwur-

de überwunden und die durchschnittliche Schülerzahl sank auf 22 Schüler pro Lehrer in der

Grundschule und 19,4 Schüler pro Lehrer in der Hauptschule im Jahr 1979 (Landesamt für Da-

tenverarbeitung und Statistik Nordrhein-Westfalen, 1980, 126). In Norwegen kamen 1978/79 in

den Kinder- und Jugendschulen 18,9 Schüler auf einen Lehrer (Statistics Norway (SSB), 1980,

347, eigene Berechnung).
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lich einenKompromiss in der Frage des konfessionellen Schulwesens akzeptieren

musste, gelang es der CDU, Ausnahmen durchzusetzen, die einen gewissen ka-

tholischenEinfluss sicherten.Die Spaltungslinien zwischenStaat undKircheund

zwischen Stadt und Land überlappten sich also. Beide Spaltungslinien, vor allem

aber der stark ausgeprägte Staat-Kirche-Konflikt, stärkten das innere Bündnis

der CDU.

Die Auseinandersetzungen um das konfessionelle Schulwesen und die katho-

lischen Privatschulen waren in vielerlei Hinsicht paradigmatisch für die späteren

Auseinandersetzungen um die Gesamtschule. Das Argument, Eltern sollten frei

wählen können, welche Bildung sie für ihre Kinder wünschten, war eines der

wichtigsten konservativen Argumente in diesen Debatten, ebenso wie das Argu-

ment, dass Kinder eine «gleichwertige, aber unterschiedliche» Bildung erhalten

sollten. Die CDU sah in der Schulpolitik von SPD und FDP einen Angriff auf das

Elternrecht, getrieben von einer überzogenen Staatsgläubigkeit. Auch Vertreter

der katholischen Kirche warnten in diesen Debatten mit drastischen Worten vor

vermeintlich totalitären Tendenzen in der sozialdemokratischen und liberalen

Schulpolitik.

In Norwegen kommt die Spaltungslinie zwischen Staat und Kirche in den

Konflikten über die Anzahl der Unterrichtsstunden im christlichen Unterricht,

die Finanzierung christlicher Privatschulen und die christliche Präambel des

Schulgesetzes zumAusdruck. Sie überschnitt sichmit dem Stadt-Land-Konflikt.

Vor allem die norwegischen Christdemokraten kämpften für einen christlichen

Einfluss auf das Schulwesen. Die Christdemokraten erhielten manchmal Un-

terstützung von der Zentrumspartei und der Konservativen Partei, während die

Liberale Partei eher in der Mitte des Konfliktes angesiedelt war. Die Arbeiter-

partei und die Sozialistische Volkspartei stellten die andere Seite des Konflikts

dar. Diese Konflikte trugen zumWahlsieg der vier bürgerlichen Parteien im Jahr

1965 bei, was zeigt, dass sie für die Arbeiterpartei politisch gefährlich waren.

Im Hinblick auf die Gesamt- oder Einheitsschule stellten sie jedoch kein großes

Hindernis für die sozialdemokratische Politik dar. In einigen Fällen gelang es der

Arbeiterpartei, die bürgerlichen Parteien zu spalten, indem sie mit der Liberalen

Partei zusammenarbeitete. Die Forderungen der Christdemokraten nach einer

christlichen Erziehung waren manchmal so weitreichend, dass selbst die Zen-

trumspartei und die Konservative Partei nicht zustimmen konnten. In anderen

Fragen stand die Konservative Partei in der Koalition von 1965 allein, zumBeispiel

bei der Deregulierung der Privatschulen. Die Parteien derMitte wollten, dass die

christlichen Schulen eine stabile Finanzierung erhielten, aber sie unterstützten

keine privaten Eliteschulen. Der bürgerliche Block war also nicht ganz geeint,

und die Arbeiterpartei nutzte diese Widersprüche aus. Weder die Regelungen

zum christlichen Unterricht noch zum christlichen Privatschulwesen konnten

die norwegischen Gesamtschulreformen ernsthaft gefährden, zumindest nicht

in der fraglichen Zeit. Im Vergleich zum deutschen Fall gab es auch keine so
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offensichtlichen ideologischen Ähnlichkeiten zwischen den Kämpfen um die

christliche Erziehung und den Debatten über die Gesamtschule.

Im norwegischen Fall kamen Antikommunismus und die kommunistisch-so-

zialistische Spaltungslinie in der Schulpolitik nicht zum Ausdruck. Antikommu-

nistische Argumente sind in den norwegischen schulpolitischen Debatten nicht

zu finden. Es gab zwar in allen Lehrerorganisationen Kommunisten, aber dies

spaltete sienicht in einemAusmaß,das ihrenEinfluss geschmälert hätte.Dienor-

wegischen Lehrerorganisationen hatten keine Probleme damit, das Schulsystem

der DDR unvoreingenommen zu studieren. Auch wenn der Antikommunismus

und die kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie in anderen Bereichen der

norwegischen Politik eineRolle spielten, kanndiesesThemenfeld in Bezug auf die

Schulpolitik vernachlässigt werden. Das kann man vom deutschen Fall nicht be-

haupten.

In NRWwar die kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie ein ernsthaftes

Hindernis für die Reformprotagonisten. Konflikte um Berufsverbote und um die

Zusammenarbeit zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten spalteten sie

innerlich.Die Tatsache, dassDeutschland ein geteiltes Landwar und dieDDR ein

Gesamtschulsystem eingeführt hatte, spielte eine Rolle. Insbesondere die GEW

war gespalten in sozialdemokratische Strömungen, radikalere Sozialisten und

verschiedene kommunistische Gruppen. Auch in der SPD gab es interne Wider-

sprüche. Innerhalb der SPD fand sich eine Spaltung zwischen einer gemäßigten

oder rechten Strömung, der viele führende SPD-Politiker in NRW angehörten,

und einer Strömung jüngerer, linker Reformer. Das Lager der Reformer be-

trachtete die Gesamtschule als gesellschaftsveränderndes Instrument und wollte

Kinder zur Kritik am kapitalistischen System, zur Solidarität und zum Frieden

erziehen. Gemäßigte Sozialdemokraten hingegen strebten für die Gesamtschule

weniger einen Klassenkampf- und mehr einen harmonischen Charakter an, und

zielten auf soziale und nationale Integration ab. Für die Antagonisten eröffne-

te dies Möglichkeiten für ideologische Angriffe. Die Integrierte Gesamtschule

wurde als «sozialistische Einheitsschule» tituliert und mit drastischen Worten

kritisiert. Dies verschreckte potenzielle Verbündete der Reformer, wie die im

VBE organisierten Grund- und Hauptschullehrer. Auch in der Bewegung gegen

die Kooperative Schule spielten antikommunistische Argumente eine Rolle. Sie

erzeugten Angst und andere Emotionen.

Die Programme der deutschen Parteien waren im Allgemeinen durch einen

höherenGradanPolarisierunggekennzeichnet als dienorwegischenProgramme.

Siewarenweniger sachlich formuliert und oft äußerst kritisch gegenüber den an-

deren Parteien.Die norwegischen Programme konzentrierten sich auf detaillier-

te Reformvorschläge und enthielten nur hier und da leichte Kritik an den anderen

Parteien. Besonders auffällig ist, wie viel Raum die deutschen Parteiprogramme

der Außenpolitik und dem Kalten Krieg widmeten und wie emotional aufgela-

den die Programme in diesemZusammenhangwaren.Dies verdeutlicht, dass die
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Teilung Deutschlands und die Lage der BRD an der Grenze des westlichen Bünd-

nisses die deutsche (Schul-)Politik entscheidend prägten.

Schließlich kam die Geschlechterspaltung in beiden Fällen zum Ausdruck,

aber wiederummit ungleichen Ergebnissen für die Koalitionsbildung.Die Stärke

der norwegischen Frauenbewegung zeigt sich darin, dass die Koedukation und

die Angleichung der Lehrpläne viel früher und mit weniger Ausnahmen erreicht

wurden als in NRW. Die norwegischen Volksschullehrerinnen hatten bis 1966

ihre eigene Organisation, was ebenfalls ihre Stärke widerspiegelt. Die in den

Lehrplänen zumAusdruck kommenden Geschlechterrollen wurden in Norwegen

früher als in Deutschland thematisiert und das «Hausfrauenideal» geriet stärker

in die Kritik. Die radikale Frauenbewegung der 1960er und 1970er Jahre war mit

der politischen Linken verbunden und wurde von der Arbeiterpartei unterstützt.

Die Geschlechterspaltung überschnitt sich nicht genaumit dem Klassenkonflikt,

da Christdemokraten und Zentrumspartei die deutlichsten Gegner der Frau-

enbewegung waren, während die Konservative Partei und die Liberale Partei

häufiger Reformen unterstützten, die im Interesse der Frauenbewegung lagen.

Die Arbeiterpartei profitierte davon,dass die vier bürgerlichen Parteien sich auch

bei diesemThema nicht einig waren.

Im deutschen Fall stand die Sozialdemokratie am deutlichsten auf der Seite

der Frauenbewegung, aber die SPD war in dieser Hinsicht nicht so modern wie

die norwegische Linke. Die deutschen Programme enthielten weniger weit-

reichende Forderungen. Im Jahr 1957 schlug die SPD vor, dass alle Mädchen

Hauswirtschaftsunterricht erhalten sollten. Zum gleichen Zeitpunkt führte die

norwegische ArbeiterparteiHauswirtschaft als Pflichtfach für beideGeschlechter

ein. In NRW gab es bis 1972 ein spezielles Gymnasium für Mädchen, das kein

vollwertiges Abitur vergab, so dass ein erheblicher Teil der Mädchen weiterhin

von einer universitären Bildung abgehalten und in typische Frauenberufe gelenkt

wurde. Eine vergleichbar starke Lehrerinnenorganisation wie in Norwegen gab

es nicht.Katholische Lehrerinnenhatten undhaben ihre eigeneOrganisation,die

ursprünglich von Volksschullehrerinnen dominiert wurde. Diese Organisation

ist Ausdruck der Spaltungslinie zwischen Staat und Kirche sowie der Geschlech-

terspaltung und resultiert aus der besonderen und widersprüchlichen Rolle, die

die katholische Kirche in der Mädchenbildung gespielt hat. Die staatlich-kirch-

liche Spaltungslinie trennte die deutsche Frauenbewegung nicht nur entlang

der Parteigrenzen, sondern auch entlang der konfessionellen Grenzen, was die

Bewegung schwächte. Die CDU hatte Verbindungen zu den katholischen Teilen

der Frauenbewegung und schaffte es,mit diesen ein Bündnis zu schließen. In der

Folgewurden katholische Lehrerinnen Teil des Lagers, das Gesamtschulreformen

kritisch gegenüberstand.
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6 Schlussfolgerung

In den vorangegangenen Kapiteln wurde die Politik der Gesamtschulreform in

zweierlei Hinsicht beleuchtet. Zum einen entwickeln die Fallstudien historisch

spezifische Argumente, die die Entwicklung der norwegischen und deutschen

Schulpolitik verständlichmachen. Zum anderen zeigen sie, dass der Rokkan’sche

Ansatz ein fruchtbarer Ausgangspunkt für vergleichende Bildungspolitik-For-

schung ist. Im Folgenden werden die Ergebnisse der Fallstudien noch einmal

zusammengefasst, gefolgt von einer Diskussion der allgemeinen Schlussfol-

gerungen, die daraus gezogen werden können. Im nächsten Abschnitt werden

einige offene Fragen erörtert. Abschließend wird die aktuelle schulpolitische

Situation in Norwegen und NRW/Deutschland kurz analysiert mit Blick auf die

Frage, wie Spaltungslinien heute zum Ausdruck kommen und was dies für die

politische Koalitionsbildung bedeutet.

Spaltungsstrukturen und Schulpolitik in Norwegen und

Deutschland

Die vergleichend-historischen Fallstudien in diesem Buch sind in vier Teile ge-

gliedert, die den Kapiteln 2 bis 5 entsprechen. Kapitel 2 bietet eine historische so-

ziologische Analyse der schulpolitischen Entwicklung bis in die 1950er Jahre und

zeigt auf, wie sich Spaltungslinien herausbildeten und die Schule als Institution

prägten. Die Bedingungen für die Gesamtschulreformer der Nachkriegszeit wa-

ren in Norwegen aufgrund von Rückkoppelungseffekten früherer Reformzyklen

etwas günstiger. Das norwegische Schulsystem war bereits in den 1950er Jahren

weniger segmentiert als das Schulsystem in NRW. Andererseits bestanden beide

Schulsysteme aus Volksschulen und gegliederten weiterführenden Schulen und

gab es Ähnlichkeiten in der historischen Entwicklung. Auch wenn frühere Ereig-

nisse die Bedingungen für neue Reformversuche prägten, blieben verschiedene

Arten von Kompromissen zwischen den Akteuren möglich. Die Reformperiode

vonden 1950er bis zuden 1970er Jahrenwar eine kritische Phasemit offenemAus-

gang.

Eine detaillierte Analyse dieses Zeitraums wird in den Kapiteln 3, 4 und 5 vor-

genommen. Kapitel 3 stellt die wichtigsten kollektiven Akteure der Schulpolitik

vor und vergleicht ihre Machtressourcen und soziale Basis. Spaltungsstrukturen

prägten die politischen Spielfelder in beiden Fällen, was zu Unterschieden in den

Parteiensystemen und bei der Organisation der Lehrkräfte führte. Sozialdemo-
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kratie und Volksschullehrer waren in Norwegen etwasmächtiger als in NRW.Die

Unterschiede in denMachtressourcen sind jedoch nicht so groß, dass sie alterna-

tive politische Ergebnisse ausschließen. Sie sollten zumindest teilweise auch als

Ergebnis erfolgreicher Koalitions- und Politikgestaltung betrachtet werden.

In Kapitel 4 und 5werden diese Prozesse der Koalitionsbildung imDetail ana-

lysiert. Kapitel 4 konzentriert sich auf die Kämpfe um Gesamtschulreformen. In

diesenKonflikten standen sich Linke undRechte ideologisch und organisatorisch

gegenüber, es handelte sich also in beiden Fällen um einen Ausdruck des Klassen-

konfliktes. Der hegemoniale Konsens, der entstand, war jedoch unterschiedlich.

In Norwegen setzte sich im Laufe der Zeit die Auffassung durch, dass die Auftei-

lung der Kinder auf parallele Schulformen, Schulzweige oder Leistungsgruppen

ungerecht und nachteilig für die Lernergebnisse sei. Die norwegische Sozialde-

mokratie und ihre Verbündeten,wie die Volksschullehrerschaft, waren sich in ih-

rer Unterstützung für die Gesamtschule weitgehend einig. Die Parteien der Mit-

te gehörten zwar nicht zu den Protagonisten der Reformen, aber stimmten der

strukturellen Entwicklung des Schulsystems größtenteils zu. Die Schulpolitiker

der Konservativen Partei waren in den 1950er und 1960er Jahren in dieser Frage

gespalten, so dass es der Partei nicht gelang, ein klares Profil zu entwickeln. Vie-

le Sekundarschullehrer standen den Reformen skeptisch gegenüber, wagten aber

kaum, ihre Stimme zu erheben. Erst in den 1970er Jahren wurden die norwegi-

schen Konservativen in den Schuldebatten zu einer klar oppositionellen und ein-

heitlicheren Stimme.

In Deutschland war die Situation das Gegenteil. Die Vorstellung, dass Kinder

in (scheinbar) homogene Leistungsgruppen eingeteilt werden sollten, blieb hege-

monial. Viele betrachteten das Gymnasium als einen «unantastbaren» Schultyp,

der die Schule zukünftiger Eliten und Leistungsträger sein solle. Die deutsche

Sozialdemokratie war sehr gespalten. Viele gemäßigte oder rechte Sozialdemo-

kraten in Führungspositionen räumten Gesamtschulreformen keine Priorität ein

und mochten die antikapitalistische Rhetorik der linken Parteiströmung nicht.

Auch die FDP war in dieser Frage gespalten. Die CDU und ihre Verbündeten, wie

der Philologenverband, waren sich in ihrer Skepsis gegenüber der Gesamtschule

ideologisch größtenteils einig.Um 1970 herumgab es eine gewisse Reformbereit-

schaft in der CDU, aber in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre wurde die konser-

vative Hegemonie wiederhergestellt.

Kapitel 4 zeigt auf, wie sich in den Auseinandersetzungen um die Gesamt-

schulreformen unterschiedliche Koalitionen zwischen und innerhalb der Partei-

en und Lehrerorganisationen herausbildeten. Klasseninteressen und Ideologien

allein können jedoch nicht erklären, warum einige ländliche, religiöse, Unter-

schicht- und Mittelschichtgruppen die sozialdemokratische Gesamtschulpolitik

in Norwegen aktiv unterstützten oder ihr zumindest zustimmten, während

ähnliche Gruppen in NRW die Reformen ablehnten. Um das Wesen der un-

terschiedlichen interessenübergreifenden Koalitionen, die sich in den beiden
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Fällen herausgebildet haben, zu verstehen, müssen wir unseren Blick über die

Klassenfrage und die Gesamtschulpolitik hinaus erweitern.

Kapitel 5 wirft daher einen genaueren Blick auf diese interessenübergreifen-

den Koalitionen. Es konzentriert sich auf wichtige schulpolitische Debatten der

damaligen Zeit, die Ausdruck anderer Spaltungslinien waren. In Norwegen hat-

ten diese Konflikte meist den Effekt, dass sie potenzielle Koalitionen zwischen

der politischen Mitte und den Konservativen schwächten. Dies gilt insbesonde-

re für die Spaltungslinien zwischen Stadt und Land und zwischen Zentrum und

Peripherie. Der Konservativen Partei gelang es nicht, in den Auseinandersetzun-

gen um Sprache, Zentralisierung, Geschlecht oder Religion stabile Allianzen mit

der politischenMitte aufzubauen.Die Arbeiterpartei hingegen konntemit diesen

Konflikten so umgehen, dass ihre Gesamtschulreformen nicht sabotiert, sondern

manchmal sogar gestärktwurden.DieArbeiterparteiwar in einer so starkenPosi-

tion, dass sie in einigen Fällen wichtige Entscheidungen im Alleingang durchset-

zen konnte. In anderen Fällen arbeitete siemit denParteienderMitte zusammen.

Sie hatte auch ein Bündnis mit der Volksschullehrerschaft und der Frauenbewe-

gung. Die Spaltungsstruktur bot der norwegischen Sozialdemokratie Chancen,

die sie geschickt nutzte.

InNRWhatten die staatlich-kirchliche und die kommunistisch-sozialistische

Spaltungslinie dengrößtenEinfluss aufdaspolitischeErgebnis.BeideSpaltungs-

linien waren ein großes Hindernis für Gesamtschulreformer. Sie führten zu in-

nerparteilichen Konflikten und erschwerten die Bildung außerparteilicher Koali-

tionen, insbesonderemit der katholischenBevölkerung.FürdieCDUhattendiese

Spaltungslinien hingegen eine einigendeWirkung,weil sie die katholische Land-

bevölkerung und Volksschullehrerschaft einbanden. Den sozialdemokratischen

und liberalen Reformern gelang es in den 1960er und 1970er Jahren, die konser-

vative Hegemonie in der Schulpolitik zu destabilisieren, aber ihre mangelnde in-

nere Geschlossenheit stand einem weiterreichenden Erfolg imWege. Schließlich

war das Zeitfenster für Reformen kürzer als in Norwegen,weil bis 1967/1968 noch

der Kampf um die Konfessionsschule im Vordergrund stand.

Aus der Sicht der Unter- undMittelschichten, die in NRW gegen die Gesamt-

schulewaren, inNorwegen aber zustimmten, lässt sich die Argumentation dieses

Buches auch folgendermaßen zusammenfassen. Die Entscheidung von ländli-

chen Katholiken und religiösen Protestanten, christlichen Volksschullehrern und

katholischen Lehrerinnen, inNRWmit konservativen Vertretern der Oberschicht

in ihrer Opposition gegen die Gesamtschule zu kooperieren, war nicht einfach

das Ergebnis eines «falschen Bewusstseins» im Hinblick auf ihre materiellen

Klasseninteressen. Es war das Ergebnis ihrer Abwägung, wer ihre Forderungen

nach Erhalt der Konfessionsschule, nach antikommunistischer Erziehung, nach

Dezentralisierung der Schulen und nach Erhalt der katholischen Mädchen-

bildung und der christlichen Privatschulen am ehesten unterstützen würde.

Einigen von ihnen war die Bildungsexpansion wichtig; sie kamen jedoch zu dem
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Schluss, dass die von der CDU unterstützten bescheideneren Strukturreformen

ausreichen würden, um die Bildungschancen ihres Nachwuchses zu verbessern.

Sie wollten nicht mit den Gesamtschulprotagonisten zusammenarbeiten, die

ihre oben genannten Anliegen größtenteils ablehnten. Der CDU gelang es, dieses

interessen- und klassenübergreifende Bündnis aufrechtzuerhalten, indem sie

die Bildungsexpansion innerhalb des Parallelschulsystems durch den Ausbau der

Realschule und des Gymnasiums sowie die Einführung der Hauptschule und der

neunjährigen Schulpflicht unterstützte.

Im norwegischen Fall war die Zustimmung der ländlichen und religiösen Be-

völkerung zu Einheitsschulreformen darauf zurückzuführen, dass diese Refor-

men mit einem sozialdemokratischen Reformpaket verbunden waren, das eine

Bildungsexpansion inden ländlichenGebieten,eineAufwertungdes sozialenSta-

tus von Sprache und Kultur der Landbevölkerung und Kompromisse hinsichtlich

der Zentralisierung beinhaltete. Nicht zuletzt begrüßten die Parteien der Mitte

die Jugendschule,weil siemit der Einführung einer neunjährigen Bildung für alle

verbunden war. Es gab Meinungsverschiedenheiten mit der Sozialdemokratie in

Bezug auf die christliche Erziehung und die Geschlechterrollen, aber diese The-

men waren nicht so entscheidend wie die Dezentralisierung oder die Sprachpo-

litik. Wichtig ist auch, dass die norwegischen Konservativen aus der städtischen

Oberschicht nicht als attraktiverer Koalitionspartner in Erscheinung traten, da

sie sich wenig um dieThemen kümmerten, die den Vertretern der ländlichen Pe-

ripherie am wichtigsten waren, und in der Schulpolitik lange Zeit selbst intern

gespalten waren.

Schließlich ist zu betonen, dass die historischen Ergebnisse in beiden Fällen

einen Kompromiss darstellen. Auch wenn der norwegische Kompromiss mehr

zugunsten der Reformprotagonisten und der nordrhein-westfälische Kom-

promiss mehr zugunsten der Reformantagonisten ausfiel, mussten Abstriche

gemacht werden. In Norwegen mussten die Reformer auf die Abschaffung der

Benotung in der Jugendschule verzichten. In NRW mussten die Reformgegner

akzeptieren, dass die Gesamtschule eine Regelschulform neben den anderen

parallelen Schulformen wurde, dass in den 1980er Jahren weitere solche Schulen

gegründet wurden und dass sie bis heute ein wachsender Teil des nordrhein-

westfälischen Schulsystems sind.

Dies impliziert, dass die Strategien, die von den Akteuren gewählt wurden,

bedeutungsvoll waren und Konsequenzen für die Art der zustande gekommenen

Kompromisse hatten. Diese Feststellung mag trivial erscheinen. In Deutsch-

land ist jedoch die Überzeugung, dass die Einführung der Gesamtschule in

einem deutschen Kontext «unmöglich» war und ist, bis heute einflussreich.

Die vorliegende Analyse unterstützt sicherlich die Ansicht, dass die Spaltungs-

strukturen, mit denen die Akteure konfrontiert waren, zu unterschiedlichen

Entwicklungen beigetragen haben. Dies soll jedoch nicht heißen, dass es keinen

Handlungsspielraumgab.So ist beispielsweise ungewiss,ob es dennorwegischen
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Sozialdemokraten gelungen wäre, die Jugendschule so reibungslos einzuführen,

wenn sie nicht 1959 beschlossen hätten, dass die alten Schultypen von Versuchen

ausgeschlossenwerden sollten.Theoretisch hätten die Sozialdemokraten inNRW

darauf bestehen können, die Gesamtschule als Regelschulform flächendeckend,

aber ohne Versuche einzuführen, oder die Versuche ausschließlich auf die or-

ganisatorische Differenzierung innerhalb der Gesamtschule zu konzentrieren,

wie es die norwegischen Reformer taten. Realistischer ist vielleicht, dass sie das

Angebot der CDU hätten annehmen können, die Kooperative Schule 1971/1973

flächendeckend einzuführen. Das hätte vermutlich Widerstand in der Bevöl-

kerung hervorgerufen. Es ist jedoch wahrscheinlich, dass dieser Widerstand in

den späten 1960er oder frühen 1970er Jahren nicht so stark gewesen wäre wie

in den späten 1970er Jahren. Wenn die CDU an der Reform beteiligt gewesen

wäre, hätte sie diese auch verteidigenmüssen. Natürlich sind dies hypothetische

Überlegungen. Niemand weiß, was passiert wäre, wenn Akteure andere Strate-

gien verfolgt hätten. Es ist jedoch wichtig zu betonen, dass esMöglichkeiten gab,

andere Entscheidungen zu treffen.

Implikationen für die vergleichende Wohlfahrtsstaats- und

Bildungspolitikforschung

Rokkans Spaltungstheorie gilt als klassischer theoretischer Ansatz in der verglei-

chenden, interdisziplinären Wohlfahrtsstaats- und Bildungspolitikforschung.

Einige Autoren haben für eine «Rokkansche Ergänzung» plädiert (Manow, 2009,

2015; Manow/van Kersbergen, 2009) und die Theorie angewandt und weiter-

entwickelt, zum Beispiel in Studien zur politischen Entwicklung in Europa

(Bartolini, 2000, 2005; Berntzen/Selle, 1992; Caramani, 2004; Ferrera, 2005;

Hooghe/Marks, 2018; Kriesi, 2010; Magone, 2010; Mair, 1997). In der historisch-

institutionalistischen Literatur hat das Interesse anmakrohistorischen Analysen

kritischer Phasen und politischer Prozesse überlebt, und Rokkans Arbeit wird

als wichtiger Beitrag anerkannt (Mahoney, 2000;Thelen, 1999). Dennoch hat sein

Werk insgesamt nicht die Aufmerksamkeit erhalten, die es verdient.

Der wichtigste allgemeine Beitrag des Buches besteht also darin, die empi-

rische Fruchtbarkeit des Rokkan’schen Ansatzes für die Untersuchung der Bil-

dungspolitik –und vermutlich auch vieler anderer Politikfelder – zu demonstrie-

ren. Er sollte nicht als strukturalistischer Ansatz betrachtet werden, sondern als

eine Aufforderung, tiefer in die Fälle einzudringen und die historische Komple-

xität von politischem Handeln und Koalitionsbildung in unterschiedlichen poli-

tischen und institutionellen Kontexten zu respektieren (Mjøset, 2000). Der An-

satz stehtnicht imGegensatz zuder anderenhier verwendeten theoretischenPer-

spektive, derMachtressourcentheorie, sondern stellt eine Erweiterung des Fokus
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dar. Auf dem Feld der Bildungspolitik ist es nicht schwer zu erkennen, dass ne-

ben demKlassengegensatz weitere Konfliktlinien, derenWurzeln historisch weit

zurückreichen, eine wichtige Rolle gespielt haben. Indem das Buch untersucht,

wie Staat-Kirche-, Zentrum-Peripherie-, Stadt-Land-, kommunistisch-sozialis-

tische und Geschlechterkonflikte in der Schulpolitik zum Ausdruck gekommen

sind unddie Koalitionsbildung beeinflusst haben,wirft es Licht auf eine nochwe-

nig erforschte Frage, nämlich wie unterschiedliche interessenübergreifende Ko-

alitionen inbestimmtenPolitikfeldernzustandekommen.Es ist der ersteBeitrag,

der aus einer Rokkan’schen Perspektive darlegt, wie die norwegischen Sozialde-

mokratie und die deutsche Christdemokratie ihre hegemonialen Allianzen in der

Schulpolitik aufgebaut haben.

Das Buch unterstützt den VorschlagManows (2009), dass agrarische Parteien

in der vergleichendenWohlfahrtsstaatsforschung Beachtung finden sollten.Wie

von Esping-Andersen (1990) und später von Manow und van Kersbergen (2009)

hervorgehoben wurde, waren die Zentrum-Peripherie- und Stadt-Land-Konflik-

te besonders einflussreich für die Entwicklung der skandinavischenWohlfahrts-

staaten, während die Spaltungslinie zwischen Staat und Kirche nach dem Klas-

sengegensatz in einigen der kontinentalen Wohlfahrtsstaaten wie Deutschland

der zweitwichtigste Konflikt war (siehe auch Baldwin, 1990; vanKersbergen, 1995;

Huber et al., 1993). Manows (2009, 110) Schlussfolgerung, dass die Christdemo-

kraten in Skandinavien «keinen wesentlichen Einfluss auf die Entwicklung des

Wohlfahrtsstaates in der Nachkriegszeit ausübten», ist jedoch für den norwegi-

schen Fall falsch. Insbesondere während der bürgerlichen Regierung von 1965 bis

1971 hatten die Christdemokraten durchaus Einfluss, nicht zuletzt auf die Ent-

wicklung des Schulsystems. Auchwährend der Regierungszeit der Arbeiterpartei

war die Sozialdemokratie gezwungen, christliche Interessen bis zu einem gewis-

sen Grad zu berücksichtigen.

Dies wird verständlicher, wenn man bedenkt, dass die agrarische Zentrums-

partei nicht die einzige Partei in Norwegen ist, die agrarische Interessen vertritt.

Auch die Christdemokraten und die Liberale Partei vertreten Teile der ländlichen

Peripherie und stimmten mehrfach sozialdemokratischen Reformen zu. Mit

anderen Worten: Parteien können auf mehr als einer Spaltungslinie beruhen

undmehrere Parteien können dieselben Spaltungslinien zum Ausdruck bringen.

Alle drei norwegischen Parteien der Mitte haben eine ähnliche, meist ländli-

che Wählerschaft, für die Dezentralisierung, Sprachpolitik und bis zu einem

gewissen Grad religiöse Überzeugungen wichtige Eckpfeiler der politischen

Orientierung sind. Die Parteien haben unterschiedliche Elemente dieses Pro-

gramms hervorgehoben. Die frühe Liberale Partei wurde basierend auf einer

Reihe von Bewegungen gegründet, wobei sie vor allem den Konflikten zwischen

Zentrum und Peripherie Ausdruck verlieh. Die Christdemokraten wurden vor

allem auf der Grundlage des Staat-Kirche-Konfliktes gegründet, während die

Zentrumspartei die wirtschaftlichen Interessen des ländlichen Raums und damit
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den Stadt-Land-Gegensatz betonte.Was die Links-Rechts-Dimension der Politik

angeht, so bilden die drei Parteien zusammen die politische Mitte Norwegens.

Sie sollten bei einer Analyse der Koalitionsbildung berücksichtigt werden. In

Deutschland brachten die katholische Zentrumspartei und ihreNachfolgerin, die

CDU, die Spaltungslinie zwischen Staat und Kirche zumAusdruck. Sie integrier-

ten jedoch auch wirtschaftliche und kulturelle Interessen des ländlichen Raums,

wie die Forderung nach Dezentralisierung und in der Anfangsphase die Oppo-

sition gegen das preußische Zentrum. Mit anderen Worten: Die Spaltungslinien

zwischen Stadt und Land und zwischen Zentrum und Peripherie fielen mit den

Spaltungslinien zwischen Staat und Kirche zusammen, was die innere Einheit

der katholischen Zentrumspartei und später der CDU stärkte. Während die ka-

tholische Zentrumspartei in Teilen auch eine Arbeiterpartei war, wurde die CDU

eher zu einer Repräsentantin von Teilen der Oberschicht. Rokkans (1999, 309)

Hinweis, dass man immer dieWechselbeziehungen zwischen den verschiedenen

Spaltungslinien berücksichtigen sollte, ist daher wichtig.

In diesem Buch wird die Geschlechterspaltung in den Rokkan’schenTheorie-

rahmeneingefügt (siehe auchSassundKuhnle,2022).Wohlfahrt undBildungwa-

ren für politisch aktive Frauen wichtigeThemen, schon lange bevor sie dasWahl-

recht hatten. Im Vergleich zu anderen Bewegungen ist die Frauenbewegung in

der vergleichenden Wohlfahrtsstaats- und Bildungssystemforschung nicht aus-

reichend berücksichtigt worden. Es gibt eine umfangreiche Literatur zu Wohl-

fahrtsstaats- und Geschlechterregimen (z.B. Esping-Andersen, 2009, 2016; Kor-

pi, 2000; Laperrière und Orloff, 2019; Lewis, 1992; Orloff, 1993, 2009; O’Connor,

1996; Sainsbury, 1993, 1999; Sümer, 2009), aber größtenteils hat sich diese Litera-

tur eher darauf konzentriert, inwiefern Regimetypen unterschiedliche Folgen für

die Gleichstellung der Geschlechter haben, als darauf, wie Frauen als Aktivistin-

nen historisch zur Entwicklung dieser Regime beigetragen haben (siehe jedoch

Berven und Selle, 2001; Bock und Thane, 1991; Hobson und Lindholm, 1997; Ko-

ven und Michel, 1993; Sainsbury, 2001; Skocpol, 1992, für wichtige Ausnahmen).

In derWahl- und Parteienforschung wurde unter anderem gezeigt, dassThemen

wie Kinderbetreuung, Gesundheitsfürsorge oder Bildung für Frauen wichtiger

sind als für Männer, unabhängig von sozioökonomischen Faktoren oder der Po-

sition auf einer Links-Rechts-Achse, und dass Frauen, auch konservative Frauen,

höhere Sozialausgaben befürworten als Männer (Campbell, 2017; Campbell und

Childs, 2015; Finseraas et al., 2012). Geschlechterkonflikte sollten deshalb nicht

ausschließlich auf andere Spaltungslinien reduziert werden (Sass und Kuhnle,

2022).

InBezugaufdieFälle diesesBuches zeigt dieAnalyse,dassOrganisationender

Frauenbewegung der erstenWelle, wie Organisationen von Lehrerinnen, wichti-

ge Akteure in der Schulpolitik waren (Sass, 2022). Im norwegischen Fall befand

sich die radikale Frauenbewegung der zweiten Welle in einem Bündnis mit der

Arbeiterpartei, die im Einklangmit ihrer Politik für längere gemeinsame Bildung
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die Koedukation von Jungen und Mädchen unterstützte. Im deutschen Fall bil-

dete die katholische Frauenbewegung ein Bündnis mit der CDU und die Frauen-

bewegung war schwächer und gespaltener als in Norwegen. Katholische Frauen

unterstützten die getrennte Beschulung von Mädchen als alternativen Weg der

Emanzipation und lehnten die Gesamtschule ab. Auch wenn andere Spaltungsli-

nien deutlicher hervortraten, so ist die Geschlechterspaltung doch ein wichtiger

Teil des Puzzles.

Auch die kommunistisch-sozialistische Spaltungslinie hat bisher nicht viel

Aufmerksamkeit erhalten (siehe aber Bartolini, 2000, 97ff; Manow, 2015).29 Das

mag zum Teil daran liegen, dass Rokkan (1999) diese Spaltungslinie nicht in allen

seinenModellen und Arbeiten mit einbezogen hat.Wie in Kapitel 5 gezeigt wird,

war diese Spaltungslinie für die schulpolitische Entwicklung in Deutschland von

großer Bedeutung. Der allgegenwärtige Antikommunismus brachte Reformer

in eine schwierige Lage. Die «sozialistische Einheitsschule» wurde als ernsthafte

Bedrohung dargestellt, was die ländliche, religiöse und bürgerliche Bevölkerung

verängstigte. Die Tatsache, dass die DDR ein säkulares Gesamtschulsystem

eingeführt hatte, beeinflusste die Debatten ebenso wie die negativen Erfahrun-

gen der Bevölkerung mit dem kommunistischen Regime. In der norwegischen

Schulpolitik waren antikommunistische Argumente nicht existent. Auch wenn

die norwegische Linke seit langem in verschiedene Strömungen und Parteien

gespalten ist, hat dies die Zusammenarbeit in der Schulpolitik nicht behindert.

Mit anderenWorten: Es sollte eine empirische Frage sein, inwieweit das Erbe des

(Anti-)Kommunismus und der kommunistisch-sozialistischen Spaltungslinie

die Koalitionsbildung in verschiedenen Fällen beeinflusst.

Eine damit verbundene Erkenntnis ist, dass Spaltungslinien auch durch Strö-

mungskämpfe innerhalb von Parteien, Bewegungen oder Organisationen zum

Ausdruck kommen. In Deutschland waren die Sozialdemokratie, die Gewerk-

schaften, die Lehrerorganisationen und die Frauenbewegung intern gespalten.

Die SPD und die Gewerkschaften, besonders die GEW, waren in radikale und

gemäßigte Strömungen gespalten, die sich unter anderem in der Frage der

Zusammenarbeit mit Kommunisten und der richtigen Reaktion auf antikom-

munistische Angriffe uneinig waren. Dies führte zu Konflikten über die richtige

Strategie für Gesamtschulreformen. Gemäßigte Sozialdemokraten bevorzugten

eine vorsichtige und defensive Strategie, während jüngere Radikale einen muti-

29 Watson (2015) hat die Bedeutung von Konflikten zwischen und innerhalb linker Parteien aufge-

zeigt, wobei sie den Schwerpunkt auf die Auswirkungen solcher Spaltungen und nicht auf ihre

Wurzeln legt.Möglicherweise aus diesemGrund bezieht sie sich nicht auf Rokkans (1999) histo-

rischeAnalyse der kommunistisch-sozialistischenSpaltungslinie.Hätte sie dies getan,wäre ihr

vielleicht klar geworden, dass Spaltungen innerhalb der Linken in Norwegen und Deutschland

nichts historisch Neues sind, sondern alte Wurzeln haben (Watson, 2015, 258ff). In Norwegen

hat dies der Koalitionsbildung nicht in demMaße imWege gestanden wie in Deutschland.
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geren, antikapitalistischen Ansatz forderten. Die kommunistisch-sozialistische

Spaltungslinie war somit nicht nur ein Hindernis für die Zusammenarbeit der

Sozialdemokratie mit der ländlichen und religiösen Bevölkerung, sondern auch

für ihre interne Einigkeit.

Die Lehrerorganisationen und die Frauenbewegung waren nicht nur entlang

der Klassengrenzen, sondern auch entlang konfessioneller Grenzen gespalten.

Die Dominanz des Staat-Kirche-Konfliktes führte zur Entwicklung getrennter

Organisationen für katholische und evangelische Lehrer und katholische Lehre-

rinnen. Da die Volksschullehrerschaft nicht geeint war, konnten die Philologen

durch ihr Bündnis mit der CDU dominieren. Auch christliche Volks- und Haupt-

schullehrer waren über den VBE in Teilen in das CDU-Bündnis eingebunden,

konnten aber weniger erfolgreich auf die Politik der CDU Einfluss nehmen.

Bis heute sind die Grund- und Hauptschullehrer in Deutschland in GEW und

VBE getrennt organisiert, sprich in Organisationen mit sozialdemokratischen

und christlichen Wurzeln. Diese Spaltung ist ein Grund dafür, dass sie keinen

größeren Einfluss hatten.

In Norwegen ist die Konservative Partei im Zentrum-Peripherie-Konflikt des

19. Jahrhunderts auf der Seite des Zentrums entstanden, nicht auf der Seite der

Peripherie wie die deutsche katholische Zentrumspartei und später die CDU. Auf

demLandwar sie eine schwachePartei. InfolgedessenhattedienorwegischeKon-

servative Partei Schwierigkeiten, auf die Reformforderungen der Landbevölke-

rung einzugehen. Dies führte zu Unstimmigkeiten innerhalb der Partei über die

richtige Strategie. Eine eher reformorientierte Strömung und eine konservati-

ve Strömung standen sich vor allem in den 1950er und 1960er Jahren gegenüber.

Die reformorientierte Strömung bestand zum Beispiel aus dem Volksschullehrer

Erling Fredrikfryd. Seine Gegner in der Partei waren Repräsentanten der städti-

schenEliten.Mit anderenWorten:DienorwegischeSpaltungsstruktur schwächte

dieEinheit derpolitischenRechtenundstärktedieEinheit derpolitischenLinken,

während in Deutschland das Gegenteil der Fall war.

Auf der methodologischen Ebene unterstreicht das Buch die Bedeutung des

historischen,vergleichendenund fallorientiertenAnsatzes. «GroßeProzesse»wie

die hier untersuchten Bildungsreformen haben vielfältige und konfigurative Ur-

sachen (Tilly, 1984). Für die Frage,wie solche Reformen zustande kommen, ist der

historische Vergleich der geeignetste Ansatz, denn nur so kann untersucht wer-

den,wie verschiedeneFaktoren imLaufederZeitmiteinander kombiniertwerdenund

einhistorischesErgebnis hervorbringen (Ragin, 1987).HistorischeFallstudienge-

ben Aufschluss über die politische Dynamik und ermöglichen es, Situationen als

Ganzes zu analysieren.

Darüber hinaus ermutigt der historische Vergleich, über den Tellerrand na-

tionaler und ahistorischer Erklärungen hinauszuschauen (Haupt/Kocka, 2009;

Streeck, 2015). Die heutige Bildungspolitik ist zum Teil immer noch von sozia-

len Konflikten geprägt, die vor Jahrhunderten entstanden sind. Eine ahistorische
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Analyse wäre nicht in der Lage, die Relevanz solcher Faktoren aufzudecken. Die

Untersuchung der historischenWurzeln von Bildungssystemen verbessert unser

Verständnis für die Rolle der institutionalisierten Schulbildung bei der Entwick-

lung moderner Wohlfahrts- und Nationalstaaten und schärft unseren Blick da-

für,wie SpaltungsstrukturendieBildungspolitik auchheute nochprägen.Dies ist

nicht nur eine historische Übung, sondern notwendig, um das Potenzial für zu-

künftige Veränderungen zu verstehen. Aus all diesen Gründen werden wir auch

in Zukunft vergleichend-historische Fallstudien zur Bildungspolitik brauchen.

Schließlich ist zu betonen, dass die Methode des historischen Vergleichs ein

stetigesHin- undHergehen zwischenTheorie undDaten sowie zwischen den Fäl-

len erfordert (Ragin, 1987; Ragin/Amoroso, 2011). Diese explorative Methode ba-

siert auf derEinsicht,dassman,umdieVorteile desVergleichs nutzen zukönnen,

die Fälle ernstnehmenmuss. Ziel ist ein Gleichgewicht herzustellen zwischenGe-

neralisierungen und kontextueller Relevanz (Mjøset, 2000, 393). Im Falle dieses

Buches führte dieser Prozess zu der Erkenntnis, dass eine Klassenperspektive auf

die Bildungspolitik nicht ausreicht, um die Entwicklung zu verstehen.Die Schul-

politik ist von weiteren Spaltungslinien geprägt, die bisher nicht ausreichend be-

rücksichtigt wurden.

Offene Fragen

Es gibt zahlreiche Möglichkeiten für zukünftige Forschung, die für die Entwick-

lung des Forschungsfeldes wertvoll wäre. So wäre es interessant, die Rokkan’sche

Perspektive auf andere Fälle anzuwenden.Die offensichtlichstemögliche theore-

tische Generalisierung bezieht sich auf die anderen nordischen Länder (Schwe-

den, Dänemark, Finnland und Island). Wie Rokkan (1999, 306ff) analysiert hat,

waren Spaltungsstrukturen und Parteiensysteme in diesen Ländern dem nor-

wegischen Fall ähnlich. In Schweden und Dänemark waren die Spaltungslinien

Stadt-Land, Zentrum-Peripherie und Kommunismus-Sozialismus nicht ganz so

ausgeprägt wie in Norwegen, aber immer noch viel ausgeprägter als der Staat-

Kirche-Konflikt. Wie wir aus der Arbeit von Wiborg (2009) wissen, hatte die

Gesamtschulpolitik in Skandinavien viele Gemeinsamkeiten, und die Präsenz

vergleichsweise starker liberaler und landwirtschaftlicher Parteien war in all die-

sen Fällen wichtig. Darüber hinaus gab es in keinem dieser Fälle eine katholische

politische Bewegung.Mit anderenWorten: Die schulpolitischen Koalitionen, die

in den anderen skandinavischen Ländern entstanden, waren höchstwahrschein-

lich das Ergebnis ähnlicher Prozesse wie im norwegischen Fall. Es wäre dennoch

wertvoll, die Relevanz der Spaltungsstrukturen für die Schulpolitik dieser Länder

genauer zu analysieren.

Man könnte die Fälle dieser Studie auch mit den Reformen der Sekundarstu-

fe in den Ländern des Vereinigten Königreichs und anderen Ländern, die histo-
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rischmit dem britischen Imperium verbunden waren, vergleichen. Dies wäre in-

sofern interessant, als die Gesamtschulreformen derNachkriegszeit imVereinig-

ten Königreich weiter gingen als in vielen kontinentalen Ländern. Andererseits

spielen Privatschulen in England und Wales eine viel größere Rolle als in Nor-

wegen und Deutschland, während Schottland den nordischen Ländern offenbar

ähnlicher ist.Wie sich verschiedeneSpaltungslinien inKonfliktenumPrivatschu-

len oder Elternwahlrecht in englischsprachigen, kontinentalen oder mediterra-

nen Ländern äußern, könnte generell genauer untersucht werden.

Eswäre auch interessant, zu untersuchen ob undwie Antikommunismus und

Geschlechterkonflikte in anderen Fällen zumAusdruck kamen.Nicht zuletzt soll-

te die Rolle von Frauenorganisationen in der Entwicklung des Bildungssystems

weiter untersucht werden. So wäre beispielsweise eine historisch vergleichen-

de Untersuchung der Rolle von Lehrerinnenorganisationen ein interessantes

Forschungsprojekt. Inwieweit Konflikte innerhalb der Linken Gesamtschulre-

formen an anderen Orten behindert haben, ist ebenfalls eine Frage, die weitere

Aufmerksamkeit verdient. Höchstwahrscheinlich würde sich Rokkans Theorie-

ansatz bei der Betrachtung anderer Fälle als fruchtbar erweisen und zu neuen

Erkenntnissen führen.

Einige Autoren haben versucht, Rokkans Theorie weiterzuentwickeln, um

aktuelle politische Konflikte um Globalisierung, europäische Integration, Eth-

nizität, Migration und Nationalität zu analysieren, die vielerorts im Aufstieg

rechtsextremer Parteien zum Ausdruck kommen. So wurde beispielsweise eine

«transnationale» (Hooghe und Marks, 2018), eine «libertär-autoritäre» (Kriesi,

2010) oder eine «Universalismus-Partikularismus» (Bornschier et al., 2021) Spal-

tungslinie konzeptualisiert (siehe auch Bornschier, 2010; Ferrera, 2019; Kriesi,

2010; Kriesi et al., 2012; Seiler, 2015). Es wäre interessant zu untersuchen, in-

wieweit sich eine solche Spaltungslinie in Debatten über die Behandlung von

Migranten, Geflüchteten und ethnischen Minderheiten in den nationalen Bil-

dungssystemen feststellen lässt, zumal die ethnische Zugehörigkeit heute eine

der wichtigsten Determinanten für die Bildungsergebnisse ist (OECD, 2010b,

2016, 2018).

Eine weitere Frage, die eingehender untersucht werden sollte, ist das Ver-

hältnis zwischen Gesamtschulreformen in der Sekundarstufe I und in der

Sekundarstufe II. In Norwegen und Deutschland unterstützten die Befürworter

von Gesamtschulreformen auch für die Sekundarstufe II eine Zusammenlegung

von Zweigen und Schultypen, während die Gegner dies ablehnten. In Norwegen

verringerten Reformen über die Zeit hinweg die Unterschiede zwischen der aka-

demischen und der beruflichen Sekundarstufe II (Olsen, 2012). In Deutschland

sind die akademischen und beruflichen Formen der Sekundarstufe II weiterhin

stärker voneinander getrennt. Während die Geschichte der beruflichen Bildung

beispielsweise von Thelen (2004) analysiert wurde, könnten die Gemeinsamkei-

ten und Verflechtungen zwischen den Debatten über die Sekundarstufe I und II
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eingehender untersucht werden. Es könnte auch analysiert werden, ob Spal-

tungsstrukturen die Ergebnisse von Reformversuchen in der Sekundarstufe II

in ähnlicher Weise beeinflusst haben wie im Bereich der Sekundarstufe I. Die

Studie von Busemeyer (2014) zeigt, dass es potenziell ähnliche Dynamiken gibt.

Eine weitere mögliche Ausweitung der vorliegenden Studie bezieht sich auf

dieHochschul- undUniversitätspolitik. InNorwegenundDeutschlandwurden in

den 1960er und 1970er Jahren neue Arten von Hochschulen gegründet, nicht zu-

letzt in ländlichen Gebieten. Damit verbunden waren Debatten über den Status

dieser neuen Einrichtungen im Verhältnis zu den Universitäten. In NRW wurde

der Begriff «Gesamthochschule» zu einem politischen Schlagwort, das von Sozi-

aldemokratie und Liberalen und zeitweise sogar von der CDU verwendet wurde.

In beiden Fällen war die Entwicklung des tertiären Bildungssektors ein wichtiger

Teil der Bildungsexpansion. Dieser Teil der Bildungsgeschichte könnte genauer

untersucht und mit den Debatten um die Gesamtschule auf den unteren Stufen

des Bildungssystems in Verbindung gebracht werden.

Es gab auch immer wieder Debatten über und Reformen der Förderschulen.

In Deutschland hat die langsam zunehmende Eingliederung behinderter Kinder

in das allgemeine Schulsystem zu erneuten Diskussionen über das gegliederte

Schulsystem geführt (Hartong/Nikolai, 2016). InNorwegenwurden Sonderschu-

len in den 1970er und 1980er Jahren weitgehend abgeschafft (Dalen, 2006). Viele

der fürdiesesBuchgesammeltenDatendeutendaraufhin,dassdie ideologischen

Argumente für die Abschaffung der Sonderschulen den Argumenten für die Ge-

samtschule ähnelten. Allerdings gibt es in diesem Bereich der Schulpolitik wich-

tige Akteure, wie Sonderschullehrer und Eltern behinderter Kinder, die in Unter-

suchungen zu diesemThema einbezogen werdenmüssten.

Eine weitere offene Frage ist, warum es in beiden Fällen Mitte der 1970er

Jahre zu einer politischen Trendwende kam. Alle befragten Zeitzeugen waren

sich einig, dass eine solche Trendwende stattgefunden hat. Einige der befragten

Reformprotagonisten erkannten im Nachhinein, dass sich das Zeitfenster für

Reformen ab Mitte der 1970er Jahre geschlossen hatte. Andere Zeitzeugen stell-

ten schon damals fest, dass sich das Blatt gewendet hatte und der Reformeifer

nachließ. Die wirtschaftliche Entwicklung spielte bei dieser Trendwende eine

Rolle. Vor dem Hintergrund schwindender Steuereinnahmen und nachlassen-

den Wachstums erschienen weitreichende Reformen weniger leicht umsetzbar.

Künftige Forschungsarbeiten könnten die Beziehung zwischen wirtschaftlicher

Entwicklung und den Zyklen der Bildungsexpansion und -reform aus einer

langfristigen, vergleichenden Perspektive genauer analysieren (siehe Nath, 2001,

Titze, 2004 und Dartenne, 2016, als Ausgangspunkt). Dies könnte mit einer

Analyse der langfristigen Beziehung zwischen demografischer Entwicklung und

Bildungsexpansion verbunden werden. Die steigenden Schülerzahlen der 1960er

und 1970er Jahre und der Bedarf der Wirtschaft an qualifizierten Arbeitskräften

drängten die politischen Akteure sicherlich zu einer Reform des Schulsystems.
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Die wirtschaftliche Entwicklung wurde von den Reformprotagonisten häufig

angeführt. Auch die Demografie spielte in den Debatten eine Rolle. Reformprot-

agonisten wiesen darauf hin, dass die Gesamtschule die Schulen im ländlichen

Raum sichern würde, sobald die Schülerzahlen wieder zurückgingen. Dieses

Argument war jedoch in den 1970er Jahren nicht sehr wirksam, da der demo-

grafische Druck auf die ländlichen Schulen erst in den 1980er Jahren spürbar

wurde. Eine genauere Analyse dieser Fragen wäre wertvoll, sollte aber nicht auf

funktionalistischen Annahmen beruhen, die Wirtschaft, Demografie und Bil-

dungssystemauf eindeutigeWeisemiteinander verbinden.WieGreen (2013, 35ff)

und Ringer (1979, 1ff) überzeugend darlegen, gibt es keine einfache funktionalis-

tische Beziehung zwischenwirtschaftlicher Entwicklung und der institutionellen

Entwicklung des Schulsystems. Unter anderem sind die Unterschiede zwischen

den nationalen Bildungssystemen zu groß, um eine rein funktionalistische

Erklärung zu rechtfertigen.

Schulpolitik heute: Ist die Rokkan’sche Perspektive noch aktuell?

Schließlich könnte und sollte der zeitliche Rahmen erweitert werden, um zu

analysieren, wie Spaltungsstrukturen die Schulpolitik seit den 1980er Jahren und

bis heute beeinflussen. Im Folgenden wird die aktuelle Situation zumindest kurz

skizziert.Die politischenSpielfelder undderStellenwert einzelnerThemenhaben

sich verändert.Die hegemonialenAllianzen,die sich in derNachkriegsreformzeit

herausgebildet haben, haben sich jedoch größtenteils gehalten.

InNRWist eineVerlängerungder gemeinsamenSchulzeit seit den 1970er Jah-

ren nicht mehr versucht worden. Es ist üblich, auf die Konflikte der 1970er Jahre

zu verweisen, um zu erklären, warum die Sozialdemokratie es nicht gewagt hat,

jemals wieder entsprechende Reformen vorzuschlagen. Viele Sozialdemokraten

und auch Grüne scheinen die parallele Beschulung der Kinder grundsätzlich

akzeptiert zu haben. Das zeigt der Schulkonsens zwischen SPD, Grünen und

CDU von 2011. Damals trug die CDU die Einführung einer neuen Schulform, der

Sekundarschule, und eine Änderung der Schulartikel der NRW-Verfassung mit,

so dass die Hauptschule nicht mehr zwingend von den Gemeinden angeboten

werdenmuss.Die Sekundarschule kombiniertmindestens zwei Schulformen von

der fünften bis zur zehnten Klasse und ähnelt somit der Idee der Kooperativen

Schule. Grüne und SPD erhofften sich von dieser Schulformmehr soziale Durch-

lässigkeit, während die CDU ein ortsnahes Bildungsangebot auch in ländlichen

Gemeinden erhalten wollte. Zum erhofften Sekundarschul-Boom kam es jedoch

nicht. Die Sekundarschule hatte im Schuljahr 2022/2023 54.465 Schülerinnen

und Schüler, mit sinkender Tendenz in den letzten Jahren (IT.NRW, 2023). Im

Gegenzugwurde in Artikel 10 der Verfassung ein Satz aufgenommen,wonach das

Land «ein ausreichendes und vielfältiges öffentliches Schulwesen [gewährleistet],
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das ein gegliedertes Schulsystem, integrierte Schulformen sowie weitere andere

Schulformen ermöglicht». Die Aufnahme des gegliederten Schulsystems in die

Verfassung kann künftige Reformversuche erschweren. Eine echte Gesamtschul-

reform, zu der auch die Abschaffung oder Verkürzung des Gymnasiums gehören

würde, scheint für die SPDkeinThemamehr zu sein.Ähnlich still sinddieGrünen

in dieser Frage. Lediglich die Partei Die Linke hat die zehnjährige Schule für alle

als Ziel in ihreWahlprogramme aufgenommen.

Dennoch spielt die integrierte Gesamtschule eine wichtige Rolle im nord-

rhein-westfälischen Schulsystem. Ihr Anteil ist in den vergangenen Jahren

gewachsen, da in vielen Gemeinden Gesamtschulen gegründet werden. Im

Schuljahr 2008/2009 zählte diese Schulform 232.814 Schüler, während 593.080

ein Gymnasium besuchten, 216.643 eine Hauptschule und 320.895 eine Realschu-

le. Im Schuljahr 2022/2023 besuchten 351.175 Schüler inNRWeine Gesamtschule,

506.775 ein Gymnasium, 198.975 eine Realschule und nur noch 49.140 eineHaupt-

schule. Im selben Schuljahr hatten rund 43 Prozent der Hauptschüler, 18 Prozent

der Förderschüler, 17 Prozent der Realschüler, 17 Prozent der Gesamtschüler und

8 Prozent der Gymnasiasten nicht die deutsche Staatsangehörigkeit (IT.NRW,

2023, eigene Berechnung).Die Benachteiligung vonKindernmit Zuwanderungs-

geschichte hat sich somit zu einem dramatischen Problem entwickelt.

Auch die Klassenungleichheit wird im deutschen Schulsystem unvermindert

reproduziert. Obwohl die Bildungsexpansion der Nachkriegszeit alle sozialen

Klassen betraf, wurde die relative Benachteiligung von Arbeiterkindern im Hin-

blick auf das Gymnasium nicht wesentlich verringert (Schimpl-Neimanns, 2000;

Geißler, 2011, 282ff). Die Bildungsabschlüsse der Hauptschulen und Förderschu-

len sind auf dem Arbeitsmarkt weitgehend wertlos geworden. Damit sind diese

Schularten zu Schulen für Kinder von armen, oft eingewanderten Arbeitern

oder Arbeitslosen geworden, denen die notwendigen Ressourcen fehlen, um den

Bildungserfolg ihrer Kinder zu sichern (Solga, 2004; Solga undWagner, 2007).

Das langsame Sterben der Hauptschule könnte die Landespolitik in NRW

schließlich dazu zwingen, das System entschiedener zu reformieren. In anderen

Bundesländern wurde die Hauptschule bereits abgeschafft und ein zweiglied-

riges Schulsystem scheint sich abzuzeichnen (für einen Überblick siehe Helbig

und Nikolai, 2015, 99ff). Auch wenn die Zweigliedrigkeit unter Reformern, bei-

spielsweise in der GEW und der GGG, umstritten ist, wäre die Abschaffung der

Hauptschule sicherlich ein Schritt hin zu weniger Segregation, Ausgrenzung,

Klassenverachtung und Rassismus im deutschen Bildungssystem. Bisher scheint

es die Landespolitik in NRWdamit jedoch nicht eilig zu haben, sondern eher die-

jenigen privilegierten Bevölkerungsgruppen zu vertreten, die die Absonderung

der Kinder in der Hauptschule befürworten.

Ein weiteres Hindernis für zukünftige Reformen ist die fortbestehende Zer-

splitterung der Lehrerorganisationen. Eine Mindestvoraussetzung für eine stär-

kere Einflussnahme der Grund-, Haupt-, Real- und Gesamtschullehrer wäre ein
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Bündnis der in der GEWund imVBE organisierten.BeideOrganisationen setzen

sich für eine Verlängerung der gemeinsamen Schulzeit ein. Doch auch wenn die

Organisationen bisweilen kooperieren, scheint ein formelleres Bündnis oder eine

vollständige Integration vorerst unrealistisch.Offenbar erschwert die Spaltungs-

struktur weiterhin die Zusammenarbeit zwischen diesen Gruppen. Gleichzeitig

hat die Einführung von Bachelor- und Masterabschlüssen in der Lehrerbildung,

die 2009 in NRW erfolgte, zu neuen Debatten über die ungleiche Bezahlung von

Lehrkräften verschiedener Schulformen geführt. Eine Verringerung der Status-

und Besoldungsunterschiede könnte die Chancen für Zusammenarbeit und da-

mit auch für Gesamtschulreformen erhöhen.

DerWiderstanddes Philologenverbandes gegendas längere gemeinsameLer-

nen ist nach wie vor groß. Auch mit der CDU ist eine Verlängerung der gemein-

samen Schulzeit für alle inNRWaktuell wohl nicht zumachen.Gleichzeitigmuss

man konstatieren, dass auf lokaler Ebene Teile der CDU gemeinsam mit Grü-

nen oder Sozialdemokraten die Gründung von Gesamtschulen vorantreiben, bei-

spielsweise in Köln.Dies hängt damit zusammen, dass viele Eltern sich heute die

Gesamtschule für ihre Kinder wünschen – darunter auch CDU-Wähler. Klassen-

kompromisse innerhalb der CDU werden also anscheinend immer noch ange-

strebt. Gleichzeitig wird die Abschaffung von Haupt- und Realschule herausge-

zögert und steht das Gymnasium politisch klar an erster Stelle. Sollte die CDU

in die Defensive kommen, beispielsweise in Folge einer bildungspolitischen Re-

formbewegung, ist dennoch nicht auszuschließen, dass sie eine neue Politikerge-

neration hervorbringt, die – wie Paul Mikat in den 1960er Jahren – bereit wäre,

eine grundsätzlichere Reform der Schulstruktur in Angriff zu nehmen.

Schlussendlich haben Konflikte um Geschlecht und christliche Konfessions-

zugehörigkeit im Vergleich zur Nachkriegsreformzeit an Bedeutung verloren.

Allerdings gibt es bis heute einen hohen Anteil öffentlicher katholischer Grund-

schulen inNRW,die bevorzugt katholischeKinder aufnehmenmüssenunddamit

den Gesamtschulcharakter der Grundschule untergraben. Die Abschaffung der

öffentlichen Konfessionsschule bleibt eine unerledigte Aufgabe für Reformer,

die heute umso dringlicher erscheint, weil sie zur Ausgrenzung muslimischer

Kinder und anderer Minoritäten beiträgt. Auch wenn der Staat-Kirche-Konflikt

sich abgemildert zu haben scheint, ist anzunehmen, dass katholische Konfession

und Identitätweiterhin die politischeOrientierungder katholischenBevölkerung

vor allem in ländlichen Gebieten prägen. Inwieweit sich dies in den Meinungen

über die Gesamtschule widerspiegelt, wäre eine Untersuchung wert.

Nachdem die DDR, die Sowjetunion und der Eiserne Vorhang Geschichte ge-

worden sind, erscheinen auch der Antikommunismus und die kommunistisch-

sozialistische Spaltungslinie heute weniger ausgeprägt. Nach der Wiederverei-

nigung wurde in Ostdeutschland ein mehrgliedriges Schulsystem einschließlich

desGymnasiumswieder eingeführt, sodassReformernheutenichtmehrmitdem

Vorschlag begegnet werden kann, «rüberzugehen». Dennoch liegt auf der Hand,
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dass der Antikommunismus weiterhin Einfluss auf die deutsche (Schul-)Politik

hat. Die 2007 gegründete Partei Die Linke steht unter Beobachtung des Verfas-

sungsschutzes und kämpft mit ständigem «Extremismusverdacht». Das Verhält-

nis zur Sozialdemokratie ist von gegenseitigem Misstrauen geprägt. Bildungs-

politische Reformideen wie die einer integrierten Sekundarstufe I werden noch

immer mit linksradikalem Gedankengut in Verbindung gebracht und als «ideo-

logisch» delegitimiert. Alles in allem besteht die konservative Hegemonie in der

Bildungspolitik somit fort.

In Norwegen wird das Gesamtschulsystem von den meisten Menschen als

selbstverständlich angesehen. Kaum jemand – auch nicht die Konservativen –

will die parallele Beschulung auf der Ebene der Jugendschule wieder einführen.

Auch wenn das norwegische Schulsystem sozial offener ist als das deutsche,

wird die Reproduktion von Klassenungleichheit von der Linken weiterhin als

Problem gesehen. Die Verteilungseffekte der Schulreformen der 1950er bis

1970er Jahre sind Gegenstand von Debatten (Hernes, 1973; Hjellbrekke/Korsnes,

2006, 119f; Lindbekk, 2008). In absoluten Zahlen haben Kinder aus den unteren

Klassen ihre Beteiligung an der Sekundarstufe II deutlich erhöht, dennoch hat

der Klassenhintergrund weiterhin einen recht stabilen relativen Effekt auf den

Bildungserfolg.

Die sozialdemokratischen Schulreformen der 1990er Jahre verlängerten die

gemeinsame Schulzeit um ein weiteres Jahr, indem das Einschulungsalter von

sieben auf sechs Jahre gesenkt wurde. Außerdem erhielten alle Jugendlichen das

Recht auf einen dreijährigen Besuch der Sekundarstufe II. Die ideologischen Be-

gründungen dieser Reformen ähnelten denen früherer Reformen in dem Sinne,

dass soziale Gleichheit ein Hauptziel blieb (Volckmar, 2008, 2016, 87ff). Auch die

Parteien der Mitte unterstützen dieses Ziel weiterhin.

Seit den 2000er Jahren haben sich die norwegischeBildungsrhetorik und -po-

litik stärker in Richtung der Ideen und Praktiken des New Public Management

verändert. Es gibt eine anhaltende Debatte darüber, ob die Reformen der Lehr-

pläne, die sich mehr an Kompetenzen als an Schulinhalten orientieren, und die

damit verbundene Einführung von nationalen Tests die sozial integrative Funk-

tion der Gesamtschule geschwächt haben (Volckmar, 2016, 111ff). Schulen in Oslo

experimentierenmit permanentenLeistungsgruppen,was vonderKonservativen

Partei unterstütztwird (Wilden/Juven, 2013).Die politische Rechte hat also in der

norwegischen Schulpolitik einige Fortschritte erzielt. Andererseits beschloss die

konservative Regierung, die bis 2021 im Amt war, die Noten in den letzten Schul-

jahren der Kinderschule nichtwieder einzuführen,weil sie nach längererDiskus-

sion zu dem Schluss kam, dass dies zu demotivierend wäre. Die Abschaffung der

Noten in der Jugendschule ist seit den 1970er Jahren nichtmehr versucht worden.

Bei den norwegischen Lehrerorganisationen hat sich der Fusionsprozess

im Laufe der Zeit fortgesetzt, so dass nun alle Lehrergruppen im Bildungsver-

band (Utdanningsforbundet), der zweitgrößten Gewerkschaft Norwegens mit über
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180.000 Mitgliedern, zusammengeschlossen sind. Unzufriedene Lehrkräfte der

Sekundarstufe II gründeten 1997 eine neue Organisation, die sich etwas plakativ

Norsk Lektorlag nennt. Sie ist nicht zu verwechselnmit dem früheren Verband der

norwegischen Sekundarschullehrer, der bis 1983 Norsk Lektorlag hieß und durch

Fusionen Teil des Bildungsverbandes wurde.Mit rund 8400Mitgliedern istNorsk

Lektorlag klein, aber wachsend. Die Organisation kann als konservativer Akteur

angesehen werden; so forderte sie beispielsweise 2015, in der Kinder- und Ju-

gendschule von Leistungsdifferenzierung undNotenGebrauch zumachen (Norsk

Lektorlag, 2015). Das jüngste Programm der Organisation ist in dieser Hinsicht

nicht mehr so eindeutig, betont aber immer noch die Bedeutung von Benotung,

Tests und Prüfungen. Norsk Lektorlag fordert außerdem, dass nur Jugendliche

mit einem Notendurchschnitt über einem bestimmten Niveau die akademisch

orientierte Sekundarstufe II wählen dürfen (Norsk Lektorlag, 2019).

Ein weiterer strittiger Punkt ist das Privatschulwesen. Das Gesetz über Pri-

vatschulen wurde in den letzten 15 Jahren mehrmals reformiert (Volckmar, 2016,

114ff). 2015 wurde von der Konservativen Partei, der Fortschrittspartei, der Li-

beralen Partei und den Christdemokraten die Gründung neuer privater «Profil-

schulen» mit alternativen Lehrplänen erleichtert (Volckmar, 2016, 123). Diese Än-

derung wurde 2022 von der Regierung aus Arbeiter- und Zentrumspartei rück-

gängig gemacht und weitere Änderungen, die demWachstum der Privatschulen

Einhalt gebieten sollen, wurden angekündigt.

In Bezug auf die Wahl der Oberstufenschule gibt es eine anhaltende Debatte

darüber, ob Notenschnitt, geografische Einzugsgebiete oder andere Modelle die

Grundlage legen sollten. Aktuell erfolgt die Verteilung der Jugendlichen auf ver-

schiedeneOberstufenschulen in erster Linie auf Grundlage ihres Notenschnittes,

manchmal in Kombination mit anderen Kriterien wie dem Wohnort. Die Kon-

servative Partei, die Liberale Partei und die Fortschrittspartei unterstützen eine

auf Noten basierende Schulwahl. Die konservative Regierung versuchte, alle Re-

gionen zu zwingen, eine ausschließlich auf Noten basierende Schulwahl einzu-

führen, doch dies wurde im November 2021 von der Regierung aus Arbeiterpar-

tei und Zentrumspartei rückgängig gemacht. Besonders in Oslo ist die Selektion

nachNoten umstritten, da die politische Linke die soziale, ethnische und geogra-

fische Segregation in der Stadt dadurch reproduziert sieht.

Es ist zu vermuten, dass die Arbeiterpartei die Strategie der Zusammenar-

beit mit Verbündeten auf der Linken und in der Mitte fortsetzen wird, um ge-

gen die Zunahmeder Privatschulen und die Segregation in denOberstufen-Gym-

nasien zumindest ein Stück weit vorzugehen. Auf der Linken hat sich die Rote

Partei (Rødt) als zusätzlicher Konkurrent für die Sozialistische Linkspartei eta-

bliert.Während die Rote Partei weniger geneigt ist, Koalitionenmit der Sozialde-

mokratie einzugehen, unterstützen beide linken Parteien das Gesamtschulprin-

zip und Maßnahmen gegen Privatisierung. Da die norwegischen Linksparteien

mehr Legitimität genießen als die deutsche Linkspartei, sind ihre Beziehungen
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zur Sozialdemokratie weniger kompliziert. Auch Debatten über Dezentralisie-

rung,Sprachfragen, christliche Erziehungundneuerdings über das Schicksal der

Jungen im Schulsystem finden weiterhin statt. In diesen Debatten scheinen die

Linke und die Mitte in Bezug auf Dezentralisierung und Sprache immer noch

mehr Gemeinsamkeiten zu haben als in Bezug auf christliche Erziehung und Ge-

schlecht.

In Bezug auf die Koalitionsbildung haben die norwegischen Parteien derMit-

te unterschiedliche Wege eingeschlagen. Die Zentrumspartei ist stabiler Koaliti-

onspartner der Sozialdemokratie. Die Christdemokraten beschlossen 2019, sich

der Regierungskoalition aus Konservativer Partei, Fortschrittspartei und Libera-

ler Partei anzuschließen. Sowohl die Christdemokraten als auch die Liberale Par-

tei leiden unter internen Konflikten über ihre Koalitionsstrategien, insbesonde-

re über die Zusammenarbeit mit der rechtspopulistischen Fortschrittspartei. Es

bleibt abzuwarten, was aus der politischen Mitte Norwegens werden wird. Ver-

mutlich bleibt sie eine ernstzunehmende Kraft. Im deutschen Fall wird die inte-

grative Kraft der CDU als interessenübergreifende Partei, die sich auf mehrere

Spaltungslinien stützt, auch in Zukunft ernst genommen werdenmüssen.

Insgesamt wird die Schulpolitik in beiden Fällen weiterhin von der gesam-

ten Spaltungsstruktur geprägt. Der Klassengegensatz tritt deutlich zu Tage und

führt zu Debatten über die Ungleichheit der Bildungschancen, in denen die po-

litische Linke und Rechte sich gegenüberstehen. Die Zusammenarbeit zwischen

verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen wird jedoch weiterhin auch durch an-

dere Spaltungslinien beeinflusst, die manche Koalitionen wahrscheinlicher und

andere unwahrscheinlicher werden lassen.Wer solche interessenübergreifenden

Koalitionen verstehenwill, sollte daher alle Facetten der Bildungspolitikmit offe-

nem Geiste studieren.
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Anhang

Vom norwegischen Parlament und seinen Ausschüssen

veröffentlichte Dokumente

Parlamentarische Debatten

Forhandlinger i Odelstinget, 17. Juni 1954, Lov om forsøk i skolen.

Forhandlinger i Lagtinget, 22. Juni 1954, Lov om forsøk i skolen.

Forhandlinger i Stortinget, 12. Oktober 1954, Styrking av skoleverket.

Forhandlinger i Stortinget, 20. Januar 1959, Heimkunnskap og husstell.

Forhandlinger i Odelstinget, 5. und 6.März 1959, Lov om folkeskolen.

Forhandlinger i Lagtinget, 13.März 1959, Lov om folkeskolen.

Forhandlinger i Odelstinget, 13.März 1959, Lov om folkeskolen.

Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1961, Forsøksvirksomheten i skoleverket.

Forhandlinger i Stortinget, 21.Mai 1963, Forsøksvirksomheten i skoleverket 1959–1960.

Forhandlinger i Stortinget, 8. Juni 1965, 1) Interfra repr. Borten om karaktersystemet i 9-årige

skole. 2) a) Forsøksvirks. i skoleverket, b) Læreraksj. for kristendomsfaget. 3) Aksj. vedr. fag- og

timebytepl. i 9-årig skole.

Forhandlinger i Stortinget, 10.März 1966, Yrkesskoler i husstell.

Forhandlinger i Stortinget, 21. April 1969, Lov om grunnskolen.

Forhandlinger i Odelstinget Nr. 7, 17. Februar 1970, Lov om tilskudd til private skoler.

Forhandlinger i Stortinget, 8.Mai 1974, Interpellasjon frå representant Røssum om departmentets

rundskriv om å gi karakterar i berre 3 fag i grunnskolen.

Forhandlinger i Stortinget, 17. April 1975, Forsøksverksemda i skuleverket 1973 og 1974.

Forhandlinger i Stortinget, 20. April 1978, Forsøksverksemda i skoleverket 1975–76.

Forhandlinger i Stortinget, 11. Mai 1979, Forsøksverksemda i skoleverket i skoleåret 1976–1977.

Andere Dokumente

Samordningsnemda for skoleverket (1949) IX. Tilråding om Skolekjøken- og husstellopplæringa.

Oslo: Brødrene Tengs.

St. meld. nr. 9 (1954) Om tiltak til styrking av skoleverket.

Innstilling fra Utvalget til å utrede skolekjøkken- og husstellopplæringa, Oppnevnt 29. august 1952,

Avgitt 21. desember 1954 (1955), Oslo: J. Chr. Gundersen.

St. meld. nr. 61 (1957) Om heimkunnskap og husstell.

Innst. S. nr. 294. (1958) Tilråding frå den forsterkede landbrukskomité om heimkunnskap og hus-

stell (St. meld. Nr. 11 für 1958, jfr. St. meld. Nr. 61 für 1957).

Ot. prnr. 30 (1958) Lov om folkeskolen.

Innst. O. II. (1959) Innstilling fra kirke- og undervisningskomiteen om lov om folkeskolen. (Ot.

prnr. 30 – 1958).

Innst. S. nr. 233 (1964–65) Innstilling frå kyrkje- og undervisningskomitéen om 1) forsøksvirksom-

heten i skoleverket 1960–61, 1962 og 1963, og 2) skriv frå Læreraksjonen til vern om kristen-

domsfaget (St. meld. nr. 42).
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Innst. S. nr. 234 (1964–65) Innstilling frå kyrkje- og undervisningskomitéen om aksjon til vern om

skulestyra sin rett i høve fag- og timebyteplan for den 9-årige folkeskulen.

Rundskriv nr. 13 (1964) frå Kyrkje- og undervisningsdepartementet til alle skoledirektørane. Jnr.

2513 As L 1964, EH/BO, Oslo, 15. Juni 1964.

St. meld. nr. 42 (1964–65) Om forsøksvirksomheten i skoleverket 1960–61, 1962 og 1963.

St. meld. nr. 101 (1964–65) Om yrkesskoler i husstell.

Innstilling frå Folkeskolekomitéen av 1963 (1965), Om lov om folkeskolen og ommellombils lov om

7-årig folkeskole og overgang til 9-årig folkeskole, 15. Juni 1965.

Innst. S. nr. 94 (1965–66) Innstilling frå kirke- og undervisningskomitéen om yrkesskoler i husstell

(St. meld. nr. 101).

Ot. PrNr. 59 (1966–67) Lov om grunnskolen.

Innstilling I fra Privatskoleutvalget (1967), 31. Januar 1967, Innstilling om støtte til private skoler,

Otta: Engers Boktrykkeri.

Innstilling IV fra Privatskoleutvalget (1968), Dezember 22, 1967, Innstilling om støtte til private

skoler. Orkanger: A.s Kaare Grytting.

Besl. O. nr. 33 (1968–69) (Jfr. Innst. O. XIV.) Vedtak til lov om grunnskolen.

Innst. O. XIV (1968–69) Innstilling fra kirke- og undervisningskomitéen om lov om grunnskolen.

Ot. PrNr. 61 (1968–69) Om lov om tilskudd til private skoler. Tilråding fra Kirke- og undervisnings-

departementet av 10. april 1969, godkjent ved kongelig resolusjon same dag.

Innst. O. nr. 107 (1968–69), Innstilling fra kirke- og undervisningskomitéen om ikke-behandling av

Ot. PrNr. 61 for 1968–69 om lov om tilskudd til private skoler.

Innst. O. VII. (1969–70) Innstilling fra kirke- og undervisningskomiteén om lov om tilskudd til

private skoler.

Innst. S. nr. 287 (1971–72). Innstilling fra kirke- og undervisningskomitéen ommønsterplan for

grunnskolen (St. meld. Nr. 46).

NOU 1974: 42 (1974) Karakterer, eksamen, kompetanse m. v. i skoleverket, Eva I

Stortingstidende (1976/1977), Sspm. fra repr. Kristin Lønningdal om tolkingen av mønsterplanens

side 52 om organisatorisk differensiering i matematikk og språkfag, s.tid. 2100–2101.

Stortingstidende (1977/1978), Gr. spm. fra repr. Sissel Rønbeck om bestemmelsene om organisato-

risk differensiering i grunnskolen, S.tid. 2694–2696.

Innst. S. nr. 215 (1978–79). Tilråding frå kyrkje- og undervisningsnemnda om forsøksverksemda i

skoleverket i skoleåret 1976–77 (St. meld. Nr. 34).

St.meld. nr. 34 (1978–79) Om forsøksverksemda i skoleverket 1976–77.

NOU 1978: 2 (1978) Vurdering, kompetanse og inntak i skoleverket, Eva II.

Vom Landtag NRW und seinen Ausschüssen veröffentliche

Dokumente

Landtag NRW, 18. Oktober 1960, Plenarprotokoll 04/48, 4.Wahlperiode, 48. Sitzung am 18. Okto-

ber 1960, 1693–1708.

Landtag NRW, 20. Juni 1961, Plenarprotokoll 04/63, 4.Wahlperiode, 63. Sitzung am 20. Juni 1961,

2291–2313.

Landtag NRW, 10. April 1962, Plenarprotokoll 04/80, 4.Wahlperiode, 80. Sitzung am 10. April 1962

–Debatte zur Interpellation der FDP zumMangel an Volksschullehrern, 2996–3021.

Landtag NRW, 12. Februar 1963, Plenarprotokoll 05/10, 5.Wahlperiode, 10. Sitzung am 12. Februar

1963, 231–293.
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Landtag NRW, 2. April 1963, Antrag der Fraktion der SPD, Betr.: Neuordnung der wenig geglie-

derten Volksschulen in Nordrhein-Westfalen durch Bildung vonMittelpunktschulen, Fünfte

Wahlperiode, Drucksache Nr. 105.

Landtag NRW, 14.Mai 1963, Plenarprotokoll 5/16, 5.Wahlperiode, 16. Sitzung am 14.Mai 1963,

S. 529–576.

Landtag NRW, 12. Januar 1965a, Antrag der Fraktion der SPD, Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur

Änderung der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen, 5.Wahlperiode, Drucksache

Nr. 639.

Landtag NRW, 12. Januar 1965b, Antrag der Fraktion der SPD, Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur

Änderung des Schulordnungsgesetzes (SchOG), des Schulverwaltungsgesetzes (SchVG) und

des Gesetzes über die Schulpflicht im Deutschen Reich (SchulpflG), 5.Wahlperiode, Drucksa-

che Nr. 640.

Landtag NRW, 28. Januar 1965, Betr.: Entwurf eines Gesetzes über die Schulpflicht im Land Nord-

rhein-Westfalen (Schulpflichtgesetz – SchpflG), 5.Wahlperiode, Drucksache Nr. 655.

Landtag NRW, 23. Februar 1965, Plenarprotokoll 05/50, 5.Wahlperiode, 50. Sitzung am 23. Februar

1965, Besprechung der SPD-Anträge (Drucksachen Nr. 639 und Nr. 640) sowie 1. Lesung des

Schulpflichtgesetzes, 1816–1851.

Landtag NRW, 23. Februar 1966, Neuordnung des Volksschulwesens; hier: Errichtung vonMittel-

punktschulen, Erlass des Kultusministers vom 23.2.1966, III A70-1-580/66.

Landtag NRW, 10.Mai 1966, Plenarprotokoll 05/75, 5.Wahlperiode, 75. Sitzung am 10.Mai 1966, 2.

Lesung des Schlupflichtgesetzes, S. 2766–2793.

Landtag NRW, 11.Mai 1966, Bericht des Kulturausschusses zur 3. Lesung des Entwurfs eines Ge-

setzes über die Schulpflicht im Land Nordrhein-Westfalen, Drucksache 5/1106.

Landtag NRW, 25.Mai 1966, Plenarprotkoll 05/77, 5.Wahlperiode, 77. Sitzung am 24.Mai 1966, 3.

Lesung des Schulpflichtgesetzes, 2853–2870.

Landtag NRW, 13. Juni 1966, Rd.erl. des Kultusministers vom 13. Juni 1966, III A 36–11/2

Nr. 2044/66, Die Hauptschule im Lande Nordrhein-Westfalen. Die Oberstufe (7.-9. Schuljahr)

Landtag NRW, 29. November 1966, Rd.erl. des Kultusministers vom 29. November 1966, II A

36–11/2 Nr. 3122/66, Studententafel und vorläufige Richtlinien für den Unterricht im 9. Schul-

jahr

Landtag NRW, 20. Juni 1967a, Antrag der Fraktionen der SPD, CDU und FDP, Betr.: Entwurf eines

Gesetzes zur Änderung der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen, 6.Wahlperiode,

Drucksache Nr. 320.

Landtag NRW, 20. Juni 1967b, Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ersten Gesetzes zur

Ordnung des Schulwesens im Lande Nordrhein-Westflane, des Schulverwaltungsgesetzes und

des Schulfinanzgesetzes, 6.Wahlperiode, Drucksache Nr. 321.

Landtag NRW, 21. Februar 1968a, Bericht des Hauptausschusses zur 2. Lesung des Entwurfs ei-

nes Gesetzes zur Änderung der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen – Antrag der

Fraktionen der SPD, CDU und FDP –Nr. 320 der Drucksachen, 6.Wahlperiode, Drucksache

Nr. 664.

Landtag NRW, 21. Februar 1968b, Bericht des Kultusausschusses zur 2. Lesung des Entwurfs eines

Gesetzes zur Änderung des ersten Gesetzes zur Ordnung des Schulwesens im Lande Nord-

rhein-Westfalen, des Schulverwaltungsgesetzes und des Schulfinanzgesetzes –Nr. 321 der

Drucksachen, 6.Wahlperiode, Drucksache Nr. 665.

Landtag NRW, 29. Februar 1968, Plenarprotokoll 06/31, 6.Wahlperiode, 31. Sitzung am 29. Februar

1968, 1087–1106.

Landtag NRW, 12. Juni 1968a, Interpellation Nr. 7 der Fraktion der CDU, Betr.: Durchführung der

neuen Schulgesetze, 6.Wahlperiode, Drucksache Nr. 774.

Landtag NRW, 12. Juni 1968b, Antrag der Fraktion der CDU, Betr.: Durchführung der neuen Schul-

gesetze, 6.Wahlperiode, Drucksache Nr. 775.
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Landtag NRW, 26. Juni 1968, Plenarprotokoll 06/36, 6.Wahlperiode, 31. Sitzung am 26. Juni 1968,

Antrag der Fraktion der CDU: Durchführung der neuen Schulgesetze, Drucksache Nr. 775,

1285–1400.

Landtag NRW, 22. Oktober 1968, Plenarprotokoll 06/41, 6.Wahlperiode, 41. Sitzung am 22. Okto-

ber 1968, Fragestunde, Frage 76 des Abg. Bargmann (SPD), Koedukation an Realschulen und

Gymnasien, 1593–1595.

Landtag NRW, 15. November 1971, Antrag der Fraktion der CDU, Schulversuch «kooperative Ge-

samtschule», Drucksache 7/1215.

Landtag NRW, 22. August 1973, Plenarprotokoll 07/77, 7.Wahlperiode, 77. Sitzung am 22. August

1973, Beschäftigung Radikaler im öffentlichen Dienst auf Grund der neuesten Entwicklung,

2923–2988.

Landtag NRW, 13. September 1973, Protokoll Kulturausschuss, 80. Sitzung (nicht öffentlich), 13.

September 1973, Ausschussprotokoll 7/1155.

Landtag NRW, 7.Mai 1974, Gesetzentwurf der Landesregierung. Entwurf eines Gesetzes zur Ände-

rung des Schulverwaltungsgesetzes und des Schulpflichtgesetzes, Drucksache 7/2844.

Landtag NRW, 11. Juli 1974, Plenarprotokoll 7/108, 7.Wahlperiode, 108. Sitzung am 11. Juli 1974,

S. 4415–4468.

Landtag NRW, 19. Februar 1975, Bericht des Kulturausschusses zur 2. Lesung des Entwurfs eines

Gesetzes zur Änderung des Schulverwaltungsgesetzes und des Schulpflichtgesetzes (Ge-

setzentwurf der Landesregierung) und zu den Anträgen der Fraktion der CDU Schulversuch

«kooperative Gesamtschule» sowie Vorlegung eines Gesetzentwurfs über die Schulentwick-

lungsplanung im Lande Nordrhein-Westfalen, Drucksache 7/4744.

Landtag NRW, 27. Februar 1975, Plenarprotokoll 7/124, 7.Wahlperiode, 124. Sitzung am 27. Februar

1975, 5211–5282.

Landtag NRW, 4. Juni 1975, Plenarprotokoll 8/2, 8.Wahlperiode, 2. Sitzung am 4. Juni 1975, 11–17.

Landtag NRW, 5.Mai 1976, Antrag der Fraktion der CDU, Reform der Hauptschule, Drucksache

8/965.

Landtag NRW, 9. November 1976, Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und FDP, Gesetz zur

Änderung des Schulverwaltungsgesetzes. Drucksache 8/14.

Landtag NRW, 25. November 1976, Plenarprotokoll 8/34, 8.Wahlperiode, 34. Sitzung am 25. No-

vember 1976, 1755–1838.

Landtag NRW, 29. Juni 1977, Plenarprotokoll 08/51, 8.Wahlperiode, 51. Sitzung am 29. Juni 1977,

Gesetz zur Änderung des Schulverwaltungsgesetzes, 2878–2927.

Landtag NRW, 26. Oktober 1977, Plenarprotokoll 8/57, 8.Wahlperiode, 57. Sitzung am 26.10.1977,

3240–3284.

Landtag NRW, 2. April 1979, Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Schule und

Kultur zu dem Antrag der Fraktion der CDU, Reform der Hauptschule, Drucksache 8/4355.

Landtag NRW, 3.Mai 1979, Plenarprotokoll 8/104, 8.Wahlperiode, 57. Sitzung am 03.05.1979,

7053–7070.
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Programme der norwegischen Parteien

Hinweis: Alle norwegischen Parteiprogramme sind im Archiv für parteipolitische Doku-

mente desNorwegischen Zentrums für Forschungsdaten (SIKT, ehemalsNSD) zugänglich,

siehe: https://polsys.sikt.no/en/parti/

Für die vorliegende Arbeit wurden die folgenden Programme analysiert.

Arbeiterpartei:

DNAs arbeidsprogram 1953–1957

DNAs arbeidsprogram 1958–1961

DNAs arbeidsprogramm1962-1965

DNAs arbeidsprogram 1966–1969

DNAs prinsipprogram 1969, Prinsipper og perspektiver

DNAs arbeidsprogram 1970–1973, Politikk for en ny tid, Vekst – Trygghet – Trivsel

DNAs arbeidsprogram 1974–1977, Vekst og vern – demokrati og likestilling, Trygghet for folket

DNAs arbeidsprogram 1978–1981, Du skal vita kva det gjeld, solidaritet – arbeid –miljø

Sozialistische Volkspartei:

SFs arbeidsprogram 1961–1964

SFs arbeidsprogram 1965–1969

Prinsipperklæring SF 1969

SFs arbeidsprogram 1969–1973

SFs valgprogram 1973–1977

SVs prinsipprogrammp 1977

SVs valgprogram 1977–1981

Liberale Partei:

Venstres arbeidsprogram for 1958–1961, Stem for vi vil programmet, stem Venstre – Folkepartiet,

Mennesket i sentrum

Venstres arbeidsprogram for 1961–1965, Framgang i frihet

Venstres arbeidsprogram for 1965–1969, Samspill mellommedmennesker – en framtid med Venst-

re

Venstres arbeidsprogram for 1969–1973

Venstres arbeidsprogram for 1973–1977

Venstres arbeidsprogram for 1977–1981
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Christdemokraten:

KrFs Programm ved stortingsvalget 1957

4 år med Kristelig Folkeparti, Program ved stortingsvalget 11. sept. 1961.

KrFs-arbeidsprogram 1965–1969

KrFs prinsipielle program 1965, Vegen ogMålet

Valgprogram KrF 1969–1973

KrFs-program for 1973–1977

KrFs-program for 1977–1981, Samling om verdier

Zentrumspartei:

Bondepartiets program 1957

Senterpartiets program 1961

Senterpartiets stortingsvalgprogram 1965–1969

Senterpartiets prinsipp-program 1965, Vilje til ansvar

Senterpartiets valgprogram 1969–1973

Senterpartiets prinsipp-program 1973

Senterpartiets valgprogram 1973–1977

Senterpartiets valgprogram 1977, Vekst er ikke å forbruke mer,men å forvalte bedre!

Konservative Partei:

Hovedprogram for Høire og Høires arbeidsprogram 1958–1961

Høires hovedprogram 1961

Høyres hovedprogram 1965

Høyres hovedprogram 1965

Høyres hovedprogram og arbeidsprogram 1969–1873

Høyres program stortingsvalg 1973

Høyres program 1977–1981

Fortschrittspartei:

Anders Langes partis valgprogram 1973, Vi er lei av å bli utbyttet av statskapitalismen

Fremskrittspartiets handlingsprogram for stortingsvalget 1977

Fremskrittspartiets prinsipp-program 1977
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Programme der deutschen Parteien

Hinweis: Die nationalen Programme der SPDwurden aus demArchiv der Friedrich-Ebert-

Stiftung heruntergeladen. Die Programme der SPD NRW von 1962, 1975 und 1980 wur-

den über die Universitätsbibliothek Bergen bezogen. Die nationalen Programme der CDU

wurdenausdemArchivderKonrad-Adenauer-StiftungheruntergeladenunddieNRW-Pro-

grammewurden freundlicherweise per E-Mail vomArchiv zurVerfügung gestellt. Die Bun-

des- und NRW-Programme der FDP wurden aus dem Archiv des Liberalismus der Fried-

rich-Naumann-Stiftung bezogen. Berücksichtigt wurden Publikationen, die die wichtigs-

ten schulpolitischenPositionen der Parteien imZeitverlauf zusammenfassen und dokumen-

tieren, wie z.B. Veröffentlichungen des SPD-Parteivorstandes (SPD, 1975, 1979) und eine

Publikation der Konrad-Adenauer-Stiftung zur Bildungspolitik der CDU von 1945 bis 2011

(Gauger, 2011). Für die vorliegende Arbeit wurden die folgenden Programme analysiert.

SPD:

Bundestagswahlprogramm 1957 (abgedruckt im Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei

Deutschlands 1956/57, Hannover – Bonn: Neuer Vorwärts Verlag).

Godesberger Programm (Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands),

1959

Regierungsprogramm der SPD, 1961

Bildungspolitische Leitsätze der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 1964

Tatsachen und Argumente, Erklärungen der SPD Regierungsmannschaft, 1965

ENTWURF: Modell für ein demokratisches Bildungswesen (1969 vom Bildungspolitischen Aus-

schuss beschlossen und im Einvernehmenmit dem Parteivorstand als Diskussionsentwurf

veröffentlicht.), 42–72 in Dokumentation. Programme und Entschließungen zur Bildungspo-

litik 1964–1975. Sozialdemokratische Partei Deutschlands.

Regierungsprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 1969, Erfolg, Stabilität,

Reform

Wahlprogramm der SPD,MitWilly Brandt für Frieden, Sicherheit und eine bessere Qualität des

Lebens, 1972

Regierungsprogramm 1976–1980, SPD –Weiter arbeiten amModell Deutschland

Wege zur menschlichen Schule – die Reformmuß weitergehen. Programm zur Fortführung der

Bildungsreform (Beschlossen auf der AfB-Bundeskonferenz 23.-25.März 1979 in Osnabrück)

Wahlprogramm 1980, Sicherheit für Deutschland

SPD NRW:

SPD vorn. Nordrhein-Westfalen muss Vorbild werden.Material zur Landtagswahl am 8. Juli 1962

Nordrhein-Westfalen-Programm 1975 (herausgegeben 1970 von der sozial-liberalen Landesregie-

rung)

Programm zur Landtagswahl 1975 – Entwurf

Unser Programm für die 80er Jahre «Politik für unser Land», 1980
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FDP:

Aktionsprogramm zur Bundestagswahl der Freien Demokratischen Partei, 1957

Aufruf zur Bundestagswahl 1961 der Freien Demokratischen Partei

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 1969 der Freien Demokratischen Partei «Praktische Politik

für Deutschland –Das Konzept der F. D.»

Wahlaufruf zur Bundestagswahl 1972 der Freien Demokratischen Partei «Vorfahrt für Vernunft»

Stuttgarter Leitlinien einer liberalen Bildungspolitik der Freien Demokratischen Partei, 1972

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 1976 der Freien Demokratischen Partei «Freiheit Fortschritt

Leistung»

Wahlprogramm zur Bundestagswahl 1980 der Freien Demokratischen Partei «Unser Land soll

auchmorgen liberal sein»

FDP NRW:

Wahlaufruf zur Landtagswahl 1962 der Freien Demokratischen Partei Landesverband Nordrhein-

Westfalen «Besser regieren –weniger Staat»

Wahlplattform zur Landtagswahl 1970 der Freien Demokratischen Partei Landesverband Nord-

rhein-Westfalen «Aktion Liberal»

Wahlplattform zur Landtagswahl 1975 der Freien Demokratischen Partei Landesverband Nord-

rhein-Westfalen «Liberale Politik für Nordrhein-Westfalen»

Wahlprogramm zur Landtagswahl 1980 der Freien Demokratischen Partei Landesverband Nord-

rheinWestfalen «Mut zur Freiheit –Mut zur Verantwortung»

CDU:

Hamburger ProgrammCDU,Das Programm der Christlich Demokratischen Union für den zwei-

ten deutschen Bundestag, 1953

Kölner Programm, CDU, 1961

Bildung in der modernenWelt. Hamburger Empfehlungen der CDU/CSU zur Kulturpolitik. 3.

Kulturpolitischer Kongress, 9.-10.11.1964.

Düsseldorfer Erklärung der CDU, 31.März 1965, beschlossen auf dem 13. Bundesparteitag der CDU

in Düsseldorf.

Deidesheimer Leitsätze. Entwurf eines schul- und hochschulpolitischen Programms. 4. Kulturpo-

litischer Kongress, 28.2.-1.3. 1969.

CDU 1969–1973,Wahlprogramm der Christlich Demokratischen Union Deutschlands

Schul- und Hochschulreformprogramm der CDU, 1971. Argumente, Dokumente,Materialien

Nr. 5258, herausgegeben von der CDU-Bundesgeschäftsstelle.

Bildungspolitik auf klarenWegen. Ein Schwerpunktprogramm der CDU/CSU. Ein Papier der

KultusministerWalter Braun,WilhelmHahn, Hans Maier,Werner Scherer, Bernhard Vogel

und des vorm.MdB Berthold Martin, 1972.

Mannheimer Erklärung «Frau und Gesellschaft» 1975, 23. Parteitag, 23.-25. Juni 1975.

Kulturpolitisches Programm 1976. Vorgelegt von den Kultusministern der von CDU und CSU re-

gierten Bundesländer.

DasWahlprogramm der CDU und CSU 1976

Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit. Grundsatzprogramm 1978.

Für Frieden und Freiheit. DasWahlprogramm der CDU/CSU für die Bundestagswahl 1980.
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CDU NRW:

Aktions-Programm für Nordrhein-Westfalen, CDUNRW 18.4.1970. Archiv für Christlich-Demo-

kratische Politik (ACDP), Pressedokumentation.

CDU: Ziele undWege ’80. Programm für Nordrhein-Westfalen zur Landtagswahl 1975. Archiv

für Christlich-Demokratische Politik (ACDP), Bestand CDU-Landtagsfraktion Nordrhein-

Westfalen, 05–009-349.

Aussagen der CDU in Nordrhein-Westfalen zur Landtagswahl 1980. Langfassung. Archiv für

Christlich-Demokratische Politik (ACDP), Bestand CDU-Landtagsfraktion Nordrhein-Westfa-

len, 05–009-865.

Zeitzeugeninterviews: Kurzbiographien

Norwegische Zeitzeugen:

Jakob Aano, interviewt am 10. Juli 2014; führendes Mitglied der Sektion Stavan-

ger des Verbandes der norwegischen Sekundarschullehrer 1955–1958, Schulleiter

einer christlichen Privatschule 1959–1963, Schulleiter einer christlichen Schule in

Tansania 1959–1963, Abgeordneter der Christdemokraten 1965–1985,Mitglied des

Ausschusses fürKircheundBildung 1965–1977, stellvertretenderVorsitzender der

Vereinigung für eine christliche Schule (heuteChristliches Pädagogisches Forum)

1967–1972.

IvarBjørndal, interviewtam26. Juni 2015; SekundarschullehrerundSchulinspek-

tor, Bezirksschulinspektor imBezirkØstfold 1971–1977,Direktor desØstfoldUni-

versity College 1977–1981 und 1990–1992, Direktor des Rates für Sekundarschul-

bildung 1981–1990, Bildungsdirektor im Bezirk Østfold 1992–1998, Mitglied der

Arbeiterpartei und des Verbandes der norwegischen Sekundarschullehrer.

Gudmund Hernes, interviewt am 21. Januar 2014; Vorsitzender der Studieren-

denorganisation der Arbeiterpartei in Oslo 1963, Promotion in Soziologie in den

USA 1970, Professor in Bergen und Oslo 1971–1990, Minister für Bildung, For-

schung und kirchliche Angelegenheiten 1990–1995, Minister für Gesundheit und

Soziales 1995–1997, Direktor des Internationalen Instituts für Bildungsplanung

der UNESCO in Paris 1999–2005, Forscher am Fafo-Institut und Professor an der

BI Norwegian Business School.

Kjell Horn, interviewt am 2.November 2014; Kinderschullehrer, Jugendschulleh-

rer und Schulleiter, Berater des Grundschulrates 1972–1975, einer der Gründer

und späteren Kritiker des norwegischen Humanistischen Verbandes, Befürwor-

ter des Ethikunterrichts in der Grundschule, 1958 aus der Arbeiterpartei ausge-
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schlossen, in den 1970er Jahren inderKommunistischenArbeiterpartei (AKP) und

dem norwegischen Lehrerverband aktiv.

Theo Koritzinsky, interviewt am 5. November 2014; Vorsitzender der Jugendor-

ganisation der Sozialistischen Volkspartei 1965–1966, Dozent für Politikwissen-

schaft in Oslo 1969–1975, Vorsitzender der Sozialistischen Linkspartei in Oslo

1970–1971, Dozent und später Assistenzprofessor an der Lehrerbildungsanstalt

in Sagene und an der Hochschule in Oslo 1975–2010, Vorsitzender der Sozia-

listischen Linkspartei 1983–1987, Abgeordneter der Sozialistischen Linkspartei

im Parlament 1985–1993, Vorsitzender des Ausschusses für Kirche und Bildung

1989–1993.

Lars Roar Langslet, interviewt am 23. Juni 2014; Herausgeber der konserva-

tiven Zeitschrift Minerva 1957–1968, Abgeordneter der Konservativen Partei

im Parlament 1969–1989, Mitglied des Ausschusses für Kirche und Bildung

1969–1973, 1987–1989 und Vorsitzender 1973–1980, Minister für Kultur und For-

schung 1981–1986,Mitglied der Riksmål-Gesellschaft,Mitglied des norwegischen

Sprachrates 1972–1976, Präsident der Norwegischen Akademie für Sprache und

Literatur 1995–2011.

Kari Lie, interviewt am 10. Dezember 2014; Kinderschullehrerin, aktiv im Osloer

Lehrerinnenverband seit 1964, Vorsitzende 1970–1974 (der Osloer Ortsverband

des Lehrerinnenverbandes blieb von 1966–1968 unabhängig und trat 1968 dem

norwegischen Lehrerverband als eigenerOrtsverbandbei), Sekretärin des norwe-

gischen Lehrerverbands 1972–1975, Vorsitzende des Lehrerverbands 1978–1985,

kein Parteimitglied.

Tore Lindbekk, interviewi am 25. Juni 2014; Vorsitzender des norwegischen Stu-

dentenverbandes (Det Norske Studentersamfund) 1962, Herausgeber der konserva-

tiven Vierteljahreszeitschrift Minerva 1962–1967, Professor für Soziologie an der

Universität Trondheim ab 1969, stellvertretender Vorsitzender der Konservativen

Partei in Trondheim 1972, Mitglied des Stadtrats von Trondheim 1976–1983, Mit-

glied des Bezirksrats von Sør-Trøndelag.

PerLønning, interviewt am25. Juni 2014;Ordination 1951,Promotion inTheologie

und Geschichte des politischen Denkens, Gymnasiallehrer in Oslo 1954–1964, Ab-

geordneter undMitglied des Ausschusses für Kirche und Bildung für die Konser-

vative Partei 1959–1965, Vorsitzender des Osloer Schulrates 1960–1963, Mitglied

des Planungsausschusses für die Jugendschule in Oslo 1960–1961, Vorstandsmit-

glied und Vorsitzender der konservativen Zeitschrift Minerva 1957–1964, Vorsit-

zender des Pastorenverbandes der norwegischen Kirche 1962–1964, Bischof von

Borg 1969–1975,Professor inOsloundStraßburg,Bischof vonBjørgvin 1987–1994.
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Per Arne Sæther, interviewt am 31. Juli 2014; Lehrer an Realschule, Gymnasium

und Jugendschule 1973–1987, aktiv imVerbandder norwegischen Sekundarschul-

lehrer (Norsk Lektorlag, ab 1983 NUFO/Norwegian Educational Association) seit 1974,

stellvertretender Vorsitzender des Vorstands in Vestfold 1976–1981, Vorsitzender

der Zweigstelle in Vestfold 1982–1984, Mitglied des Beratungsausschusses der

Organisation für die Jugendschule 1981–1983, Mitglied des Zentralvorstandes

1984–1986, leitender Berater der Organisation 1988–2013, kein Parteimitglied.

Torild Skard, interviewt am 25. Oktober 2014; Vorsitzende der Sozialistischen

Studentenvereinigung 1959, 1959 aus der Arbeiterpartei ausgeschlossen, Mit-

glied der Sozialistischen Volkspartei ab 1961, Abgeordnete der Sozialistischen

Linkspartei 1973–1977, erste weibliche Präsidentin einer Parlamentskammer,

später hochrangige Positionen bei den Vereinten Nationen, Vorsitzende der

Norwegischen Vereinigung für Frauenrechte 2006–2014.

HansOlavTungesvik, interviewt am 16. Juni 2014; Arzt undPsychiater,Vorsitzen-

der der Studierendenorganisation der Nynorsk-Bewegung (Studentmållaget) 1959,

Vorstandsmitglied der Norwegischen Sprachvereinigung 1962–1965 und Vor-

sitzender 1965–1970, kandidierte 1971 für die Liberale Partei für das Parlament,

später Mitglied der Christdemokraten und Parlamentsabgeordneter 1977–1985,

Mitglied des Ausschusses für Kirche und Bildung 1977–1981 und Vorsitzender

1981–1983, später Direktor einer psychiatrischen Klinik in Skånevik.

Deutsche Zeitzeugen:

Anke Brunn, interviewt am 25. August 2015; Mitglied der SPD seit 1967, wis-

senschaftliche Mitarbeiterin in Köln 1966–1975, Mitglied des Landtags NRW für

die SPD 1970–1981 und 1985–2010, Mitglied des Berliner Abgeordnetenhauses

1981–1983, NRW-Ministerin für Wissenschaft und Forschung 1985–1998, Vor-

sitzende und stellvertretende Vorsitzende der Bund-Länder-Kommission für

Bildungsplanung 1985–1998,Mitglied der GGG.

Ilse Brusis, interviewt am 18. April 2015; Grund-/Hauptschullehrerin 1960–1969,

später Konrektorin einer Hauptschule, Leiterin eines Lehrerseminars, Schulrä-

tin,Mitglied der SPD seit 1969,Mitglied der GEW 1960–1995 und Vorsitzende der

GEW NRW 1975–1981, Mitglied des Bundesvorstandes des Deutschen Gewerk-

schaftsbundes 1982–1990, verschiedene Ministerämter in der NRW-Regierung

1990–2000.

Uwe Franke, interviewt am 20. April 2015; Hauptschullehrer ab 1969 in Hamm,

Eintritt in die CDU und ihre Jugendorganisation 1962, 1970 Eintritt in den neuge-
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gründeten VBE,NRW-Vorsitzender des Verbandes 1980–1995, immer noch aktiv

im VBE.

Reinhard Grätz, interviewt am 6. Mai 2015; Fliesenleger und Ingenieur, Mitglied

der SPD seit 1957, Vorsitzender der Jungsozialisten in Wuppertal 1968–1973,

Mitglied des Vorstandes der SPD Wuppertal 1972–1994 und des Vorstandes der

SPD Region Niederrhein 1974–1988, Sprecher für Bildung und Medien des SPD-

Landesvorstandes NRW 1975–1994, Mitglied des Landtages NRW für die SPD

1970–2000, Mitglied des Ausschusses für Schule und Kultur (später Schule und

Weiterbildung) 1970–1985 und dessen Vorsitzender 1975–1985.

Wolfgang Heinz, interviewt am 28. April 2015; Journalist, Mitglied der FDP

seit 1964, Vorsitzender der FDP Rhein-Sieg-Kreis 1968, Vorsitzender der FDP

Köln 1974–1978, Mitglied der GEW ab 1972, Bundestagsabgeordneter der FDP

1970–1980, Sprecher der Fraktion für Bildungspolitik 1970–1975, Mitglied des

Ausschusses für Schule und Kultur 1970–1975 und stellvertretendes Mitglied

1975–1980, Parlamentarischer Geschäftsführer der FDP-Bundestagsfraktion

1973–1980.

Jürgen Hinrichs, interviewt am 9. Juni 2015; Gymnasiallehrer, Mitglied der FDP

seit 1955, Mitglied des Philologenverbandes von 1964 bis 1975, kommunalpoli-

tisch aktiv in Herford von 1969–1975, Mitglied des Landtages NRW für die FDP

1975–1980, Mitglied des Landtagsausschusses für Schule und Kultur 1975–1980

und bildungspolitischer Sprecher der Fraktion 1975–1980.

WalterHupperth, interviewt am 4.Mai 2015; Gymnasiallehrer am Freiherr-vom-

Stein-Gymnasium in Köln-Leverkusen ab 1965, promoviert in klassischer Philo-

logie, Mitglied im Philologenverband und dort seit den 1960er Jahren aktiv, u.a.

als Vertreter im Personalrat des Gymnasiums auf Kreisebene, Vorsitzender des

Vorstands von 1984 bis 1999, sympathisiert mit der CDU.

Wilhelm Lenz, interviewt am 20. Mai 2015; promovierter Philologe 1949, Ge-

schäftsführer des Deutschen Beamtenbundes NRW (dbb) 1953–1984, Mitglied

der CDU seit 1946, Vorsitzender der CDU Köln 1963–1972, Mitglied des NRW-

Präsidiums der CDU 1962–1977, Abgeordneter der CDU im Landtag NRW von

1958 bis 1980, Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion 1962–1970, Präsident des

Landtags NRW 1970–1980.

Hiltrud Meyer Engelen, interviewt am 4. Mai 2015; Gymnasiallehrerin am Frei-

herr-vom-Stein-Gymnasium in Köln-Leverkusen ab 1968, Schulleiterin dieser

Schule von 1991 bis 2004,Mitglied im Philologenverband und dort aktiv.
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Anne Ratzki, interviewt am 3. Juni 2015; Gymnasiallehrerin, von 1970–1995

Schulleiterin in Köln-Holweide (ab 1975 Gesamtschule), leitete Versuche mit

leistungsgemischten Gruppen, Referatsleiterin für Integrierte Gesamtschu-

len bei der Stadt Köln 1995–1999, Gründerin des Instituts für Teamarbeit und

Schulentwicklung 1996, seit 1969 in der GEW aktiv, Mitglied der SPD und der

GGG.

Hans-G. Rolff, Interview am 28. Mai 2015; Soziologe und Erziehungswissen-

schaftler, aktiv in der SPD-Studierendenorganisation SHB, 1966/1967 Referent

für Bildungspolitik beim Deutschen Gewerkschaftsbund in NRW, 1967–1970

Berater und Planungsverantwortlicher für den Berliner Schulsenator, seit 1970

Professor für Schulpädagogik inDortmund, 1973 Gründer des Instituts für Schul-

entwicklungsforschung an der Universität Dortmund, Mitglied von GEW, SPD

und der GGG.
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